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8§ 1 Einleitung
A. Gegenstand der Untersuchung und Zielsetzung der Arbeit

Der in der Offentlichkeit tiber Monate hinweg prasente Arbeitskamvjsichen der Deutschen
Bahn AG und der Gewerkschaft Deutscher Lokomotivfihrer (GDL), in dégedauf zwei
wichtige Entscheidungérergangen sind, hat in der jiingsten Vergangenheit gezeigt, dass das
Thema Friedenspflicht und ihre Reichweite von erheblicher Brisangnafiér Aktualitat fir
die Tarifautonomie in der Bundesrepublik Deutschland sind. Kaum ein arsdbestsrechtli-
ches Ereignis hat in der jingsten Vergangenheit eine so bredtatlicgtie Aufmerksamkeit
gefunden wie diese Tarifauseinandersetzung. Sie hat gezeigbhed@eitsam der Grundsatz
der Tarifeinheit bei Tarifpluralitat fur eine funktionierende Tartonomie ist Dieser Ar-
beitskampf verdeutlicht gravierende Anderungen der Tarif- und Arbgifsfsaxis® Das
dem Tarifrecht zugrundeliegende System geht vom Modell einedgemhandelnden DGB-
Gewerkschaft pro Betrieb aus, d.h. eine Gewerkschaft vertritedenge organisierte Beleg-
schaft, ein Tarifvertrag regelt die Arbeitsbeziehungen und aviegitagliche Gleichstellungs-
abreden sorgen fur die Erstreckung des Tarifvertrages auf den8eiffer und damit fur Ent-
geltgleichheit. Diese tarifliche Auseinandersetzung zwische®eetschen Bahn AG und der
GDL hat gezeigt, dass dieses Modell nicht mehr der Reahtdprcht. Es treten kleine,
durchsetzungsstarke Sparten- und Spezialistengewerkschaften aifjesie Tarifforderun-
gen fur Berufsgruppen stellen, die sich nicht von den DGB-Gewerksctafteeichend ver-

treten wahnen.

Die Rechtsprechung, die im Bereich des Arbeitskampfresghtsvielen Jahren als Ersatzge-
setzgeber fungiert, ist dabei, die von ihr entwickelten StruktureAudestskampfrechts auf-

zulésen. Hiervon besonders betroffen ist der Grundsatz der Tarifeiddeibesagt, dass in

! LAG Sachsen02.11.2007 -7 SaGa 19/07, NZA 2008, 59 ff.; ABBemnitz05.10.2007 - 7 Ga 26/07, ArbuR
2007, 393.

2 St. Rspr. BAG 04.12.2002 - 10 AZR 113/02, AP N8.Z21 § 4 TVG Tarifkonkurrenz; BAG 25.07.2001 - 10
AZR 599/00, NZA 2002, 1406, 1407; BAG 26.01.19940- AZR 611/02, NZA 1994, 1038, 1040; BAG
20.03.1991 - 4 AZR 455/90, NZA 1991, 736, 738.

3 GiesenNZA 2009, 11 ff..Hromadka,NZA 2008, 384 ff..Bayreuther NZA 2008, 12 ff.;Jacobs NZA 2008,

325 ff.; Greiner,NZA 2007, 1023Eckert,DStR 2008, 259 elot de Beauregard\ZA-RR 2007, 393 ffyon
Steinau-Steinriick/GlaniZA 2009, 113 ff.



§ 1 Einleitung

einem Betrieb grundsétzlich nur ein Tarifvertrag gelten “sBlleser tiber Jahrzehnte vom
Bundesarbeitsgerich(BAG) erfolgreich praxiserprobte Grundsatz wird zunehmend aufge-
weicht, indem die Bestimmung des Umfangs eines Streiks zuchdiefdichen Disposition
der Gewerkschaften gestellt witdie unmittelbare Folge ist eine weitreichende Freigabe des
Streikrechts als Tendenz der aktuellen arbeitsgerichtlichen $peebhung. Damit besteht die
Gefahr einer Zersplitterung der betrieblichen Tariflahdfic da der Grundsatz der Tarifein-
heit Gber vertragliche Gleichstellungsklauseln auch den nicht gsevaftsangehdrigen Mit-
arbeitern zu Gute kommt. Diese aktuelle Umbruchsituation in deitsgbechtlichen Recht-
sprechung hat erhebliche Bedeutung fir die Friedenspflicht, insbesdiddre Bestimmung

ihrer Reichweite und zwingt daher zu einer rechtlichen Neubewertung ddefspflicht.
B. Gang der Untersuchung

Zu Beginn der Arbeit wird in 8 2 die aktuelle Problematik déschieds vom Grundsatz der
Tarifeinheit erlautert sowie die Bedeutung dieses Prinzipsli@&iFriedenspflicht und damit
fur die weitere Untersuchung ihrer Reichweite aufgezeigt. In &@ sedann die rechtliche
Grundlage der Friedenspflicht dargestellt, wobei der Kreis @epfliichteten und Berechtig-
ten sowie die Rechtsfolgen beim Verstol3 gegen die tariflichesdnrspflicht die Schwer-
punkte dieses Abschnittes bilden. Darliber hinaus wird die Differengiewischen relativer

und absoluter Friedenspflicht aufgezeigt.

In 8 4, dem Schwerpunkt der Arbeit, wird sodann die Reichweite deddfrspflicht unter-
sucht, wobei zunéchst die Auslegung des Tarifvertrages imlittet stehen wird. Daran
wird sich eine Untersuchung anschliel3en, bei der es im Kern dgeben wird, die unter-
schiedlichen Auffassungen in der Rechtsprechung und in der Literati@estimmung der
sachlichen Reichweite der Friedenspflicht darzustellen und konkeetdssichere Ausle-
gungskriterien im Rahmen einer eigenen Konzeption zu entwickeln. AeiSehti werden die
fur rechtssicher erachteten Kriterien vor dem Hintergrund derdivende in der Tarifland-
schaft neu bewertet. 8 4 schliel3t mit @arstellung der persénlichen Reichweite der Frie-

4 Vgl. BAG 14.06.1989 - 4 AZR 200/89, AP Nr. 16 zA8TVG Tarifkonkurrenz; BAG 05.09.1990 - 4 AZR
59/90, AP Nr. 19 zu 8 4 TVG Tarifkonkurrenz; BAG.Q9.2005 - 1 ABR 41/04, AP Nr. 18 zu § 2 Tarifzu-
standigkeit.

® Vgl. LAG Sachsen?.11.2007 - 7 SaGa 19/07, NZA 2008, 59 ff.; ArBBemnitz,5.10.2007 - 7 Ga 26/07,
ArbuR 2007, 393; LARheinland-Pfalz14.6.2007 - 11 Sa 208/07, DB 2007, 2432; LK&n, 12.12.2005 -

2 Ta 457/05, NZA 2006, 62; LABessen22.07.2004 - 9 SaGa 593/04, NZA-RR 2005, 262.



8§ 1 Einleitung

denspflicht. Hierzu werden die verschiedenen Auffassungen in @étdpeechung und in der
Literatur dargestellt. Dartber hinaus werden Sonderprobleme er@résranschlielende 8 5
befasst sich mit der Geltungsdauer der Friedenspflichtbelievird insbesondere die Flucht
des Arbeitgebers in und aus dem Arbeitgeberverband einen Schwerpunkbeirdarstel-
len. In dem abschliel3enden 8§ 6 werden die erzielten Ergebnisse edr nath einmal zu-

sammen gefasst und bestehende Querverbindungen aufgezeigt.

Hervorzuheben ist die besondere Bedeutung der verfassungsrechtlich genséfbar 3 GG
gewahrleisteten Tarifautonomie. Sie grenzt den koalitionsrechtligh#onomiebereich ab
und bestimmt gleichzeitig die Aufgaben der Koalitionen. Dies betlediiss das Grundrecht
zum einen durch ein freiheitliches Konzept gepragt ist, zum andessngdda Koalitionen im
Rahmen der ihnen verfassungsrechtlich zugewiesenen Aufgabenbereiéhgetiverantwor-
tung und die Legitimation zu einer eigenen gesellschaftspolitischehmu@y zustehen. Daher
steht die Tarifautonomie gemaf Art. 9 Abs. 3 GG mit zahlreichenfelgend ausgefiihrten
Problemkreisen in Verbindung und spielt als Konkretisierung des Statprinzips eine

zentrale Rolle in der Arbeit.

C. Ausgangspunkt, methodischer Ansatz und Arbeitshypothesen

Die tarifliche Friedenspflicht zwischen den Vertragspartradsnzwingender Bestandteil des
Tarifvertragsinhalsbildet den Ausgangspunkt der Arbeit. Nur wenn die Friedenspflisht al
ein unverzichtbarer Teil des Tarifvertrages verstanden wird undlihdas Arbeitsleben be-
deutende Funktion als eine Friedensordnung Beriicksichtigung findes, nsbglich, die ent-
scheidenden Fragen nach der sachlichen und der persénlichen ReichwEriedigrspflicht
sowie nach ihrer Geltungsdauer zu beantworten. Die vorliegendet Ady®Igt daher das
Ziel, sich mit der Friedenspflicht im Gesamtkontext des Tatifagsrechts auseinander zu
setzen, die unterschiedlichen Interessen von Arbeitgebern und Arbegtimehmbericksich-

tigen und jeweils den Bezug zur Problematik der Grenzen der Tarifautonomie éleraust

® St. Rspr. BAG 08.02.1957 - 1 AZR 169/55, AP Neul§ 1 Friedenspflicht; BAG 21.12.1982 - 1 AZR 40,/
AP Nr. 76 zu Art. 9 GG Arbeitskampf; BAG 27.06.1982 AZR 404/88, AP Nr. 113 zu Art. 9 GG Arbeits-
kampf; Ruthersin: Brox/Ruthers, Arbeitskampfrecht, Rn. 21;haubin: Schaub, Arb.-Hdb., § 201 Rn. 11;
v. Hoyningen-Huen&ZfA 1980, 453, 466Melot de BeauregardZA-RR 2007, 393, 394Zachertin: Kem-
pen/Zachert, TVG, Rn. 33Fhisingin: Wiedemann, TVG, Rn. 866.



§ 1 Einleitung

Die vorgenannten Problemkreise werden vor dem Hintergrund der angesproCineioieich-

situation in der Tariflandschaft untersucht. Die Friedenspflgthgesetzlich nicht geregelt, so
dass die Gesetzesauslegung methodisch in den Hintergrund trittrdslakier der Frage
nachgegangen, ob die Auslegung der Reichweite der FriedehspfiidVege der ergénzen-

den Vertragsauslegung zu erfolgen hat, deren Grundlage der hypothetigelveilrRabildet”

Weiter wird untersucht, ob die Ubereinkommen der International Lab@an@ation (ILOY
als erganzende Auslegungshilfen zur Auslegung der Reichweiteriddenspflicht herange-
zogen werden kdnnen. Angesichts der widerstreitenden Interessen deerfragsparteien
wird der Arbeit die erganzende Vertragsauslegung als Auslegwetbode zugrunde gelegt.
Im Tarifvertragsrecht ist die Vertragsauslegung von beson@s@eutung, um ein sachge-
rechtes und praktisch verwendbares Auslegungsergebnis zu erzielenf dieka Weise bei-
den Tarifvertragsparteien eine moglichst gerechte und gleichze2niger angreifbare Aus-
legungsmethode zur Verfiigung zu stellen. Die Vertragsauslagubeg besonderer Berick-
sichtigung des subjektiven Willens der Tarifvertragsparteied werfassungsrechtlich vor
allem mit dem Schutz der Tarifautonomie gemaR Art. 9 Abs. 3 G&iheet’ Auch hieran
l&sst sich die herausgehobene Bedeutung dieser Auslegungsmethalds flarifvertrags-

recht ermessen.

Nachfolgend werden drei Arbeitshypothesen formuliert, die dgeaig#ldie Kernthemen der
Arbeit konzentriert worden sind. Dieses sind zum einen die ProblembatiEEntwicklung
rechtssicherer genereller Kriterien zur Bestimmung derhRaite der Friedenspflicht, zum
anderen der Problemkreis, der sich mit dem Verhaltnis des Um¥angsachlicher und per-
sonlicher Reichweite der Friedenspflicht beschaftigt sowid-dige nach der Bedeutung des
Immanenzgrundsatzes fur die Existenz der Friedenspflicht. Ade Ber Arbeit wird in 8 6

als Erkenntnisgewinn Uberpruft, inwieweit diese Arbeitshypothesen zuitesfed.

Die 1. Arbeitshypothese behandelt die Problematik der Entwicklung ebisstcheren gene-
rellen Kriterien zur Bestimmung der sachlichen ReichweiteFdiedenspflicht. Hierbei wird

" Hier handelt es sich um die Auslegung des scheiidiehen Teils des Tarifvertrages, so dass niggedds.
Bedenken bzw. Einschrédnkungen gegen eine erganxé@rttagsauslegung von Tarifvertragen bestehen, die
sich aus der Natur des Normenvertrages ergeberfnagizenin: ErfK, 8§ 1 TVG Rn. 95.

8 Auf sozialpolitische Fragen spezialisierte Sondgamisation der Vereinten Nationen.

° Daubler, TarifvertragsR, Rn. 138chaubNZA 1994, 597 ff.
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gepruft, welche Kriterien von der Rechtsprechung und von der LiteratiEinzelnen zur
Bestimmung der sachlichen Reichweite der Friedenspflicht hezaggn und wie diese zu-
einander gewichtet werden, um untersuchen zu kénnen, inwieweit sicls ¢ana Leitlinie
fur die Anwendung dieser Kriterien entwickeln lasst. Aufgrund detse¢hichtigkeit der ver-
tretenen Auffassungen wird davon ausgegangen, dass bislang keinsicbehga generellen
Kriterien zur Bestimmung der Reichweite der Friedenspfltistieren. Ob diese Annahme

zutreffend ist, wird daher untersucht.

Die 2. Arbeitshypothese bezieht sich auf das Verhéltnis deridaahlzur persénlichen
Reichweite der Friedenspflicht. Diese Frage stellt sich, aveiFriedenspflicht nicht nur zwi-
schen den einzelnen Tarifvertragsparteien besteht, sondern augerhid@tnis des tarifver-
tragsschlielRenden Verbandes zu seinen Mitgliedern Geltung beemsiieser unterschied-
liche Geltungsbereich der Friedenspflicht konnte auch weitergeharmgz®irkungen zur
Folge haben, so dass der Umfang der sachlichen und der personlictieweRe der Frie-
denspflicht nicht deckungsgleich sein konnten. Es wird daher untersucht,sebAdieahme

zutreffend ist.

Die 3. Arbeitshypothese setzt sich mit dem Grundprinzip auseinaddes, die Friedens-
pflicht jedem einzelnen Tarifvertrag immanent ist. Es wird dahnégrsucht, ob dieser Grund-
satz die Existenz der Friedenspflicht tatsachlich absichertnméweit dieses Prinzip ver-
traglich abdingbar ist. Diese Fragen werden sich im Zusarnamg mit der Nachwirkung

von Tarifvertragen stellen, wobei die Annahme zugrunde gelegt wird, dasimmanenz-

grundsatz die Existenz der Friedenspflicht dauerhaft gewéhrleistet.

Die drei Arbeitshypothesen lauten daher:

1. Es existieren bislang weder in der Rechtsprechung noch in der Literatasicc
ere, generelle Kriterien zur Bestimmung der sachlichen Reithwler Friedens-
pflicht.

2. Der Umfang der sachlichen und der persénlichen Reichweitaiddenspflicht ist
nicht kongruent.

3. Der Immanenzgrundsatz ist das tragende Prinzip der Friedehspdis sie absi-

chert und ihre Existenz dauerhaft gewahrleistet.
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Der Grundsatz der Tarifeinheit und die tarifliche Friedendgfliéingen unmittelbar mitein-
ander zusammen, da im Falle eines Abschieds von diesem PrinZipietnspflicht ihre
Hauptfunktion, die Befriedung des Arbeitslebens fur die Laufzeit dimaeévertrages zu ge-
wahrleisten, praktisch vollstandig entzogen ware. Der Abschied voaimd&atz der Tarifein-

heit wirde als Konsequenz de facto zumindest zu einer Entwertungieggrspflicht fih-
renl® Daher ist fiir die weitere Untersuchung der Reichweitéededenspflicht zunachst der
grundlegenden und fir die Friedenspflicht existentiellen Frage nachzygetlehe Auswir-
kungen ein Abschied vom Grundsatz der Tarifeinheit fur das Tarifgertrand Arbeits-
kampfgeschehen in der Bundesrepublik Deutschland hétte und ob eine solche Abkatdtr letztli
beflrwortet werden kann oder nicht.

A. Problemaufriss

Das Prinzip der Tarifeinheit im Betrieb ist eine Kollisiomggiezur Auflésung von Tarifplura-
litdt. Nach dem herkdémmlichen System des Tarifrechts sokrgd nur ein Tarifvertrag im
Betrieb geltert! Demnach ist nach den allgemeinen Prinzipien des Tarifkollisiohts, ins-
besondere nach dem Spezialitéatsprinzip zu ermitteln, welchdvértnag im Betrieb gilt.
Diejenigen Arbeitnehmer, die nicht der Gewerkschaft angehoéren, disp#zielleren Tarif-
vertrag geschlossen hat, unterliegen somit keinem Tarifvéftags Spezialitatsprinzip be-
sagt, dass vorrangig derjenige Tarifvertrag mit der groRtehn®ae gilt:> Daher ist ein Fir-
mentarifvertrag immer spezieller als ein Flachentarifagrtwobei unter mehreren Firmenta-

rifvertragen derjenige vorrangig gilt, der die meisten Arbeitnehmitv&f

19 vgl. Giesen,NZA 2009, 11, 14, der sogar vom ,Verlust* der Eeespflicht ausgeh&ranzen,RdA 2008,
193, 203.

' BAG 14.06.1989 - 4 AZR 200/89, AP Nr. 16 zu § 4G Varifkonkurrenz; BAG 24.01.1990 - 4 AZR 561/89,
AP Nr. 126 zu § 1 TVG Tarifvertrage: Bau; BAG 0510890 - 4 AZR 59/90, AP Nr. 19 zu § 4 TVG Tarif-
konkurrenz; BAG 20.03.1991 - 4 AZR 455/90, AP N0. Z1 § 4 TVG Tarifkonkurrenz; einschrankend BAG
22.09.1993 - 10 AZR 207/92, AP Nr. 21 zu 8§ 4 TVGifkankurrenz; zuletzt grds. bestatigt durch BAG
04.12.2002 - 10 AZR 113/02, AP Nr. 28 zu § 4 TVGifkankurrenz; BAG 18.10.2006 - 10 AZR 576/05, AP
Nr. 287 zu 8 1 TVG Tarifvertrage: Bau.

12.5t. Rspr., vgl. BAG 29.03.1957 - 1 AZR 208/55, NP 4 zu § 4 TVG Tarifkonkurrenz; BAG 14.06.1989 -
AZR 200/89, AP Nr. 16 zu § 4 TVG TarifkonkurrenzA8 05.09.1990 - 4 AZR 59/90, AP Nr. 19 zu § 4
TVG Tarifkonkurrenz; BAG 20.03.1991 - 4 AZR 455/98P Nr. 20 zu § 4 TVG Tarifkonkurrenz; BAG
22.09.1993 - 10 AZR 207/92, AP Nr. 21 zu § 4 TVGifkankurrenz; BAG 26.01.1994 - 10 AZR 611/92, AP
Nr. 22 zu 8§ 4 TVG Tarifkonkurrenz; BAG 04.12.20020 AZR 113/02, AP Nr. 28 zu § 4 TVG Tarifkonkur-
renz.

13 GiesenNZA 2009, 11 ff.

14 BAG 22.02.1957 - 1 AZR 536/55, AP Nr. 2 zu § 4 TV@&rifkonkurrenz; BAG 14.06.1989 - 4 AZR 200/89,
AP Nr. 16 zu § 4 TVG Tarifkonkurrenz.

6
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Es wird vom Modell der staatstragenden, mit sozialer und desdschaftlicher Verantwor-
tung handelnden DGB-Gewerkschaft ausgegangen. Eine Gewerkschatft demnach die
gesamte organisierte Belegschaft, ein Tarifvertrag reljelArbeitbeziehungen und arbeits-
vertragliche Gleichstellungsabreden sorgen fur die Eisirer des Tarifvertrages auf die
AulRenseite und damit fur Entgeltgleichheit. Als Griinde fir digéiaheit werden insbeson-
dere die Rechtssicherheit, die ZweckmaRigkeit und die wirtdichaftBedeutung genantt.
Nur die Geltung eines Tarifwerkes gewahrleiste eine praktisotihadbare und durchschau-
bare Regelung der Arbeitsbedingungen im einzelnen ArbeitsverhdReahtliche und tat-
sachliche Unzutraglichkeiten, die sich aus einem Nebeneinandeawsieter Nichtanwen-

dung von Tarifvertragen in einem Betrieb ergeben, wiirden dadurch vermieden.

Das Schrifttum, das die Tarifeinheit im Betrieb nahezu einfiélligd erst in jiingerer Zeit
mit einigen wenigen Gegenstimnt&nvor allem wegen VerstoRRes gegen Art. 9 Abs. 3 GG
ablehnt, ist mit seiner Kritik bisher kaum gehért worden. Die IKatn Prinzip der Tarifein-
heit beruft sich auf die als Teil der Koalitionsfreiheit nach 8rAbs. 3 GG geschutzte Tarif-
autonomie. Die Gewahrleistung der Tarifautonomie bedeute nichtddasEarifvertragssys-
tem in seiner gegenwartigen Auspragung fur alle Zeiten unvermid&bdage. Kleine Ge-
werkschaften, insbesondere Berufsgruppengewerkschaften, hatterAkssieht, ihren Mit-
gliedern tariflich angemessene Arbeitsbedingungen zu verschafies .verstol3e gegen die
kollektive Koalitionsfreiheit in der Gestalt der Betatigungsfeet.'® Uberdies werde den Mit-
gliedern dieser Gewerkschaften, wenn es zu einem Tarifvertragé&oder Schutz ihres Ta-
rifvertrages genommen. Das nétige sie zum Gewerkschaftswaaidelerstol3e damit auch
gegen die individuelle Koalitionsfreihét.Im Ubrigen stehe der Grundsatz der Tarifeinheit
nicht im Gesetz. Aus diesen Grinden sei es mdglich, dass irnnevinals Betriebs unter-

!> Diese Argumente finden sich bereits bieieck/NipperdeyArbR 11/1, S. 516 und 648; aktueiromadka,
NZA 2008, 384 ff.;Giesen NZA 2009, 11 ff.; aber aucBamillschegKollektives ArbeitsR I, S. 750 ff.

16 BAG 14.06.1989 - 4 AZR 200/89, AP Nr. 16 zu § 4G Varifkonkurrenz.

17 Zuletzt u.a.Deinert, NZA 2009, 1176 ff.;Franzenin: ErfK, § 4 TVG Rn. 71 m.w.N.Greiner, NZA 2007,
1023, 1025 ff.;Konzen,RdA 1978, 146 ff.;Lowisch/Riebleg 4 TVG Rn. 132 ff.;Thising/v.MedemZIP
2007, 510 ff.,Wankin: Wiedemann, 8 4 TVG Rn. 287 #¥endeling-Schroden: Kempen/Zachert, 8§ 4 TVG
Rn. 156 f.;Zwanzigerin: Daubler, 8 4 TVG Rn. 943 ffdiromadka FS Heinze, S. 383, 398uchner,BB
2003, 2121, 2124 ffders.,in: FS 50 Jahre BAG, 2004, S. 631 .; Meyer,DB 2006, 1271 ff.ders.,NZA
2006, 1387 ff.; in diese Richtung auch ber&itsker/OetkerZfA 1993, 1 ff.;Heinze/RickenZfA 2001, 159
ff.; Rieble,BB 2003, 1227 ff.ders.,Anm. zu BAG, EzA § 4 TVG Geltungsbereich Nr. Wank,Anm. zu
BAG, EzA § 4 TVG Tarifkonkurrenz Nr. 9, S. 1Kempen,NZA 2003, 415, 417Hanau/Kania,Anm. zu
BAG, AP Nr. 20 zu § 4 TVG TarifkonkurrenKraft, RAA 1992, 161, 168 ffSalje,Anm. SAE 1993, 79, 80;
Jacobs,Tarifeinheit und Tarifkonkurrenz, 373, 41ders.,NZA 2008, 325 ff.; das Problem ausklammernd,
Hofling/Engels NJW 2007, 3102 ff.

'8 GiesenNZA 2009, 11 ff.;Hromadka,NZA 2008, 384 ff.

19 Greiner,NZA 2007, 1023 ff.C. Meyer,DB 2006, 1271 ff.

Y Reichold,RdA 2007, 321 ff.Greiner,NZA 2007, 1023 ff.C. Meyer,DB 2006, 1271 ff.
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schiedliche Tarifvertrage gelten, so dass ihre Anwendung imlearzérbeitsverhaltnis da-
von abhangig sei, ob und in welcher Gewerkschaft der jeweilige tAdbener organisiert
ist?! In den vergangenen Jahren hat sich ein kleiner, aber tendemzieimender Teil der

Rechtsprechung dieser Argumentation im Wesentlichen angeschf@ssen.

Dieser Entwicklung kommt erhebliche praktische Bedeutung zu, zum&Aaslen Grund-
satz der Tarifeinheit bislang noch nicht aufgegeberf®iaas BAG folgt nach wie vor dem
Grundsatz ,ein Betrieb - ein Tarif% Die Auflésung der Tarifpluralitat durch den Grundsatz
der Tarifeinheit bedeute weder einen Verstol3 gegen die kollektivegegem die individuel-
le Koalitionsfreiheit®® Vielmehr kénne die Koalitionsfreiheit zum Schutz anderer Reitesg
beschrankt werden, wenn solche Schranken von der Sache her gelmegeiVerdran-
gung eines Tarifvertrages durch einen kollidierenden spezieeiam Ubergeordneten Inte-
resse von Rechtssicherheit und Rechtsklarheit gePd®er Gewerkschaft, deren Tarifver-
trag verdrangt werde, bliebe es unbenommen, einen noch spezielkmbrerirag abzu-
schlieRen und dafur zu werben, dass die Arbeitnehmer, die ihreischatz verlieren, der
Gewerkschaft beitreten, die den spezielleren Tarifvertrag ebigssen hab&. Aufgrund der
Rechtsprechung des BAG hat sich Uber Jahrzehnte eine Stabilikét deutschen Gewerk-
schaftslandschaft herausgebildet, da die meisten Arbeitgebervenndchdénternehmen Ta-
rifvertrage nur mit jeweils einer Gewerkschaft oder mitugpen kooperierender Gewerk-

schaften geschlossen halién.

L Greiner,NZA 2007, 1023, 1025 ff\Wankin: Wiedemann, § 4 TVG Rn. 287 SacobsNZA 2008, 325 ff.

22\/gl. LAG Sachser®2.11.2007 -7 SaGa 19/07, NZA 2008, 59 ff.; LRBeinland-Pfal26.06.2007, 11 Sa
208/07, BeckRS 2007, 45664.

3 Im Gegenteil hat sich der 10. Senat des BAG mii¢ilém vom 18.10.2006 - 10 AZR 576/05, NZA 2007111
ff. und vom 15.01.2006 - 10 AZR 665/05, NZA 200484f. nochmals zu ihm bekannt. Es ist nicht zuaker
21.03.2007 erwarteten Grundsatzentscheidung d8srhats des BAG gekommen, vgl. Pressemitteilung des
BAG 16.03.2007, NZA aktuell Heft 7/2007, S. VIl.éibei ging es darum, welcher von zwei grundsatzlich
geltenden Tarifvertragen im Hinblick auf die vom 8/ntwickelten Grundsatze zur Tarifkonkurrenz umad T
rifpluralitat Anwendung finde. Das Verfahren wurdkerdings durch Antragsricknahme erledigt. Zulétt
das BAG offen gelassen, ob es am Grundsatz defeirdmeit weiter festhalt, vgl. BAG 22.10.2008 - ZR
784/07, NZA 2009, 151 ff.

24 BAG 18.10.2006 - 10 AZR 576/05, NZA 2007, 1111 BAG 15.01.2006 - 10 AZR 665/05, NZA 2007, 448
ff.

% vgl. ins. BAG 14.06.1989 - 4 AZR 200/89, AP Nr. 16 § 4 TVG Tarifkonkurrenz; BAG 20.03.1991 - 4
AZR 455/90, AP Nr. 20 zu § 4 TVG Taritkonkurrenz.

% VerstdRe gegen die Tarifklarheit und die Rechkesiceit hatte das BVerfG schon 1954 als erhebl&tbeun-
gen einer sinnvollen Ordnung des Arbeitslebensdardit als Grinde fiir die Versagung der Tariffahigke
Koalitionen in bestimmten Organisationsformen aaark, BVerfG 18.11.1954 - 1 BvR 629/52, NJW 1954,
1881 ff.

2" BAG 14.06.1989 - 4 AZR 200/89, AP Nr. 16 zu § 4@ Varifkonkurrenz; BAG 20.03.1991 - 4 AZR 455/90,
AP Nr. 20 zu § 4 TVG Tarifkonkurrenz.

28 DeutlichHromadka,NZA 2008, 384, 387GiesenNZA 2009, 11 ff.
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Allerdings sind aktuell starke Tendenzen ersichtlich, dass das€#® Rechtsprechung zur
Tarifeinheit in absehbarer Zeit andern wird. Hierzu hat dert®/i8enat deBAG mit Be-
schluss vom 27.10.2010 eine Divergenzanfrage den Zehnten Senat des BAG gerichtet.
Nach Auffassung des Gerichts gelten fir ein Arbeitsverhaltnisedd3arteien nach 8§ 3 Abs.
1 TVG an einen Tarifvertrag gebunden sind, die Rechtsnormen dieskefiages, die den
Inhalt, den Abschluss und die Beendigung von Arbeitsverhaltnissen ordnen eibvanitiach

§ 4 Abs. 1 TVGY Das gelte auch dann, wenn der Arbeitgeber durch seine Mitdiiftisc
einem tarifschlielenden Arbeitgeberverband zugleich an einen meit ahderen Gewerk-
schatft fur Arbeitsverhaltnisse derselben Art geschlossenetv@ratag unmittelbar gebunden

sei’?

Nach der bisherigen Rechtsprechung des Vierten Sékats der Grundsatz der Tarifeinheit
auch bei Tarifpluralitat zum Tragen, wenn ein Betrieb vomuBgkbereich mehrerer Tarif-
vertrage erfasst wurde, die von verschiedenen Gewerkschaften geschlossenvaoeteund
an die der Arbeitgeber deshalb gebunden war, weil er MitgliethiifschlieRenden Arbeit-
geberverband oder selbst Tarifvertragspartei war, wahrend demgegéiriden jeweiligen
Arbeitnehmer je nach Gewerkschaftsmitgliedschaft nur einebédelen Tarifvertrage An-
wendung fand. Nach dem Grundsatz der Tarifeinheit sollte eine Skdeifigluralitéat im Falle
einer unmittelbaren Tarifbindung des Arbeitgebers an verschiedene Taideed@hin aufge-
|6st werden, dass der speziellere Tarifvertrag den andarifuéftrag im Betrieb verdrangt.

Der Vierte Senat beabsichtigt eine Rechtsprechungsanderufiguzig@inheit, da weder eine

29 BAG 27.10.2010 - 4 AZR 549/08 (A), Pressemittegukr. 9/10, http://www.bundesarbeitsgericht.de

0BAG 27.10.2010 - 4 AZR 549/08 (A), Pressemittegukr. 9/10, http://www.bundesarbeitsgericht.de

31 BAG 27.10.2010 - 4 AZR 549/08 (A), Pressemittegukr. 9/10, http://www.bundesarbeitsgericht.de
Der Klager, der Arzt und Mitglied im Marburger Bumér, arbeitete im Krankenhaus der Beklagten ume ve
langte fir den Monat Oktober 2005 einen Urlaubszhliégy nach den Bestimmungen des Bundesangestellten-
Tarifvertrages (BAT). Die Beklagte war Mitglied ikommunalen Arbeitgeberverband, der Mitglied in der
Vereinigung der Kommunalen Arbeitgeberverbande (Yksh Bis zum 30.09.2005 galt fur die Parteien-auf
grund ihrer jeweiligen Mitgliedschaften der BAT haden Bestimmungen des Tarifvertragsgesetzes watmitt
bar und zwingend. Der BAT war zuletzt auf Arbeitgedeite von der VKA, auf Arbeitnehmerseite sowohl
von der Gewerkschaft ver.di als auch vom MarbuByend, vertreten durch die Gewerkschaft ver.di glesch
sen worden. Der am 01.10.2005 in Kraft getreterrifveatrag fir den 6ffentlichen Dienst (TVOD) wurden
der VKA und unter anderem von der Gewerkschaftavenicht aber vom Marburger Bund geschlossen. Das
beklagte Krankenhaus war daher ab dem 01.10.2008lé@n den zwischen dem Marburger Bund und der
VKA noch weiterhin geltenden BAT, als auch den d&®D unmittelbar tarifgebunden. Der vom Marburger
Bund mit der VKA geschlossene Tarifvertrag fur &rzin kommunalen Krankenhéusern (TV-Arzte) trat erst
zum 01.08.2006 in Kraft. Die Beklagte verweigerie dahlung des Urlaubsaufschlags nach dem BAT, weil
der fur die Mitglieder des Marburger Bundes aucthnoach dem 01.10.2005 geltende BAT nach dem Grund-
satz der Tarifeinheit ab diesem Zeitpunkt vom TV&PB speziellerem Tarifvertrag verdrangt worden Bei:
Senat beabsichtigt eine Rechtsprechungsanderungazifeinheit. Die Rechtsnormen des BAT wirden im
Arbeitsverhaltnis der Parteien aufgrund der bemiggen Mitgliedschaft in den tarifschlielRenden Kiianen
unmittelbar und zwingend nach § 3 Abs. 1 TVG, 8bsAL TVG gelten.

%2 Beginnend mit BAG 29.03.1957 - 1 AZR 208/55, AP #lzu § 4 TVG Tarifkonkurrenz.

3 BAG 20.03.1991 - 4 AZR 455/09, AP Nr. 20 zu § 4@ Varifkonkurrenz.
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gesetzlich angeordnete Regelung fir die Verdrangung dieser dwschadévertragsgesetz
vorgesehenen Geltung bestehe noch kdnne eine zur Rechtsfortbildungidpemeeht ticke
im Tarifvertragsgesetz angenommen wertfedudem sei die Verdrangung eines geltenden
Tarifvertrages nach dem Grundsatz der Tarifeinheit in denrnFéifeer durch Mitgliedschaft
oder durch die Stellung als Tarifvertragspartei begriindeten Tarifftinmit dem Grund-
recht der Koalitionsfreiheit nach Art. 9 Abs. 3 GG nicht zu veresr&rSchlieRlich lasse
sich die zwangsweise Auflosung der verfassungsrechtlich vorgeseAamifpluralitat auch
nicht mit moglichen Auswirkungen auf andere Rechtsbereiche reapiertsondern die
madglicherweise aus einer Tarifpluralitat erwachsenden Folgeidrigitskampfe seien im
Bereich des Arbeitskampfrechts zu 1688Allerdings ist der Vierte Senat des BAG an einer
abschlielBenden Entscheidung durch die abweichende Auffassung desnZeénats gehin-
dert. Daher hat er beim Zehnten Senat angefragt, ob dieser an seiner Reshtsayfizsthal-

te.37

B. Stellungnahme

Ein Abschied vom Grundsatz der Tarifeinheit kann nicht beflrwortet weRien Vertretern
der Literatur sowie den Tendenzen in der Rechtsprechung, die eine entsprechehde@bke
diesem Grundprinzip fordern, wird nicht zugestimmt. Der Gesetzdwedtesich keinesfalls
gegen den Grundsatz der Tarifeinheit entschieden, sondern er higlagesder Tarifkonkur-
renz vielmehr fir bedeutungsl&sDer Grund fiir diese Nichtregelung war die Annahme, dass
sich angesichts der Organisation der Gewerkschaften alsriedustd Einheitsgewerkschaf-
ten das Problem der Tarifmehrheit nicht mehr stellen werde, zustjrdiess die Tarifver-
tragsparteien gegebenenfalls eine Losung finden wiffdgatsachlich gehorte die Deutsche
Angestellten-Gewerkschaft (DAG) im April 1947 zu den Grindungsosgtanen des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes (DGB) und erst im Marz 1949 entschieérslgultig, dass
beide Organisationen getrennte Wege gehen wiffdditht nur die DAG ist inzwischen im
DGB aufgegangen, sondern es entstehen und betétigen sich zunehmend Geftenkgon

Berufsgruppen, die sich von den Grol3gewerkschaften nicht mehrches@ivertreten fih-

% BAG 27.10.2010 - 4 AZR 549/08 (A), Pressemittegkr. 9/10, http://www.bundesarbeitsgericht.de

% BAG 27.10.2010 - 4 AZR 549/08 (A), Pressemittegjukr. 9/10, http://www.bundesarbeitsgericht.de

% BAG 27.10.2010 - 4 AZR 549/08 (A), Pressemittegjukr. 9/10, http://www.bundesarbeitsgericht.de

$"BAG 27.10.2010 - 4 AZR 549/08 (A), Pressemittegjkr. 9/10, http://www.bundesarbeitsgericht.de;mac
Auffassung des 4. Senats besteht fur eine Grundsédge an den GroRen Senat des BAG nach § 454Abs.
ArbGG kein hinreichender Anlass.

% v/gl. Hromadka,NZA 2008, 384, 386.

39 vgl. Hromadka,NZA 2008, 384, 386.

40vgl. Hromadka,NZA 2008, 384, 386.
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8 2 Abschied vom Grundsatz der Tarifeinheit ?

len. Schon in der Vergangenheit hat es die Diskussion um die Notweindigr Auflésung
von Tarifpluralitat gegeben, allerdings hat sie mittlerweil@sbesondere durch den Arbeits-
kampf zwischen der Deutschen Bahn AG und der GDL im Jahr 2007 — einé€)naliit

erlangt.

Der Ausgangspunkt der Uberlegungen zum Abschied vom Grundsatz deimnhait ist der

in Art. 9 Abs. 3 GG enthaltene Verfassungsauftrag, ein funktiordese Tarifvertragssystem
vorzuhalter®! Es ist allgemein anerkannt, dass Art. 9 Abs. 3 GG nicht nur die dieie,
sondern auch die kollektive Koalitionsfreiheit sicHérGeschiitzt ist die Koalition in ihrem
Bestand und in den Betatigungen, die den in Art. 9 Abs. 3 GG enthaltersaketwdienen,
zu denen auch das Aushandeln von Tarifvertragen g&hbas Bundesverfassungsgericht
hat in seiner Rechtsprechung immer wieder betont, dass es @&xl@esetzgebers sei, die
Koalitionsfreiheit dadurch zu bestimmen, dass die Befugnisse dditigtman ausgestaltet
und n&her geregelt werd&hSoweit der Gesetzgeber eine Regelung unterlassen habesliege e
an den Gerichten, diese Regelungsliicke auszuftfllEwar ist Art. 9 Abs. 3 GG als vorbe-
haltsloses Grundrecht konzipiert, jedoch ist anerkannt, dass nichtggeééuRg im Schutzbe-
reich ausgeschlossen f&twer in Art. 9 Abs. 3 GG auch die kollektive Koalitionsfreiheit ge-
schitzt sieht, muss darum in einem zweiten Schritt anerkennendidaBstatigungsfreiheit
Schranken unterliedf. Die Betatigungsfreiheit Iasst dem Gesetzgeber einen$semsspiel-
raum bei der Ausgestaltung, solange die Voraussetzungen fir die \Walmge des Frei-
heitsrechts aus Art. 9 Abs. 3 GG geschaffen weffiétierzu hat sich daBundesverfas-
sungsgerichtnit der Schaffung einer sachgeméafien Fortbildung des Tardgsslystems be-

gnigt?®

Nach der Rechtsprechung deandesverfassungsgerich& ein Eingriff in die Koalitions-
freiheit unter Beachtung der Verhaltnismaligkeit jedenfalls zaglassn Schutz von Rechts-

gutern und Gemeinwohlbelangen, denen gleichermal3en verfassungdrectfichutz ge-

1 BVerfG 18.11.1954 - 1 BVR 629/52, NJW 1954, 18BYprfG 20.10.1981 - 1 BVR 404/78, NJW 1982, 815.

42 BVerfG 17.02.1981 - 1 BvR 384/78, NJW 1981, 18P830; BVerfG 26.06.1991 - 1 BvR 779/85, NJW 1991,
2549 ff.; BVerfG 24.04.1996 - 1 BvR 712/86, NZA 194157.

“BVerfG 18.11.1954 - 1 BVR 629/52, NJW 1954, 18BYprfG 24.04.1996 - 1 BVR 712/86, NJW 1997, 513;
BVerfG 03.04.2001 - 1 BvL 32/97, NZA 2001, 777.

44 BVerfG 20.10.1981 - 1 BVR 404/78, NJW 1982, 81VeHEG 26.06.1991 - 1 BvR 779/85, NJW 1991, 2549.

4 BVerfG 20.10.1981 - 1 BvR 404/78, NJW 1982, 81VeHEG 26.06.1991 - 1 BvR 779/85, NJW 1991, 2549.

46 Zuletzt BVerfG 06.02.2007 - 1 BVR 978/05, NZA 20394,

4" Henssler ZfA 1998, 1 ff.

48 BVerfG 19.10.1966 - 1 BvL 24/65, NJW 1966, 230%d8fG 20.10.1981 - 1 BvR 404/78, NJW 1982, 815;
BVerfG 10.01.1995 - 1 BvF 1/90, NZA 1995, 272.

4 BverfG 20.10.1981 - 1 BvR 404/78, NJW 1982, 815.
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8 2 Abschied vom Grundsatz der Tarifeinheit ?

buhrt>™ Je gewichtiger der Schutz, den Art. 9 Abs. 3 GG verleiht, destvesaiegender
miissen die Griinde sein, die eine Einschrankung rechtfertigen ¥dfléndie Zuléssigkeit
der Auflésung der Tarifpluralitdt nach dem Grundsatz der Tah&i bedeutet das, dass es
darauf ankommt, ob es sich hierbei um eine Ausgestaltung oder es@hiEEnkung handelt,
die der Herstellung bzw. Verbesserung der Funktionsfahigkeit @evdrtragssystems
dient®® Das Bundesverfassungsgericheht davon aus, dass der Grundsatz der Tarifeinheit
die Betatigung der Koalitionen ausgestaltet, um eine sinnvolle Ordmuohd@efriedung des
Arbeits- und Wirtschaftslebens zu gewahrleistebie Einbeziehung der kollektiven Koaliti-
onsfreiheit in den Schutzbereich des Art. 9 Abs. 3 GG unterstlitg digumentation. Die-
ser Auffassung ist zuzustimmen, da sich der Staat nicht $@wéickziehen kann, ohne den
Koalitionen nicht gleichzeitig die Schaffung einer befriedetind sinnvollen Ordnung auf-

zugeben.

Es bedarf damit sachlicher Grinde fiir diese Ausgestaltun@ststa muss hierbei die Erhal-
tung der uneingeschrankten Funktionsfahigkeit des Tarifvertragasyssein’ Gegen den
Abschied vom Grundsatz der Tarifeinheit bei bestehender Tarifpétrgptechen die prakti-
schen Auswirkungen, die dieser Systemwechsel fir das Tarifygrtuad Arbeitskampfge-
schehen zur Folge hatte. Eine Abkehr vom Grundsatz der Tarifeinheit alérdensequenz
die Schaffung von erheblichen Streikanreizen fir einzelne berufsghsymgene Gewerk-
schaften nach sich ziehen. Eine bedeutende Funktion des Grundsatzesfeiahdia ist es,
zu Lasten des Arbeitgebers ausgetragene Rivalititen und geigenkkierbietungswettbe-
werbe zwischen den einzelnen Berufsgruppen und ihren Gewerkschaftdralibre@nes Un-
ternehmens wirksam zu verhindern. Ohne dieses Grundprinzip drohen sténdigsiknvol-
le Tarifauseinandersetzungen und permanente Streiks mit verheereeulieblichen und
volkswirtschaftlichen Auswirkungen. Der einzelne Arbeitgeber stinalgipch permanent in
einem Arbeitskampf mit einer einzelnen Berufsgruppe seines ndberens und hatte die
Kosten eines Stillstands zu tragen, der in seiner Reichwatiteetfees Gesamtbelegschafts-

0vgl. BVerfG 26.06.1991 - 1 BVR 779/85, NJW 199549; BVerfG 03.04.2001 - 1 BvL 32/97, NZA 2001,
777: BVerfG 06.02.2007 - 1 BvR 978/05, NZA 2007439

51 BVerfG 24.04.1996 - 1 BVR 712/86, NZA 1996, 1157.

2\/gl. BVerfG 18.11.1954 - 1 BVR 629/52, NJW 195881; Dieterich, RdA 2002, 1, 12.

3 BVerfG 18.11.1954 - 1 BVR 629/52, NJW 1954, 18BVprfG 06.05.1964 - 1 BVR 79/62, NJW 1964, 1267;
BVerfG 01.03.1979 - 1 BvR 532/77, NJW 1979, 699.

* BVerfG 01.03.1979 — 1 BVR 532/77, AP Nr. 1 zu BlitbestG; BVerfG 10.01.1995 - 1 BvF 1/90, AP Nr. 76
zu Art. 9 GG; BVerfG 04.07.1995 - 1 BvF 2/86, NZA95, 754.
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8 2 Abschied vom Grundsatz der Tarifeinheit ?

streiks entspricht: Die Aufwendungen der Gegenseite wiirden sich hingegen auf die- Streik
unterstitzung fur die Funktionselite beschranken, wahrend der einzéleggaber bei meh-
reren zu durchstehenden Lohnrunden, die Kosten mehrfach zu tragen béttesial Streik

der Funktionselite und beim Streik der sonstigen Belegschaftsmitglifeder.

Im Fall des Arbeitskampfes ist davon auszugehen, dass eine Ausgpéer nicht am Streik
beteiligten Arbeitnehmer, fir die der angestrebte Tarifvgrivecht gelten wird, also der
,Nicht-Kombatanten®, unzulassig it.SchlieRlich geht der Arbeitgeber aus dem Arbeits-
kampf mit der Funktionselite wirtschaftlich geschwécht hervordass die restliche Beleg-
schaft fiir ihre Ziele keinen ausreichenden Druck mehr aufbauerrkBerner muss der Ar-
beitgeber Personalmittel an die Mitglieder der Funktionsiglisten, welche ihm fir die tbri-
gen Arbeitnehmer fehlel.Zudem wiirde der Aussperrungsdruck auf die Restbelegschaft die
Funktionselite kaum vom Streik abhalten und der Arbeitgeber wirdelsrch die Aussper-

rung selbst Schaden zufiig&n.

Fir die Beibehaltung des Grundsatzes der Tarifeinheit spriclsuttreention von Funktions-
eliten-Arbeitskampfen durch die Arbeitsverwaltung. Nach 8§ 146 Abs. 335174 SGB |l
erhalten diejenigen Arbeitnehmer kein Arbeitslosen- und Kurzargeltgr die — obwohl
nicht unmittelbar kampfbeteiligt — voraussichtlich vom angestrebteriskampfergebnis
profitieren werden. Das ist bei den ,Nicht-Kombatanten®, digyaufd des Arbeitskampfes
einer Funktionselite Beschaftigungsausfalle erleiden, nicht def*Faemar § 173 SGB IlI
konnen der Arbeitgeber oder der Betriebsrat im Falle einekStferzarbeitergeldanspriiche
auslosen. Die Arbeitsverwaltung finanziert damit letztlich debefiskampf einer Sparten-

gewerkschaft mit Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeitrdgen.

*°Vgl. GiesenNZA 2009, 11, 14Greiner,NZA 2007, 1023 ffDeinert, NZA 2009, 1176, 1183, der fiir eine
arbeitskampfrechtliche Korrektur pladiert, fallstsidie Verhandlungsparitat im jeweiligen Arbeitskdm
fuhlbar verschiebe.

*® GiesenNZA 2009, 11, 14.

®" Jacobs,NZA 2008, 325, 311Greiner, NZA 2007, 1023, 1026; a.Aranzen,RdA 2008, 193, 202, der die
Auffassung vertritt, dass sich die Arbeitnehmer]cive nicht der streikenden Gewerkschaft angehdieh,
deren Streik anschlieRen kénnen. Demnach missedmuchrbeitgeber aussperren kdnnen. Bezogen auf den
Arbeitskampf zwischen der Deutschen Bahn AG und@ewerkschaft Deutscher Lokomotivfiihrer (GDL)
erscheint jedoch fraglich, ob bspw. eine Reinigkraf sich dem Streik der Lokfuhrer angeschlossétteh
Letztendlich sieht auchranzendie Belegschaft als Einheit an und néhert sichidawangslaufig wieder dem
Grundsatz der Tarifeinheit. Das BAG hat unter Gajtdes Grundsatzes der Tarifeinheit die Ausspenong
Arbeitnehmern zugelassen, auf die der Tarifverkeige Anwendung finden wird, vgl. BAGE 23, 292, 310

%8 GiesenNZA 2009, 11, 14.

*° GiesenNZA 2009, 11, 14.

0 v/gl. GiesenNZA 2009, 11, 14.

® GiesenNZA 2009, 11, 15.

®2vgl. GiesenNZA 2009, 11, 15.
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8 2 Abschied vom Grundsatz der Tarifeinheit ?

Zu untersuchen ist ferner die Verteilung des Arbeitskampfristkasn es ist fraglich, ob der
Arbeitgeber, der mit einer Funktionselite im Arbeitskampf steht, Mecht-Kombatanten*
weiterhin Arbeitsentgelt schuldet, wenn er ihnen wegen Streiks pAussg oder Betriebs-
stilllegung keine Beschaftigung anbietet. Das Risiko des Eatgghlls wird bisher auch den
nicht streikenden Arbeitnehmern auferl&bDas BAG verteilt das Arbeitskampfrisiko nach
Gesichtspunkten der Kampfparitat und der Partizip&fiddaher ist davon auszugehen, dass
der Arbeitgeber nur denjenigen Arbeitnehmern kein Arbeitsentgeltidet, die voraussicht-
lich vom angestrebten Arbeitskampfergebnis profitieren werden. Ddseisden ,Nicht-
Kombatanten“ nicht der Fall, so dass der Arbeitgeber ihnen gé&dl 1, 615 S. 3 BGB
Arbeitsentgelt schuldet. Dadurch ist der Arbeitgeber in zwieéaHinsicht geschadigt. Zum
einen ist sein Betrieb still gelegt und zum anderen hat er demveatdrhin Gehélter an einen
Grol3teil der Belegschaft zu zahlen. Selbst wenn den ,Nicht-Kombatasis Arbeitskampf-
risiko auferlegt wird, geht die fehlende Entgeltverpflichtung ddsekgebers zu ihren Lasten,
so dass sie mit inrem Entgeltausfall letztlich daftir aufkomméssen, dass eine andere Ar-
beitnehmergruppe den Betrieb zum Erliegen briAgt.

Diese Uberlegungen machen deutlich, dass die Funktionselite &ibeitskampf stets mit
geringem Risiko zu Lasten der Arbeitgeber und der ,Nicht-Kombatafii@éren kann. Ne-
ben einer Vervielfaltigung von Arbeitskampfen ist ein zusatzicfiretender Effekt die ent-
sprechende mehrfache Kollateralschadigung des sonstigenchaitssystems. Schliel3lich
besteht die Gefahr, dass mit der Abkehr vom Grundsatz der mhafeauch ein Verlust so-
zialen Friedens innerhalb der Belegschaften einheP§é&ie Aufspaltung von Verbandsinte-
ressen bewirkt letztlich die Aufspaltung von Belegschaftsinderesd.h. es schlie3en sich
insbesondere die Arbeithnehmer zusammen, die in einem Unternehmeralmen Einsatz
von Kapital oder Arbeit Schliisselfunktionen wahrnehffedbaneben bilden sich immer gré-
Rere Gruppen von Arbeitnehmern aus niedrigeren Lohnsegmenten. Eindieehedlidari-
sche Gegnerschaft der Arbeitnehmer zur Arbeitgeberseite wéaremtakiisch abgeschaftt.

Der Arbeitskampf zwischen der Deutschen Bahn AG und der GDgdzatigt, dass die Kon-

kurrenz von Gewerkschaften wie GDL, Gewerkschaft Deutscher Burddssmten und

% Hensslerin: MiinchHdb. z. Biirgerl. Recht, § 615 Rn. 103.

64 BAG 22.12.1980 - 1 ABR 2/79, AP Nr. 70 zu Art. @GR rbeitskampf; BAG 14.12.1993 - 1 AZR 550/93, AP
Nr. 129 zu Art. 9 GG Arbeitskampf; BAG 11.07.1995 AZR 63/95, AP Nr. 138 zu Art. 9 GG Arbeitskampf;
BAG 11.07.1995 - 1 AZR 161/75, AP Nr. 139 zu AriG% Arbeitskampf.

%5 v/gl. GiesenNZA 2009, 11, 15.

5 vgl. GiesenNZA 2009, 11, 15.

® GiesenNZA 2009, 11, 15.
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8 2 Abschied vom Grundsatz der Tarifeinheit ?

Anwarter (GDBA) und Transnet tendenziell dazu fuhren kann, dass si€bedierkschaften
im Kampf um die Mitglieder kurzfristig gegenseitig an Tfarnderungen zu Uberbieten versu-
chen. Angespornt durch das Vorgehen der GDL hatte die Gewerk3chafinet in Erwa-
gung gezogen, sich aufzuspalten, damit jede ihrer Einheiten dann &igeivertrage aus-
handeln kénne. Das zeigt, dass die Verantwortung der einzelnen Gevadrkiscdas Unter-
nehmen und damit fur die Arbeitsplatze zurticksteht, wenn es darumdgshinteresse der
Belegschaften und der Offentlichkeit auf sich zu ziehen. Uberbietatiggewerbe konkurrie-
render Gewerkschaften beinhalten ein hohes Konfliktpotential undse=hbdie Gefahr, dass

sie sich zu Lasten sozial schwacher Arbeitnehmer auswirken.

Daher ist der bisherigen Rechtsprechung des BAG zuzustimmefarDeasatz der Tarifein-
heit ist fur ein funktionierendes Tarifvertragssystem unentbehéicte vollstandige Abkehr
wurde zu einer erheblichen Belastung, wenn nicht zu einem Zusanuuerdes Tarifver-
trags- und Arbeitskampfrechts flhren, denn das herkbmmliche Regalodegl$ fir das Ta-
rifvertrags- und Arbeitskampfwesen ist auf diese Umbruchsituatidtt morbereitet. Dieser
Effekt des Zusammenbruchs kdnnte allerdings nicht flichendeckeneteintsondern nur in
ganz bestimmten Wirtschaftszweigen, die arbeitsteilig organisind und bei denen hoch
spezialisierte kleine, aber méchtige Berufsgruppen tatig siraermArbeitskampf zwischen
der Deutschen Bahn AG und der GDL bildeten die Lokomotivfihrer diesddgeuppe, wo-
bei die Besonderheit bestand, dass hinter der Arbeitgeberseitstaatiech flankierte Exis-
tenzsicherung stand, die auf die GDL eindeutig motivierend gewirkirhaErgebnis beste-
hen daher hinreichende sachliche Grinde flr die Beibehaltung des Gzaadsar Tarifein-
heit, so dass der Auffassung, die einen Verstol3 in Art. 9 Abs. 3 K&@rnean mochte, nicht
zugestimmt werden kann. Die Auflosung der Tarifpluralitat durahn @eundsatz der Tarif-
einheit ist auch geboten, da sie aus den aufgezeigten Grinden geegyrezforderlich ist,
um eine sinnvolle Ordnung im Betrieb herzustellen. Nach allededndie Aufrechterhaltung
des Grundsatzes der Tarifeinheit zur Sicherung der Stabilitddedg@schen Gewerkschafts-
landschaft dringend beflrwortet. Dieses Grundprinzip wird daher deenfiddég Untersu-

chung der Reichweite der Friedenpflicht uneingeschrankt zugrunde gelegt.

Die aktuelle Divergenzanfrage des Vierten Senats des®BAG den Zehnten Senat zeigt,

dass die Diskussion um den Grundsatz der Tarifeinheit ihren vorladtigleepunkt erreicht

%8 BAG 27.10.2010 - 4 AZR 549/08 (A), Pressemittegjukr. 9/10, http://www.bundesarbeitsgericht.de
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8 2 Abschied vom Grundsatz der Tarifeinheit ?

hat. Angesichts der divergierenden Rechtsauffassungen der beigSist offen, wie das
BAG letztlich entscheiden wird. Sollte das BAG seine Rechttjoiegy zum Grundsatz der
Tarifeinheit tatsachlich andern, so ist zu untersuchen, welcheuBedy und Wirkung der
relativen Friedenspflicht in diesem Fall zukommt. Fest stehs, alésin durch den Abschied
vom Grundsatz der Tarifeinheit die relative Friedenspflicht degvErtrages nicht wegfallen
wird. Allerdings erscheint bei Aufgabe des Grundsatzes defeirdreit die Funktion der
Friedenspflicht im tarifpluralen Betrieb aus Arbeitgebersichiwertet’® Konkurrierende
Gewerkschaften waren nicht an die aus dem Tarifvertrag dellgeameleren Gewerkschaften
entspringende relative Friedenspflicht geburillebie relative Friedenspflicht wiirde daher
nur so weit reichen, wie der jeweilige Tarifvertrag hinsichtlseines Geltungsbereichs und
seiner Regelungsgegenstanti®ieser Umstand kénnte zu einem Szenario permanenter Ta-
rifverhandlungen, Streikandrohungen und Arbeitskampfe fiihren. Es ist jedochosisielia-
tion denkbar, in der die relative Friedenspflicht quasi alsdgtkbrrektiv vor der Aufnahme
von Arbeitskampfmafinahmen ihre befriedende Funktion behélt, ohne entwevterdaen
und damit zur Aufrechterhaltung eines funktionierenden Tarifvertragssyg auch zukinftig
beitragt. Das kann nicht dadurch geschehen, dass man der aus deertieay einer Ge-
werkschaft resultierenden Friedenspflicht Wirkung gegenuber ameren konkurrierenden
Gewerkschaft zubilligt®> Anders zu beurteilen ist dies jedoch fiir die zeitliche Dimen$itm.

die Tarifautonomie der Gewerkschaften wirde nicht UbermaRig eiffgagnvenn sie bei
ihren Tarifforderungen in zeitlicher Hinsicht kooperieren und den Zéitples Ablaufs ihrer

im Geltungsbereich Uberschneidenden Tarifvertrdge einheitlich raltgashatten, sofern der
Arbeitgeber dieses wiinschtin diesem Fall wére die schwerwiegende Gefahr auf Seiten der
Arbeitgeber, permanent Tarifforderungen und Streikandrohungen ausgesstit,zmini-
miert.”® Zudem konnte bei befristeten Tarifvertragen diese Regeluativreinfach umgesetzt
werden, wahrend sie bei unbefristeten und ordentlich kiindbaren éraéfyen gegen die
Tarifautonomie verstoRen diirfteln diesem Fall wére nicht nur die zeitliche, sondern auch
die inhaltliche Dimension betroffen. Bei befristeten Tarifveydrd wird es vor dem Hinter-

%9 BAG 18.10.2006 - 10 AZR 576/05, NZA 2007, 1111 BAG 15.01.2006 - 10 AZR 665/05, NZA 2007, 448
ff.; a.A.: BAG 27.10.2010 - 4 AZR 549/08 (A), Presditteilung Nr. 9/10, http://www.bundesarbeitsgktide

"% Franzen,RdA 2008, 193, 201 ff.

! Franzen,RdA 2008, 193, 201 ff.

2 Franzen,RdA 2008, 193, 201 ff.

"3 Franzen,RdA 2008, 193, 204.

" Hromadka,FS Heinze, 383, 38%ranzen,RdA 2008, 193, 204; fiir parallele Verhandlung@manabrou,
ZfA 2008, 241 ff.

> Uberzeugenéranzen,RdA 2008, 193, 204.

’® Franzen,RdA 2008, 193, 204.

"vgl. Franzen,RdA 2008, 193, 204, der der Arbeitgeberseite hbetristeten Tarifvertragen keine zeitliche
Verbindung der konkurrierenden Tarifvertrage zidplh mochte.
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8 2 Abschied vom Grundsatz der Tarifeinheit ?

grund der Tarifautonomie als zuldssig erachtet, dass der Beegsligunin, der im ersten
abgeschlossenen Tarifvertrag vereinbart wurde, auch den zeitlattiolygenden Tarifab-
schluss mit einer konkurrierenden Gewerkschaft biffdet. dieser Konstellation hétte die
relative Friedenspflicht aus dem einen Tarifvertrag der Saabk inhaltliche Wirkung auch
fiir Dritte.”® Diese Uberlegungen zeigen, welche Bedeutung der Existemeelativen Frie-
denspflicht - selbst bei einem Abschied von der Tarifeinheit durcliBA&s - nach wie vor
zukommen wiurde und wie wichtig auch in diesem Fall ihre befriedendktibn flr ein

funktionierendes Tarifvertragssystem ware.

8 Eranzen,RdA 2008, 193, 204.
® Franzen,RdA 2008, 193, 204.
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§ 3 Friedenspflicht als Bestandteil des Tarifvertrages
A. Begriff und Geltungsgrund

Die Friedenspflicht hat eine Doppelnatur. Sie verbietet zum einerT defvertragsparteien
negativ, wahrend der Laufzeit des Tarifvertrages KampfmalRnahmen deg Tarifvertrags-
partner zu fuhren (sog. Unterlassungspflicht) und die Mitgliedekrbeitskampfmalinahmen
aufzurufen, und sie gebietet positiv, mit verbandsrechtlich zulaskigezin gegen Mitglie-

der vorzugehen, die wahrend der Laufzeit eines Tarifvertragesigloraus Kampfmal3nah-

men durchfilhren (sog. Einwirkungs- oder Handlungspflitht).
I. Historische Entwicklung

Die Friedenspflicht ist keine naturrechtiféivorgegebene Rechtsfolge von Kollektivvereinba-
rungen®? Sie ist kein Rechtssatz, der von Natur aus existieren muss, sondern ihre Geschicht
ist untrennbar verknupft mit der Geschichte des Tarifvertrages,sve ein Teil dessen ist.
Bevor das 19. Jahrhundert zu Ende ging, hatten die Gewerkschaften dgs d@nirkollekti-
ven Vereinbarung der Arbeitsbedingungen zum Gegenstand ihrer Pelticht. Der Ver-
trag stellte die malRgebliche Ordnungsentscheidung dar, dierafianorm eine Regelung der
Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen herbeizufiififebie Tarifvertragsidee trat den Sieges-
zug in der Praxis an, so dass es Ende 1913, wie berichtet wird, 1348&rirage fur
170.000 Betriebe mit 2.072.456 Arbeitern §akine gesetzliche Regelung erhielt der Tarif-
vertrag jedoch erst durch die Tarifvertragsordnung vom 23.121%8tscheidend war in
diesem Zusammenhang, dass sich die durch Abkommen gegrindetesginineiinschaft
zwischen den Spitzenverbanden der Unternehmer und der Gewerkschaft@mirzipr des

Tarifvertrages bekannt haben, den das Reichsgericht bereits zuvaclaisverbindlichen

80 BAG 08.02.1957 - 1 AZR 169/55, AP Nr. 1 zu § 1 T¥@edenspflicht; BAG 21.12.1982 - 1 AZR 411/80,
AP Nr. 76 zu Art. 9 GG Arbeitskampf; BAG 12.09.198% AZR 342/83, AP Nr. 81 zu Art. 9 GG Arbeits-
kampf;Herschel,Anm. zu BAG 12.09.1984 - 1 AZR 342/83, AP Nr. 8LAxrt. 9 GG ArbeitskampFranzen
in: Erfk, 8 1 TVG, Rn. 81.

81 v/gl. SchlosserPrivatrechtsgeschichte, S. 96 ff.

8 Thiisingin: Wiedemann, § 1 TVG Rn. 867.

8 Richardi, Kollektives ArbeitsR, § 6 Rn. 4.

# Richardi, Kollektives ArbeitsR, § 6 Rn. 4.

% Reichsgesetzblatt 1918, Nr. 287, S. 1456; SielmAg A 1; Die Tarifvertragsordnung begriindete dienit-
telbare und unabdingbare Wirkung des Tarifvertragegeniber den Einzelarbeitsvertrdgen. Sie wurdtesp
neu gefasst durch VO vom 01.03.1928.
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8§ 3 Friedenspflicht als Bestandteil des Tarifvertrages

Schuldvertrag anerkannt haffeDie Weimarer Reichsverfassung (WRV) vom 11.08.5919
enthielt in Art. 157 ff. den Auftrag, ein einheitliches Arbeitsreahtschaffen. Art. 165 WRV
erkannte die Tarifvertrage ausdriicklich an. Somit war erst in é@msver Zeit (1919-1933)
die Existenz einer beiderseitigen Friedenspflicht auch ohne besoNeecinbarung allge-
mein anerkanrf® In der Arbeitsverfassung der Weimarer Republik gelang es retrfa-
cher Gesetzesvorschlage nicht, die Friedenspflicht gesetzlichrankeen®® Die staatliche
Zwangsschlichtung erfolgte rechtstechnisch so, dass der l8ohlysvorschlag einer staatli-
chen Schlichtungsstelle, der nicht von beiden Parteien akzeptiert wordeStaat fur ver-
bindlich erklart werden konnte und ihm damit die Wirkung eines in freierhdndlungen
abgeschlossenen Tarifvertrages verliehen witdéiese Losung bedeutete, dass ,die Frie-
denspflicht dem Tarifvertrag immanent ist, gleichgultig, ob emifilig abgeschlossen oder
durch verbindlich erklarten Schiedsspruch zustande gekomméh ¢ bedeutete die M6g-
lichkeit des Staates, einen Arbeitskonflikt mit dem Mittef dmatlichen Schlichtung von

vornherein zu unterbinden oder, so er denn ausgebrochen war, wieder zu Be&otiéal-

% RGZ 79, 92 (99 ff.); Die Parteien - drei Arbeitgeterbiande und ein Arbeiterverband - schlossen am
16.5.1905 einen Vertrag zur Regelung der Verhd&@eimvischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern derhFisc
lereibranche in Hamburg-Altona. Dieser Vertrag, der 1. April 1908 gelten sollte, enthielt insbedere
Vereinbarungen Uber die tagliche Arbeitszeit, Mstbetrag der Stundenléhne und Akkordarbeit. Siasii
ten sollten durch eine Schlichtungskommission égtederden. Im Mai 1906 kam es zu Streitigkeiterein
nem Betrieb eines Arbeitgeberverbandes, die zu egitweiligen Arbeitseinstellung der MitarbeitegsdAr-
beiterverbandes fuhrten. Der Arbeitgeberverbandtedaraufhin Klage auf Schadensersatz gegen degi-Arb
terverband gegen dessen Verwaltungsstelle und gégesen Vorsitzenden persoénlich. Die Klage wurde in
erster Instanz gegenuber der Verwaltungsstellevailegen. Das Oberlandesgericht wies auch die Klagemy
den Arbeiterverband ab. Nur gegeniiber dem Vorsiizerwurde der Klageanspruch begrenzt auf den Scha-
den des Verbandes und nicht auf den Schaden deak@smitglieder bejaht. Hiergegen legte der Arleeitg
berverband Revision ein. Die Revision des Arbeitgebrbandes gegen den Arbeiterverband wurde zurlick-
gewiesen, dagegen wurde der Revision des Arbeitgetiiandes gegen den Vorsitzenden entsprochen. Das
Reichsgericht entzog in dieser Entscheidung zuterefgdal den Tarifvertrag dem Recht der Gewerbeargnu
(8 152 Abs. 2 GewO a.F.) und erklarte ihn zu eimnenbeiden Parteien bindenden Vertrag. 8 152 Alise?2
wO a.F. beziehe sich nur auf Vereinigungen, die Zuwacke des Kampfes geschlossen worden seien,uind a
Verabredungen, die Uber den Kampf getroffen worslad. Ein Tarifvertrag sei aber kein Kampfmittedns
dern er sei das Ziel oder das Ergebnis von Verlizgein.

87 Reichsgesetzblatt 1919, Nr. 152, S. 1383; Die dvaliversammlung beschloss die Reichsverfassung am
31.07.1919 in dritter Lesung mit 262 gegen 75 StmnmAm 11.08.1919 wurde sie vom Reichsprésidenten
verkindet. Sie leitete ihren Auftrag und ihre Vaicht aus der vom revolutionaren Rat der Volksbeagtien
am 30.11.1918 angeordneten und vom revolutionareichRkongress der Arbeiter- und Soldatenrate am
19.01.1919 durchgefuhrten allgemeinen VolkswahlRch verstarkte Gewaltenteilung, vermehrte Grund-
rechtsgarantien und erweiterte Gerichtsbarkeitéhdi¢ Reichsverfassung das schon im friheren Rexje-
legte System des Freiheitsschutzes zum voll eetéaltRechtsstaat aus. Rechtsstaatsprinzip und @eved
lung wurden zu pragenden Elementen in einer deeitsparlamentarischen Demokratie, v@usy,Weimarer
Reichsverfassung, S. 62 ff.

8 RGZ 79, 92 ffThisingin Wiedemann, § 1 TVG Rn. 86KempenNZA-Beil. 2000, 7 ff.;Kittner, Arbeits-
kampf, S. 371 ff.

8 Kittner, Arbeitskampf, S. 454 ffkerschel ZfA 1973, 183, 187.

O Kittner, Arbeitskampf, S. 454 ff.

%L vgl. Kittner, Arbeitskampf, S. 454 ff.

%2 Kittner, Arbeitskampf, S. 454 ff.
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§ 3 Friedenspflicht als Bestandteil des Tarifvertrages

lich wurde am 23. Dezember 1918 das Tarif- und Arbeitskampfsysterh diecTarifver-
tragsordnun®’ auf eine neue Grundlage gestellt. Danach stand es im Belieb&ederk-
schaften und Arbeitgeberverbande, bei einem Konflikt einen staatliSbkhchter einzu-
schalter? Wenn sie sich auf einen Schlichter eingelassen hatten, konntéens&pruch der
Einigungsstelle ablehnen und streiken bzw. ausspetrBiese Zuriickhaltung des Staates
war zu diesem Zeitpunkt ausgesprochen plausibel, hatten die Pate&zi&entralarbeitsge-
meinschaft die Schlichtung zu ihrer ureigensten Aufgabe efRIStets waren die staatlichen
Instanzen zur Stelle, um sich als Schlichter anzudigh&ie sehr groBe Akzeptanz der
Schlichter in dieser Phase des Jahres 1919 gibt einen erstendianaif, weshalb das spa-
ter mit Zwangswirkung ausgestattete System ganz reibunfysi@sonierte®® Wahrend die
Gewerkschaften offenkundig aus Kriegszeiten daran gewohnt wassnsi@aes nur der auf
dem Hilfsdienstgesetz beruhenden Schlichtung verdankten, auf diet@epstain Arbeitsbe-
dingungen Einfluss nehmen zu kénnen, waren die Arbeitgeber in deenVijgnmer Tage um
jede konstruktive Streitbeilegung fréhDiese Moglichkeiten der informellen Einflussnahme
waren den Regierungsparteien jedoch zu wenig, so dass sid¢ektivefe Interventionsmog-
lichkeiten setzted® Dazu wurde am 03. September 1919 die sog. Demobilmachungsverord-
nung® erlassen. Sie brachte Einstellungspflichten fiir die Unternehmiemdigungsverbote
und die Einrichtung des Demobilmachungskommis¥4rEiir daraus resultierende Streitig-
keiten wurden die bestehenden Schlichtungsausschiisse fur zustandig wdlér die Be-
fugnisse des Demobilmachugskommissars neu wWardr. konnte in seinem eigenen Gebiet
die Schlichtungsausschisse anrufen, einen Schiedsspruch fur verbankllézien sowie auf
alle sonstigen Arbeitsbedingungen interveniéfénDie Zustandigkeit der Demobilma-
chungsbehérden erstreckte sich auf Arbeitsstreitigkeiten jedéf>Aausende von Einzelfal-
len wurden auf der Grundlage dieser Verordnung entschieden. Dierleghatte schnell

ein Interesse an einer Zuriickdammung der breiten Streikbeweguriggi@dm April 1920

% Reichsgesetzblatt 1918, Nr. 287, S. 1456; Witner, Arbeitskampf, S. 454 ff; Siehe Anhang A 1.

% Kittner, Arbeitskampf, S. 455.

% Kittner, Arbeitskampf, S. 455.

% Kittner, Arbeitskampf, S. 455.

7 Kittner, Arbeitskampf, S. 455.

% Kittner, Arbeitskampf, S. 455 ff.

% Kittner, Arbeitskampf, S. 456.

190 Kittner, Arbeitskampf, S. 456.

101 Reichsgesetzblatt 1919, S. 1500; Spater neusjéfader Bekanntmachung vom 12.02.1920, Reichsgese
blatt 1920, S. 218; Siehe Anhang A 2.

102 Kittner, Arbeitskampf, S. 456.

103 Kittner, Arbeitskampf, S. 456.

104 Kittner, Arbeitskampf, S. 456.

105 Kittner, Arbeitskampf, S. 457.
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8§ 3 Friedenspflicht als Bestandteil des Tarifvertrages

den Gesetzentwurf einer ,Schlichtungsordnung® vor, die das zerspliehlichtungswesen
ablosen sollté% Dieser Gesetzentwurf stieR einhellig auf Ablehnung, so dassnnacate-
langen Diskussionen die Regierung Stresemann die Schlichtungsverordnung vom
30.10.192%" gestiitzt auf das erste Erméachtigungsgesetz vom 13.18°1888R%° In die-

ser Verordnung wurde das uferlose Recht der Demobilmachungskomanisgavielseitig
interpretierbaren Kriterien begreri2?.Die Reichsregierung schuf bewusst ein Instrument der
lohnpolitischen Intervention, indem sie die Verordnung Uber das Schlichturegswem
29.12.1928" erlieR, die einen ,Ein-Mann-Schiedsspruch* vorS&tGestiitzt auf diese bei-
den Verordnungen praktizierte das Reichsarbeitsministerium ifiotiegnden Jahren ein in-
tensives System der staatlichen Lenkung von Loéhnen und ArbeitSzBie Arbeitgeber
sprachen sich von Anfang an gegen eine Zwangsschlichtung auRerh@lerdechs der le-
benswichtigen Betriebe aus, da sie davon ausgingen, sich im T#rikkamt den Gewerk-
schaften ohne staatliche Intervention gut durchsetzen zu kéHr@e Gewerkschaften hin-
gegen setzten auf die Staatshilfe, da die Zahl der Falle zunaldenen sie auf harteren Wi-
derstand der Arbeitgeber stieén.Der Kern der Rechtfertigung von Zwangsschlichtung
gegen die mit ihr verbundene Beschrankung der gewerkschaftlichen Kahgiffvear immer
wieder die Berufung auf die demokratische und soziale Queé&ineuen Staat&s.In der
Endphase der Weimarer Republik wurde deutlich, dass die Gewerksaeftdrarifvertrag

mit einer sehr stabilen Reichweite etabliert hatten, wahrehddse Arbeitgeber mit dem Ta-
rifvertrag als solchem abgefunden hatten, gleichwohl sie gegestadittiche Zwangsschlich-

tung und deren Produkt, den ,Zwangstarifvertr&gimpften:’

Nach der Rechtsprechung des Reichsarbeitsgerichts ist diehtarFriedenspflicht nur rela-
tiv, d.h. dass durch den Tarifvertrag den beiderseitigen Partei¢gfad®f an sich nicht ver-
boten, sondern ihnen nur der Kampf zum Zwecke der Veranderungen bestelaifoar-

196 Kittner, Arbeitskampf, S. 457.

197 Reichsgesetzblatt | 1923, Nr. 111, S. 1043; Shafieang A 3.
108 Reichsgesetzblatt | 1923, Nr. 98, S. 943.

109 Kittner, Arbeitskampf, S. 457 ff.

110 vgl. Kittner, Arbeitskampf, S. 459.

111 Reichsgesetzblatt | 1924, Nr. 1, S. 9; Siehe Agha 4.
112 Kittner, Arbeitskampf, S. 459 ff.

13 Kittner, Arbeitskampf, S. 460.

114 Kittner, Arbeitskampf, S. 468.

15 Kittner, Arbeitskampf, S. 469.

116 Kittner, Arbeitskampf, S. 470.

17 vgl. Kittner, Arbeitskampf, S. 461 und S. 491.
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§ 3 Friedenspflicht als Bestandteil des Tarifvertrages

dungen wahrend des laufenden Tarifvertrages untersagt Wirles der Kampffreiheit hin-
sichtlich der Punkte, die im Tarifvertrag nicht geregelt seiggélee sich nicht ohne weiteres
das Recht jeder Tarifvertragspartei tiberall da, wo einei¢aefRegelung nicht getroffen sei,
nach Belieben wirtschaftliche KampfmaRnahmen gegen die Vegegger zu ergreifeh®
Jeder Tarifvertrag diene der Erhaltung und Wahrung des Wirtstteafens, so dass sich fur
jede Tarifvertragspartei nach den Grundsatzen von Treu und Glauben sishdena Ab-
schluss des Tarifvertrages die Pflicht ergebe, eine grundlosen§tdes Wirtschaftsfriedens
zu unterlassen und KampfmaRnahmen gegeniber dem Vertragsgegner selerMieglie-
dern auch da, wo eine tarifliche Regelung nicht besteht, nur dann zuagemmbder zu un-
terstutzen, wenn damit ein wirtschaftliches Ziel verfolgt weodler sonst eine begriindete
Veranlassung dazu vorlied® Anderenfalls liege eine Verletzung der Friedenspflicht'¢or
Auf diese Weise lasst das Reichsarbeitsgericht die Ranméat nur mehr ihre Interessen-
zwecke verfolgen, sondern Zwecke der AllgemeintféiDas Reichsarbeitsgericht geht von
einem objektiv feststellbaren Sozialideal aus, dem Wirtschefish, dem reale 6konomische
Vorstellungen zugrunde liegéf Hierzu spannt es 6konomisch Gewerkschaften und Arbeit-
geber in einen Mechanismus ein, dessen zentrale Aufgabe die Walesingutes ,Wirt-

schaftsfrieden® ist?*

Das kollektive Arbeitsrecht, das in der Weimarer Republik gesaaitirde, hatten die Nati-
onalsozialisten wieder weitgehend abgescHafian die Stelle der Tarifvertrage traten Tarif-
ordnungen, die von Treuh&ndern der Arbeit aufgrund des Gesetzes zur Ordnoatjora-

len Arbeit vom 20.01.1934 erlassen wurd&hSie waren Rechtsverordnungen, die zunachst
nur Mindestarbeitsbedingungen, kurz darauf aber Hochstarbeitsbedemguechtsverbind-
lich festlegten und nach dem Zweiten Weltkrieg zunachst in Klafben. Neue Tarifordnun-
gen konnten aber nicht mehr erlassen werden, nachdem das Ges&tdrzurg der nationa-
len Arbeit und fur den o6ffentlichen Dienst das ihm entsprechende Gasge@rdnung der
Arbeit in 6ffentlichen Verwaltungen und Betrieben durch die Kontrollratsige Nr. 40 vom

118 Kahn-Freunddas soziale Ideal des RAG, S. 16.

119 vgl. RAG 5.252 = Bensh. 9.254 (1930), Bedaux-Fdistatigt durch RAG 11.229 = Bensh. 15.413 (1932)
RAG 12,137 = Bensh. 17.199 (193Rghn-Freunddas soziale Ideal des RAG, S. 16 ff.

120 Kahn-Freund das soziale Ideal des RAG, S. 17.

121 Kahn-Freunddas soziale Ideal des RAG, S. 17.

122 y/gl. Kahn-Freund das soziale Ideal des RAG, S. 18.

123 ygl. Kahn-Freunddas soziale Ideal des RAG, S. 17.

124 Kahn-Freund das soziale Ideal des RAG, S. 18.

125 Richardi,in: MiinchHdb., § 4 Rn. 1 fKittner, Arbeitskampf, S. 505 ff.

126 Richardi, Kollektives ArbeitsR, § 6 Rn. 5.
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8§ 3 Friedenspflicht als Bestandteil des Tarifvertrages

30.11.1946 und Nr. 56 vom 30.07.1947 aufgehoben worden Warkfit dem Aufbau der
Gewerkschaften und Arbeitgeberverbande waren wieder die Vorausgetz geschaffen,

Tarifvertrage abzuschliel3en.

Das kollektive Arbeitsrecht der Bundesrepublik Deutschland kniupfte ab 19d@rvae die
grundlegenden Entscheidungen und die seit 1933 unterbrochenen Entwicklungslinien der
Weimarer Republik im Hinblick auf die Anerkennung von Tarifvertrdgen brehiWirkun-
gen an und entwickelte sie weité?.Damit erlangte auch die Friedenspflicht wieder zuneh-
mende Bedeutung. Im Jahr 1949 galt es, den neuen wirtschaftliozedes und technischen
Anforderungen zu geniugen und neue ldeen gesetzlich zu verankern. B&in&cdat Tarif-
vertragsgesetzes im Jahre 1¥3@interblieb jedoch eine Kodifikation der Friedenspflicht aus
der Uberlegung heraus, dass die Problematik der Friedenspflichtgeklém war und ihre
Behandlung das gesamte Gesetzesvorhaben hatte gefahrden RBmnen.entschied sich
daher daflr, den gesamten Komplex der schuldrechtlichen Beziehungenauuh sbe Frie-
denspflicht einstweilen ungeregelt zu las§&rallerdings war diese Frage umstritten. Da es
in der Weimarer Zeit trotz mehrfacher Gesetzesvorschiddg gelungen war, die Friedens-
pflicht gesetzlich zu verankern, sollte dieses Versaumnis nachgetaen. Hierzu sahen
sowohl der ,Lemgoer“- als auch der ,Zursmarshausener* oder dettg&rter Entwurf**?
eine gesetzliche Regelung der tariflichen Friedenspflicht Dagegen enthielt der Gewerk-
schaftsratsentwurf der Vereinten Natioh&ikeine Friedenspflicht: ,Eine solche Bestimmung
ergibt sich ohne weiteres aus dem Grundsatz der Vertragstnesigrieht der allgemein herr-
schenden Lehre und Rechtsprechung und braucht nicht gesetzlich tgstgelerden.” Was
Schwierigkeiten bereitete, war das aus Kreisen des Stettga&inderrats der US-
Besatzungszone erhobene Verlangen, von jeder Schadensersatzpflisbhg.b&iarifbruch
Abstand zu nehmen und an ihre Stelle eine vom Richter innerhalbfestes Rahmens zu

bestimmende PrivatbulRe zu setzen, die an den anderen Partner destiieyéds, vielleicht

127 ygl. Richardi, Kollektives ArbeitsR, § 6 Rn. 5.

128 Daubler, TVG Einleitg., S. 30 ff.Richardi, Kollektives ArbeitsR, § 6 Rn. 5.

129 Dieses Gesetz trat am 09.04.1949 in Kraft unéhgrgoch fiir die amerikanische und britische Basays-
zone, das sog. Wirtschaftsgebiet. Es wurde nachGdéndung der Bundesrepublik Deutschland Bundes-
recht. Seit der Wiedervereinigung bildet es die eéeassgrundlage fir das Tarifvertragsrecht in Gesamt
deutschland, vgRichardi,in: MinchHdb., 8 5 Rn. 5 ffNorr, Privatrechtsgeschichte, S. 42 ff.

130 vgl. Hersche) ZfA 1973, 183, 186.

131 vgl. Hersche) ZfA 1973, 183, 187.

132 vgl. Materialien ZfA 1973, 138 ff.

133 vgl. Materialien ZfA 1973, 138 ff.
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§ 3 Friedenspflicht als Bestandteil des Tarifvertrages

auch an dessen Mitglieder zu zahlen*3Damit war eine Fiille rechtspolitischer Fragen von
grofter Tragweite angesprochen, so dass der Gesetzgeber deniegeschuldrechtlichen
Komplex, mithin auch die Friedenspflicht ungeregelt fi&™ierbei konnte man sich damit
beruhigen, dass die Verordnung vom 23. Dezember 1918 ebenfalls eine solchendregel
nicht enthielt und dass sich daraus ernsthafte Schwierigkeitenerigeben hattefi® Aller-
dings gab es auch Bestrebungen, die tarifliche Friedenspflicht gefseziregeln®’

Il. Gesetzliche Grundlage und Einordnung der Friedenspflicht

Das Tarifvertragsgesetz in der aktuellen FasSiginhaltet keine gesetzliche Regelung der
Friedenspflicht. Auch andere Gesetze des kollektiven Arbeitsrentitalten keine Kodifika-
tion der Friedenspflicht. Sie ist aber notwendiger Bestandtdasjd arifvertrages und nach
allgemeiner Rechtsauffassung enthalt jeder Tarifvertragemggemal eine Friedensord-

nung*®

Der Tarifvertrag setzt sich gemaR § 1 Abs. 1 TVG aus zvené&nten zusammen, namlich
aus dem obligatorischen Teil, in dem die Rechtsbeziehungen direftaaigsparteien zuein-
ander geregelt werden, und dem normativen Teil, der Rechtsnormen Aibditsverhaltnis-
se der Tarifunterworfenen aufstellt, 8 4 Abs. 1 TVG. Nach Ulegevider Auffassung hat der
Tarifvertrag daher eine rechtliche Doppelnadfiiiin seinem schuldrechtlichen Teil ist er ein
gegenseitiger, schuldrechtlicher Vertrag arbeitsrechtlichlealts, wahrend er in seinem nor-
mativen Teil ein fur ,Dritte rechtsverbindlicher zweiseitigasrporativer Normenvertrag®
ist'*! Da beide Teile des Tarifvertrages in ihrem Bestand voneinabténgig sind, besteht
eine funktionale Einheit zwischen normativen und schuldrechtlichen Regelradbsertra-
142

ges.™ Der schuldrechtliche Teil des Tarifvertrages sicher aen Inhalt des normativen

3% Hersche) ZfA 1973, 183, 186.

%% Hersche) ZfA 1973, 183, 186.

%6 Hersche) ZfA 1973, 183, 187.

137 vgl. dazu den Entwurf voBirk/Konzen/Léwisch/SeiteGesetz zur Regelung kollektiver Arbeitskonflikte;
dazu auctWank,RdA 1989, 263 ff., ebenfalldromadka,NZA 1989, 379 ff.

138 Tarifvertragsgesetz in der Fassung der Bekanrtararvom 25. August 1969 (BGBI. | S. 1323), dastil
durch Artikel 223 der Verordnung vom 31. OktobeB@@BGBI. | S. 2407) geéndert worden ist.

139 Thiisingin: Wiedemann, § 1 TVG Rn. 867.

149 Schaubin: Schaub, ArbR-Hdb., § 198 Rn. 16.

141 BVerfG 06.05.1964 - 1 BvR 79/62, AP Nr. 15 zu §YG; BVerfG 24.05.1977 - 2 BvL 11/74, NJW 77,
2255; 15.07.1980 - 1 BvR 24/79, NJW 81, 215; BAGOI41961 - 1 AZR 154/60, AP 1 zu Art. 24 Verf.
NRW:; Schauhin: Schaub, ArbR-Hdb., § 198 Rn. 16.

142 | wisch/Rieble§ 1 TVG Rn. 425Wiedemaniin: Wiedemann, TVG, § 1 Rn. 657.
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Teils ab. Wegen seines vertraglichen Zustandekommens hatTjed&ertrag wie andere
Schuldvertrdge auch einen schuldrechtlichen Inhalt fir das Verhdénigarifvertragspartei-
en zueinander, auch wenn dazu keine ausdrtcklichen Vereinbarungen getootien sind,
81 Abs. 1 HS. 1 TVG.

Zum stillschweigenden Tarifinhalt gehoren stets die Durchfihrungst die Friedens-
pflicht.*** Die Friedenspflicht gehoért demnach zum schuldrechtlichen TsilTdefvertrages
und wird als die bedeutendste schuldrechtliche Wirkung des Tarifyest@ngesehéfi’ Es
stellt sich daher die Frage, auf welcher rechtsdogmatischen Cgaraltee solche, gesetzlich

nicht geregelte Pflicht Gberhaupt anzuerkennen ist.

[ll. Rechtsdogmatische Grundlage

Die juristische Herleitung der tariflichen Friedenspflicsit in Ermangelung einer gesetzli-
chen Regelung umstritten. Rechtsprechung und Literatur sind auf es@gtighe Uberle-
gungen angewiesen, um die Friedenspflicht rechtsdogmatisch begriinden zu kénnen.

1. Herleitung der Friedenspflicht aus dem Wesen des Tarifvertrages

Die Friedenspflicht ist gesetzlich nicht geregelt, sondern witddese aus dem Wesen des
Tarifvertrages abgeleitet. Danach ist die Friedenspflicterje Tarifvertrag immanent® Be-
griandet wird dies insbesondere mit der Doppelnatur der Friedehspfhid den damit ver-
bundenen Interessen der Tarifvertragsparteien an gesichertersbedegungen wahrend
der Laufzeit eines Tarifvertrages. Den Arbeitnehmern selkaliifliche Regelung die verein-
barten Lohn- und Arbeitsbedingungen fur bestimmte Zeit sichern, dertgetern soll sie
fur den gleichen Zeitraum eine ungestdrte Fortfihrung der Produktioa sme Kalkulation
ermdoglichen, deren Zuverlassigkeit nicht durch ein weiteragedteler tarifabhangigen Per-
sonalkosten beeintrachtigt witéf Nipperdeyschrieb in seinem Lehrbuch von 1932, dass die

Friedenspflicht jedem Tarifvertrag immanent sei, gleichgiiltb er freiwillig abgeschlossen

%% Junker Rn. 503Diitz, Rn. 493.

144 Hanau/AdomeijtRn. 293;Hueck/NipperdeyArbR 11/1, S. 305 ffAkcayli,S. 49 ff.;Blomeyer S. 4 ff.
145 vgl. Jacobij Arbeitsrecht, S. 204¢aske| Koalitionen, S. 103KonzenFS Kissel, S. 597.

146 Nipperdey FS Schmitz, S. 275; vgHueck/Nipperdey/Stahlhack€VG, Anm. 98 zu § 1.
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oder durch verbindlich erklarten Schiedsspruch zustande gekomm¥h Isediesem Satz
liegt alles, was man Uber das Arbeitskampfrecht der WeinkRepublik sagen wirde, wenn
man seinen wichtigsten Inhalt zusammenfassen mtfésbms BAG hat in seiner friiheren
Rechtsprechung die Friedenspflicht zunéchst als Teil eines Ratz®s angesehen, der in
einer ungeschriebenen Kampfordnung begriindét’iddiese Einordnung resultiert aus der
epochepragenden Eigenart der Weimarer Arbeitsverfassungtaddicken Zwangsschlich-
tung als Kriegsfolgeé>® Der Staat hatte die Méglichkeit, einen Arbeitskonflikt min dditteln

der staatlichen Schlichtung von Anfang an zu unterbinden oder nachudlishieder zu be-
endert>! In keinem anderen industrialisierten Land der Welt gab eseggleichbares Aus-
nahme- oder Notstandsrecft.Die Griinde hierfiir lagen in der besonders schlechten 6kono-
mischen Situation Deutschlands nach dem verlorenen Ersten Weltheetpath scheinbarer
Normalisierung wahrend der Weltwirtschaftskrise (iberproportiodirkung hatté> Kri-

tisch merktDammanndazu an, dass die Intention des BAG, die Friedenspflicht ausAginer
beitskampfordnung abzuleiten, die geltende Rechtsordnung sowie diee Rewlitat voll-
kommen aufRer Acht las&¥ Abgesehen davon, dass es keine geschriebene Arbeitskampford-
nung gebe, konne die tarifliche Friedenspflicht nicht durch gerichtli@eschluss zu einer
nicht existierenden ungeschriebenen Arbeitskampfregel hochstiliggeden'>> Das BAG

und die Instanzgerichte gehen hingegen in ihrer neueren Rechtsprectasatgwveise eben-
falls davon aus, dass die Friedenspflicht jedem Tarifvemnaganent sei und ziehen zur Be-

grindung die Tradition des deutschen Tarifrechts h&fan.

Darlber hinaus wird die Friedenspflicht auch aus der Ordnungs- und risfiecleion des
Tarifvertrages hergeleitét’ Boldt*>® schreibt hierzu: ,Die tarifvertraglichen Mindestbedin-

gungen, die in Verbindung mit der Friedenspflicht eine gewisse Kotéinler wirtschaftli-

147 Nipperdeyin: Hueck/Nipperdey, Lehrbuch des Arbeitsrechtsl(® ff.

198 Kittner, Arbeitskampf, S. 454.

1499 BAG 8.2.1957 - 1 AZR 169/55, AP Nr. 1 zu § 1 TVBedenspflicht; 31.10.1958 - 1 AZR 632/57, AP Rir.
zu 8§ 1 TVG Friedenspflicht; 17.12.1958 - 1 AZR IR/ AP Nr. 3 zu 8§ 1 TVG Friedenspflicht; BAG
14.11.1958 - 1 AZR 247/57, AP Nr. 4 zu § 1 TVG Bdaspflicht.

130 Kittner, Arbeitskampf, S. 454.

151 Kittner, Arbeitskampf, S. 454.

152 Kittner, Arbeitskampf, S. 454.

133 Kittner, Arbeitskampf, S. 454.

%% Dammann Tarifvertrag und Arbeitskampf, S. 90 ff. .

195 vgl. Dammann Tarifvertrag und Arbeitskampf, S. 91.

156 Vgl. BAG 27.06.1989 - 1 AZR 404/88, AP Nr. 113Art. 9 GG; LAG Hamm 31.01.1991 - 6 Sa 119/91, DB
1991, 1126 ff.

157 Vgl. BAG 31.10.1958 - 1 AZR 632/57, AP Nr. 2 zd §VG FriedenspflichtBoldt, RdA 1971, 257, 268;
Rithers RdA 1968, 161, 168.

158 Boldt, RdA 1971, 257, 265.
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8§ 3 Friedenspflicht als Bestandteil des Tarifvertrages

chen Entwicklung im Interesse der Allgemeinheit herstellei]lerf inre Funktion nur dann,
wenn sie eben nicht nur auf den Einzelbetrieb abgestellt sind, aléeniimteressen der jewei-
ligen Arbeitnehmer und jeweiligen Arbeitgeber beriicksichtigenmsigsen vielmehr tberbe-
triebliche Bedeutung haben, weil sonst eine gleichméafige Ordiem@rbeitsbedingungen,
die im Interesse der Arbeitsvertragsparteien, aber auch damgen Volkswirtschaft dem
Gesetzgeber erwiinscht ist, nicht herbeigefiihrt werden kann.” Die Funktion desrfrages

ist danach die eines Friedensvertragésinter der Ordnungsfunktion soll dabei eine verbind-
liche kollektive Ordnung der Arbeitsbedingungen bei gleichzeitigdassender Friedenssi-
cherung zu verstehen séfff.Die Vertreter dieser Auffassung moéchten die Druckmittel des
Arbeitskampfes zugunsten einer befriedeten Tariflandschafthedrden. Gegen diese An-
sicht wird vorgebracht, dass jeder Tarifvertrag nur fur einerbedge Geltungsdauer einen
nach raumlichen, betrieblichen, fachlichen und personlichen Kriterieeidbmeten Bereich
regeln kann. Entsprechend den raschen Veranderungen der 6konomischen Bedlirgjunge
der Tarifvertrag in der Regel nur fir kurze Dauer in K¥#fDartiber hinaus gibt es im ge-
samten Bundesgebiet der Bundesrepublik Deutschland (BRD) eine Vietraflarifvertra-
gen mit unterschiedlichem Geltungsbereich bzw. Geltungsdaudgssovon einer einheitli-
chen Ordnung nicht die Rede sein kaffn.

Teilweise wird die Anerkennung der Friedenspflicht auch mit demoBeheitsrecht begrin-
det!®® Dagegen wir jedoch eingewandt, dass Gewohnheitsrecht nur darehent&nn bei
Fehlen gesetzlicher Regelungen ein bestimmtes Verhalten von delig@etén der Uber-
zeugung rechtlicher Gebotenheit lange Zeit hindurch gleichmafig ligeinain ausgeibt
wird. Dies kénne, so schreiBtammann® von der Friedenspflicht nicht behauptet werden.
Im Gegenteil zeigen die tarifpolitischen wie betrieblichen litfagen in zunehmendem Ma-
Be, dass bei spontanen Arbeitsniederlegungen wahrend der Laufzeiawiweriragen die

tarifliche Friedenspflicht nicht akzeptiert wittP

159 vgl. Thiisingin: Wiedemann, TVG, § 1 Rn. 866.

160 Riithersin: Brox/Riithers, ArbeitskampfR, Rn. 218.

181 Dammann Tarifvertrag und Arbeitskampf, S. 93; &hnlich aéempen/Zacher€1 TVG, Rn. 675 ff.

182 Dammann Tarifvertrag und Arbeitskampf, S. 93.

163 GamillschegKollektives ArbeitsR |, S. 107%4ueck/NipperdeyArbR 11/1, S. 310Thiising in: Wiedemann,
8§ 1 TVG Rn. 866.

184 Dammann Tarifvertrag und Arbeitskampf, S. 94.

185 Kempen/Zacher€ 1 TVG, Rn. 675 ff.Dammann Tarifvertrag und Arbeitskampf, S. 94.
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§ 3 Friedenspflicht als Bestandteil des Tarifvertrages

2. Herleitung der Friedenspflicht aus dem Vertragscharakter des Tafvertrages

Ein Teil des Schrifttuni§® und einige Instanzgerichfé leiten die Friedenspflicht dogmatisch
aus dem Willen der vertragsschlieRenden Parteien unter Berliaksnghter jeweiligen Inte-
ressenlage her. Danach hat die Friedenspflicht ihre rdehtGecundlage in dem Ubereinstim-
menden Willen der Tarifvertragsparteien, die getroffenen Verainigan fir eine gewisse
Zeit als bindend anzusehen. Dieser Konsens basiert auf beigerseitvenn auch unter-
schiedlich gelagertem Interesse an einer befristeten Kontindei&tArbeitsbedingungen.
Wahrend die Unternehmen aufgrund der Friedenspflicht Planungssicherizi#tsondere im
Bereich der Personalkosten, erlangen, haben Arbeitnehmer diesBeiyislass bestimmte
Mindestarbeitsbedingungen auch in wirtschaftlich schlechtenrzede Arbeitsgeber nicht

einseitig unterschritten werden konnéh.

Ziel dieser Auffassung ist es, eine Uberzogene Ausdehnung dernspéadt zum Nachteil
einer der Tarifvertragsparteien zu verhindern. Hierfur sprecble, alass die Friedenspflicht
ihrem sachlichen Gehalt nach eine Grundrechtsbeschréankung sei éasiibung des ver-
fassungsrechtlich gewéahrleisteten Streikrechts auf ZeithliefSe oder jedenfalls in wesent-
lichem Umfang begrenZ&® Anderenfalls wiirde es Treu und Glauben widersprechen, wenn
eine Tarifvertragspartei wahrend der Laufzeit des Tarifegels Kampfmalinahmen einleitet,
um Arbeitsbedingungen zu andern, denen sie vorher im Tarifverteigg@schrankt zuge-
stimmt hatté:’® Eine weitreichende Friedenspflicht wiirde die Wirksamkeit defektvver-
tragsfreiheit zu dem verfassungsrechtlich garantierten Kwlec Férderung der Arbeitsbe-

dingungen beeintrachtigéft

3. Stellungnahme

Die vorgenannten Ansichten erscheinen jede fir sich genommen nichitliagke den Gel-

tungsgrund der Friedenspflicht allein bestimmen zu kénnen. Allerdingsdiile kumulative

166 v/gl. Kempen/Zacher®§ 1 TVG, Rn. 342S6liner/WaltermanpArbeitsR, Rn. 255; ahnlich au&irasser
RdA 1965, 405Belling/Hartmann ZfA 1997, 87 ff.

187 vgl. LAG Schleswig-Holstein 25.03.1987 - 6 Sa /B2 NZA 1988 Beil. 2, 32; LAG Hamburg 24.03.1987 -
8 Sa 25/87, NZA 1988, Beil. 2, 27; LAG Dusseldoff112.1988 - 2 Sa 533/88, AiB 1989, 159; vgl. auch
LAG Frankfurt 23.04.1985 - 5 Sa Ga 507/85, BB 198H)9.

188 \/gl. Kempen/Zacher§ 1 TVG, Rn. 676.

189 vgl. Kempen/Zacher§ 1 TVG, Rn. 676.

179 schéllkopf Friedenspflicht, S. 33tahlhackeFS K. Molitor, S. 351, 353.

"1 Kempen/Zacher§ 1 TVG, Rn. 676.
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8§ 3 Friedenspflicht als Bestandteil des Tarifvertrages

Beriicksichtigung der oben aufgezeigten theoretischen Ansateéeu nachvollziehbaren
juristischen Herleitung. Zum einen muss der Friedenspflicht, dibstserstandlich jedem
Tarifvertrag immanent ist, eine Ordnungs- und Befriedungsfunktiorestagden werden.
Allein daraus lasst sich die Friedenspflicht aber nicht herlgida der kollektive Begrin-
dungsansatz mangels Allgemeingultigkeit versagt. Vergleicht man dashteieifrecht mit
dem anderer europaischer Lander, wie beispielsweise Frarfkfei@noRbritanniel* oder
Spanien’™ dann wird deutlich, dass dem Tarifvertrag allein aufgrund der Notwiesitligj-
ner Friedenspflicht nicht ipso iure eine solche Allgemeingiiltigkekommen mus¥? In
diesen Landern bedarf es einer ausdrtcklichen Vereinbarung, um ieidenSpflicht zu be-
grianden. Dies zeigt, dass der Geltungsgrund der relativen Frielidghtsptht allein aus dem
Vertragscharakter des Tarifvertrages herrthrt, sondern \am diistorische Grinde hat. In
Grol3britannien hatte man sich von der im Ersten Weltkrieg und iNalgtkriegszeit prakti-
zierten Zwangsschlichtung schnell wieder verabschig8&ter Grund dafiir, dass ein solches
Ausnahmerecht allein in Deutschland dauerhatft praktiziert wurde, gehkzaufidie Zeit der
Weimarer RepubliR!” Deutschland war als eines der groften und entwickeltsten Industrie
lander nach dem verlorenen Ersten Weltkrieg und den damit verbundenemn ibasiner ein-
zigartig schlechten dkonomischen Situation, die nach scheinbarer hNoemmg wahrend
der Weltwirtschaftskrise tberproportionale Wirkungen hdfteDieser Urgrund fiir viele
Probleme der Weimarer Republik schlug dort voll durch, wo es um dier8itg mdglichst
storungsfreier wirtschaftlicher Betatigung als GrundlageWirderaufbau und Reparationen
ging.179

Aus diesen Grinden heraus lasst sich nachvollziehen, weshalb eindigibahre gebildete
und durch héchstrichterliche Rechtsprechung mittlerweile gefesgigivohnheitsrechtliche
Geltung der Friedenspflicht besteht. Sie entspricht zum einen dditidn des deutschen
Tarifrechts, zum anderen steht sie mit den historischen Entwgduseit der Weimarer Re-

publik in unmittelbarem Zusammenhang.

172 Couturier, Droit du travail, Rn. 203.

178 Kahn-FreundLabour and the law, S. 134 und 14&cke Zur rechtl. Verbindlichkeit kollektiver Vereinba-
rungen in England, S. 148 ff. .

17 Ojeda AvilésDerecho Sindical, S. 654 ff. .

175 vgl. dazu m.w.N. fiir die RechtssystergamillschegKollektives ArbeitsR, S. 1075 ff.; Kemp&tachert
8 1 TVG, Rn. 676Reimin: Daubler, 8 1 TVG, Rn. 528 husingin: Wiedemann, 8 1 TVG, Rn. 866.

176 Kittner, Arbeitskampf, S. 454.

Y7 Kittner, Arbeitskampf, S. 454.

178 Kittner, Arbeitskampf, S. 454.

179 Kittner, Arbeitskampf, S. 454.
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§ 3 Friedenspflicht als Bestandteil des Tarifvertrages

Da die Friedenspflicht aus dem Vertragscharakter des Tardges resultiert, ist es nicht
moglich, den im Wege der Auslegung zu ermittelnden Willen déwéaragsschlie3enden
Parteien bei der Bestimmung ihrer juristischen Herkunft unberitigticu lassen. Schliel3-
lich ist die Friedenspflicht eine schuldrechtliche Pflicht, dies einem ungeschriebenen
Rechtsgrundsatz der staatlichen Ordnung, namlich dem Grungesata sunt servanda“
herrihrt. Trotz ihrer die Tarifvertragsparteien einschrankendekuwir verstof3t die Frie-
denspflicht nicht gegen das verfassungsrechtlich gewéhrle&tiei&recht aus Art. 9 Abs. 3
GG. In dem Abschluss eines Tarifvertrages liegt lediglich dech®der Tarifvertragsparteien
zur Wahrung und Forderung der Arbeits- und Wirtschaftbedingungen und dienvierfas-
sungsrechtliche Rechtfertigung begriindet. Erfullen Koalitionen aut fiesse ihren Verfas-
sungsauftrag, kénnen sie nicht gleichzeitig die Verfassung verf€fzen.

B. Inhalt der tariflichen Friedenspflicht

Die tarifliche Friedenspflicht setzt sich aus einem positivad einem negativen Inhalt zu-
sammen. Diese Zweiteilung ist insbesondere rechtsdogmatischniotick auf die Zuord-
nung zur Einwirkungs- und Selbstpflicht von Bedeutung. Dieses wird iigeRdén aufge-

zeigt.

I. Negativer Inhalt

Jede Tarifvertragspartei trifft die vertragliche PflicAtpeitskdmpfe zu unterlassen. Sie ver-
bietet auch die Anstiftung ihrer Mitglieder zum Arbeitskampive jede Unterstiitzung oder
Forderung eines von den Mitgliedern beschlossenen oder gewollteitskanepfes-®! Dazu
gehort, dass die Tarifvertragsparteien nicht wilde Streiks éadssperrungen unterstiitzen
durfen, wie etwa durch die Auszahlung von Streikgeldern oder GenedtBremterstit-
zung®®? In dieser Hinsicht stellt die Friedenspflicht also eine Uassungspflicht dar, die zu
den sog. Selbstpflichten des schuldrechtlichen Teils des Tarifvertragéstgeird **

180 v/gl. Dill, Probleme der Friedenspflicht, S. 57.

181 BAG 08.02.1957 - 1 AZR 169/55, AP Nr. 1 zu § 1G Vriedenspflicht; BAG 21.12.1982 - 1 AZR 411/80,
AP Nr. 76 zu Art. 9 GG Arbeitskampf; ZulassigkeitnvWarnstreiks nach Ablauf der gesetzlichen und ver
traglich verlangerten Friedenspflichijwisch NZA 1988, Beilage Nr. 2, S. Zhisingin: Wiedemann, § 1
TVG, Rn. 870.

182 BAG 20.12.1963 - 1 AZR 429/62, AP Nr. 33 zu GG ArbeitskampfThiisingin: Wiedemann, § 1 TVG
Rn. 870.

183 Hueck/NipperdeyArbR 11/1, S. 304.
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8§ 3 Friedenspflicht als Bestandteil des Tarifvertrages

[l. Positiver Inhalt

Positiv verlangt die Friedenspflicht ein vertragstreues Vemales Tarifvertragsparteiéfi’

In diesem Sinne forderte bereits das Reichsgéffchitass es als Sinn und Zweck der Frie-
densklausel erachtet werden kann, dass die Tarifvertragspartiems Ausbruch eines Ar-
beitskampfes miteinander in Verbindung setzen und sich bei Anwendung seineu Ver-
meidung zweckdienlichen Mittel gegenseitig unterstiitzen, sog. HangRiogs'®® Jede Ta-
rifvertragspartei hat die Pflicht, mit den ihr zu Gebote steheMigaln auf ihre Mitglieder
einzuwirken, um sie von der Eroffnung oder Weiterfihrung eines Akaeiisfes abzuhalten,

sog. Einwirkungspflicht®’

Die Grundlage fur vereinsrechtliche Sanktionen der Berufsver-
bande gegenuber ihren Mitgliedern ist die mit dem Abschluss vorva@idrdggen zugleich
entstehende Mitgliedspflicht, die Durchfilhrung des Tarifvertrages mu stérer® Hat der
Verband mit allen Mitteln die Einwirkungspflicht zu erfillen gdsudabei aber keinen Er-
folg gehabt, so hat er seine Pflicht erfiillt und wird nicht schadsatzeflichtig'®® Dem Ver-

band obliegt keine Garantiepflicht fiir das Verhalten seiner Mitgli&der.
[ll. Ersatzmal3hahmen

Die Friedenspflicht verbietet auch MaRnahmen, die einen Substitifakiseaber®* Bei
einem Firmentarifvertrag gehoért dazu das mit einer Kiindigungsdgolenbundene Angebot
des Arbeitgebers an die Arbeitnehmer, die Arbeitsverhaltnissarégwidrigen Bedingungen

fortzusetzert® Ebenso verletzt die Einleitung oder Durchfiihrung von gleichzeitigeh

'8 Thiisingin Wiedemann: § 1 TVG, Rn. 871.

185 RGZ 111, 105 ff.: Die Parteien schlossen am Q19D einen Tarifvertrag ab, nach dessen § 15lteei a
Streitigkeiten der Schlichtungsausschuf3 angerufeden sollte, Arbeitnehmer die Arbeit nicht niedgdgn
und die Klagerin die Arbeiter nicht aussperren wurAls Uber die Aprilléhne trotz eines Schiedssprlu
keine Einigung erzielt werden konnte, traten dibeMer in den Streik. Es folgte eine fristlose Kignuhg
aller Arbeiter des Betriebes. Erst nach 14 Tagen ke Einigung zwischen den Parteien zustande. Die
Arbeitgeberin klagte daraufhin wegen Tarifvertragsihs und verlangte von dem Arbeitnehmerverband
Schadensersatz. Das Landgericht erachtete die Kilageegrindet, wahrend das Kammergericht sie ab-
wies. Die Revision der Klagerin fiihrte zur Zuriicksuag der Sache an das Berufungsgericht.

'8 Thiisingin: Wiedemann, § 1 TVG, Rn. 869.

187 Ruthersin: Brox/Riithers, ArbeitskampfR, Rn. 28¢haubin: Schaub, ArbR-Hdb., § 201 Rn. Bhiisingin
Wiedemann, 8 1 TVG Rn. 871.

188 BAG 17.12.1958 - 1 AZR 349/57, AP Nr. 3 zu § 1G Vriedenspflicht; LAG Hamburg 24.03.1987 — 8 Sa
25/87, NZA 1988, Beilage 2, S. 2@amillschegKollektives ArbeitsR, S. 1081.

189 Rithersin: Brox/Riithers, ArbeitskampfR, Rn. 2Zlhiisingin: Wiedemann, § 1 TVG Rn. 871.

199 spliner/WaltermannArbeitsR, Rn. 255Riithersin: Brox/Riithers, ArbeitskampfR, Rn. 22Thiisingin:
Wiedemann, § 1 TVG Rn. 871.

191 Kisse| ArbeitskampfR, § 26 Rn. 7.

192 BAG 08.02.1957 - 1 AZR 169/55, AP Nr. 1 zu § 1G ¥riedenspflicht.
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gleichartigen Anderungskiindigungen (Massenanderungskiindigungen) dienBp#icht,

wenn sich die Anderungskiindigung auf im Tarifvertrag geregelte Sachtsebsizieht®®

IV. Relative und absolute Friedenspflicht

In Bezug auf ihre gegenstandliche Reichweite werden dievelatid die absolute Friedens-
pflicht unterschieden. Die Hauptunterschiede liegen zum einen in ikrenveite und zum
anderen in der Haufigkeit inres Vorkommens in der tariflicheni®faegrindet. Im Einzel-

nen ergibt sich daher folgende Differenzierung:

1. Relative Friedenspflicht

Soweit die Tarifvertragsparteien nichts anderes vereinbart hiadstieht fur sie lediglich eine
relative Friedenspflicht. Im Gegensatz zur absoluten Friedectspiintersagt diese Arbeits-
kampfe nur hinsichtlich der im Tarifvertrag geregelten Gegexst®* Nach allgemeiner
Auffassung bedarf die Friedenspflicht aufgrund ihrer immanentetur@@eim Tarifvertrag
keiner besonderen VereinbarutigJedoch kann die relative Friedenspflicht durch ausdriick-
liche vertragliche Vereinbarung zwischen den Tarifvertragsigartbis zu einer absoluten
Friedenspflicht gesteigert werd&®.Fehlt hingegen eine solche Vereinbarung, bleibt es bei
einer relativen Friedenspflicht, deren Umfang sich dann aus dkait Ides Tarifvertrages
ergibt. Eine exaktere Bestimmung des Umfangs der relativeddsspflicht soll nicht vor-

weggenommen werden und erfolgt daher zu einem spateren Zeitpunkt.

2. Absolute Friedenspflicht

Die absolute Friedenspflicht untersagt jegliche Kampfhandlungemdhder Laufzeit eines

Tarifvertrages und zwar auch dann, wenn die konkrete Regelunggksieisich auf im Ta-

198 BAG 28.04.1966 - 2 AZR 176/65, AP Nr. 37 zu AiGG Arbeitskampf.

19 BAG 21.12.1982 - 1 AZR 411/80, AP Nr. 76 zu AtGG Arbeitskampf; BAG 05.03.1985 - 1 AZR - 468/
83, AP Nr. 85 zu Art. 9 GG Arbeitskampf, BAG 27.88D - 1 AZR 404/88, AP Nr. 113 zu Art. 9 GG Ar-
beitskampfReimin: Daubler, § 1 TVG, Rn. 100&chaubin: Schaub, ArbR-Hdb., § 201 Rn. 11.

195 Zur rechtsdogmatischen Herleitung der Friedeidpfsei auf die Ausfiihrungen unter § 3 A. 1., %5, ff.
verwiesen.

1% Dill, Probleme der Friedenspflicht, S. 59.

197 Siehe Kap. § 4, C. |.
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rifvertrag nicht geregelte Punkte beziéiftAuch kann sie tiber die Laufzeit eines Tarifvertra-
ges hinausgehen, wenn beispielsweise KampfmaflRnahmen erst nach Dunghféhres
Schlichtungsverfahrens zulassig sffidNach iiberwiegender Ansicht besteht sie nur dann,
wenn sie besonders im Tarifvertrag vereinbart wordeff%$n der deutschen Tarifvertrags-
praxis wird eine solche Vereinbarung jedoch selten getrofferasoakr absoluten Friedens-

pflicht in Deutschland kaum Bedeutung zukonifit.

C. Verpflichtete und Berechtigte der Friedenspflicht

l. Verpflichtete

Die Friedenspflicht ist allein fir die Tarifvertragspaetei also die Gewerkschaft und den
einzelnen Arbeitgeber beim Firmentarifvertrag bzw. den Arbbegverband beim Verbands-
tarifvertrag unmittelbar binderfd? Sie trifft die vertragsschlieBenden Tarifvertragsparteien
selbst, da sie zum obligatorischen Teil des TarifvertragesZ2aMlllerdings bindet die Frie-
denspflicht nach ganz Uberwiegender Ansicht nicht die einzelnen &digglider Tarifver-
tragsparteieR> Der einzelne Arbeitnehmer kann daher die Friedenspflicht nictetzen, er

ist jedoch, soweit er einer Gewerkschaft angehort, diesemenverhaltnis zur Unterlassung
der KampfmaRnahme verpflichtef,

Auf den ersten Blick erscheint es wenig sinnvoll, dass die Mdglh der Tarifvertragspartei-
en nicht unmittelbar durch die Friedenspflicht gebunden werden. Ddsdladim sich einige
Vertreter der Literatur daflr ausgesprochen, die Friedeasp#uf die Mitglieder der Tarif-

vertragsparteien auszuweiten, indem der Tarifvertrag entwésléreastrag zu Lasten Drit-

% Franzenin: Erfk, § 1 TVG, Rn. 81 Schaulin: Schaub, ArbR-Hdb., § 201 Rn. 10.

199 Schautin: SchaubArbR-Hdb., § 201 Rn. 10.

20 BAG 31.10.1958 - 1 AZR 632/57, AP Nr. 2 zu § 1G ¥riedenspflicht; BAG 21.12.1982 AP 76 zu Art. 9
GG ArbeitskampfGamillscheg Kollektives ArbeitsR, S. 107&8artz, ZTR 2004, 122, 170.

201 v/gl. Léwisch,ArbeitsR, Rn. 352 ff.Riithersin: Brox/Riithers, ArbeitsR, Rn. 298.

292 Thisingin: Wiedemann, § 1 TVG, Rn. 87Rjithersin: Brox/Riithers, ArbeitskampfR, Rn. 219.

203 vgl. Séllner/WaltermannArbeitsR, Rn. 255.

204 vgl. BAG 17.12.1958 - 1 AZR 349/57, AP Nr. 3 zu §TVG Friedenspflicht (sog. Verbandstheorie); LAG
Hamburg 24.3.1987 - 8 Sa 25/87, LAGE Nr. 33 zu B8rGG ArbeitskampfLowisch,ArbeitskampfR, Rn.
367; Ruthersin: Brox/Ruthers, ArbeitskampfR, Rn. 21Schdllkopf,S. 28 ff.; Dagegen erstreckt sich in
Frankreichund in denVereinigten Staatedie Pflicht, einen vereinbarten Frieden zu haltesi, entspre-
chender Auslegung auch auf den Arbeithehmer, \ag. 8.12.1983, Bull. V Nr. 602 (Haftung fir Orgamis
toren des Streiks fir Verderb von Waren); 10.10019%. ouvr. 1990, 495GamillschegKollektives Ar-
beitsR, S. 1081; allerdings sind die Mitglieder déarband gegeniiber zur Erfullung des Verbandstrifv
trages verpflichtet.

205 Gamillscheg Kollektives ArbeitsR, S. 1081.
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ter*® gedeutet wird oder im Verbandsbeitritt eines einzelnen Mitgleine stillschweigende
Verpflichtungsermachtigud’ gesehen wird. Einer unmittelbaren Geltung fiir die tarifgebun-
denen Arbeitnehmer steht entgegen, dass es einen Vertrag ea Dagter im Zivilrecht
nicht gibt?®® Auch eine Verpflichtungsermachtigung kann im bloRen Verbandsbeitthit

gesehen werdeif?

Dadurch wirde die Haftung fur tarifwidrige Arbeitskdmpfe aus demifvertrag auf die Mit-
glieder der Tarifparteien ausgedefttFir eine sachgerechte Haftung der einzelnen Kampf-
beteiligten bieten aber die Einzelarbeitsvertrage und das Dethktseine ausreichende
Grundlage’** Abzulehnen ist dariiber hinaus eine Mindermeinung, die eine Bindung tder Mi
glieder der Tarifparteien dadurch erreichen will, dass sieTdeifivertrag als Rechtsetzungs-
vertrag ansieht, den die Tarifparteien in Vollmacht ihrer Mitdgir schlieRefi* Diese Auf-
fassung ist mit 8 2 Abs. 1 TVG unvereinbar, der den einzelnerliddiegn der Tarifparteien
keine Tariffahigkeit gibf'® Die fehlende Tariffahigkeit eines Vertretenen kann aber nicht

durch die Tariffahigkeit des Vertreters ersetzt werdén.

Beim Verbandstarifvertrag unterliegen die einzelnen Mitglieder wertragsschliel3enden
Verbande nicht der Friedenspflicit. Allerdings werden sie mittelbar zur Einhaltung des
Tariffriedens verpflichtet, und zwar aufgrund ihrer Verbandspflibhém Verband gegen-
iiber?*® Die Verbandspflicht beruht bei den Mitgliedern nur auf ihrer Vedbangehorigkeit.
Diese besteht lediglich gegeniber dem eigenen Verband und nicht gegeefilgegneri-

2% sjebrechtPas Recht im Arbeitskampf, S. 1Richardi, Grenzen der Zulassigkeit des Streiks, S. 24.

207 Bettermann,]JZ 1951, 321, 324 ff.; Nikisch, ArbeitsR II, S.832

208 BGHZ 78, 369, 374; BAG ZIP 2004, 729, 73ithersin: Brox/Rithers, ArbeitskampfR, Rn. 219; a.A.:
Richardi, Grenzen der Zulassigkeit des Streiks, S. 24, mtibh drgument, dass tarifgebundene Arbeitneh-
mer nicht klassische Dritte seien, wie sie im Vértbes Vertrages zu Lasten Dritter vorausgesetztiever
Dies Uberzeugt allerdings nicht.

299 Rithersin: Brox/Riithers, ArbeitskampfR, Rn. 219.

210 Rithersin: Brox/Riithers, ArbeitskampfR, Rn. 219.

2L Rithersin: Brox/Riithers, ArbeitskampfR, Rn. 219.

212 50g. Vertretungstheori®adke AuR 1956, 273 f.ders.,AuR 1957, 257 ff.; dhnlich die sog. Kombinations-
oder Kumulationstheorie, nach der ein Verband eifarifvertrag sowohl in seinem Namen als auch im
Namen der einzelnen Mitglieder abschliel3t. Aus loemits 0.g. Grinden ist dies abzulehnen. Der deis W
teren vertretenen Differenzierungstheorie Wamm Die Parteien des Tarifvertrages, S. 74 f., it den-
selben Griinden nicht zu folgen. Danach soll diedBig der Verbandsmitglieder des Arbeitgeberverbande
an die Tarifbestimmungen dadurch gerechtfertigtderr dass die Verbéande die Tarifvertrage in Varirgt
ihrer Mitglieder kraft eigener Vollmacht abschli@R@bgleich sie aus eigenem Recht und in eigenem Na
men handeln. Kritisch hierz&chollkopf S. 24 ff. undzéliner, RAA 1964, 443, 444.

213 Rithersin: Brox/Riithers, ArbeitskampfR, Rn. 21Sifzler,FS Molitor, 291.

214 Rithersin: Brox/Riithers, ArbeitskampfR, Rn. 219.

215 Kissel, ArbeitskampfR, § 26 Rn. 49.

1% Hueck/NipperdeyArbR 11/1, S. 310 ff. .
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schen Tarifvertragspartei. Sie enthalt die vereinsrechtlicmpfiéhtung, die vom jeweiligen
Verband tbernommenen Tarifpflichten zu respektieren und damit die Dhrahfy des Ta-

rifvertrages nicht zu storen’
II. Berechtigte

Berechtigt, die Erfullung der Friedenspflicht zu verlangen, istRdetner des Tarifvertrages,
dessen Friedenswirkung missachtet widrér kann deshalb Unterlassung von Kampfman-
nahmen sowie gegebenenfalls Schadensersatz aus § 280 BGB veffamgsm Firmenta-
rifvertrag konnen das Arbeitgeber oder Gewerkschaft sein und beibandstarifvertrag
Arbeitgeberverband oder GewerkscHaftBeim Verbandstarifvertrag entsteht dem Verband
in der Regel kein eigener Schaden. Umso wichtiger ist sein ArsprfcUnterlassung, der

durch einstweilige Verfiigung durchgesetzt werden Kahn.

Inwieweit diese Anspriiche auch den Mitgliedern der Tarifvesppageien zustehen, hangt
davon ab, ob man den Tarifvertrag als Vertrag zugunsten BEfittedie Verbandsmitglieder
hatten in diesem Fall Primar- und Sekundaranspriiche gegeniber deiicMetph — oder
lediglich als Vertrag mit Schutzwirkung fir Dritfé einstuft, so dass danach den Verbands-

mitgliedern nur Schadensersatzanspriche zustinden.

Hinsichtlich der Schadensersatzanspriiche der einzelnen Mitghetlatie Einstufung des
Tarifvertrages keine Auswirkungen. Nach beiden Ansichten haben audWitdieeder der
Tarifvertragsparteien neben der verletzten Tarifparteinegigenen Schadensersatzanspruch
gegen die gegnerische, schuldhaft handelnde P&tRas ist sinnvoll, da in erster Linie der
Arbeitgeber einen Schaden erleidet und nicht sein Verifarder Arbeitgeberverband, der

217 v/gl. Duitz, Rn. 490.

218 Gamillscheg Kollektives ArbeitsR, S. 1080.

219 vgl. Krausein: Jacobs/Krause/Oetker, TarifvertragsR, § 4 Fa3.

220 gchaubin: Schaub, ArbR-Hdb., § 201 Rn. 11 ff. .

221 Gamillscheg Kollektives ArbeitsR, S. 1080.

222 30 die wohl Uberwiegende Auffassung: Vgl. BAGIB11958 - 1 AZR 632/57, AP Nr. 2 zu § 1 TVG Frie-
denspflicht; 14.11.1958 - 1 AZR 247/57, AP Nr. 4&0 TVG Friedenspflicht; LAG Frankfurt 23.04.1985
5 SaGa 507/85, LAGE Nr. 1 zu § 1 TVG Friedenspfli@amillscheg Kollektives ArbeitsR, S. 108@ol-
nericin: Daubler, ArbeitskampfR, Rn. 1237 fKpnzenZfA 1975, 401 ff. .

%3 Rithersin: Brox/Riithers, ArbeitskampfR, Rn. 21Reimin: Daubler, § 1 TVG, Rn. 1052; offengelassen bei:
Soéllner/WaltermannArbeitsR, Rn. 2555chéllkopfFriedenspflicht, S. 31.

224 \/alentin,Friedenspflicht, S. 18.

225 \/gl. Gamillscheg Kollektives ArbeitsR, S. 1080.
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die Interessen seiner Mitglieder wahrnimmt, kann sowohl vertreglials auch deliktische
Anspruche seiner Mitglieder gerichtlich geltend machen, indeneistung an die betreffen-
den Mitglieder verlangt?® Diese Ausfiihrungen gelten ebenfalls fiir die Gewerkschagsseit

und deren Mitglieder.

Unterschiedliche Ergebnisse erzielen die beiden Auffassunggeden beztiglich der Erfil-
lungsanspriche. Sieht man im Tarifvertrag einen Vertrag rhit3eirkung fur Dritte, dann
wird daraus geschlossen, dass es nur den Tarifvertragspardiegt, Erfillungsanspriche,
beispielsweise auf Unterlassung weiterer KampfmalRnahmen, gelteamdchen. Das ist je-
doch nicht nachvollziehbar, denn schlief3lich hat das einzelne Verband=inttgichaus ein
Interesse an der Unterlassung einer tarifwidrigen KampfmaRndbimevohl tiberwiegende
Auffassung geht daher davon aus, dass der Tarifvertrag in éiesecht als Vertrag zuguns-
ten Dritter wirkt, § 328 BGB. Ob ein echter Vertrag zugunstertddntorliegt, ist durch Aus-

legung zu ermittel?*’

Besondere Bedeutung hat hierbei der von den VertragsschlieBendegteezisecié?® Die
Tarifvertragsparteien sind einander zur Einhaltung des Arbedsfns verpflichtet. Die Frie-
denspflicht verbietet es ihnen, Arbeitskampfe zu fihren, mit denenugéentter Tarifvertrag
abgeandert oder abgeschafft werden soll. Die tarifliched&ngpflicht entspricht also der
Funktion des Tarifvertrages als eines Instruments zur Ordnung Hdertgkeziehungen. Ihr
Hauptzweck ist es, dass sie gerade den Mitgliedern derva@drdgsparteien zugute

kommt?2°

Aus diesen Griinden wird hier der Auffassung des BA@efolgt, die den Tarifvertrag als
Vertrag zugunsten Dritter einstuft. Somit bestehen vertragliafiéllighgsanspriche und
Schadensersatzanspriiche wegen Verstol3es gegen die FriedenysIgI288 BGB der Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer neben den Anspriichen des Arbeitgeberverlsh@dbsser in
der Regel auch fir seine Mitglieder einklagen wird. Hierfiirchp auch, dass es nicht nach-

226 BAG 31.10.1958 - 1 AZR 632/57, AP Nr. 2 zu § 1G ¥riedenspflicht; BAG 12.09.1984 - 1 AZR 342/83,
AP Nr. 81 zu Art. 9 GG Arbeitskampf; kritiscHeinze Anm. SAE 1983, 224, 229.

227 Griinebergin: Palandt, § 328 Rn. 3.

228 Gruinebergin: Palandt, § 328 Rn. 3.

229 ygl. BAG 31.10.1958 - 1 AZR 632/57, AP Nr. 2 zul§TVG Friedenspflicht; vgl. aucKrausein: Ja-
cobs/Krause/Oetker, TarifvertragsR, 8 4 Rn. 147.

230 BAG 31.10.1958 - 1 AZR 632/57, AP Nr. 2 zu § 1@ V¥riedenspflicht; 14.11.1958 - 1 AZR 247/57, AR Nr
4 zu 8 1 TVG Friedenspflicht.
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vollziehbar ist, weshalb die Arbeitnehmer dadurch, dass sie durclGeimerkschaft vertre-

ten werden, schlechter gestellt werden sollen.
D. Rechtsfolgen beim Verstol3 gegen die tarifliche Friedenspflith
I. Anspriiche der Tarifvertragsparteien

Bei Nichtbeachtung schuldrechtlicher Pflichten aus dem Tatiagdurch eine Seite kdnnen
sich fur die andere Seite vertragliche Erfullungs- und Schadatzanspriche ergeben. Ver-
letzt eine Tarifvertragspartei die Friedenspflicht, kann elieejls andere Seite zunachst Erfiil-
lung der sich aus ihr ergebenden Verpflichtung verlangen, d.h. ihr siehenvertragliche
Erfillungsanspriiche Zi* Fiir den Fall, dass eine Tarifvertragspartei ArbeitskampfmafRinah
men unter Verletzung der tariflichen Friedenspflicht ergr&dihn die andere Seite aufgrund

ihres Erfullungsanspruchs deren Unterlassung verlafigen.

Darlber hinaus verlangt die Friedenspflicht, dass die Tarifgspeateien auf inre Mitglieder
zur Verhinderung oder Beendigung von rechtswidrigen Arbeitskamgifemirken®*® Die
Einwirkungspflicht ist verletzt, wenn eine Tarifvertragspartei taeifwidrigem Verhalten
ihrer Mitglieder, der ihr obliegenden Verpflichtung zur EinwirkungRichtung auf die Be-
achtung tariflicher Regelungen durch diese nicht nachkommt. Daherdine Gewerkschaft
fur den Fall, dass auf betrieblicher Ebene tarifliche Reggn nicht eingehalten werden und
der zustandige Arbeitgeberverband seiner Einwirkungspflicht in Bemd@iglie tarifwidrig
handelnden Mitglieder nicht nachkommt, Einwirkungsklage erh&fen.

Bei Verletzung der Friedenspflicht durch eine Tarifvertragspduat die andere Seite auch

die Mdglichkeit den Erlass einer einstweiligen VerfugungeantrageA®> Von besonderer

231 Ruthersin: Brox/Riithers, ArbeitskampfR, Rn. 359, 3R&imin: Daubler, § 1 TVG, Rn. 1061.

232 Ruthersin: Brox/Riithers, ArbeitskampfR, Rn. 359, 3R&im in Daubler, § 1 TVG, Rn. 1062.

233 Thusingin: Wiedemann, § 1 TVG, Rn. 87Gamillscheg Kollektives ArbeitsR, S. 1081.

234 Die Effektivitat dieses Instruments wird allergénim Schrifttum angezweifelt. Vgl. etwa DaubleB B990,
2256, 2258; Buchner, DB 1992, 572 #Malker, FS Schaub, 743 ff. . Das BAG halt Einwirkungslkiadir
zuldssig, wenn sie nicht auf den Einsatz einesirbegen Einwirkungsmittels gerichtet sind, vgl. BAG
29.04.1992 - 4 AZR 432/91, AP Nr. 3 zu § 1 TVG Dhtthrungspflicht.

2% Reimin: D4ubler, § 1 TVG, Rn. 1071.
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Bedeutung ist dies im Zusammenhang mit einer mdglichen Venigtder Friedenspflicht

durch beabsichtigte oder bereits laufende ArbeitskampfmaRnafifnen.

Fur Schadensersatzanspriiche der Tarifvertragsparteien weg¥iertgzung der Friedens-
pflicht gelten die 88 280 ff. BGB. Ein Anspruch auf Schadenserdategelmé&iig dann ge-
geben, wenn eine Tarifvertragspartei ihre Mitglieder in &éissen um das unstreitige Beste-
hen einer Friedenspflicht zu KampfmaRnahmen auffofdefariiber hinaus kann ein sol-
cher wegen fahrlassigen Verhaltens gegeben sein, wenn sim dierkehr erforderliche
Sorgfalt aul3er Acht lassen, wobei der Prifungsmalstab hierfiim diarifkreis zu beachten-

den Sorgfaltspflichten sind®

Von der Frage nach der Haftung der Tarifvertragsparteien fineiB#éichtverletzungen ist
die Frage zu trennen, inwieweit Schadensersatzanspriiche gegenubariventragspartei-
en fur den Fall in Betracht kommen, dass sich ihre Mitglieder @ichiarifliche Vorgaben
halten und die von den Tarifpartnern im Rahmen der Einwirkungspflichtleitegen Malf3-
nahmen erfolglos bleibeti® MaRgeblich ist hierfiir, ob die Mitglieder der Tarifverspgrtei-
en als deren Erfullungsgehilfen anzusehen sind. Grundsatzlich sindzdigsen den Pflich-
tenkreis der Tarifpartner eingebunden, die Haftung entspricht jedodef nicht inrem Wil-
len, denn dieser ist darauf gerichtet, die Haftung auf pflichtgedHandlungen ihrer Organe
und Vertreter zu beschrédnken, so dass eine solche fur das edeltMitglieder regelma-
Rig ausscheidét® Tarifwidrige Handlungen der Mitglieder kénnen daher nur dann Schadens-
ersatzanspriiche begrinden, wenn die Tarifpartner die ihnen obliegemwdekungspflicht
verletzt habeR™

Es ist in der Rechtsprechung des BAG sowie in Teilen deratiteanerkannt, dass den Ge-

werkschaften gegen tarifwidrige Vereinbarungen der Betraebsipn ein Unterlassungsan-

236 Reimin: Daubler, § 1 TVG, Rn. 1071.
237 Reimin: Daubler, § 1 TVG, Rn. 1083.
238 Reimin: Daubler, § 1 TVG, Rn. 1083.
39 Reimin: Daubler, § 1 TVG, Rn. 1081 ff.
240 Reimin: Daubler, § 1 TVG, Rn. 1083 ff.
241 Reimin: Daubler, § 1 TVG, Rn. 1091.
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spruch gegen den jeweiligen Arbeitgeber zusteht. Dieser Ansgtuttt sich auf § 1004
BGB i.V.m. § 823 BGB und Art. 9 Abs. 3 G&

Il. Anspruche der Verbandsmitglieder

Die Mitglieder der Verbande kénnen die gegnerische Tarifvepeatgs unmittelbar auf Er-
fullung in Anspruch nehmen. Die Rechtsgrundlage hierfur bildet, wigitbearlautert, 8§ 328
Abs. 1 BGB. Zudem bestehen Anspriche auf Schadensersatz, deliktibelie@ersatzan-
spruche nach § 823 Abs. 1 oder Abs. 2 i.V.m. einem Schutzgesetz sowimddntegsan-
spriiche gemaR § 1004 analog i.V.m. § 823 Abs. 1 B%B.

Soweit an Tarifvertrdgen Verbande beteiligt sind, begunstigEdezlenspflicht auch deren
Mitglieder, so dass auch diese gegen rechtswidrige Kampfhaten vorlaufigen Rechts-
schutz in Anspruch nehmen konrfé.

242 ygl. BAG 20.04.1999 - 1 ABR 72/98, AP Nr. 89 zut29 GG; Nach dem BAG sei Voraussetzung, dass die
betriebliche Regelung einheitlich wirkt und an &ielle der Tarifnorm treten soll. Hiervon sei iml|Ren
tarifwidrigen Betriebsvereinbarungen oder vertretgdin Einheitsregelungen auszugehen. Die vielbe@chte
Entscheidung ist im Schrifttum auf ein geteilte&gestoRen. Zustimmeri2Bubler, AiB 1999, 481 ff.;
Berg/Platow, DB 1999, 2362 ffWohlfarth, NZA 1999, 962 ff.. Im Ergebnis ebenfalls grundBékezbeja-
hendRieble,der allerdings fiir den Unterlassungsanspruch eiséizliches Verhalten des Arbeitgebers ver-
langt und ihn zudem von der Art der Tarifbindungluter Zahl der vom Tarifbruch erfassten Arbeitsver-
héltnisse abhangig macht. SidReble,ZTR 1999, 483 ff.. Kritisch dagegdrdwisch,BB 1999, 2080 ff.;
Hromadka,ZTR 2000, 253, 254 fThising,DB 1999, 1552 ff.Bauer,NZA 1999, 957 ff.

243 Reimin: DAaubler, § 1 TVG, Rn. 1099 ff.

244 Reimin: Daubler, § 1 TVG, Rn. 1071 ff.
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Die Friedenspflicht der Tarifvertragsparteien ergibt sichdeus Tarifvertrag, so dass fur die
Bestimmung ihrer Reichweite die vertraglichen Vereinbarurygdten. Wie bei allen Vertra-
gen im allgemeinen Zivilrecht gilt auch hier der Grundsatzs dés Rechte und Pflichten der
Vertragsparteien durch Auslegung des jeweiligen Vertragetsniat werden. Der Tarifver-
trag stellt jedoch aufgrund seiner normativen und schuldrechtlicheétuligireinen besonde-

ren Vertragstypus dar.

Bevor deshalb die sachliche und die personliche Reichweite der dem Tarifuartragenten
Friedenspflicht bestimmt werden kann, ist zunachst zu kléaren, ehthen Auslegungsme-
thoden der Tarifvertrag selbst im Einzelnen auszulegen ist. Sattiefdkrd nicht die Frie-
denspflicht selbst ausgelegt, um auf ihren Umfang schlieBen zu kénnenrnseadst der
Umfang des befriedeten Bereichs durch Auslegung des Regelungsbetes Tarifvertrages
zu ermittel®® Die unterschiedlichen Auslegungskonzeptionen des Tarifvertragesyen
daher unmittelbaren Einfluss auf die Bestimmung der ReichwieiteFriedenspflicht. Zu-
nachst wird daher auf die verschiedenen Auslegungsmethoden desrifagles anschlie-
Rend auf die Problematik der Auslegung des Tarifvertrages lggliRgslicken eingegan-

gen.
A. Auslegung als Mittel zur Bestimmung der Friedenspflicht

Absicht und Wille der Tarifvertragsparteien sind nicht fir den &hgfder Friedenspflicht,
sondern fur den Umfang des abschlieBend geregelten Sachbereichs estiBges zu er-
mitteln2*° Die Tarifvertragsparteien kénnen den ,befriedeten Bereich‘itdasiter oder en-
ger ziehen, ebenso wie sie das gesamte Tarifwerk in einzehifgeftrage aufspalten kon-
nen®*’ Entscheidend fir den Umfang der Friedenspflicht sind demnach der teohinalt

und die Geltungsdauer des jeweiligen Tarifvertr&ges.

%5 Thisingin: Wiedemann, § 1 TVG, Rn. 885.

24 Thisingin: Wiedemann, § 1 TVG, Rn. 885.

247 StahlhackeFS K. Molitor, S. 351, 356thiisingin: Wiedemann, § 1 TVG, Rn. 885.

248 vgl. Séllner/WaltermannArbeitsR, Rn. 255Riithersin: Brox/Riithers, ArbeitskampfR, Rn. 222.
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Durch die moéglichen Unwégbarkeiten der Auslegung kann im Einzelfall die Vetshakeit
des Rechts leiden, ein hohes Gut namentlich auch im Bereich detskabefrechts, zumal
hier der einstweilige Rechtsschutz groRe Bedeutung gewinnerfRdfinen Ausweg gibt es
nicht?*° Zur Rechtssicherheit kénnen jedoch die Tarifvertragsparteigradgen, indem sie
diesen Fragen bei Tarifabschliissen gentigend Beachtung schenken undieda@erichten
die Auslegung der Tarifvertrage in dieser schwierigen Fragécerkrn®®! Allerdings stellt
eine bloRe Vereinfachung von Auslegungsfragen noch keine Losung Ereddéematik im
Einzelfall dar. Ansatzpunkt muss es daher sein, méglichst allggiiiege Auslegungskrite-
rien fur die Friedenspflicht zu entwickeln, die im Einzelfaleeexakte Bestimmung dersel-

ben zulassen.

Die Friedenspflicht verbietet den Arbeitskampf, der sich geganBastand des Tarifvertra-
ges oder gegen einzelne Bestimmungen riéhte3o nachvollziehbar die Formulierung ,Be-
stand des Tarifvertrages oder einzelne Bestimmungen® isthsoesig ist doch die Abgren-
zung im Einzelfalf>® Es hat daher in der Vergangenheit nicht an Versuchen gefekltie
die Praxis tragfahigere Formel zu finden. Im Folgenden gilladger, die Problematik der
Auslegung des Tarifvertrages naher zu untersuchen, denn erst dadsechdich allgemeine

Auslegungskriterien fur die Bestimmung der Friedenspflicht entwicke
B. Auslegung des Tarifvertrages
I. Normativer Teil des Tarifvertrages

Bei der Auslegung von Tarifvertragen ist zwischen den obligat@miscind den normativen
Bestimmungen zu unterscheid@f.Zunachst soll untersucht werden, welche Kriterien zur
Auslegung des normativen Teils des Tarifvertrages herangezagdemkonnen. Die Ausle-
gung des normativen Bestandteils des Tarifvertrages lieféetibende Aspekte zur Frage der
Auslegung des Tarifvertrages insgesamt und stellt damit e#sentliche Grundlage fir die
Untersuchung der Auslegung des obligatorischen Teils des Tawdiyes dar. Es soll der

249 stahlhackeFS K. Molitor, S. 351, 357

250 stahlhackeFS K. Molitor, S. 351, 357.

21 stahlhackeFS K. Molitor, S. 351, 357.

252 BAG 21.12.1982 - 1 AZR 411/80, AP Nr. 76 zu AGG ArbeitskampfStahlhackeFS K. Molitor, S. 351,
354.

253 gtahlhackeFS K. Molitor, S. 351, 354.

254 gchaukin: Schaub, ArbR-Hdb., § 198 Rn. 20fank,RdA 1998, 77.
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Frage nachgegangen werden, inwieweit zwischen der Auslegung dheatimen - und des

obligatorischen Teils des Tarifvertrages Unterschiede bzw.e@samkeiten bestehen. Die
zur Auslegung des normativen Teils des Tarifvertrages im HBiezesertretenen Auffassun-
gen zeigen die Grundlinien in der Rechtsprechung und in der LitenatuAuslegung von

Tarifvertragen auf. Damit bilden sie gemeinsam mit den zurefuslg des obligatorischen
Teils des Tarifvertrages vertretenen Ansichten das Fundamaeatiefsich daran anschliel3en-
de Bestimmung der sachlichen Reichweite der FriedenspflichV@ge der Auslegung. Auf
diese Weise dient die Untersuchung der Auslegung des normativen undlidesorischen

Teils des Tarifvertrages der Beantwortung der bereits egsganfgeworfenen 1. These. Im
Hinblick auf die Auslegung des normativen Teils des Tarifvergagerden im Wesentlichen

drei verschiedene Auffassungen vertreten.

1. Hochstrichterliche Rechtsprechung

Nach Ansicht des BAG sind die normativen Bestimmungen des Tard#ges nach der ob-
jektiven Methode wie Gesetze auszule§®rDas BAG hat allerdings die Reihenfolge der
Auslegungsmerkmale in seiner Rechtsprechung geéndert. In eimsech&dung vom
26.4.1966°° heift es: ,Falls der Tarifwortlaut keinen hinreichenden Aufschigsbe, seien
»in erster Linie der Tarifzusammenhang, in zweiter LinieTheifgeschichte und Tarifibung,
drittens die Entstehungsgeschichte des streitigen Tarifvestrs@wie letztlich die Anschau-
ung der beteiligten Berufskreise zurzeit der Entstehung dies#gefimages heranzuziehen”.
Von dieser Reihenfolge ist das BAG spéater abgewichen. Itsdieider Entscheidung vom
12.9.1984°" heildt es: ,Bei der Tarifauslegung ist tiber den reinen Tarifad hinaus der
wirkliche Wille der Tarifvertragsparteien zu bertcksichtigeme er in den tariflichen Nor-
men seinen Niederschlag gefunden hat. Hierzu ist auch auf dénhtanfGesamtzusammen-
hang abzustellen. Fir die bei Zweifeln dartber hinaus moglichenkiehung weiterer Aus-
legungskriterien (Tarifgeschichte, praktische Tarifuibung und Entstegaschichte des Ta-
rifvertrages) gibt es keinen Zwang zu einer bestimmtehdRénlge”. Diese Rechtsprechung

%5 50g. ,objektive Theorie, vgl. BAG 30.9.1971 - 5ZR 123/71, AP Nr. 121 zu § 1 TVG Auslegung;
20.6.2001 - 4 AZR 585/00, AP Nr. 1 zu § 1 TVG Teiftrage: Systemgastronomie.

256 BAG 26.4.1966 - 1 AZR 242/05, AP Nr. 117 zu §\IJ Auslegung.

%7 BAG 12.9.1984 - 4 AZR 336/52, AP Nr. 135 zu §\IT@ Auslegung; vgl. BAG 23.2.1994 - 4 AZR, AP Nr.
151 zu § 1 TVG Auslegung.
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wird bis hin zu gleichen Formulierungen seit dieser Zeit fofthad verfolg?®>® Nach der
Rechtsprechung des BAG ist auszugehen vom Wortlaut des Taafest insbesondere vom
allgemeinen Sprachgebrauch, wie er sich aus Wérterbiichern und keegikt>® Der allge-
meine Sprachgebrauch wird jedoch dann verdrangt, wenn die Tarifgpdrégen eine ei-
genstandige Definition der verwandten Rechtsbegriffe g8beder wenn sie einen Rechts-
begriff verwenden. In letzterem Fall ist anzunehmen, dass didv8itragsparteien den
Rechtsbegriff in seiner rechtlichen Bedeutung verweRtfeBolange die Tarifvertragspartei-
en den Wortlaut nicht &ndern, muss von dem Zeitpunkt seiner Entstehung agsgegar-
den?®?Um den Sinn und Zweck einer Tarifvertragsnorm zu ermittelmagon auszugehen,
dass der von den Tarifvertragsparteien verwandte Begriff immitesich selbst identisch ist,
also immer in der gleichen Bedeutung verwandt witdm Zweifel ist jedoch diejenige Aus-
legung vorzuziehen, die zu einer vernunftigen, gerechten, zweckorientigrtl praktikablen

Regelung fuhre®*

Bereits in einer Entscheidung vom 28.9.188%st das BAG davon ausgegangen, dass die
Rechtsnormen nach Méglichkeit rechts- und im Hinblick auf die GibergeondGetsetze ge-
setzeskonform auszulegen sind, um sie, soweit mdglich, aufrechterhalt@nnen. Diesen
Gedanken hat der Vierte Senat des BAG in einer Entscheidung vom 21%2° f98die Ta-
rifauslegung aufgenommen. Es hat die Regel aufgestellt, dasBadivertragsparteien im

Zweifel eine verfassungskonforme Bestimmung treffen wollten.

%8 gchaukin: Schaub, ArbR-Hdb., § 198 Rn. 22. Urspriinglieftrat das RAG die Vertragsauslegung, d.h. die
Anwendung des § 133 BGB und der ,falsa-demonstfaégel“, vgl. RAGE 2, 235, 238; Erst spater ging
das BAG auf die Gesetzesauslegung Uber, wendetenaiterhin § 133 BGB an. Vqgl. historische Darstel-
lung bei Wank, RdA 1998, 77 ff. .

29 y/gl. etwa BAG 12.12.2001 - 5 AZR 238/00, AP N¥9lzu § 1 TVG Auslegung.

260 vgl. BAG 17.9.2003 - 4 AZR 540/02, AP Nr. 9 zd §VG Tarifvertrage: Verkehrsgewerbe.

%61 BAG 13.5.1998 - 4 AZR 107/97, AP Nr. 242 zu § 22,BAT 1975; zur Verwendung gesetzlicher Begriffe,
vgl. BAG 18.3.2003 - 9 AZR 691/09, AP Nr. 1 zu §M9Arb = NZA-RR 2004, 31.

262 gchaukin: Schaub, ArbR-Hdb., § 198 Rn. 23.

263 Schaubin: Schaub, ArbR-Hdb., § 198 Rn. 25.

264 BAG 12.09.1984 - 4 AZR 336/82, AP 135 zu § 1 T¥Gslegung; BAG 25.10.1995 - 4 AZR 478/94, AP
Nr. 57 zu § 1 TVG Tarifvertrage: Einzelhandel; BA5.10.1999 - 4 AZR 668/98, AP Nr. 171 zu § 242
BGB Gleichbehandlung; BAG 04.04.2001 - 4 AZR 180/8® Nr. 172 zu § 1 TVG Auslegung; BAG
4.4.2001 - 4 AZR 473/00, ZTR 2002, 27.

265 BAG 28.9.1965 - 1 AZR 73/65, AP Nr. 1 zu § 4 BrviBG; AP Nr. 1 zu § 8 1. VermBG.

266 BAG 21.1.1987 - 4 AZR 547/86, AP Nr. 47 zu ArtGE; fortgefiihrt: BAG 21.7.1993 - 4 AZR 468/92, AP
144 zu § 1 TVG Auslegung = NZA 94, 181.
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2. Literatur

Auch die traditionelle Auffassung im Schrifttum folgt fur den naiiwen Teil des Tarifver-
trages wie die herkbmmliche Rechtsprechung der auch bei dez&ssterpretation weitge-
hend vertretenen objektiven MethadéBegriindet wird dies zum einen mit der Rechtsnorm-
gualitat des Tarifvertrages, zum anderen mit dem Erfordernis vomd$&herheit gegeniber
den Tarifunterworfenen. Danach ist eine tarifliche Vorschofiviegend aus sich selbst her-
aus zu interpretieren. Haben die Parteien mit ihrer gemeinsgegettenen Erklarung einen
verschiedenen Sinn verbunden, so soll das Erklarte mit der ihm beiiodmdBétrachtung
zukommenden Bedeutung geltéf Ein Wille, der im Vertrag keinen erkennbaren Nieder-
schlag gefunden hat, misse zuriicktreten, so dass im Streittitutteln sei, wie die Betei-
ligten die Erklarung nach allgemeinen Anschauungen zu verstehen beredttigt’se

Nach einer anderen Ansicht sind Tarifnormen nach den fur Verg@tgnden Grundsatzen
auszuleger’® Hiernach ist der subjektive Wille eine im Tarifvertragstzare und praktisch
feststellbare GroR3e. Fur eine subjektive Auslegung sprechedigatsiflichen Regelungen
unter annahernd vergleichbaren Krafteverhaltnissen ausgehanddinviivobei sich eine
Partei nicht ohne weiteres Uber die Gegenseite hinwegsetzen koarahjéktive Auslegung
fuhre im Gegensatz zur Vertragsauslegung dazu, dass denofiaeh ein Inhalt beigelegt
werde, der unter Umstdnden weder dem Willen der einen noch deamdieren Seite ent-
spreche. Auch Drittinteressen wirden durch eine objektive Intetipretaicht besser ge-
schitzt, da man die Frage nach dem wirklichen Willen der Tawfpa durch die nicht leich-
ter zu beantwortende Frage ersetze, wie das Gericht deng/egtstehen werde! Der ver-
tragliche Entstehungsgrund einer Tarifregelung konne nicht Ubersetrelen, insbesondere
nicht, dass eine ganz besondere Grundlage fiir eine Zurechnung deb%enegen von Ta-
rifparteien auch zu Lasten ihrer Mitglieder durch die aus deparelsmitgliedschaft abzulei-

tende Legitimation gewahrleistet $&.Durch eine objektive Auslegung bestiinde dariiber

267 vgl. etwaHersche] FS. E. Molitor, S. 179 ffHueck/NipperdeyArbR 11/1, S. 356 ff.

268 Nikisch ArbeitsR Il, S. 222.

289 Hueck/NipperdeyArbR 11/1, S. 356 ff. .

210 50g. ,subjektive Theorie®, die den gewerkschaften Standpunkt darstellt, v@paublerin: Daubler, § 1
TVG, Einl. Rn. 499;Wank, RdA 1998, 78 ff.;Diutz, Rn. 574;Kempen/ZachertTVG, Grundl., Rn. 370;
Zdliner, RdA 1964, 443BiedenkopfTarifautonomie, S. 21;6wisch/Rieble§ 1 TVG, Rn. 382 ff.

21 vgl. Reimin: Daubler, § 1 TVG, Rn. 129 ffkempen/ZacherfTVG, Grundl., Rn. 370L6wisch/Rieble§ 1
TVG, Rn. 384Z06liner, RAA 1964, 443.

272 \/gl. Buchner AR-Blattei, Tarifvertrag V B Rn. 122 ff.
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hinaus die Gefahr, zum Ausdruck gebrachtes Wollen eines Normsetzumgsoigjat zu be-

riicksichtigen.

Ferner wird in der Literatur eine vermittelnde Theorie re¢ein. Der Tarifvertrag enthalte
Elemente beider Auslegungsarten, so dass einerseits auf ddinhsim Willen der Tarifver-
tragsparteien zurtickgegriffen werden misse, anderersedbeseauch das Interesse der Ta-
rifunterworfenen zu bericksichtigen. Dies fuihrt zu einer UbernahmeAnigeutungstheo-

rie’”® wie sie vom BAG vertreten wird.

3. Stellungnahme

Zunachst ist hervorzuheben, dass sich die verschiedenen Auslegungsmattiethemder zu
bewegen, da in diesem Zusammenhang nur noch von einer unterschiedkstieht@g der
Auslegungsmittel gesprochen wirtf. Historisch betrachtet ist insbesondere das sich wan-
delnde Verstandnis vom Tarifvertrag fir die Entscheidung, welcher Auslegetigsta letzt-

lich gefolgt wird, von erheblicher Bedeutung. Schlief3lich hat sichiTdasvertragsrecht von
den Anfangen bis heute in grofiem Mal3e weiterentwickelt. Die lk&meige Vereinbarung
von Mindestarbeitsbedingungen in tarifichen Vertrdgen, deren strsigwi2urchsetzung
durch Verknappung des Arbeitsangebots auf dem Markt sowie die geteditkishe Ab-
stimmung sind von dePreuRischen Gewerbeordniffiyyerboten worden, die kurz zuvor den
freien Arbeitsvertrag normiert hatt€. Zwar wurden auch die entsprechenden Arbeitgeber-
druckmittel untersagt, jedoch stand den Unternehmen seifPdenfRischen Aktiengesatan
1843 schon eine Assoziationsform zur Verfigung, die eine rechtlichékereomische Kon-
zentration vieler Arbeitsplatze in der Hand einer juristischeadPeermdglichté!” Dennoch
bestanden zu dieser Zeit bereits viele Gewerkschaften, die ichélr€arifvertrage abge-
schlossen hatten. Die besondere Voraussetzung der Durchfuhrbark&ardesrtrages be-

zog sich auf die damalige Rechtsprechung, welche tarifvedhalgégriindete Anspriche flr

213 BAG 12.09.1984 - 4 AZR 336/82, AP Nr. 135 zu §\JIG Auslegung; BAG 24.11.1988 - AP BGB § 611
Gratifikation Nr. 127 Gamillscheg Kollektives ArbeitsR I, S. 650 ffLLéwisch/Rieble§ 1 TVG, Rn. 547 ff.

274 vgl. Zachert,Auslegung von Tarifvertragen, S. 588, der in diegeisammenhang von ,unterschiedlichen
Akzentsetzungen“ ausgeht.

275 8§ 182, 183, 184 PreuRische GewerbeordnungPvelRische Gesetz-Sammlung 1845, S. 41.

2% Dabei wiederholte dieses Koalitions- und Stresktelediglich entsprechende Beschliisse des Deutsche
Bundes von 1835 und 1841.

2" KempenNZA-Beil. 2000, 7.
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nicht einklagbar erklart haté® Insofern waren die Gewerkschaften auf die fortdauernde Ko-
operationsbereitschaft der Arbeitgeberseite angewiesen. irErsiner Entscheidung des
Reichsgerich® in der die Klagbarkeit tariflicher Anspriiche durch das einz&reverk-
schaftsmitglied endgultig bejaht worden war, vollzog sich die Wéinddas rechtsdogmati-
sche Verstandnis von Tarifvertragen. In den Entscheidungsgrinden wuttiehgdelass das
wichtigste Ziel einer Tarifregelung, die Verdrangung unggeser einzelvertraglicher Ab-
machungen durch die kollektiv vereinbarten Mindestbedingungen, mit den Migzlgesetz-
lichen Schuldrechts nicht tiberzeugend zu konstruiererfi&s setzte sich die Verbands-
theorie Sinzheimerd! durch. Sie postuliert, dass die arbeitsrechtlichen Koalitionentselbs
Trager einer autonomen Rechtssetzungsbefugnis seien, welclagiiverirag Normen schaf-
fen, die ihrerseits unmittelbar und zwingend zum Mindestinhalt dertdvieetrage zwischen
den beiderseitigen Verbandsmitgliedern wertlérDies setzte ein Tarifvertragsgesetz vor-
aus®® Bei diesem Modell einer beitrittslegitimierten Regelungsimdiir die eigenen Mit-
glieder und fur die Mitglieder des anderen Verbands, welcheedieiljgen einzelvertragli-
chen Abmachungen verdrangt, muss mehrheitlich Gber den Normeagéantralt entschie-
den werderi®* Daher entsteht ein moglicher Gegensatz zwischen Privatautonouhigol-
lektivautonomi€’®® Die Tarifvertragsordnung des Rates der Volksbeauftragten veesdie-
ses Spannungsverhéltnis Uber das Gunstigkeitsprinzip zu Gunsten ddsvartyags zu 16-
sen und prinzipiell dem Tarifvertrag als Mindestregelung den Vorrang einzem&tfin Art.
165 S. 2 delVeimarer Reichsverfassufi§konstitutionalisierte sich schlieflich die Tarifau-
tonomie. Die tarifichen Normen hatten als Ergebnis der ,sazi8lelbstbestimmung” der
Koalitionen eine neue, tber die Sicherung der individuellen Privatantie hinausreichende
Funktion bekommef®® Die Tarifautonomie erscheint fortan als ein grundrechtlicletges-

ter Bereich kollektiver Selbstorganisation, dessen Bedeutung sich digrcAuflésung der

2’8 KempenNZA-Beil. 2000, 8.

219 RGZ 79, 92 ff.; siehe oben FN 86.

280 KempenNZA-Beil. 2000, 9.

%81 sinzheimerDer korporative Arbeitsnormenvertrag, S. 54 ff.

%82 ginzheimerDer korporative Arbeitsnormenvertrag, S. 54 ff.

283 SinzheimerEin Tarifvertragsgesetz, 1916.

284 KempenNZA-Beil. 2000, 9.

285 KempenNZA-Beil. 2000, 9.

288 \/erordnung Uber Tarifvertrage vom 23.12.1987,efdr- und Angestelltenausschiisse und Schlichtong v
Arbeitsstreitigkeiten, RGBI. 1918, 1456.

87 Dort hieR es: ,Die beiderseitigen Organisationad ihre Vereinbarungen werden anerkannt.“ Vgl. A85
S. 2 der Weimarer Reichsverfassung von 1919, \WI88.

288 KempenNZA-Beil. 2000, 9.
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Gewerkschaften durch die Nationalsozialisten ermessen®{a€3er parlamentarische Rat,
der 1948/1949 das Grundgesetz ausarbeitete, erkannte, dass ein \hese@timd fur die
Zerstorung der Weimarer Republik die nicht ,gesetzesfestenhdsechte waren, die zur
Disposition des Gesetzgebers standen. Dies ist das zentralefiatie Schaffung des Art. 1
Abs. 3 GG gewesefl’ Daher wurde die Koalitionsfreiheit als Grundrecht in Art. 9 .Abs
GG verankert. Die bereits existierende und von den Alliierten gagé&hmarifautonomie
ging in dem Geltungswillen des Verfassungsgebers auf, s diasTarifautonomie heute
mithin Teil der Grundrechtsgarantie des Art. 9 Abs. 3 G&tdber Tarifvertrag soll die Pri-
vatautonomie der einzelnen Arbeitnehmer schitzen, indem er ihre ysailktUnterlegen-
heit beim Abschluss von Arbeitsvertragen durch kollektives Handeln afgty€? Seine
Normen verdrangen ungunstigere einzelarbeitsvertragliche Abmgeamuand prinzipiell
auch den staatlichen Gesetzgeber, Art. 74 Abs. 1 Nr. 12’83, ist diese kollektive Funkti-
on, die den Sozialstaat entlastet und damit zugleich die Tarifgefemder Staatseingriffen
schitz£?®* Mittelbar begtinstigt sie die Privatautonomie, weil sie atbandliche Selbstrege-
lung den betroffenen Mitgliedern grof3ere individuelle Mitwirkungschamoeriumt als das
parlamentarische Gesetzgebungsverfafitetdeute erklart sich die Tarifautonomie daher
rechtsgeschaftlich und sieht im Verbandsbeitritt des Mitgldtdsentscheidende Legitimati-
296

onswirkung-”> Das Verstandnis vom Tarifvertrag hat sich von einer kartellffgmiVerein-

barung zu einer kollektiv ausgetibten Privatautonomie gewatdelt.

Mit diesen Vortberlegungen ist nachfolgend zu untersuchen, welcher Ausletaihgde der
Vorzug zu geben ist. Die rein objektive Theorie ist als Ausleguatfsode abzulehnen. Die
Betrachtung, Tarifnormen seien objektiv und daher wie Gesetze egsaulist zu schema-
tisch. Die Rechtsprechung und die entsprechende Ansicht in dertwitstigizen sich auf den
Gedanken, die Tarifunterworfenen sollten in der Lage sein, den Taalyehne Schwierig-
keiten zu verstehen. Dieses Ziel werde aber verfehlt, wennnzeall noch Uberlegungen

angestellt werden mussten, aus welchen Grinden die Tarifvertiagspalie Regelung ge-

289 vgl. KempenNZA-Beil. 2000, 9.

2% Herdegenin: Maunz/Diirig, GG-Komm., Art. 1 Abs. 3 Rn. Badurain: Hdb. StaatsR, § 160 Rn. 1 ff.
291 BVerfGE 84, 212, 224.

292 BVerfGE 84, 212, 224.

293 KempenNZA-Beil. 2000, 11.

29 vgl. Dieterichin: ErfK., Art. 9 GG Rn. 55 ff.KempenNZA-Beil. 2000, 11

2% KempenNZA-Beil. 2000, 11.

2% Dieterichin: ErfK., § 1 TVG, Rn. 6fers.,Art. 9 GG Rn. 55 ff.

297 Dieterichin: ErfK., § 1 TVG, Rn. 6.
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schaffen hattef” Daher beruft sich das BAG erganzend auf das Schriftformerfosdét
Dieser Ansicht liegt eine geradezu idyllische Vorstellung Rechtssicherheit zugrunde, die
— wie eindeutig ein Vertrag formuliert sein mag — nun einméitnéxistiert® Selbst das
BAG hélt diesen Ansatz nicht immer konsequent durch, denn auch das BAG:naahter-
trdge nicht allein nach dem Verstandnis von Laien auslegen. StageeBAG namlich nicht
nur den Wortlaut in der Umgangssprache, sondern auch den Sonderspaatigeler Juris-
ten sowie den tariflichen Gesamtzusammenhang bertcksichtigt,asusgangslaufig an ei-
nen Normadressaten mit einer juristischen Vorbildung oder wenigsieegem juristischen
Grundverstandnis denken. Ist eine Regelung unklar, dann kommt es auattanécttan, ob
nun auf das Wortverstandnis eines Laien abgestellt wird oder demgeger der Zweck der
Regelung beriicksichtigt und die Lésung dem BAG iiberlassen®Witdierdurch entsteht
jedenfalls nicht mehr Rechtssicherheit. Noch weniger Uberzeudtmietand, dass — folgt
man der objektiven Theorie — der erkennbare Wille der Tarifymaateien flr den Interpre-
ten unbeachtlich ist. Ein Tarifvertrag ist schlie3lich ein Karngssvertrag zwischen zwei
gleich starken Tarifvertragsparteigh.Lasst man den Willen der Tarifvertragsparteien und
den Kompromisscharakter der Regelung auf3er acht, so schwingt maumsidderren des

Tarifvertrages auf und hebelt den Kompromiss aus.

Darlber hinaus lasst sich eine rein objektive Tarifinterpretétodn eines abweichenden fest-
stellbaren wirklichen Willens beider Tarifparteien nicht mit. Abs. 3 GG in Einklang

bringen. Art. 9 Abs. 3 GG lasst es nicht zu, dass gestaltamntdereidungen der Tarifparteien
durch solche der Arbeitsgerichte verdrangend ersetzt werdendiessl Verfassungsnorm die

Respektierung eines feststellbaren ibereinstimmenden WillerBadéparteien gebietéf?

2% BAG 27.03.1957 - 4 AZR 22/55, AP Nr. 3 zu § 1 TWaslegung; BAG 27.11.1958 - 2 AZR 9/58, AP Nr.
69 zu § 1 TVG Auslegung; BAG 26.04.1966 - 1 AZR /B8 AP Nr. 117 zu 8 1 TVG Auslegung; BAG
11.12.1974 - 4 AZR 108/74, AP Nr. 124 zu § 1 TVGskagung (hier allerdings nur Rechtssicherheit); BAG
10.09.1980 - 4 AZR 719/78, AP Nr. 125 zu § 1 TVGshkgung; BAG 25.08.1982 - 4 AZR 1072/79, AP
Nr. 9 zu 8 1 TVG Auslésung; BAG 09.03.1983 - 4 ABR/80, AP Nr. 128 zu § 1 TVG Auslegung; BAG
08.02.1984 - 4 AZR 158/83, AP Nr. 134 zu § 1 TVGskgung.

299 vgl. BAG 26.04.1966 - 1 AZR 242/65, AP Nr. 117§d TVG Auslegung.

%0 \Wank,RdA 1998, 71, 78.

%01 Wank,RdA 1998, 71, 78.

%2 Ananiadis,Auslegung, 47L6wisch/Rieble§ 1 TVG, Rn. 382SchaubNZA 1994, 597, 599; Das deutsche
Tarifvertragsrecht geht von zwei gleichstarken fpariteien aus, was sich in dem Gedanken der Kanipfpa
tat widerspiegelt. Sie ist notwendig, damit dieifp@rteien im Rahmen der Tarifautonomie des ArAli3.3
GG als gleichstarke Partner verninftige Ergebrassiandeln kénnen. Unklarheiten gehen daher immer z
Lasten beider Tarifparteien.

303 sieheHerschel AuR 1985, 321, zur Grundrechtsbeeintrachtigungliarbeitsgerichtliche objektive Ausle-
gung von kollektiven Normenvertragen.
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Art. 9 Abs. 3 GG gewahrleistet die Koalitionsfreiheit und sictertPrivatautonomie auf kol-
lektiver Ebene af®* Geschiitzt ist nicht nur die Freiheit des Einzelnen, sondern ddtiiber
aus auch diejenige der Koalitionen selbst, also ihr Bestand, ihre satgarsche Ausgestal-
tung und ihre koalitionsspezifische BetatigdfiDer Inhalt des Tarifvertrages, den die Aus-
legung ermitteln soll, ist das Ergebnis einer bipolaren Auseinatders’® Die Tarifver-
tragsparteien bringen in ihre Konfliktiosung nur die Interessereb@&@diten ein. Anders als
der Gesetzgeber, der bei seiner Normsetzung die Interes¢sebealicksichtigen muf3, sind
sie nicht auf das Gemeinwohl verpflicht&t Bezugspunkt, vor allem der teleologischen Aus-
legung, ist deshalb der von dem Willen der Tarifvertragspartgépragte Konseri&® Die
Tarifnormen sind autonom gesetztes Recht. Deshalb missen sichridigeseei der Ausle-
gung von Tarifvertragen eigener Vorstellungen, die auf eine Tarifzensuslangen wirden,
enthalter?® Sie haben ,die verfassungsrechtlich geschiitzte RegelungskompeteFaritler

vertragsparteien zu respektieréh®.

Auch die teilweise vertretene AnsicHt in Zweifelsfallen sei die Auslegung zu wahlen, die
fur die Arbeitnehmerseite gunstiger sei, ist abzulehnen. Eine veemRichtigkeitsgewahr
oder Richtigkeitschanc®? die es dem Staat erlaubt, sich zugunsten der Tarifparteien zuriick
zuhalten, ist nur denkbar, wenn man auch von der Vermutung gleich starkemdlungs-

partner ausgeht:

Des Weiteren ist auch die streng subjektive Theorie abzulehnen.shuih fir sich genom-
men zu einseitig, da sie die Tatsache ganzlich unbeachtet |&ssgidararifvertrag auch —
neben dem schuldrechtlichen Teil - aus einem normativen Teil heBiahtarifvertrag gilt
gemald 8 4 Abs. 1 TVG unmittelbar und zwingend. Von seinem normativesifieibauch
andere als die VertragsschlieRenden betroffen. Innerhalb einégefiteaiges sind daher so-

304 pieterichin: ErfK, Art. 9 GG, Rn. 20.

305 pieterichin: ErfK, Art. 9 GG, Rn. 39.

306 ) ywisch/Rieble§ 1 TVG, Rn. 548.

307 | swisch/Rieble§ 1 TVG, Rn. 548.

308 | ywisch/Rieble§ 1 TVG, Rn. 548.

309 ) ywisch/Rieble§ 1 TVG, Rn. 549.

310 BAG 13.10.1982 - 5 AZR 401/80, AP Nr. 113 zu 8 ®GB Gratifikation.

311 Kempen/ZacherfTVG, Grundl., Rn. 330WiedemannAnm. zu BAG 14.11.1973 - 4 AZR 44/73, AP Nr. 16
Zu 8 1 TVG Tarifvertrage Bau und BAG 14.11.1973AZR 78/73, AP Nr. 17 zu § 1 TVG Tarifvertrage
Bau.

312 vgl. dazu BAG 24.04.1985 - 4 AZR 457/83, AP Nrz4 § 3 BAT; BAG 23.01.1992 - 2 AZR 470/91, AP
Nr. 37 zu § 622 BGBENderlein,RdA 1995, 264 ff.Singer,ZfA 1995, 611, 627.

313 5oWank,RdA 1998, 71, 79.
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wohl Elemente des Vertragsrechts, als auch Elemente deg&@sesehts in Ubereinstimmung
zu bringen. Eine lediglich einseitige Auslegungsmethode wie dielduug Auslegung, die
sich ausschliel3lich an dem Willen der Vertragsschliel3enden origisti@laher nicht zielfih-
rend. Gegen die subjektive Theorie spricht auch, dass sie auf deinmicht zutreffenden
Annahme beruht, dass tarifliche Regelungen unter anndhernd verglerch@fteverhalt-
nissen ausgehandelt wirden. Das ist sicherlich ein wiinschensGautedsatz, der Realitat

entspricht dieser Gedanke jedoch keinesfafls.

Im Ergebnis ist daher der vermittelnden Auslegungsmethode deudyau geben. Schliel3-
lich ist nur sie in der Lage, beide Elemente des Tarif\gga- den schuldrechtlichen und
den normativen Teil — angemessen zu bericksichtigen. Durch diese emdfagsislegungs-
methode werden die Interessen der Tarifvertragsparteien isusgewogenes Verhaltnis zu-
einander gesetzt. Es entspricht im Ubrigen auch der einefwértiag immanenten Friedens-
und Schutzfunktion, dass nicht einfach Interessen unberticksichtigt bleibein adegroRem
Umfang Bertcksichtigung finden, da die Folge ansonsten eine etteeBRechtsunsicherheit
ware. Im Hinblick auf den Kompromisscharakter des Tarifvertrégetet die vermittelnde
Auslegung eine im Einzelfall gerechte Lésung des Konflikts.diése Auslegungsmethode
spricht dariber hinaus das dargestellte sich wandelnde Vearist&mn Tarifvertrag. Sie legt
den Hauptakzent ausgleichend sowohl auf den wirklichen Willen der Trardfgsparteien als
auch auf das Interesse der Tarifunterworfenen und wird dahdéreddgen Auffassung vom

Tarifvertrag als einer kollektiv ausgeilibten Privatautonomie am ehestaiger

4. Auslegung bei Regelungsliicken im Tarifvertrag

Die soeben aufgezeigte vermittelnde Auslegungsmethode spieNdnteile allerdings nur
dann aus, wenn in dem auszulegenden Tarifvertrag Gberhaupt eine auslegjiurfiipbdre-
gelung vorhanden ist. Dort, wo die Tarifvertragsparteien gerekRegelung getroffen haben,
scheitert auch diese Auslegungsmethode, sofern eine solche Regelkegstht anderwei-
tig geschlossen werden kann. Inwieweit Gerichte zur Fortbildung aorfiv@rtragsnormen

befugt sind, ist umstritten.

314 In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesess, €& in nahezu jeder tariflichen Auseinandersgtzun
eine starker und eine schwécher positionierte pariéi gibt. Beispielhaft hierfur sei der Streikizehen
der Deutschen Bahn AG und der Gewerkschaft GDLahr 2007 oder die Tarifauseinandersetzung zwi-
schen der Deutschen Lufthansa und der Pilotenugteig Cockpit genannt.
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Im Wesentlichen sind hierbei vier Fragestellungen zu untersch&ftianéchst ist die Frage
zu klaren, ob die Gerichte wegen der Tarifautonomie der Tari&gsparteien tberhaupt be-
fugt sind, Tarifnormen fortzubilden und unter welchen Voraussetzungen eiveftaag u-
ckenhatft ist. Im Anschluss daran wird es darum gehen, wie diivdréenagsliicke zu schlie-
Ren ist und, ob eine Lickenausfullung auch fir den Fall mdglich istddassicke in ver-

schiedener Weise ausgefillt werden kann.

Die Befugnis der Gerichte zur Fortbildung von Tarifvertragsnarmved nicht ernstlich in
Frage gestelft'® Sie findet allerdings dort ihre Grenze, wo in unzulassigest\ei die durch
Art. 9 Abs. 3 GG garantierte Tarifautonomie eingegriffen wifdWo genau diese Grenze
liegt, dazu gibt es verschiedene Auffassungen, wobei unsizaitéchst eine Tarifvertragsli-
cke, also eine dem Regelungsplan widersprechende Unvollstandigkeit vorlieget®muss

a) Bewusste Regelungslicke

Die Rechtsprechuid’ und der tiberwiegende Teil der Literdtdrdifferenzieren zwischen
einer bewussten und einer unbewussten Regelungslicke. Eine bewegskengslicke ist
dann gegeben, wenn die Tarifvertragsparteien eine regelungslysdéirige bewusst nicht
geregelt habeff! Dies kann aber auch dann der Fall sein, wenn die Tarifparteienisith

haben einigen konneR? Diese Tarifliicke muss dartiber hinaus planwidrig, also nicht gewoll

%15 | jedmeier,Auslegung und Fortbildung, S. 121.

%16 vgl. dazu eingehen8chaubin: Schaub, ArbR-Hdb., § 198 Rn. 3fers.,NZA 1994, 600;SchlachterFS
Schaub, S. 651, 663 ff. m.w.N.. Im Kern werden gedje Legitimation der Gerichte zur Rechtsfortbiigu
zwei Argumente vorgebracht. Zum einen schlieReTaigfautonomie eine richterliche Rechtsfortbildung
aus, da nach Art. 9 Abs. 3 GG den Tarifvertraggemtdie alleinige Befugnis Ubertragen sei, dieeftdy
und Wirtschaftsbedingungen zu regeln. Zum andeeemsArt. 20 Abs. 2 GG das demokratische Prinzip
verankert, dass verlange, dass sich jede Ordnumeg eiebensbereiches durch Satze objektiven Reabfes
eine WillensentschlieRung der vom Volk bestelltaas&@zgebungsorgane zurlckfihren lasse, wenn $ie nic
autonom erfolge. Beide rechtlichen Uberlegungemérin aber nur, die von den Tarifvertragsparteien ge
setzten Rechtsnormen abzuandern oder zu erganeever@indern dagegen nicht ein ,Weiterdenken® der
tarifichen Regelungen.

317 SchlachterFS Schaub, S. 651, 663 ff. .

%18 Schaubin: Schaub, ArbR-Hdb., § 198 Rn. 39.

319 BAG 23.09.1981 - 4 AZR 569/79, AP Nr. 19 zu § @®GB Lehrer und Dozenten; BAG 24.02.1988 - 4 AZR
614/87, AP Nr. 2 zu § 1 TVG Tarifvertrage: Schuhistlie; BAG 26.05.1993 - 4 AZR 300/92, AP Nr. 29
zu § 1 TVG Tarifvertrage: Druckindustrie.

%20 Schaulin: Schaub, ArbR-Hdb., § 198 Rn. &chlachterFS Schaub, S. 651, 663 ff. .

%21 BAG 29.8.1984 - 4 AZR 309/82, AP Nr. 93 zu § 23,BAT 1975; BAG 10.10.1984 - 4 AZR 411/82, AP 95
zu 88 23, 23 BAT 1975; BAG 23.2.2005 - 4 AZR 172/8# Nr. 33 zu § 1 TVG Tarifvertrage: Lufthansa.

%22 BAG 29.8.1984 - 4 AZR 309/82, AP Nr. 93 zu §§ 23,BAT 1975; BAG 10.10.1984 - 4 AZR 411/82, AP
Nr. 95 zu 88§ 23, 23 BAT 1975.
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sein, was bei bewussten Regelungsliicken gerade nicht der F&llHgte Fortbildung des
Tarifvertrages scheidet in diesen Féllen aus, weil das l@eanst in die Tarifautonomie ein-
greifen wiirde?* Die Rechtsprechufif und die herrschende Auffassung in der Litef&fur

gehen daher davon aus, dass solche Liicken nicht von Dritten geschlossen werden durfe

b) Unbewusste Regelungsliicke

Eine unbewusste Regelungslicke liegt hingegen vor, wenn die Tadabsparteien einen
bestimmten Sachverhalt nicht behandelt haben, weil sie ihn bei AbscldssTarifvertrages
nicht bedacht habefi’ Sie kann aber auch vorliegen, wenn die Liicke durch nachtraglich ein
tretende Umstande erwachsen®*#tDiese Umstande kénnen die Anderung der tatsachlichen
oder wirtschaftlichen Verhéaltnisse oder die Unwirksamkeit efegelung wegen Verstolies
gegen den Gleichheitsgrundsatz oder das Lohngleichheitsgebdt®dgime dritte Fallgruppe

der unbewussten Regelungslicke kann gegeben sein, wenn eine Regelunsgtisumtbe
Sachverhalte nicht pas&f In all diesen Fallen muss die Regelungsliicke geschlossen werden,
um dem Rechtsstaatsprinzip zu geniifétumstritten ist, ob und inwieweit eine unbewusste
Regelungsliicke geschlossen werden kann.

Bei unbewussten, insbesondere nachtraglichen Regelungsliicken wirdnesmdie Auffas-
sung vertreten, die Gerichte dirften anhand der Grundgedanken desrirages den hypo-
thetischen Willen der Tarifvertragsparteien bestimmen und durcheegdmzende Tarifver-

tragsauslegung eine sachgerechte Regelung selbst bei v@esameErgadnzungsmoglichkei-

323 Larenz,NJW 1963, 737Hromadka/Maschmani§ 13 Rn. 134.

324 Gamillscheg Kollektives ArbeitsR, S. 6644romadka/Maschmanr§ 13 Rn. 134SchaubNZA 1994, 601;
SiegerspPB 1967, 1630, 163&;6wisch/Rieble§ 1 TVG, Rn. 425 ff.; a.AMayer-Maly,RdA 1988, 136 ff. .

325 BAG 23.9.1981 - 4 AZR 569/79, AP Nr. 19 zu § @&GB Lehrer und Dozenten; BAG 26.5.1993 - 4 AZR
300/92, AP Nr. 29 zu § 1 TVG Tarifvertrage: Druakirstrie.

326 Schaub NZA 1994, 601;Schaubin: ErfK., § 1 TVG Rn. 22Gamillscheg Kollektives ArbeitsR, S. 664;
Wankin: Wiedemann, § 1 TVG Rn. 81Baubler, TarifvertragsR, Rn. 15Xromadka/Maschmanr§ 13
Rn. 134;Léwisch/Rieble§ 1 TVG, Rn. 425dies.in: MinchArbR., § 265 Rn. 48iegersDB 1967, 1636;
a.A. Mayer-Maly,RdA 1988, 136 ff. .

%27 BAG 24.2.1988 - 4 AZR 614/87, AP Nr. 2 zu § 1 TV@rifvertrage: Schuhindustrie; vgl. aber auch BAG
10.5.1989 - 6 AZR 660/87, AP Nr. 2 zu § 15 Berz®®BG 13.12.1995 - 4 AZR 411/95, AP 3 zu 8§ 22, 23
BAT-O.

328 SchaubNZA 1994, 601.

329 BAG 21.10.1992 - 4 AZR 88/92, AP Nr. 165 zu § 23,BAT 1975;Schaub,NZA 1994, 601. Das BAG
nimmt aber keine Erganzung der Eingruppierungsmaldivor.

330 SchaubNZA 1994, 601.

331 SchaubNZA 1994, 601.
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ten schafferi>? Anderenfalls wiirden die Gerichte die Tarifvertragsparteierukissigerweise

zu einer selbst zu treffenden Regelung verpflicfitén.

Nach einer anderen Ansicht kdnnen unbewusste Regelungsliicken geioditetiurch eine
erganzende Auslegung geschlossen wettfeArgumentiert wird damit, dass selbst dann,
wenn nur eine einzige Regelung billigem Ermessen entsprichRegslungsermessen also

auf Null reduziert ist, es sich noch um eine Regelungsfrage undurctlginen Rechtsstreit
handele, so dass die Tarifvertragsparteien zustandig blieben. Bagesehen kommen auch
dann regelmalig noch zwei Losungen in Betracht: Neben der vom Richter vorgesehenen pos
tiven Regelung bliebe die Mdglichkeit, den Sachverhalt nicht zu regelrso den Arbeits-
vertragsparteien den entsprechenden Spielraum zu befassam. wenn die Nichtregelung
ausnahmsweise eine gegen Art. 3 GG verstoRende Diskriminierustgliéa konne aus
Rechtsgrinden die Erstreckung einer tarifichen Regelung aah elicht geregelten Sach-

verhalt in Betracht kommeti®

Das BAG®" und der iiberwiegende Teil des Schrifttums vertreten zu dieser Rirsgggen
eine wesentlich restriktivere Auffassung. Eine richterlichieli&@ung von Tariflicken durch
erganzende Vertragsauslegung ist in der Regel nicht moglath Ner Rechtsprechung des
BAG setzt eine SchlielBung von Tariflicken voraus, dass ,hinreichend uradletr sichere
Anhaltspunkte gegeben sind, dass die Tarifvertragsparteien eige ir bestimmter Weise
geregelt hatten®® Die Ausfiillung der Tarifliicke hat nach Treu und Glauben unteiidke
sichtigung dessen zu erfolgen, ,wie die Tarifvertragspamtdie betreffende Frage bei objek-
tiver Betrachtung der wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhéngeitpunkt des Tarif-

abschlusses voraussichtlich geregelt hatten, falls sie an dergerelgelten Fall gedacht hat-

332 S0 LAG Dusseldorf 05.09.1991 - 12 (15) 721/91,GRA§ 622 BGB Nr. 21; BAG 14.12.1982 - 3 AZR
251/80, AP Nr. 1 zu § 1 BetrAVG Besitzstahdayer-Maly, RdA 1988, 136 f.Blanke,AiB 2000, 260, 269.

333 | AG Diisseldorf 5.9.1991 - 12 (15) 721/91, LAGBEZ BGB Nr. 21.

334 | swisch/Rieble§ 1 TVG, Rn. 596.

335 | swisch/Rieble§ 1 TVG, Rn. 596.

336 | swisch/Rieble§ 1 TVG, Rn. 596.

%37 BAG 24.05.1978 - 4 AZR 769/76, AP Nr. 6 zu § 1@ Warifvertrage: Metallindustrie; 23.09.1981 - 4RZ
569/79 - AP Nr. 19 zu 8 611 BGB Lehrer/DozentenP@61985 - 4 AZR 155/83 - AP Nr.3zu 8 1 TVG Ta-
rifvertrage: Textilindustrie; 10.12.1986 - 5 AZR B85, AP Nr. 1 zu § 42 MTB II; 21.3.1991 - 2 AZR
616/90, EzA Nr. 31 zu § 622 BGB n.mMMankin: Wiedemann, TVG, 8§ 1 Rn. 81Bpberski/Clasen/Menzel
§ 1 Rn. 66 a; der Rechtsprechung folg&ammillschegKollektives ArbeitsR, S. 646 fSchaubNZA 1994,
601;Dutz,Rn. 574;Hersche] FS. E. Molitor, S. 192.

338 BAG 23.09.1981 - 4 AZR 569/79, AP Nr. 19 zu § ®GB Lehrer/Dozenten.
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ten“*° Das BAGnimmt eine Liickenausfiillung allerdings nicht vor, wenn die Tarifagstr
parteien verschiedene Gestaltungsmaoglichkeiten haben, da aatlsreinf verfassungswidri-
ger Eingriff in die in Art. 9 Abs. 3 GG gewéhrleistete Tarttmomie vorliegen wiird&® Es

ist damit in der Rechtsprechung des BAG eine Tendenz zu erkennehanfgertragspartei-

en bei der Liickenfiillung den Vortritt zu lasséh.

c) Stellungnahme

Die zuerst genannte Ansicht, die auf den hypothetischen Willenadldvdrtragsparteien ab-
stellt, Uberzeugt nicht. Die Gerichte fur Arbeitssachen sindiomicht befugt, in die Ges-
taltungsfreiheit der Tarifvertragsparteien korrigierend und ergé@heezugreifen und eine
Aufgabe zu Gbernehmen, die das Grundgesetz in Art. 9 Abs. 3 allein den Tarifypentraigs
zugewiesen haf? Der Staat hat seine Regelungszustandigkeit zu Gunsten deverae
wortlichen Schaffung von Rechtsnormen durch die Tarifvertragsparteigickgenommen.
Zur Betatigungsfreiheit der Koalitionen gehort namlich die Batinomié*® auch wenn Art.
9 Abs. 3 GG anders als Art. 165 WRYV die Vereinbarungen der Kaaditi nicht nennt. Der
Staat muss ihnen - wie es das Bundesverfassungsgericht fotrhalier den ,Kernbereich
eines Tarifvertragssystems tiberhaupt* zur Verfligung stéffetum Kernbereich gehort die
.Garantie eines gesetzlich geregelten und geschuitzten Taafygsystems, dessen Partner
frei gebildete Koalitionen i.S.d. Art. 9 Abs. 3 GG sein miis$éhEine derartige Kompetenz-
erweiterung der Gerichte fuhrt im Ergebnis zu einer erhebli@e=intrachtigung der verfas-
sungsrechtlich gewahrleisteten Tarifautonomie. Schlief3lich hétt®idhter die Mdglichkeit

die Tarifvertragsparteien zu korrigieren und die nach seineiclngeringere Einsicht der

339 BAG 23.09.1981 - 4 AZR 569/79, AP Nr. 19 zu § ®GB Lehrer/Dozenten.

%0 vgl. BAG 23.09.1981 - 4 AZR 569/79, AP Nr. 19§611 BGB Lehrer/Dozenten.

%1 KamanabrouDie Auslegung, S. 281.

342 ) swisch/Rieble§ 1 TVG, Rn. 594.

33 BVerfG 26.06. 1991 - 1 BvR 779/85, AP Nr. 117 Au. 9 GG Arbeitskampf = BVerGE 84, 212 = NJW
1991, 2549 = NZA 1991, 809; BVerfG 18.11. 1954B\R 629/52 - BVerfGE 4, 96; BAG 18.11.1954 - 1
BVR 629/52, AP Nr. 1 zu Art. 9 GG.

344 BVerfG 06.05.1964 - 1 BVR 79/62, BVerfGE 18, 18R Nr. 15 zu § 2 TVG = NJW 1964, 569; BVerfG
24.04.1996 - 1 BVR 712/86, BVerfGE 94, 268 = AP Nru § 57 a HRG = NZA 1996, 1157.

35 BVerfG 01.03. 1979 - 1 BVR 532/77, BVerfGE 50029 AP Nr. 1 zu § 1 MitbestG unter C IV 2 b cc =
NJW 1979, 699 = EzA § 7 MitbestG Nr. 1.
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Sozialpartner durch seine eigene bessere zu erséfzear Richter ist allerdings lediglich

Vollzieher und nicht Schopfer des Tarifvertrad¥s.

Auch der zweiten Auffassung, die generell eine ergdnzende Augjdgei unbewussten Re-
gelungslicken ablehnt, kann aus denselben Griinden nicht gefolgt weeddRechtsgrund,
aus dem eine solche Rechtsfortbildung unzuladssig ist, ist die \demgeeines Eingriffes in
die Tarifautonomié*® Zwar tritt bei einem Verbot der SchlieRung von Tarifliicken nicht
zwangslaufig ein rechtloser Zustand ein, denn die Rechtsfragemsiiesem Fall nach dem
Einzelarbeitsvertrag oder den gesetzlichen Regelungen zu schiféBéardings stellt dieser
Einwand einen prinzipiellen Widerspruch dar, einerseits den Willefmalgvertragsparteien,
eine gegenuber dem Gesetz eigenstandige Regelung durch konstitufiverifa&n zu schaf-
fen, zu respektieren, andererseits bei Fehlerhaftigkeit ddgtemif Regelungswerkes auf das

Gesetz zu rekurriereii®

Der héchstrichterlichen Rechtsprechung und der ganz Uberwiegendessiung in der Lite-
ratur ist daher zuzustimmen. Schlief3lich sind auch sie darauftiedac Gefahr eines Ein-
griffes in die Tarifautonomie dadurch Rechnung zu tragen, dasdidadan konkret be-
stimmbarer Wille der Tarifvertragsparteien festgesteditden kann. Diese restriktive Sicht-
weise verhindert also ebenfalls, dass die Gerichte fiir Adaeiten eine Aufgabe lberneh-
men, die gemaR Art. 9 Abs. 3 GG allein den Tarifvertragsparteigevdesen ist>* Im Er-
gebnis ist eine erganzende Tarifauslegung bei bewussten Tiaiflinccht moglich, wohin-
gegen sie bei unbewussten Regelungslicken unter restriktiven Vorangsetangewandt

werden kann.
[I. Obligatorischer Teil des Tarifvertrages

Auf den schuldrechtlichen Teil des Tarifvertrages finden imz#gi die allgemeinen Ausle-

gungsgrundsatze gemal 88 133, 157 BGB Anwendung, d.h. entscheidend ist danewirkl

346 Hersche) FS. E. Molitor, S. 192.

347 Hersche) FS. E. Molitor, S. 192.

348 SchaubNZA 1994, 597, 601.

39 vgl. BAG 23.09.1981 - 4 AZR 569/79, AP Nr. 19&611 BGB Lehrer und Dozenten.

30 | AG Dusseldorf, 05.09.1991 - 12(15) Sa 721/91FEAS 622 BGB Nr. 21.

%1 vgl. BAG 13.06.1973 - 4 AZR 445/72, AP Nr. 123 gul TVG Auslegung; BAG 21.10.1992 - 4 AZR
88/92, AP Nr. 165 zu §§ 22, 23 BAT 1975.
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Wille der Tarifvertragsparteiefi? Sofern dieser nicht festgestellt werden kann, ist auf den
gemeinsamen Willen der Tarifvertragsparteien abzustellen, dektobgrkennbar durch den
Vertragsschluss zum Ausdruck kommit

Nach einer anderen Ansicht sind die Grundséatze der Gesetzgsagstich hier anzuwen-
den®* Dem kann jedoch nicht gefolgt werden. SchlieBlich sind es in &isterdie Tarifver-
tragsparteien, die aus einer Vertragsbestimmung unmittedvachtigt und verpflichtet wer-
den soller?>

Im Ergebnis gilt daher fir die Auslegung der schuldrechtlichetirBesingen des Tarifver-
trages nichts anderes als fiir die Auslegung von Tarifnoffiedach diesen Grundséatzen
wird bei der Ermittlung des Willens der Vertragsparteien vomtldrder getroffenen Be-
stimmungen ausgegangen und bei einem in sich geschlossenen Vetkag®ssen syste-
matischem Gesamtzusammenhang wesentliche Bedeutung beigetneEsemerden sowohl
die Entstehungsgeschichte des Vertragswerkes als auch seimgcheaktandhabung als wei-
tere Auslegungskriterien herangezogen, um ein vernunftiges undkptd&s Ergebnis zu
erreichert®® Dementsprechend stimmen die Auslegungsgrundsatze fiir den normativen un
fur den schuldrechtlichen Teil des Tarifvertrages heute im kileseen tbereiri>® Ein Un-
terschied besteht nur insofern, als die Einschrankungen, die b&edécksichtigung des
wirklichen Willens der Tarifvertragsparteien im Rahmen der égishg des normativen Teils
des Tarifvertrages aus Grunden der Rechtssicherheit fur dieitarivorfenen zu machen
sind, nicht gelteri®® Fiir den schuldrechtlichen Teil gilt kein irgendwie gearteteddteder
erganzenden Auslegung von Tarifnorni€hEin Eingriff in die Tarifautonomie ist hierin al-
lerdings nicht zu sehen, da durch eine erganzende Auslegung ohnehin enigeref-olgen
herbeigefuhrt werden sollen, die den bereits getroffenen Veraimipam der Parteien entspre-

chen.

%2 | wisch/Rieblein: MinchHdb., § 279 Rn. IwWankin: Wiedemann, § 1 Rn. 932 ffikempen/Zachert,
Grundl. Rn. 305pDiitz, Rn. 574;Gamillscheg Kollektives ArbeitsR, S. 663Franzenin; ErfK., § 1 TVG
Rn. 95 ff.

%3 vgl. Diitz,Rn. 574;Heinrichs,in: Palandt, § 133 Rn. 14 fEranzenin: ErfK., § 1 TVG Rn. 95 ff.

%4 Hueck/NipperdeyArbR 11/1, S. 360.

5 Wank,RdA 1998, 71, 77.

6 | swisch/Rieble§ 1 TVG, Rn. 430.

357 | pwisch/Rieblaén: MiinchHdb., § 279 Rn. Heinrichsin: Palandt, § 133 Rn. 14 ff.

%8 | swisch/Rieblén: MiinchHdb., § 279 Rn. Heinrichsin: Palandt, § 133 Rn. 14 ff.

39 Lswisch/Rieblén: MiinchHdb., § 279 Rn. Heinrichsin: Palandt, § 133 Rn. 14 ff.

350 | swisch/Rieblén: MiinchHdb., § 279 Rn. 1.

%1 BAG 08.11.1972 - 4 AZR 15/72, AP Nr. 3 zu § 15@H Lowisch/Rieble§ 1 TVG Rn. 433dies.in:
MinchHdb., § 279 Rn. 3.
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lll. Zwischenergebnis

Die Auslegung des normativen Teils des Tarifvertrages risithtnach der sog. vermitteln-
den Auslegung, da nur sie in der Lage ist, beide Elemente diégeiiteages — den schuld-
rechtlichen und den normativen Teil — angemessen zu bertcksichtigen. Wasskigung
des schuldrechlichten Teils des Tarifvertrages betrifft, so fidéeallgemeinen Auslegungs-
grundsatze gemal 88 133, 157 BGB Anwendung, wobei der Ermittlung des hveinkligil-
lens der Tarifvertragsparteien eine starkere Bedeutung zukomenRd2htsprechung und die
herrschende Auffassung in der Literatur gehen davon aus, dass emeeadgiVertragsaus-
legung bei bewussten Regelungsliicken nicht von Dritten zul&stsipam ist zuzustimmen,
da die Gerichte anderenfalls in die verfassungsrechtlich gligibte Tarifautonomie des
Art. 9 Abs. 3 GG eingreifen wirdemlie Tarifparteien haben das Recht, die Arbeits- und
Wirtschaftsbedingungen autonom zu regeln. Dabei bestimmen sie telhistsdariber, ob
und fiir welche Mitglieder sie tarifliche Regelungen schatféschlieRlich wird eine ergan-
zende Tarifauslegung bei unbewussten Tarifliicken unter restrikfiosaussetzungen befir-
wortet. In diesem Fall wird der Gefahr eines Eingriffs in Tagifautonomie durch die Fest-

stellung eines konkret bestimmbaren Willens der TarifvertragsparteibalE&geboten.

IV. Ergdnzende Auslegung durch Standards der Internationalen Arbeitsrganisation
(ILO)

Es stellt sich die Frage, ob fur die Auslegung von Tarifvertrégd internationale Normen
als Auslegungshilfe erganzend zuriickgegriffen werden kann. In Bekaeimen hierzu die
Standards der Internationalen Arbeitsorganisation (Internationabuktal®rganization,
ILO*%3). Insbesondere die ILO-Ubereinkommen Nr. 87, 98 und 154 sollen nach ihrdin Inha

Zweck und Wortlaut dahingehend untersucht werden.

32 BAG 24.04.1985 - 4 AZR 457/83, AP BAT § 3 Nr 4A@ 18.09.1985 - 4 AZR 75/84, AP BAT § 23a Nr.

20; BAG 29.08.2001 - 4 AZR 352/00, AP Nr. 291 zu. A GG.

Die ILO stellt die auf sozialpolitische Fragerezjalisierte Sonderorganisation der Vereinten Niodar,

der mit 178 Mitgliedern fast alle Staaten angehoge wurde 1919 auf der Washingtoner Arbeitskanfer

als Teil der Friedensvertrage gegriindet. Die Aliie hatten am Ende des Ersten Weltkrieges Entwiirfe
eine internationale Regelung von arbeitsrechtlicAegelegenheiten erarbeitet, ebenso Deutschlanél. Au
der ersten Internationalen Arbeitskonferenz 1919Vimshington wurden sechs Ubereinkommen angenom-
men, u.a. das Ubereinkommen Nr. 1 iiber die Einfitpreines 8-Stunden-Arbeitstages. Auf dieser Konfe-
renz wurde auch Deutschland als Mitglied der IL@edassen. 1933 erklarte Deutschland seinen Austritt
aus der ILO. Der zweite Weltkrieg bedeutete einsuzdm Schaffen der ILO, da von 1940 bis 1946 keine
regulare Tatigkeit mehr stattfand. Das Internatienarbeitsamt verlegte seinen Sitz von 1940 bis6194
nach Montreal in Kanada. Die ILO wurde 1946 didee&onderorganisation der Vereinten Nationen. n de

363
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1. Umsetzung nach dem ILO-Recht

Volkerrechtlich verbindlich werden die ILO-Ubereinkommen fiir daseffeinde Mitglied
erst durch die Ratifikation, d.h. durch die endgultige Erklarung dedrmligen Organs des
Mitglieds, an die Normen gebunden zu s&thDie Umsetzung der ILO-Ubereinkommen
durch Gesetz oder Verordnung ist nicht zwingend vorges8heBchweigt das ILO-
Ubereinkommen zur Form der Umsetzung, kommt also auch die UmsetauhgTauifver-
trag in Betracht® Allerdings ist diese Art der Umsetzung nicht unproblematischarZve-
steht durchaus ein Interesse an einer Umsetzung durch Tarieenvann die Ubereinkom-
men Materien betreffen, die der Regelungsbefugnis der Tdrdgsparteien unterfallefi’
Andererseits konnen sich Defizite hinsichtlich des personlichen undicdem Geltungsbe-
reichs ergeben, wenn nicht alle Arbeitnehmer erfasst werdetib&ahinaus kann die kurz-
fristige Geltung der Tarifvertrage weitere Probleme hinBathtder Kontinuitat der Umset-

zung aufwerferi®®

Nicht auszuschlieRen sind Schwierigkeiten bei der Uberwachungnasetizung, so dass sich
die Frage stellt, mit welchen Konsequenzen die Tarifvertragseartzu rechnen haben, wenn
sie die Regelungen des ILO-Ubereinkommens nicht oder nicht vollstiamdigtzen. Volker-
rechtlich gebunden ist nur der Mitgliedsstaat, der wiederum féraaisreichende Umsetzung
Sorge zu tragen hat und auf eigene MalRhahmen im Wege der dééseig zuriickgreifen
muss®®® Unterfallt eine materielle Regelung eines Ubereinkommerereidie Koalitionspar-
teien bevorrechtigten Bereich, muss der Gesetzgeber in sdfétien letztendlich auf die

Ratifizierung eines solchen Ubereinkommens verzichten, da ihnrsdizeeise Umsetzung

-Erklarung von Philadelphia“ (1944) bestétigte di®© ihre bedeutendsten Zielsetzungen: Sicherung des
Weltfriedens, Schaffung sozialer Gerechtigkeit, sadrenwirdige Arbeitsbedingungen, Freiheit und wirt-
schaftliche Sicherheit aller Menschen, Bekenntnigien Menschenrechten. Erstmals wurde in einem vol-
kerrechtlichen Dokument die Frage der Menscheneentit sozialen Inhalten verkniipft. Die Bundesrepu-
blik Deutschland, welche die Ubernahme der vom Behén Reich ratifizierten 17 Ubereinkommen erklar-
te, wurde im Jahre 1951 wieder in die ILO aufgen@mniNach dem Zweiten Weltkrieg wuchs die Zahl der
Mitgliedstaaten infolge der Dekolonialisierung &tan. Im Jahre 2004 existierten 185 Ubereinkomrdan;
von hat Deutschland 72 Ubereinkommen ratifizieoty denen 67 in Kraft sind, vgl. http://www.ilo.orign
Jahr 2009 zahlten zu der ILO 183 Mitgliedsstaatgh, http://www.ilo.org

%4 Miiller-Glogein: MiinchHbB z. Biirgerl. Recht, § 611 Rn. 260.

%5 Bohmert,S. 71.

%6 Dieser Weg wird im Recht der ILO als gangbareg\iirgesehen, da viele ILO-Ubereinkommen ausdriick-
lich die Umsetzung durch Tarifvertrag vorsehenysprt. 4 des ILO-Ubereinkommens Nr. 135, Art. 5o
Nr. 140; Art. 2.2 von Nr. 100; Art. 17 von Nr. 108t. 3 von Nr. 150.

%7 Faupel,S. 102.

%8 Faupel,S. 71.

%9 Faupel,S. 103.
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durch Gesetz insofern verwehrt 1&.Fiir Ubereinkommensmaterien, bei denen es sich um
verfassungsrechtlich gewahrleistete Bereiche der Tarifautengemafd Art. 9 Abs. 3 GG
handelt, ist diese Losung zu befirworten, um die Schutzwirkung des Gratmgesicht zu
unterlaufen. Eine Einengung des Schutzbereichs des Art. 9 Abs. 3s&Giléh auch nicht
aus dem Aspekt der Volkerrechtsfreundlichkeit der deutschen Rechtsotuensiten. Zwar
mussen auch Normen des Verfassungsrechts so ausgelegt werdevjldasecht beachtet
wird. Dies gilt aber nur insoweit, als die Uberstaatlichen Norberrits Bestandteil der ob-
jektiven Rechtsordnung durch Ratifikation geworden ihdnderenfalls hatten es die aus-
wartigen Exekutivgewalten in der Hand, durch den Abschluss bi- bzwlatertiler Vertrage

den Schutzbereich des Grundrechts der Koalitionsfreiheit nach Belieben einzt/éngen.

2. Rechtsnatur der ILO-Ubereinkommen

a) Meinungsstand

Die Bestimmung der Rechtsnatur der ILO-Ubereinkommen ist gruntlefijie das Gesamt-
verstandnis des ILO-Rechts. Seit der Grindung der ILO im Jahre 19#@i@nmMeierzu ver-
schiedene Auffassungen vertreten. Einige Vertreter der Litdfasehen in diesen Uberein-
kommen eine Art supranationaler Gesetze, weil die Staaten, aalddrsi herkbmmlichen
volkerrechtlichen Vertragen, keine Vorbehalte bei der Ratifirig der Ubereinkommen gel-

tend machen koénnen. Anderungen und Revisionen der Ubereinkommen selbst seien dem
mehrheitlichen Willen der Staaten entzogen und die Kiindigungsvotsetadh der auch

nach Austritt des Staates ratifizierte Ubereinkommen unabh&ogigwillen des ausgetrete-

nen Mitglieds weitergelten (Art. 1.5 der ILO-Verfasstfffy die Qualitat objektiver Normset-
zung®”® Gegen diese Ansicht wenden andere AutSfezin, es handele sich bei den Uberein-

kommen nicht um Gesetze, sondern um volkerrechtliche Vertrage. Begwirdleliese An-

370 schregleRdA 1952, 161, 1633chnorr,Arbeitsrecht, 232Faupel,S. 103.

$71y/gl. Kiminich/Hobe,S. 217 ff.

872 ygl. Kiminich/Hobe,S. 217 ff.

33 Fried, S. 65 ff;Scellein: FS Wehberg, S. 324, 327.

374 Die Verfassung der ILO wurde im Rahmen der Pafisiedenskonferenz von dem Ausschuss ,internationa
le Gesetzgebung” erarbeitet und ist Bestandteill qi#) des Friedensvertrags von Versailles. Alsupt-
aufgabe legt sie die Erarbeitung internationaldyedts- und Sozialnormen fest, vgl. www.ilo.org

375 Fried, S. 65 ff;Scellein: FS Wehberg, S. 323, 327.

378 schnorr,Arbeitsrecht, S. 107 fflyrmoneit,S. 129.
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sicht mit dem Erfordernis der Ratifikation durch mindestens igllieder fir das objektive
Inkrafttreten des Vertrages. Darin sei eine Willenserklanerggegenseitigen Verpflichtung
zu seherl!” lhnen zuzuordnen ist die vaviorhard®’® vertretene Auffassung, die Uberein-
kommen seien als ,soft law* zu qualifizieren, da ihnen der Rechtsimamakter mangels
Verbindlichkeit fehle.

b) Stellungnahme

Zunachst kann der Auffassung, die ILO-Ubereinkommen seien supranat@esgéze nicht
gefolgt werden. Hiergegen spricht das Ratifikationserfordernisjelaginzelnen Staaten ihre
Souveranitdt bewahrt. Die schopferische Grundentscheidung, die GetteinglLO-
Ubereinkommen von der souverdnen Entscheidung der einzelnen Mitglddengy zu ma-
chen, darf zur Einordnung der Rechtsnatur dieser Ubereinkommen nicht unioftigtks
bleiben. Das Ratifikationserfordernis ist fur die Einordnung der Reahir der ILO-
Ubereinkommen von besonderer Bedeutung, weil es gegen eine Rechtsnitéinspratht.
Daher wird hier die Auffassung vertreten, dass es sich beiLd@tJbereinkommen um vol-
kerrechtliche Vertrage und nicht um Gesetze handelt. Die a¢sparteien dieser Vertrage
sind die Staaten, die sich durch die Ratifikation an den Inhalt desiligen ILO-
Ubereinkommens gebunden haben. lhre Vertragsbeziehungen werden duradtitigionel-
len Rahmen der ILO ausgestaltet, dem auch die Kontrolle der &inbatler ratifizierten
ILO-Ubereinkommen obliegt.

3. Ratifikation und Stellung in der Normenhierarchie

Die ILO-Ubereinkommen erlangen durch ihre Ratifikation innerstaatiRechtsverbindlich-
keit3"® Fur diese Erklarung ist in der Bundesrepublik Deutschland der Buadismt ge-
maR Art. 59 Abs. 1 S. 2 GG zusténdig. Die ratifizierten ILO-Ub&mnmen gehdren in der
Normenhierarchie zum einfachen Bundesrecht und unterfallen als voltiotee Vereinba-

rungen, die sich auf Gegenstande der Bundesgesetzgebung beziehensdanifi/des Art.

377 Schnorr,Arbeitsrecht, S. 107 ff.
378 Morhard, S. 179.
379 Miiller-Gldgein: MiinchHbB z. Birgerl. Recht, § 611 Rn. 260.
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59 Abs. 2 S. 1 GG Sie betreffen arbeits- und sozialrechtliche Fragen, fiir di®died die
konkurrierende Gesetzgebungszustandigkeit besitzt. Das Zustimmseigsgethalt zugleich
auch den innerstaatlichen Rechtsanwendungsb&fetim die Geltung als vélkerrechtliche
Norm herbeizufuhren, findet Art. 59 Abs. 2 S. 1 GG auf sogenanntddRardlage Anwen-
dung, d.h. Vertrage, deren Inhalt bereits Gegenstand eines inneistmaBesetzes &t
Das innerstaatliche Recht darf solange nicht abgeandert werden, wiekegredbitliche Ver-
trag existiert, denn eine spatere Abweichung wirde einen Versggh ¢/6lkerrecht bedeu-
ten®® Die ILO-Ubereinkommen enthalten keine unmittelbaren RechtsfdigeArbeitneh-
mer, Arbeitgeber und ihre Koalitionen, sondern nur eine Schutzvetpfiighder Bundesre-
publik Deutschland®* In Ausnahmefallen, sofern das ratifizierte Ubereinkommen nact- Wor
laut, Zweck und Inhalt geeignet und hinreichend bestimmt ist, wieilmeestaatliche Vor-
schrift subjektive Rechte und Pflichten einzelner erkennen zu lassesm gt der Ratifizie-
rung diese Vereinbarungen oder einzelne Regelungen als fur den emnpeimittelbar an-
wendbares innerstaatliches Recht, sog. self-exectifinyeitere Konsequenz der Rangbe-
stimmung ist, dass die Normen der ILO-Ubereinkommen als einfaelsetze den Bestim-

mungen des Grundgesetzes nachrangig sind und diesen im Konfliktfall zu weichen habe

Den von der Bundesrepublik Deutschland nicht ratifizierten ILO-Ubkosamen fehlt damit
der Rechtsanwendungsbefehl, d.h. sie werden konsequenterweise nickinfachen Bun-
desrecht. Eine Prufung, ob ihnen eine innerstaatliche Rechtswirkungatlenukommt, ist
aufgrund der Mitgliedschaft der Bundesrepublik Deutschland in dersihiie wegen der

Volkerrechtsfreundlichkeit der deutschen Rechtsordnung im Einzelfall efiord&f

%80 BverfG 20.10.1981 - 1 BVR 404/78, AP Nr. 31 z2 §VG.

%L Miiller-Glogein: MiinchHbB z. Biirgerl. Recht, § 611 Rn. 260 ff.

32 gchweitzerRn. 450.

%83 vgl. SchweitzerRn. 450.

384 BAG 19.01.1982 - 1 AzR 279/81, AP Nr. 10 zu A1GG; BAG 08.12.1978 - 1 AZR 303/77, AP Nr. 28 zu
Art. 9 GG; BAG 07.12.1993 - 9 AZR 683/92, AP Nr. 2458 7 BUrIG fiir das Ubereinkommen Nr. 132.

385 BAG 07.12.1993 - 9 AZR 683/92, AP Nr. 15 zu § OrE5; BVerwG 28.5.1991 - 1 C 20/89, NVwZ 1992,
177.

386 \/gl. Muller-Glégein: MiinchHbB z. Biirgerl. Recht, § 611 Rn. 260 ff.
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4. Geltungsgrund und Anwendung durch das Bundesarbeitsgericht

Die verschiedenen Ansichten Uber die innerstaatliche Wirkung vdtkelicher Vertrage
sind von zwei Grundanschauungen Uber das Verhaltnis von staatlichem amdtiohalem
Recht gepragt. Die Ausgangsfrage ist, ob es sich bei Volkemecht.andesrecht um zwei
Rechtsordnungen, so die dualistische Theorie, oder um eine eimleeRechtsordnung, die
sogenannte monistische Theorie han#félDie Auseinandersetzung zwischen strengen For-
men von Monismus und Dualismus hat sich inzwischen zu Gunsten komproigessawi-
schentone gemaRitit Heute besteht Einigkeit dariiber, dass dem Volkerrecht zwar @in Vo
rang vor dem staatlichen Recht zukommt, dass aber ein dem N@lkewiderstreitender Akt
des staatlichen Rechts aus volkerrechtlicher Sicht zunachst aaikest wirksam sein
kann® Im Hinblick auf die Frage, auf welchem Wege vélkerrechtlich vetliihe Normen

im innerstaatlichen Recht Geltung erlangen, trifft das Grusetgekeine ausdriickliche Ent-
scheidung® Auch das Vélkerrecht selbst enthalt keine Normen tber sein Veehaltni
innerstaatlichen Recht und zur Art und Weise der Einfihrung des Y&étkes in das Landes-
recht, sondern nur die Grundnorm, dass sich kein Staat der Erfullumeg gélikerrechtlichen
Pflichten durch Hinweis auf seine innerstaatliche Rechtsordnunggleenzkanri>® Unter-
schieden werden hierzu die Transformations- und Vollzugslehre. Natgrdérgerden vol-
kerrechtliche Normen in solche des innerstaatlichen Rechts umgeltvand gelten dann als
innerstaatliches Recfit® Bei diesem Vorgang wird der Geltungsgrund der urspriinglich vél-
kerrechtlichen Normen abgeé&ndert, sie werden auf neue Adressstteckt, wodurch auch
eine Veranderung ihres Inhalts erfolgt. Die der Transformationslehre entgegengesetzte
Vollzugslehre geht zwar auch davon aus, dass es eines Staatsakfsba die innerstaatli-
che Verbindlichkeit einer vélkerrechtlichen Norm zu erreiciémllerdings wird die aus
dem Voélkerrecht stammende Norm nicht von ihrem Geltungsgrund geldstysofielenehr

auf der Grundlage einer innerstaatlichen Ermachtigung von den intlezstam Rechtsan-

37 Kimminich/Hobe S. 215;Hentschel von Heinegg: Ipsen, Vélkerrecht, S. 148 ff.; vgl. umfasseridarstel-
lung beiRudolf,S. 130 ff.

388 gchweitzerRn. 34:Becker,NVwZ 2005, S. 289 ff.

%89 SchweitzerRn. 34;Rudolf,S. 212 ff.

%% Kimminich/HobeS. 217 ff.

9% Kimminich/HobeS. 217 ff.

%92 Backer,NVwZ 2005, 289 ff.

393 Die Transformationslehre wird in verschiedenerepten mit abgestufter Konsequenz vertreten. Grdl
Triepel,S. 112, 118BleckmannS. 278HesseVerfR, Rn. 102Rudolf,S. 164 ff.. Auch das BVerfG schien
zunachst dieser Lehre anzuhangen, vgl. BVerfGES®, BVerfGE 30, 272; BVerfGE 77, 170; BVerfGE
90, 286, 364.

%9 Becker,NVwZ 2005, 289, 290.
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wendungsorganen als Norm des Volkerrechts angewendet. Letzsdnpsich die Ergebnis-

se der Transformationstheorie denen der Vollzugstheorie an, solslasszages Motiv flr
deren Ablehnung verbleibt, dass sie auf einem nicht gegebenen Menismu/6lkerrecht

und staatlichem Recht griinden $8f.Ganz gleich, welcher Interpretation man sich an-
schlief3t, gilt, dass sich der Rang des Transformationsged®stwe des in Vollzug gesetzten
Vertrags nach dem Rang des Gesetzgebungsakts bzw. des Vollebtgsbestimm®® Im
Grundgesetz bestimmen die Art. 25 und 59 GG die innerstaatlichenGelblkerrechtlicher
Normen?®’ Die Frage der Geltung ist von der Anwendbarkeit der Norm im stagtichen
Recht zu unterscheidéff Jede Regelung, die in das Bundesrecht (ibernommen worden ist,

erlangt Geltung als objektives Recht und bindet als solches die StaatsBfgane

Das BAG beriicksichtigt die ratifizierten ILO-Ubereinkommés @infaches Bundesrecht bei
seinen Entscheidungé® Es hat nachhaltig darauf verwiesen, dass solche Abkommen bei der
Auslegung des innerstaatlichen Rechts zu beriicksichtiger!%ikdo Interpretationsspiel-
raume bestehen, berticksichtigt das Gericht den Grundsatz der \@iksfreindlichen Aus-
legung und wahlt diejenige L6sung, die die Bundesrepublik nicht in véti{atiche Schwie-

102

rigkeiten bring Allerdings hat das BAG die Frage der Heranziehung der ILO-

Ubereinkommen zur Auslegung des Grundgesetzes in einer Entscheidunglaiser®’

5. ILO-Ubereinkommen Nr. 87

Das von der Bundesrepublik Deutschland ratifizierte ILO-UbereimkemNr. 87 lber die
Vereinigungsfreiheit und den Schutz des Vereinigungsr&élitsinhaltet im Kern, dass sich

unterschiedslos alle Arbeitnehmer und Arbeitgeber zusammenschké®a@en oder sich

39 Becker,NVwZ 2005, 289, 290.

3% BoehmerS. 68;Becker NVwZ 2005, 289, 290.

397 \/gl. Muller-Glégein: MiinchHbB z. Biirgerl. Recht, § 611 Rn. 260 ff.

3% Heintschel von Heinegm: Ipsen, Volkerrecht, S. 148 fiGeiger,S. 176;SchweitzerRn. 334;Buchs,S. 29
ff.

39 Geiger,S. 176.

490 vgl. bspw. BAG 13.10.1988 - 6 AZR 144/85, AP Mrzu § 611 BGB Abmahnung, innerhalb derer sich das
BAG daruber hinaus mit der Frage nach der RecHhigwdichkeit von ILO-Ausschussempfehlungen ausei-
nandersetzt, ein solche aber im Ergebnis ablehh® B7.12.1993 - 9 AZR 683/92, AP Nr. 15zu 87
BUrIG; BAG 07.09.1995 - 8 AZR 828/93, NZA 1996, 687

401 vgl. BAG 12.05.1983 - 2 Sa 81/82, NZA 1984, 383 f

402 y/gl. Daubler,NJW 1999, 3537 ff.

403 BAG 16.03.1989 - 2 AZR 325/88, NZA 1989, 719 ff.

404 1LO-Ubereinkommen Nr. 87 v. 9.7.1948, BGBI. II158S. 2072, in der BRD in Kraft seit dem 7.5.1976,
BGBI. 11 1977 S. 761.
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einer bestehenden Organisation anschlieRen dirfen. Das Ubereinkorwékntefas Streik-
recht nicht ausdriicklich, ebenso wenig wie alle weiteren Ubereinkonaee ILO**® Die
Frage, ob das Recht zum Streik durch das Ubereinkommen Nr. 87 gesdtd;tzbll an die-
ser Stelle mit Ausnahme des Hinweises, dass die Uberwachemgsgrder ILO das Recht
zum Streik als von Art. 3, 8 und 10 des Ubereinkommens immanent gedBekieisanse-
hert®, nicht weiter verfolgt werden. Der koalitionsbezogene Zweck deseiitemmens Nr.
87 steht nicht im Widerspruch zur deutschen Rechtéfga&/ahrend sich nach deutschem
Recht der Streik auf den Abschluss eines Tarifvertrages betirinhalts zu richten H&E,
geht die Interpretation nach dem Recht der ILO wesentlich w&tnach sind auch Streiks
gegen die Arbeits- und Sozialpolitik der Regierung zul&88igllein aus dieser sehr weiten
Interpretation des Streikrechts lassen sich jedoch fur sich gemorkene Rickschlisse auf
die Auslegung von Tarifvertragen ziehen. Die ILO-Kontrollgremien habear unter dem
Aspekt der VerhaltnismaRigkeit die Rechtsprechung des*&AGach der der Arbeitskampf
immer ultima ratio sein misse, fiir mit Ubereinkommen Nr. 87 vereinbar erklart. In diesem
Zusammenhang steht auch die Verpflichtung zur Einhaltung detefaseflicht. Im Ergebnis
lassen sich aus dem Ubereinkommen Nr. 87 aber weder aus demdeieEweck oder dem
Wortlaut unmittelbare bzw. mittelbare Auslegungskriterien zur égushg von Tarifvertrdgen
entnehmen. Allein die Tendenz eines sehr weit verstandenen Stineskgentgt nicht fur die
Annahme einer entsprechend weiten Auslegung von Tarifvertragen.

6. ILO-Ubereinkommen Nr. 98

Das ILO-Ubereinkommen Nr. 98 iber die Anwendung der Grundsatze desiyengis-
rechts und des Rechts zu Kollektivverhandlufifferdas von der Bundesrepublik Deutsch-
land ratifiziert worden ist, befasst sich mit dem Verhaltmisehen Arbeitgeber- und Arbeit-

nehmerorganisationen sowie den Auswirkungen der gewerkschaftlichatigBet) auf das

405 Ausdriicklich wird das Streikrecht lediglich intPK der Empfehlung Nr. 92 bzgl. des freiwilligeinie
gungs- und Schiedsverfahrens genannt; Art. 1 (d)(#lsereinkommens Nr. 105 regelt nur, dass Zwangsar-
beit kein Strafmittel fir Streikteilnahme sein darf

4% Committee of Experts, Report lll, Part 4 B, GeheéSurvey, 1994 Tz. 142, 147 Bwepston|LR 137, S.
187.

407 BAGE 15, 174, 194 = BAG 20.12.1963 - 1 AZR 428/83aW 1964, 883 ff.

408 BAGE 23, 292, 306; BAGE 33, 140, 150; BAGE 48)1667.

409 Committee of Experts, Report lIl, Part 4 B, Geh&urvey, 1994 Tz. 165.

410 BAG 21.04.1971 - GS 1/86, DB 1971, 1061; BAG 511988 - 1 AZR 651/86, NZA 1988, 846.

41 1Lo-Ubereinkommen Nr. 98 v. 1.7.1949, BGBI. II158S. 1122, in der BRD in Kraft seit dem 08.06.1,956
BGBI. Il S. 1231.
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Verhdltnis zwischen Arbeitgebern und Arbeithehmern. Der zweithtige Regelungsge-
genstand des Ubereinkommens, der hier ausschlieRlich untersuchistvidie Forderung
freier Kollektivverhandlungen. Die Intervention staatlicher StelfeWerhandlungen ist nur
statthaft, wenn dadurch die Tarifverhandlungen geférdert werden. Kid&ssig ist eine
Einmischung durch Erlass von Gesetzen, die den Sozialpartnern diauiegelstimmter
Arbeitsbedingungen entziehen, wobei es keine Einmischung darsteilit,diee Regierung per
Gesetz die Forderungen der Arbeitnehmerseite verwirklichtdiausich die Arbeitgeberseite
nicht eingelassen h&t Die repréasentativsten Gewerkschaften werden als die kompetenten
Verhandlungspartner der Arbeitgeberseite gestarkt, indem ihnenedas$ Riur Flihrung der
Verhandlungen zukomnit® Kollektivvereinbarungen sollen nach der Ansicht der ILO-
Uberwachungsorgane mehr Gewicht als Individualvereinbarungen zwisattitg&bern

und Arbeitnehmern erhaltéf! Aus diesem Grundverstandnis heraus lasst sich eine Tendenz
zur subjektiven Auslegung von Tarifvertrdgen durch die ILO-Organe erkermeNlittel-

punkt dieser Vorschrift stehen nicht die verschiedenen Formen derssaeveahrnehmung,
sondern Tarifverhandlungen, mit denen der Wille der Tarifvertragsearuntrennbar ver-
bunden ist. Aus der Bedeutung, die den Kollektivvereinbarungen zukommen soltjeut-

lich, dass der Wille der Tarifvertragsparteien - mithin dasestive Element - der entschei-
dende Anknupfungspunkt fur die Auslegung von Tarifvertragen sein solit 8@st sich aus
diesem Ubereinkommen im Ergebnis lediglich eine Tendenz zur subjelivdegung von

Tarifvertragen ermitteln.

Daher ist zu untersuchen, inwieweit die in diesem Ubereinkommugestslite Tendenz zur
subjektiven Auslegung von Tarifvertragen bei deren Auslegung hifswerganzend heran-
gezogen werden kann. Nach der bereits beschriebenen inhaltidsgestaltung ist davon
auszugehen, dass die VertragsschlieRenden dieses Ubereinkomnighaltliche Konkreti-

sierung durch die vom jeweiligen nationalen Recht geforderten Trameionsakte voraus-
gesetzt haben. Nach dem Wortlaut des Ubereinkommens ist eindelivemié Anwendung
der volkervertragsrechtlichen Bestimmungen durch die Vertragspaettanfalls nicht vor-

gesehen. Nach alledem ist nicht nur das Ubereinkommen Nr. 98 mienstmatliches Recht
in dem Sinne geworden, dass seine Vorschriften normativ auf dltéverhaltnisse in der

Bundesrepublik Deutschland einwirken mit der Folge, dass die Gerioht&rifeitssachen

“12 Bartolomei de la Cruz/v. Potobsky/Sweps®n221.
13 Bartolomei de la Cruz/v. Potobsky/Sweps®n219.
414 Gernigon/Odero/GuiddLR 139 (2000), S. 33, 37.

65



8 4 Reichweite der Friedenspflicht

entgegenstehende gesetzliche oder kollektiv-rechtliche Bestimmuodgerinzelvertragliche
Vereinbarungen nicht zu beachten haben bzw. wenigstens vélkerrechtstiewsdizulegen
sind. Fur diese Losung spricht im Ubrigen, dass die Zielsetzurfgod@erung von Kollektiv-
verhandlungen bereits durch die verfassungsrechtlich gewahddisiatitionsfreiheit gemaf
Art. 9 Abs. 3 GG gesichert ist und als Kollektivgrundrecht derefr@estand und die freie
,spezifisch koalitionsmaRige Betatigurty™ garantiert. Gleichwohl verschafft das Zustim-
mungsgesetz dem ILO-Ubereinkommen Nr. 98 Geltung im deutschen Rechindet die
Trager hoheitlicher Gewalt, die gemald Art. 20 Abs. 3 GG an RethtGesetz gebunden
sind**® Fur die Gerichte bedeutet dies, dass sie ihre Rechtsprechamgditekt auf eine
Norm des Ubereinkommens stiitzen kdnnen, sondern dem Vélkerrecht in inrextiandlen
Rechtsnormen basierenden Entscheidungen mittelbare Wirkung zukomneennassei’’
Diese mittelbare Anwendung erfolgt durch eine Auslegung innédiskea Normen sowie
durch Ausnutzung des Ermessensspielraums dahingehend, dass dem inhidkedeschtli-
chen Norm so weit wie méglich Geltung verschafft Wit Auch Tarifvertrage sind als
Rechtsnormen im Lichte vélkerrechtlicher Vertrage auszulégeBoweit der Wortlaut der
Tarifnorm Spielraum fiir eine Auslegung lasst, muss diese volkesfeeundlich erfolgefi?°
Im Ergebnis findet die subjektive Auslegungstendenz des ILOdifdl@mmens Nr. 98 damit
mittelbar bei der Auslegung von Tarifvertragen Bertcksichtigaogeit die entsprechenden
Tarifnormen eine vélkerrechtsfreundliche Auslegung ermoglichen. Somit #@ses Uber-

einkommen hilfsweise zur Auslegung von Tarifvertragen erganzend herangezoden.wer

7. ILO-Ubereinkommen Nr. 154

Das ILO-Ubereinkommen Nr. 154 iber die Férderung von Kollektivverhandlffigeefasst

sich mit allen Kollektivverhandlungen, die zwischen einem Arbbggeeiner Gruppe von
Arbeitgebern oder einem oder mehreren Arbeitgeberverbéanden demersdi einem oder
mehreren Arbeitnehmerverbanden andererseits stattfinden. In Ars. Gbdeeinkommens ist
eine Regelung enthalten, wonach die Vertragsstaaten die Kollekiandiungen schrittweise

41> gt, Rspr. BVerfGE 92, 365, 395; BVerfGE 84, 2223.

416 Geiger,S. 176.

417 vgl. Léwisch/Rieblén: MinchHdb., § 243, Rn. 91.

418 \/gl. Léwisch/Rieblén: MiinchHdb., § 265, Rn. 33 ff.

419 v/gl. Léwisch/Rieblén: MiinchHdb., § 265, Rn. 33 fities.,§ 243, Rn. 91.

420 | swisch/Rieblén: MiinchHdb., § 265, Rn. 33 ff.

421 |LO-Ubereinkommen Nr. 154 v. 19.6.1981 (iber dederung von Kollektivverhandlungen, BT-Drucks.
10/2124; von der BRD nicht ratifiziert.
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auf alle Bereiche des Arbeitsrechts auszudehnen haben. ZweckRisggdung ist eine suk-
zessive Forderung von Kollektivverhandlungen, die sich auf allés@liaftszweige durch
Einbeziehung aller mdglichen Regelungsbereiche des Art. 2 &estreEs Uberlasst damit
den Tarifvertragsparteien nach dem Wortlaut samtliche Regelungestellt allein auf ihren
Willen ab. Somit orientiert sich dieses Ubereinkommen an rein ldivga Willenselemen-
ten, indem es auf die alleinige Regelungskraft der Taritgsparteien setzt. Allerdings geht
diese ganzheitliche Freigabe von Kollektivverhandlungen tber die Grdezdafernbereichs
der Koalitionsfreiheit und der darin enthaltenen Tarifautonomie intdegland weit hin-
aus?*?? Danach ist eine gesetzliche Regelung in diesen Grenzen idanermdglich, wenn

die Koalitionen die ihnen tbertragenen Aufgaben nicht allein erfiillen kénnedieisdziale
Schutzbediirftigkeit von Arbeitnehmern oder ein sonstiges offentlichesesse eine staatli-
che Regelung erfordef?® Die Bundesrepublik Deutschland hat dieses Ubereinkommen nicht
ratifiziert, da die Bundesregierung Wert darauf gelegt hat, bestilRegelungen gerade nicht
den Tarifvertragsparteien zu tberlas&&nBestimmte grundrechtsrelevante Bereiche wolle
man jeder Abweichung entziehen, andere, wie z.B. den Bereich destitbeing der Wei-
terentwicklung durch gesetzliche MaRnahmen offenh&ffesomit mangelt es an einer
Rechtsverbindlichkeit dieses ILO-Ubereinkommens, denn die Ratifikatiorgid.andgultige
Erklarung des zustandigen Organs des Mitglieds, an die Noratemgden zu sein, ist hierzu

zwingende Voraussetzufttf

Neben diesen rechtstechnischen Voraussetzungen ist eine Anwendses) dieereinkom-
mens fur die Auslegung von Tarifvertrdgen noch aus anderen Grinden abzul@ienBun-
desrepublik Deutschland ist ein hochindustrialisiertes Land, dassame arbeitsrechtliche
Tradition aufzuweisen hat und ein differenziertes kollektives Astemht entwickelt hat. Der
in diesem ILO-Ubereinkommen enthaltene Minimumstaridaist bereits in der Koalitions-
freiheit des Art. 9 Abs. 3 GG verfassungsrechtlich gesicherar Zieht das Grundgesetz den

Bestand eines Tarifvertrages nicht ausdrtcklich gewahrlegie@thwohl folgt seine verfas-

22 ygl. BT Drucks. 10/2124, S. 9 f.; BT-Drucks. 1285, S. 15.

423 BT Drucks. 10/2124, S. 10pwisch/Rieblén: MiinchArbR, § 246 Rn. 44 ff.

424 BT-Drucks. 10/2124, S. 9 f.; BT-Drucks. 12/349515.

425 BT Drucks. 10/2124, S. 10pwisch/Rieblén: MiinchArbR, § 242 Rn. 88 f.

426 Ottoin: MUnchArbR, § 284 Rn. 5&:6wisch/Rieblén: MinchArbR, § 242 Rn. 89.
427 \gl. PeruzzoNJW 1981, 496, 498.
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sungsrechtliche Garantie aus Art. 9 Abs. 3 BGAls unmittelbare Auslegungshilfe ist das
ILO-Ubereinkommen Nr. 154 aus den aufgezeigten Griinden nicht anwendban t&be
bereits aufgefihrten Argumenten kann noch der Aspekt angeflihrt werdsreidaderart
weitgehende Uberlassung jeglicher arbeitsrechtlicher Bexeim die Tarifvertragsparteien
auch in gemeinschaftsrechtlicher Sicht problematisch ist, dawhdd3republik Deutschland
ihre Umsetzungsverpflichtungen aus EG-Richtlinien unter Umstanddér mehr erfullen

konnte.

8. Zwischenergebnis

Im Ergebnis lassen sich aus dem ILO-Ubereinkommen Nr. 87 wedeteaudnhalt, dem
Zweck oder dem Wortlaut unmittelbare bzw. mittelbare KriterienAuslegung von Tarif-
vertragen mangels einer erkennbaren Auslegungstendenz entnehmen. [L&m
Ubereinkommen Nr. 154 kann ebenfalls keine Auslegungstendenz entnonardenwDie

den Tarifvertragsparteien gewahrte weitreichende FreigabeKollektivverhandlungen ent-
spricht nicht mehr den Grenzen der Koalitionsfreiheit des Art. 9 B3l83G. Dartber hinaus
hat die Bundesrepublik Deutschland dieses Ubereinkommen nicht retifiaie dass eine

Anwendung bereits mangels rechtlicher Verbindlichkeit ausscheidet.

Etwas anders verhélt es sich im Hinblick auf das von der Bundesiepéhlischland ratifi-
zierte Ubereinkommen Nr. 98, da es durch die Ratifikation zum einfatheschen Bundes-
recht gehort. Hierin ist eine Auslegungstendenz zu einer subjel&iv@agung von Tarifver-
tragen erkennbar. Es enthalt deutliche Ansétze fur eine wetandene subjektive Ausle-
gung von Tarifvertragen, da die Forderung freier Kollektivverhan@énrggnes der Hauptzie-
le des Ubereinkommens ist. Darin kommt zum Ausdruck, dass derd#filiéertragsparteien
als sehr hohes Gut eingestuft wird. Die festgestellte subjektigéegungstendenz des ILO-
Ubereinkommens Nr. 98 findet mittelbar bei der Auslegung von Taliifigam Beruicksichti-
gung. Als Ergebnis lasst sich daher festhalten, dass diesesitikoenmen hilfsweise zur
Auslegung von Tarifvertragen als Argument fiir die Bertckgainiy des wirklichen Willens

der Tarifvertragsparteien erganzend herangezogen werden ké&mdirdjs beinhaltet es kei-

%8 vgl. BAG 28.01.1955 - GS 1/54, AP Nr. 1 zu ArtG® Arbeitskampf; 17.12.1958 - 1 AZR 349/57, AP Nr.
16 zu Art. 9 GG Arbeitskampf; BVerfG 26.06.1991 B¢R 779/85, AP Nr. 117 zu Art. 9 GG Arbeits-
kampf.
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ne neue Auslegungsmethode, sondern unterstitzt die subjektive Themendideutschen
Tarifvertragsrecht durchaus nicht fremd“stDie untersuchten ILO-Ubereinkommen Nr. 87
und Nr. 154 sind fur die Auslegung von Tarifvertragen nicht weiterfighreediglich auf die
Grundsatze des ILO-Ubereinkommens Nr. 98 kann hilfsweise erganizedie fAuslegung
von Tarifvertragen und damit mittelbar fur die Auslegung deiciRveite der Friedenspflicht

zuruckgegriffen werden.
C. Bestimmung der Reichweite der Friedenspflicht im Wege dekuslegung

Gerade der sich abzeichnende Wandel in der Tariflandschaftdass vermehrte Auftreten
von Sparten- und Spezialistengewerkschaften, die jeweils eigeifflertiarungen stellen und
gof. durchzusetzen versuchen, erfordert eine Neujustierung derckenifliFriedenspflicht,
insbesondere ihrer sachlichen Reichweite. Schlie3lich kdnnen die 6konamksagen hau-
figer Arbeitskampfe von Funktionseliten dramatisch sein und et st#ll letztlich die Frage,

welche Auswirkungen diese Entwicklung auf die Friedenspflicht hat.
|. Bestimmung der sachlichen Reichweite der Friedenspflid¢h

Im Folgenden wird zu untersuchen sein, ob die bereits zu Beginn aufgew 1. Arbeits-
hypothes&® zutreffend ist oder nicht. Dazu werden sowohl die Rechtsprechsrapeh die
Literatur auf rechtssichere generelle Kriterien zur Basting der sachlichen Reichweite der
Friedenspflicht analysiert. Daher wird der Ausgangspunkt der fofgerdhalyse sein, die
unterschiedlichen Auffassungen in der Rechtsprechung und in der Litensfinzelnen dar-
zustellen, um im Rahmen der Stellungnahme Kriterien zur Bestmgnmhrer sachlichen
Reichweite neu zusammenzustellen und bewerten zu kénnen. Zielsetztierhsi, mog-
lichst rechtssichere Kriterien aufzuzeigen, die eine handhablesterBhung der sachlichen
Reichweite der Friedenspflicht im Einzelfall ermdglichen. Bikenntnisgewinn soll am En-
de dieser Untersuchung die Antwort auf die 1. Arbeitshypothese gegelmemwem letztlich
die Frage nach den Auswirkungen des tariflichen Umbruchs auf éeerspflicht beantwor-

ten zu kdnnen.

429 ygl. zur subjektiven Auslegung von Tarifvertrag@&aubler in: Daubler, § 1 TVG, Einl. Rn. 49%Vank,
RdA 1998, 78 ff.Dltz,Rn. 574.
430 Sjehe Kap. § 1, C.
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Die vertretenen Auffassungen zur Bestimmung der sachlichehwRste der Friedenspflicht
sind vielschichtig. Zum Teil sind sie vollkommen gegensatzlich, éeslevtrennen sie ledig-
lich Nuancen voneinander. Die kontrovers diskutierten, nachfolgend imlienzéargestell-
ten Ansichten zu dieser Problematik resultieren aus differiereAd#assungen zur Reich-

weite der Auslegung von Tarifvertragen.

1. Meinungsstand in der Rechtsprechung

Obwohl die sachliche Reichweite der relativen Friedenspflicht vbabécher praktischer
Bedeutung ist, schlagt sie sich nicht in einer bemerkenswerteshAvan gerichtlichen Ent-
scheidungen nieder. Allerdings ist das auch nicht verwunderlich. Zum einss die angrei-
fende Partei damit rechnen, dass die Gegenseite die Arbieitdgem Rahmen des einstwei-
ligen Rechtsschutzes mit dem Ziel anruft, Arbeitskampfmal3nahmgenwder Missachtung
der Friedenspflicht zu untersagen. Das ist z.B. 1987 bei der Forddeun® Metall nach

einer Arbeitszeitverkiirzung ohne klare Konsequenzen fiir die Lohnseithegerf™!

Der
gerichtliche Stopp eines angelaufenen Arbeitskampfes ware dbst;, $&nn er nur zeitwei-
lig erfolgte, ein schweres Hindernis. Zum anderen drohen erhelddedensersatzforderun-
gen, da die relative Friedenspflicht auch Schutzwirkung zugunstenitigielier entfaltef>2
Daher wird jede Tarifvertragspartei, die einen Arbeitskaphg@ft, die Rechtmafiigkeit vorab

sorgfaltig prifen.

Die Ausfuihrungen der Gerichte zur sachlichen Reichweite deddfspflicht beziehen sich
infolgedessen auf die jeweils zu entscheidende Spezialfragentinalten in der Regel keine
generellen Aussagen zu dieser Thematik. Daher konzentrierd®cachfolgende Darstel-
lung auch auf diejenigen Gerichtsentscheidungen mit einer erkennbaom@ugn Aussage im
Hinblick auf die Bestimmung des Umfangs der Friedenspflichtwits der Frage nachge-
gangen, ob sich bereits in der Rechtsprechung der Arbeitsgerickbtsamtdliche Auffas-

431 vgl. exemplarisch LAGMiinchen27.03.1987 - 4 Sa 264/87, NZA 1988, Beil. 2, S. &G Schleswig-
Holstein 25.03.1987 - 6 Sa 172/87, NZA 1988, Beil 2, S. 8Deinem anderen Schluss kommt das LAG
Niedersachsen\ZA 1988, Beil. 2, S. 25. Die Warnstreiks in deetslllindustrie beschaftigten im Frihjahr
1987 die Arbeitsgerichte. Hierbei ging es um dietrde Frage der Reichweite der Friedenspflichtteldn
schiedliche Laufzeiten fur die Regelung der Arlagtsund der Arbeitsentgelte fihrten zu untersdiibdn
Beurteilungen der Tarifvertragsparteien und zu d&rsuch, die Warnstreikaktionen der IG Metall durch
einstweilige Verfigungen zu stoppen. Mit nur eiAeisnahme waren die Antréage erfolglos. Das LN{B-
dersachsengab als einziges Gericht dem Antrag des zustandigbeitgeberverbandes statt.

32 BAG 14.11.1958 - 1 AZR 247/57, AP Nr. 4 zu § 1G Wriedenspflicht Leitsatz 1.
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sungen zur Bestimmung der sachlichen Reichweite der Friedehsptlie zum Teil auch
ideologisch gepragt sein kdnnen, herausgebildet haben oder ob dieseseatiitbthe Pha-
nomen der Interessengegensatze von Arbeitgebern und Gewerksclsifteri der Ebene der
Landesarbeitsgerichte bzw. in der Rechtsprechung des BAG starker ausgeprag

a) Tendenzen in der Rechtsprechung der Arbeitsgerichte

aa) Arbeitgebernahe Position: Arbeitsrechtlicher Gesamtkorplex

Das Arbeitsgericht Frankfurt am Maibezieht zur Bestimmung des Umfangs der Friedens-
pflicht ausfuhrlich Stellung, wobei es eine sehr weite Auffassntyitt und damit als den
Arbeitgeberinteressen zugeneigtes Gericht einzustufen istn&égelich verbiete die relati-
ve Friedenspflicht ArbeitskampfmalRnahmen, die sich gegen den Belgantarifvertrages
oder einzelne seiner Bestimmungen ricKt€rDarliber hinaus erstrecke sich die Friedens-
pflicht auch auf tariflich nicht geregelte Fragen, soweitaligst einer tariflich geordneten
Angelegenheit in einem so engen Zusammenhang stehen, dass ihien&gegételbar auf
den weiter geltenden Tarif einwirken wiirtfé Ob ein Tarifvertrag eine abschlieBende Rege-
lung enthalte, sei durch Auslegung des Tarifvertrages zu dmfitteDie normativen Be-
stimmungen des Tarifvertrages seien dabei wie Gesetzalegsz'*® Zunachst sei bei der
Auslegung vom Wortlaut auszugehen, wobei dann, wenn die Parteien ddibrEuGeset-
zesbegriffe verwenden wirden, diese Begriffe in der Regetliwieles Gesetzes auszulegen
seien®*’ Dariiber hinaus sei insbesondere die Systematik, in deren Zusamgeith8egriff

verwendet werde, sowie Sinn und Zweck einer Regelung zur Auslegung heraeatZie

Weiter fuhrt dasArbeitsgericht Frankfurt am Maimus, dass Protokollnotizen zwar ein Be-
standteil des Tarifvertrages seien und zur Interpretation ddseranges herangezogen wer-

den konnten, allerdings wiirden sie keine tarifvertragliche Offridiaagsel darstellen, durch

433 ArbG Frankfurt 22.01.1988 - 4 Ca 457/87, EzA Nr. 4 zu § 1 TVGe@enspflicht.
434 ArbG Frankfurt 22.01.1988 - 4 Ca 457/87, EzA Nr. 4 zu § 1 TVGe@enspflicht.
435 ArbG Frankfurt22.01.1988 - 4 Ca 457/87, EzA Nr. 4 zu § 1 TVGe@enspflicht.
436 ArbG Frankfurt22.01.1988 - 4 Ca 457/87, EzA Nr. 4 zu § 1 TVGe@enspflicht.
437 ArbG Frankfurt 22.01.1988 - 4 Ca 457/87, EzA Nr. 4 zu § 1 TVGe@enspflicht.
438 ArbG Frankfurt22.01.1988 - 4 Ca 457/87, EzA Nr. 4 zu § 1 TVGe@enspflicht.
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welche die Friedenspflicht in der Weise abbedungen werden konntéirbagskampfe tber

tariflich bereits positiv geregelte Gegenstande erméglicht wiffden.

bb) Gewerkschaftsnahe Position: Wille der Tarifvertragsparteien

Das Arbeitsgericht Stuttgarwill die Reichweite der Friedenspflicht ebenfalls durch Ausle-

40

gung ermittelrf*® Da die Friedenspflicht den Bestimmungen des Tarifvertragesvoime,

seien diese im Hinblick darauf auszulegen, ob durch sie ein Gegenistahtle3end geregelt
werde?*! Diese Auslegung habe nach den Kriterien zu erfolgen, nach deniéreffiags-
normen inhaltlich zu bestimmen seien, namlich in erster Linie amsWertlaut und dem
wirklichen Willen der Tarifvertragsparteien, wie er in der &agg seinen Niederschlag ge-
funden hab&?* Erst in zweiter Linie komme es auf weitere UmstandedigeEntstehungsge-
schichte art*® Bei der Frage der Friedenspflicht handele es sich aberletigtich um eine
Entfaltung des Geltungsbereichs der Norm, sondern weiterhin uBedtenmung der Frage,
inwieweit durch diese Regelung der Gegenstand erschopfend normierhootiefir Ande-
rungen offen sein solfé* Hierfiir sei die Entstehungsgeschichte der Tarifnorm und dett Inhal
des Forderungskatalogs, wegen dessen es zur tariflichen Regatungritscheidentf® Die-
sen Ausfuhrungen liegt ein eher enges Verstandnis der Reiclaugiiende, so dass dAs-

beitsgericht Stuttgatiendenziell dem Gewerkschaftslager zugeordnet werden kann.

Das Arbeitsgericht Dusseldomimmt zu der Problematik der Reichweite nur auf3erst knapp
Stellung. Es vertritt die Auffassung, dass die relative Frigufecist nur den Vertragsinhalt
eines Tarifvertrages schut?® Hierfur sei allerdings eine positive Regelung der betreffenden
Materie entscheideritf’ Zwar legt das Gericht den Tarifvertragsinhalt in diesgséheidung

auch unter Berucksichtigung von Protokollnotizen aus, konkretere Ausfiihrungebrmaum

3% ArbG Frankfurt 22.01.1988 - 4 Ca 457/87, EzA Nr. 4 zu § 1 TVGe@enspflicht.
40 ArbG Stuttgart22.03.1988 - 1 Ca 556/87, EzA Nr. 5 zu § 1 TVGe&enspflicht.
4“1 ArbG Stuttgart22.03.1988 - 1 Ca 556/87, EzA Nr. 5 zu § 1 TVGe#einspflicht.
442 ArbG Stuttgart22.03.1988 - 1 Ca 556/87, EzA Nr. 5 zu § 1 TVGe&enspflicht.
443 ArbG Stuttgart22.03.1988 - 1 Ca 556/87, EzA Nr. 5 zu § 1 TVGe#enspflicht.
444 ArbG Stuttgart22.03.1988 - 1 Ca 556/87, EzA Nr. 5 zu § 1 TVGe#enspflicht.
45 ArbG Stuttgart22.03.1988 - 1 Ca 556/87, EzA Nr. 5 zu § 1 TVGe#enspflicht.
4% ArbG Diisseldorf04.12.1987 - 9 GA 87/87, EzA Nr. 72 zu Art. 9 G@aitskampf.
447 ArbG Diisseldorf04.12.1987 - 9 GA 87/87, EzA Nr. 72 zu Art. 9 G@aitskampf.
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fang der Friedenspflicht fehlen jedoch, so dass auch dieseshGaufgrund der recht engen

Auffassung in der Tendenz den Gewerkschaftsinteressen zuzuordnen ist.

Nichts anderes ergibt sich aus den AusfuhrungenAdesitsgerichts Berlin Nach dessen
Ansicht stellt ein zur Durchsetzung einer bisher nicht im Verifag geregelten Materie ge-
fuhrter Arbeitskampf keinen VerstoR gegen die Friedenspflicht’8i&ie Friedenspflicht sei
notwendiger Bestandteil jedes Tarifvertrages und bediirfe keiner lsesondereinbarung'®
Ihre Reichweite bestimme sich nach dem Tarifvertrag, delséalt durch Auslegung zu er-
mitteln sei, welche sich wiederum an Wortlaut, Systematik undt&ningsgeschichte des

Tarifvertrages orientier&”

cc) Regelungsbereich des Tarifvertrages

Fir dasArbeitsgericht Nurnbergverbietet die relative Friedenspflicht gegenstandlich Ar-
beitskampfmalinahmen, die sich gegen den Bestand des Tarifvertdegesinzelne seiner
Bestimmungen richten, d.h. seine Beseitigung oder Ab&anderung anstteBars. Arbeits-
kampfverbot richte sich also nach dem Regelungsbereich des Tasifesf>? Gegenstande,
die der Tarifvertrag abschliel3end regele, durften wahrend deasézeit nicht zum Gegen-
stand von Arbeitskampfen gemacht wer@&hDamit kénnte dasArbeitsgericht Niirnberg

grundsatzlich beiden Lagern zuzuordnen sein.

Dieses gilt ebenfalls fir da&rbeitsgericht BonnNach dessen Ausflhrungen ist die relative
Friedenspflicht im Wege der Auslegung anhand objektiver Kriteriindahend zu verste-
hen, dass die kampfweise Durchsetzung all derjenigen Tariffordaruangsgeschlossen ist,
mit denen Anderungen oder Verbesserungen der vertraglich geregeljems&inde ange-
strebt werdet>* Ob eine Materie bereits tarifvertraglich geregelt sei, bestimchensich dem

inneren Zusammenhaiit, Liege eine sachumfassende — wenn auch liickenhafte — Regelung

448 ArbG Berlin 21.01.1998 - 1 Ca 397/87, NZA 1988, 369.

449 ArbG Berlin 21.01.1998 - 1 Ca 397/87, NZA 1988, 369.

450 vgl. ArbG Berlin 21.01.1998 - 1 Ca 397/87, NZA 1988, 369.

41 ArbG Niirnberg08.12.1987 - 12 Ca 5805/87, NZA 1988, 366.

452 ArbG Niirnberg08.12.1987 - 12 Ca 5805/87, NZA 1988, 366.

453 ArbG Niirnberg08.12.1987 - 12 Ca 5805/87, NZA 1988, 366.

44 ArbG Bonn17.05.2001 - 3 Ca 2135/00, NZA-RR 2002, 315 (n.r.)
4% ArbG Bonn17.05.2001 - 3 Ca 2135/00, NZA-RR 2002, 315 (n.r.)
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einer Sachmaterie vor, so verbdten sich KampfmalRnahmen zur Erzwivguirfusatzleis-
tungen oder Ergdnzungen, eben weil auf der Ebene der Tarifverttagapalavon auszuge-
hen sei, dass die getroffenen Regelungen abschlieRenden Charaktenpesilzweiterge-

hende Vorstellungen nicht durchsetzbar wdrén.

In einem ganz aktuellen Urteil nimmt dAsbeitsgericht Chemnit?’ ausfiihrlich zu dieser
Problematik Stellung. Das Arbeitsgericht hatte im Rahmen amessweiligen Verfligungs-
verfahrens anlasslich des Arbeitskampfes zwischen der Deutsahen A5 und der GDL
dariber zu entscheiden, ob es der Verflugungsbeklagten, also deg&lahtlich zu untersa-
gen ist, ihre Mitglieder und sonstigen Arbeitnehmer der Verfuddagsr zu Streiks aufzuru-
fen oder Streiks in den Betrieben der Verfligungsklager durchzufihreso alen Abschluss
eines eigenstandigen Tarifvertrages zur Regelung der Arbeissxei des Arbeitsentgeltes
fur das Fahrpersonal durchzusetzen. Das Arbeitsgericht hat d@igiegsbeklagten unter-
sagt, zum Streik bei der DB Fernverkehr-AG und der Railion Delatsd-AG aufzurufen
und/oder Streiks in den Betrieben dieser beiden Unternehmen durchzufitmrelen Ab-
schluss eines eigenstandigen Tarifvertrages durchzusetzentsElied, dass die beabsichtig-
ten Streiks nicht rechtmalig seien. Eine Verletzung dervetatrriedenspflicht mit Rick-
sicht auf die ungekindigten tariflichen Regelungen sei nicht gegelermdahtswidrigkeit
der Streiks begriindete das Gericht mit dem Verhaltnismal3gkeitlsgtz unter Berticksich-

tigung der Gemeinwohlbindung als Auspragung dessen.

Im Hinblick auf die sachliche Reichweite der Friedenspflichttiildas Gericht Folgendes
aus: Die sachliche Reichweite der relativen Friedenspfiehhicht auf die Gegenstande be-

grenzt, die in einem Tarifvertrag eindeutig und explizit geresgitn®*®

Dementsprechend
seien auch nicht nur solche KampfmaBnahmen verboten, die auf eine dineieieing der

Bestimmungen des laufenden Tarifvertrages gerichtet*sirigs sei die kampfweise Durch-
setzung all derjenigen Tarifforderungen ausgeschlossen, die ndrifiech geregelten Mate-
rie dergestalt in einem ,inneren sachlichen Zusammenhang“nstdass ihre Erfillung das

wirtschaftliche Gewicht der in dem weiteren Tarifvertfagtgelegten Arbeitsbedingungen

456 ArbG Bonn17.05.2001 - 3 Ca 2135/00, NZA-RR 2002, 315 (n.r.)
47 ArbG Chemnit05.10.2007 - 7 Ga 26/07, ArbuR 2007, 393 f.
458 ArbG Chemnit05.10.2007 - 7 Ga 26/07, ArbuR 2007, 393 f.
459 ArbG Chemnit05.10.2007 - 7 Ga 26/07, ArbuR 2007, 393 f.
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veranderd®®

Soweit man die Friedenspflicht auch noch auf die Forderungerhbazllte,
die im Blickpunkt einer ,wirtschaftlichen Betrachtungsweise” detm noch geltenden Tarif-
recht zusammenhéngen werde deutlich, dass es hier klareremabggskriterien bediirfé!
Die Erstreckung der Friedenspflicht aus einem Tarifvertrag autarfdeifvertrdge derselben
Parteien konne daher nur bei ausdriicklicher Vereinbarung bejattenii® Allerdings sei
die fur die Tarifparteien gegebene Moglichkeit, den Sachzusamngziraschen mehreren
Tarifvertragen herzustellen ebenso wenig nicht zu leugnen, wdere¥ertragsparteien ob-
liege, entsprechende vertragliche Gestaltungen hierfiir zu w&fildit. diesen Ausfiihrungen
und der Entscheidung, die Streikaufrufe der GDL zu untersagen, kaes didsil als deut-
lich arbeitgeberfreundlich eingestuft werden und ist daher auf lsemeEder Arbeitsgerichte
bemerkenswert. Schlie3lich begriindet das Gericht die Rechtswitlnitgee Streiks mit der
Gemeinwohlbindung als Auspragung des VerhaltnismafigkeitsgrundsatreshDaarf ein
Streik das Gemeinwohl nur in verhaltnismaligem Umfang beeintrachtizjesen arbeits-

kampfrechtlichen Verhaltnismafigkeitsgrundsatz sieht das Gericht vorliegéetdtver

dd) Zwischenergebnis

Letztlich hat die Analyse der arbeitsgerichtlichen Rechtspreckeugeben, dass hier keine
rechtssicheren generellen Kriterien zur Bestimmung derishehl Reichweite der Friedens-
pflicht existieren. Vielmehr werden unterschiedlichste Positionemmeten. Dartber hinaus
lasst sich auf der erstinstanzlichen Ebene keine klare ideolmiAuspragung feststellen.
Zwar zeigt sich bereits hier das arbeitsrechtliche Phdnomdntdezssengegensatze von Ar-
beitgebern und Gewerkschaften, jedoch positionieren sich die Arbaitggekeineswegs
einheitlich. DieArbeitsgerichte Frankfurt am Maisowie Chemnitzscheinen deutlich auf der
Seite der Arbeitgeber zu stehen. Dies zeigt sich zum eineeraelkr weiten Auffassung des
Arbeitsgerichts Frankfurt am Majrdas die Friedenspflicht auch auf tariflich nicht geregelte
Fragen ausdehnen mochte und zum anderen an der arbeitgeberfreundlicpestdtits der
Gemeinwohlbindung durch da#gbeitgericht Chemnitzim Gegensatz hierzu stehen die

beitsgerichte Stuttgart, Dusseldorf und Berlgie ihren Ausfiihrungen zur Reichweite der

480 ArhG Chemnit05.10.2007 - 7 Ga 26/07, ArbuR 2007, 393 f.
461 ArbG Chemnit05.10.2007 - 7 Ga 26/07, ArbuR 2007, 393 f.
462 ArbG Chemnit05.10.2007 - 7 Ga 26/07, ArbuR 2007, 393 f.
463 ArbG Chemnit05.10.2007 - 7 Ga 26/07, ArbuR 2007, 393 f.
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Friedenspflicht nach dem Lager der Gewerkschaften zuzurechnen igirldgéh die Reich-
weite der Friedenspflicht sehr eng aus, indem sie die SchweepdaktAuslegung auf den
wirklichen Willen der Tarifvertragsparteien sowie auf den Wattldes Tarifvertrages legen.
Die Ubrigen untersuchten arbeitsgerichtlichen Entscheidungen sind eher gieichesde
Formulierungen zwischen den einzelnen, sich gegenltberstehenden Ghaftsksind Ar-
beitgeberinteressen bemiht und lassen sich daher nun schwerlichlei@erssenlager zu-

ordnen.

b) Tendenzen in der Rechtsprechung der Landesarbeitsgerichte

Weiterhin wird der Frage nachgegangen, ob sich in der Rechtspreatiubgndiesarbeitsge-
richte rechtssichere generelle Kriterien zur Bestimmungsdehnlichen Reichweite der Frie-
denspflicht entwickelt haben. Die Rechtsprechung wird auch dahingehemsughteob die

vertretenen Auffassungen der einzelnen Landesarbeitsgerichiteezuler beiden Interessen-
gruppen - Gewerkschaften oder Arbeitgebern - tendieren. Higilbeis auch zu klaren, ob
die ideologischen Interessengegensatze auf der Ebene der 8z Iststker ausgepragt sind

als in den Eingangsinstanzen.

aa) Arbeitgebernahe Position: Arbeitsrechtlicher Gesamtkomlex

DasLandesarbeitsgericht Frankfurt am Maisst der Ansicht, dass auch die friihere praktische
Handhabung der Tarifvertrdge durch die Tarifparteien, Gepichkse des Vertrauensschut-
zes und allgemeine Rechtsgrundsatze wie von Treu und Glauben Frikcletespder Tarif-
parteien begriinden oder ausschliefééim vorliegenden Fall ging es um die Nichtanwen-
dung von Tarifvertragen durch den Arbeitgeber in der VergangenheseiChatte tber viele
Jahre hinweg Tarifvertrage eines anderen Arbeitgeberverbanddsmi er Mitglied war, an-
gewendet und Arbeitskampfe hingenommen, ohne sich auf die daraueresdé Tarifge-
bundenheit und damit auf die fur ihn glnstige Friedenspflicht zu berufenvV&daalten der
Tarifparteien kénne in Anlehnung an 8 333 BGB als Verzicht des Arbergyelé eine ihm

zukommende Rechtsposition aus dem Tarifvertrag und so auch der Friédengptieutet

464 |AG Frankfurt30.4.1985 - 5 SaGa 507/85, LAGE Nr. 1 zu § 1 T\tiddenspflicht.
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werden?®® Es sei bei diesem bisherigen Verhalten der fiir die Friedétgpérforderliche

Vertrauenstatbestand nicht festzustellen, womit der ,innere Griimddie Friedenspflicht
entfalle?®® Der innere Grund bestehe darin, dass der einzelne Arbeitgebelasith verlas-
sen koénnen soll, dass die wirtschaftlichen Daten wéahrend der itadézeVerbandstarifver-
trages einheitlich bestehen und nicht abgeandert wéfd&er die Friedenspflicht tragende
Gedanke, dass der verbandsangehorige Arbeitgeber sich darauf vektassam misse, dass
die im Tarifvertrag festgelegten wirtschaftlichen Daten unceMdarungen wahrend der ge-
samten Laufzeit des Tarifvertrages einheitlich bestehen bliebémicht abanderbar seien,
greife dann nicht® Eine arbeitgeberseitige Berufung auf die Friedenspflicitheine daher
trotz Einschlagigkeit des Tarifvertrages als Verstol3 gdgen und Glauben und als unzulas-
sige Rechtsausiibuii®}. Die Friedenspflicht habe eine eigenstandige Bedeutung, weshalb ihre
eigenstandige Regelung nicht ausgeschlossen sein {8t recht musse dies fir die zu-
gunsten des einzelnen Arbeitgebers durch Vertrag zugunsten Degeiindete Friedens-
pflicht gelten?’! Der Arbeitgeber kénne iiber diese Rechtsposition verfiigen, sedost er
dadurch gegen seine Mitgliedspflichten im Arbeitgeberverband verstoBamit vertritt das
Landesarbeitsgericht Frankfurt am Madinlich wie bereits da&rbeitsgericht Frankfurt am
Main eine weite und somit deutlich arbeitgebernahe Auffassung mbliek auf die Reich-

weite der Friedenspflicht.

bb) Gewerkschaftsnahe Position: Wille der Tarifvertragsparteien

Die Landesarbeitsgerichte Hambutmd Schleswig-Holsteistellen maf3geblich auf den Ver-
tragswillen der Tarifvertragsparteien sowie auf die Ehtstgsgeschichte des Tarifvertrages
ab’*" Die Reichweite der Friedenspflicht kénne daher nur durch Ausleges arifvertra-

ges ermittelt werdeff* Nach dem Zweck der Friedenspflicht komme es allein daraufban,

(@)

%5 | AG Frankfurt30.04.1985 - 5 SaGa 507/85, LAGE Nr. 1 zu § 1 TRt@denspflicht.

456 | AG Frankfurt 30.04.1985 - 5 SaGa 507/85, LAGE Nr. 1 zu § 1 TR@denspflicht.

57 LAG Frankfurt 30.04.1985 - 5 SaGa 507/85, LAGE Nr. 1 zu § 1 TR@denspflicht.

%8 | AG Frankfurt 30.04.1985 - 5 SaGa 507/85, LAGE Nr. 1 zu § 1 TR@denspflicht.

89 |AG Frankfurt 30.04.1985 - 5 SaGa 507/85, LAGE Nr. 1 zu § 1 TR@denspflicht.

470 |LAG Frankfurt 30.04.1985 - 5 SaGa 507/85, LAGE Nr. 1 zu § 1 TR@denspflicht.

4’1 |AG Frankfurt30.04.1985 - 5 SaGa 507/85, LAGE Nr. 1 zu § 1 TRH@denspflicht.

472 | AG Frankfurt30.04.1985 - 5 SaGa 507/85, LAGE Nr. 1 zu § 1 TRt@denspflicht.

473 |LAG Hamburg24.03.1987 - 8 Sa 25/87, LAGE Nr. 33 zu Art. 9 @fBeitskampf; LAGSchleswig-Holstein
25.03.1987 - 6 Sa 172/87, LAGE Nr. 32 zu Art. 9 G®eitskampf.

474 |LAG Hamburg24.03.1987 - 8 Sa 25/87, LAGE Nr. 33 zu Art. 9 @fBeitskampf; LAGSchleswig-Holstein
25.03.1987 - 6 Sa 172/87, LAGE Nr. 32 zu Art. 9 G®eitskampf.
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und inwieweit eine Forderung auf eine Anderung des tariflichegelRegsbestandes abzie-
le.*”® Ein tarifpolitischer und wirtschaftlicher Zusammenhang sei iesomicht ausreichend.
Anderenfalls wirde jedem Tarifvertrag eine absolute Friedkcispéinterlegt, die jedoch nur
kraft ausdriicklicher besonderer Vereinbarung angenommen werden‘*kbBe@e Gerichte
legen die Friedenspflicht sehr eng aus und sind daher dem gewéttidedraInteressenlager

zuzuordnen.

Ebenso verhélt es sich mit ddrandesarbeitsgericht Rheinland-Pfaldach diesem richtet
sich der Umfang der Friedenspflicht allein nach dem Willen @eifVertragsparteiefi’’ In

der zugrundeliegenden Entscheidung nimmt das Gericht allerdings Kelhen@ zur Frage
der Auslegung des normativen Teils des Tarifvertrages, sonddétrestiach nur fest, dass
die Friedenspflicht eine schuldrechtliche Tarifpflicht sei, dieawischen den Tarifvertrags-

parteien bestundg®

Das Landesarbeitsgericht Niedersachseimmt zu dieser Problematik insbesondere in zwei
Entscheidungen Stellung. Es geht grundsatzlich davon aus, dass die Friedenspfien
Tarifparteien verbiete, den bestehenden Tarifvertrag dadurch in Fuasfellen, dass Ande-
rungen der vertraglich geregelten Gegenstande mit Mitteln destkdrapfes erreicht wer-

den sollerf’®

Deshalb verletze eine Tarifvertragspartei jedenfalls danrFdeslenspflicht,
wenn sie wahrend der Dauer eines Tarifvertrages eine Erh@endHerabsetzung der tarif-
lichen Lohne anstre€° In einer weiteren Entscheidung filhrt das Gericht aus, dass die Aus-
legungsfrage, welcher Regelungsbereich im Tarifvertraghéib8end geregelt sei, aber viel-
fach Schwierigkeiten bereif&' Schweige der Text des Tarifvertrages, so sei der Umfang de

sachlich inneren Zusammenhangs nach den im Arbeits- und Soziallebarefldiorderun-

"> LAG Hamburg24.03.1987 - 8 Sa 25/87, LAGE Nr. 33 zu Art. 9 G®eitskampf.

#7° LAG Hamburg24.03.1987 - 8 Sa 25/87, LAGE Nr. 33 zu Art. 9 GBeitskampf; LAGSchleswig-Holstein
25.03.1987 - 8 Sa 172/87, LAGE Nr. 32 zu Art. 9 SiBeitskampf.

' LAG Rheinland-Pfal20.12.1996 - 7 Sa 1247/96, LAGE Nr. 8 zu § 1 T\U@drenspflicht.

78 vgl. LAG Rheinland-Pfal20.12.1996 - 7 Sa 1247/96, LAGE Nr. 8 zu § 1 TVi@&denspflicht; im vorlie-
genden Fall ging es darum, dass ein bislang tdmifigdener Arbeitgeber seine Mitgliedschaft bei dem A
beitgeberverband durch Austritt beendet. Das Geentschied, dass er sich in diesem Fall nach Aldau
Kindigungsfrist bei gewerkschaftlich getragenereigmalinahmen nicht auf eine ihm gegeniiber noch be-
stehende Friedenspflicht berufen und die Unterlagsler StreikmalRnahmen fordern kdénne. Die Friedens-
pflicht bestehe ihm gegentber nicht mehr und dyssedei nicht berechtigt, sich auf eine derartighufz-
funktion zu berufen. Dies setze voraus, dass ddfv€arag zu seinen Gunsten anzusehen sei, dahifiir
nach Austritt aus dem Verband ein eigenes Schutzmebe. Ein dahingehender Geschéftswille des Ar-
beitgeberverbandes bei Vertragsabschluss konneangenommen werden.

"9 LAG Niedersachse@5.03.1987 - 4 Sa 398/87, LAGE Nr. 35 zu Art. 9 B®eitskampf.

%0 | AG Niedersachse@5.03.1987 - 4 Sa 398/87, LAGE Nr. 35 zu Art. 9 B®eitskampf.

8L LAG Niedersachsef0.10.1988 - 10 Sa 559/88, LAGE Nr. 6 zu § 1 T\U@drenspflicht.
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gen abzugrenzei? Handele es sich der Art nach um neuartige Forderungen, so seien die
im Zweifel nicht Gegenstand des Tarifvertrages und daher ni¢hainar Friedenspflicht be-
legt*®® Liege dagegen eine vollstandige oder jedenfalls umfassende Reg#langachma-
terie vor, so wiirden sich KampfmaRnahmen verbi&te@rundsatzlich sei diese relative
Friedenspflicht jedoch eng auszulegen, weil sie nicht mit deassrhgsrechtlich geschutzten
Arbeitskampffreiheit kollidieren durf&®

Unklar bleibt die Position des Gerichts zu dieser ProblematikieBtich néhert sich das Ge-
richt in der zweiten Entscheidung zunachst der Auffassung an, daeausachlich inneren
Zusammenhang abstellt, um sich durch die Beflrwortung eineiktiesin Auslegung zur
Bestimmung der Friedenspflicht wieder von diesem Meinungsspekuutistanzieren. Auf-
grund dieser Widerspriche ist eine klare Zuordnung zur Seite der Gewéksétaam mog-
lich.

Gleiches qilt fur die nur sehr knappen AusfihrungenlLdesiesarbeitsgerichts Kalies ver-
tritt die Auffassung, dass die Reichweite der relativendenspflicht eine Frage der Ausle-

gung sei’®® Auch die personliche Reichweite der Friedenspflicht miisse durcteghunms

ermittelt werderf®’

Da es sich insoweit um ein vertragliches Recht aus dem sebladlichen

Teil des Tarifvertrages handele, seien hier individualvertfagli:md nicht normative Ausle-
gungsmaRstabe angebratfitEs komme darauf an, wie das in dem Vertragsabschluss als
solchem zum Ausdruck kommende Verhalten der Tarifpartner nach Treu lande@ aus

Empfangersicht verstanden werden k&fin.

cc) Regelungsbereich des Tarifvertrages

DasLandesarbeitsgericht Dusselddrat seine Rechtsprechung im Laufe der Zeit immer wie-

der modifiziert. Zunachst ging es davon aus, dass sich die Rsigitleht nur auf die in den

82 | AG Niedersachsef0.10.1988 - 10 Sa 559/88, LAGE Nr. 6 zu § 1 T\@&denspflicht.
83 | AG Niedersachsef0.10.1988 - 10 Sa 559/88, LAGE Nr. 6 zu § 1 T\@&denspflicht.
84 | AG Niedersachsef0.10.1988 - 10 Sa 559/88, LAGE Nr. 6 zu § 1 T\@&denspflicht.
85 | AG Niedersachse0.10.1988 - 10 Sa 559/88, LAGE Nr. 6 zu § 1 T\@&denspflicht.
86 | AG K6In 14.06.1996 - 4 Sa 177/96, AP Nr. 149 zu Art. 9 &Beitskampf.
487 | AG K6In 14.06.1996 - 4 Sa 177/96, AP Nr. 149 zu Art. 9 &Beitskampf.
488 | AG K6In 14.06.1996 - 4 Sa 177/96, AP Nr. 149 zu Art. 9 &Beitskampf.
489 | AG K6In 14.06.1996 - 4 Sa 177/96, AP Nr. 149 zu Art. 9 &Beitskampf.
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jeweiligen Tarifvertragen geregelten Gegenstande beZiéheeiner spater ergangenen Ent-
scheidung stellt das Gericht allgemein auf die Auslegung defsydrrages und seiner nor-
mativen Bestimmungen &B' Die Friedenspflicht sei im Zweifelsfall immer eng zueimire-
tieren, da sie ihrem sachlichen Gehalt nach eine Grundrechtsbesclodreuinke?*? Ent-
scheidend sei daher der Wille der Tarifpartéi€ies gelte insbesondere dann, wenn keine
Regelung im Tarifvertrag getroffen worden $8iKénne dem Tarifvertrag ein diesbezugli-
cher Wille nicht entnommen werden, so sei generell nicht davon alsaugdass die Tarif-
parteien auf eine Regelung verzichtet hatten und sich damit fldadier der Friedenspflicht
einer Rechtsetzungsbefugnis begeben h&tfeRariflich nicht geregelte Fragen konnten al-
lenfalls dann von der Friedenspflicht mit umfasst werden, wenm@elar Verzicht auf eine
Regelung ebenfalls Vertragsinhalt werden s8ffelbst wenn eine Forderung im Laufe der
Verhandlungen zwar angesprochen, aber dann nicht durchgesetzt wordgengge dies
allein nicht zur Begriindung einer darauf bezogenen FriedensgfifoNifenfalls dann, wenn
eine Forderung als Bestandteil eines gré3eren Verhandlungspaiketies Kompromiss zum
Opfer gefallen sei, konne die Friedenspflicht auch die nicht desgizte Forderung erfas-
sen?® Ein allgemeiner Grundsatz, dass jedes Schweigen der Taafygyarteien im Zweifel
schon einen Regelungsverzicht bedeute, sei schon deshalb abzulehnenerdgedigmet
ware, den Parteiwillen im Sinne einer absoluten Friedenspftichverfalsche?® Diese
Rechtsprechung hat daandesarbeitsgericht Disseldarf einer spateren Entscheidung wei-
terentwickelt. Fur die Bestimmung des Umfangs der Friedeosptomme es darauf an, ob
ein innerer sachlicher Zusammenhang mit der tariflich gaesg®aterie dergestalt bestehe,
dass die Erfullung dartiber hinausgehender Tarifforderungen dashaittiiche Gewicht der
in dem Tarifvertrag festgelegten Arbeitsbedingungen verantfein einer nachfolgenden
Entscheidung hat ddsandesarbeitsgericht Disseld@bdann seine Auffassung weiterentwi-

ckelt. Bei einer dynamischen Verweisungsklausel bestehe kaiifeettragliche Friedens-

4% | AG Diisseldorfl8.11.1983 - 3 Sa 127/83, ArbuR 1984, 252.
491 | AG Diisseldorf16.12.1988 - 2 Sa 533/88, LAGE Nr. 5 zu § 1 TV@denspflicht.
492 | AG Diisseldorf16.12.1988 - 2 Sa 533/88, LAGE Nr. 5 zu § 1 TV@@enspflicht.
493 |LAG Diisseldorf16.12.1988 - 2 Sa 533/88, LAGE Nr. 5 zu § 1 TV@@enspflicht.
Das bestatigt das Gericht nochmals in LBGsseldorfl7.09.1997 - 4 Sa 668/97,
LAGE Nr. 6 zu 8§ 4 TVG Tarifvertrag.
49 |LAG Diisseldorf16.12.1988 - 2 Sa 533/88, LAGE Nr. 5 zu § 1 TV@@enspflicht.
9% |AG Diisseldorf16.12.1988 - 2 Sa 533/88, LAGE Nr. 5 zu § 1 TV@@enspflicht.
49 | AG Diisseldorf16.12.1988 - 2 Sa 533/88, LAGE Nr. 5 zu § 1 TV@denspflicht.
497 | AG Diisseldorfl6.12.1988 - 2 Sa 533/88, LAGE Nr. 5 zu § 1 TVGe#enspflicht.
9% | AG Diisseldorf16.12.1988 - 2 Sa 533/88, LAGE Nr. 5 zu § 1 TV@denspflicht.
499 | AG Diisseldorf16.12.1988 - 2 Sa 533/88, LAGE Nr. 5 zu § 1 TV@denspflicht.
%0 v/gl. LAG Diisseldorfl7.09.1997 - 4 Sa 668/97, LAGE Nr. 6 zu § 4 TVGiffartrag.
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pflicht, denn die Tarifvertragsparteien wollten sich neutral veghalind gerade keine Ent-
scheidung treffef® Insoweit entspreche die Gesetzeslage der, wie sie bei Feblaher
tariflicher Regelung bestehen korfiéWeiter modifiziert hat dasandesarbeitsgericht Diis-
seldorfseine Rechtsprechung hierzu, indem es bei einer deklaratorisgnemischen Ver-
weisungsklausel im Tarifvertrag keine tarifvertragliche deiespflicht beziglich der Entgelt-
fortzahlung im Krankheitsfall anerkannt 4t.Die Tarifvertragsparteien wollten sich neutral
verhalten und eben keine Entscheidung treffen, die durch eine etweaderfspflicht abzusi-
chern sef™ Dies sei die gleiche Situation wie bei Fehlen jeglicheflicrer Regelung®®
Damit bleibt letztlich unklar, wie das Gericht seine Rechtdpreg zu dieser Problematik im
Einzelnen weiterentwickeln wird. Eine klare Zuordnung zum Interemgenbder Arbeitgeber
oder der Gewerkschaften ist aufgrund der vielen Modifizierungen iRéehntsprechung des
Gerichts kaum feststellbar.

Fur dasLandesarbeitsgericht Berlinchtet sich der Umfang der Friedenspflicht danach, ob
und welchen Regelungsbereich die Tarifvertragsparteien @fdehtl geregelt habé?f. So-
weit ein Komplex nicht eindeutig abschliel3end im Tarifvertragggt sei, greife die Frie-
denspflicht nicht ei®’ Die Tarifauslegung zur Bestimmung des Umfangs der Friedafpf
habe Uber den reinen Tarifwortlaut hinaus den wirklichen Willen defv&gragsparteien zu
beriicksichtigen, wie er in den Tarifnormen Ausdruck gefunden Yalmmzu sei auch auf
den tariflichen Gesamtzusammenhang abzust&lfem Zweifelsfallen sei dariiber hinaus
maoglich, auf die Tarifgeschichte, die praktische Tarifbung undedistehungsgeschichte
des Tarifvertrages als weitere Auslegungskriterien abiersté® Angesichts dieser ausglei-
chenden Formulierungen des Gerichts kann keine eindeutige Zuordnung in esséntkager
erfolgen.

Das Landesarbeitsgericht Hamimat seine Rechtsprechung zu dieser Problematik im Laufe

der Zeit ebenfalls weiterentwickelt. Zun&chst hat das Gemchinier Entscheidung das Prob-

01 vgl. LAG Diisseldorf08.05.1998 - 10 Sa 87/98, ArbuR 1998, 426.
%92 | AG Diisseldorf08.05.1998 - 10 Sa 87/98, ArbuR 1998, 426.

%93 | AG Diisseldorf08.05.1998 - 10 Sa 87/98, ArbuR 1998, 426.

%4 | AG Diisseldorf08.05.1998 - 10 Sa 87/98, ArbuR 1998, 426.

%5 | AG Diisseldorf08.05.1998 - 10 Sa 87/98, ArbuR 1998, 426.

%% | AG Berlin 19.05.1988 - 14 Sa 22/88, NZA 1988, 814 (815).

%97 | AG Berlin 19.05.1988 - 14 Sa 22/88, NZA 19884§815).

%8 | AG Berlin 19.05.1988 - 14 Sa 22/88, NZA 19884§815).

%9 | AG Berlin 19.05.1988 - 14 Sa 22/88, NZA 19884§815).

°10 | AG Berlin 19.05.1988 - 14 Sa 22/88, NZA 19884§815).
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lem der Tarifvertragsauslegung zur Bestimmung der Reitbwdgr Friedenspflicht voll-
kommen unberiicksichtigt gelassehHinsichtlich der persénlichen Reichweite sei entschei-
dend, dass die tarifliche Friedenspflicht mit den Einwirkungsreati¢sntariflichen Gegen-
spielers korrespondieré? Gingen diese verloren, kénne sich der Arbeitgeber nicht mehr auf
die Friedenspflicht berufett® Die Besonderheit dieser Entscheidung bestand darin, dass das
Gericht sich allein mit den Auswirkungen eines Verbandsaustritts\vetéandswechsels des
Arbeitgebers auf die Friedenspflicht zu beschaftigen hatte. Imespgiter ergangenen Be-
schluss hat sich das Gericht innerhalb der Erorterung des Sonderprottedis tarifliche
Friedenspflicht der Unterstlitzung des im fremden Tarifgebiéthgiein Arbeitskampfes ent-
gegensteht, auch zur sachlichen Reichweite der Friedensp#abf3grt. Im Ergebnis hat es
im konkreten Fall den VerstoRR gegen die tarifliche Friedenspfliemeint** Zwar mége
durchaus eine Ausdehnung der Friedenspflicht in dem Sinne verewvdyddn kbnnen, dass
sich die Tarifparteien auch einer Unterstutzung fremder Ask#pfe enthalten, deren Er-
gebnis etwa aufgrund einer Ubernahmeklausel auch im eigendgebiet gelten sofi*> Oh-

ne besondere Abrede kdnne aber der allgemeinen Friedenspflichte waleuf gerichtet sei,
die vereinbarte Regelung vor aufgezwungenen Verdnderungen zu eewainr solcher zu-
satzlicher Gehalt nicht beigemessen wertléim Gegenteil bedeute die Tatsache, dass sich
eine Tarifpartei durch Vereinbarung einer entsprechenden KldaseRecht vorbehalt, die
getroffene Regelung unter bestimmten Voraussetzungen zu veratdassreine allseits bin-
dende und abschlieBende Regelung nicht vorfi€ggie dem Schutz der Tarifregelung die-
nende und damit am Inhalt des Tarifvertrages ausgerichtetenallye Friedenspflicht umfas-
se damit nicht ohne weiteres das Verbot, rechtlich moglichen Anden einzelner Tarifbe-
stimmungen mit Mitteln des Arbeitskampfes entgegenzuwitkeBolle die Anderung der
vereinbarten tariflichen Regelung durch Ubernahme einer frenadéiithen Regelung erfol-
gen, kbnne danach die Beteiligung am fremden Arbeitskampf nicht s¢héferstol3 gegen
die vertraglich vereinbarte Friedenspflicht angesehen wéldéramit legt das Gericht den
Schwerpunkt zur Bestimmung der Friedenspflicht nunmehr erkennbar aufadieer-

11 vgl. LAG Hamm 31.01.1991 - 16 Sa 119/91, LAGE #it.zu Art. 9 GG Arbeitskampf.
%12 | AG Hamm 31.01.1991 - 16 Sa 119/91, LAGE Nr. 41Azt. 9 GG Arbeitskampf.

13 | AG Hamm 31.01.1991 - 16 Sa 119/91, LAGE Nr. 41Azt. 9 GG Arbeitskampf.

14 LAG Hamm 24.07.2006 - 8 Sa 741/06, BeckRS 20983

1% | AG Hamm 24.07.2006 - 8 Sa 741/06, BeckRS 20@83

516 | AG Hamm 24.07.2006 - 8 Sa 741/06, BeckRS 20@983

17 |LAG Hamm 24.07.2006 - 8 Sa 741/06, BeckRS 20@83

518 | AG Hamm 24.07.2006 - 8 Sa 741/06, BeckRS 20@83

519 | AG Hamm 24.07.2006 - 8 Sa 741/06, BeckRS 20@983
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tragsauslegung. Es lasst sich damit die Entscheidung, zu welotezessenlager es tendiert,

offen.

DasLandesarbeitsgericht Bremesrtritt die Ansicht, dass die Friedenspflicht immer nur so
weit reiche, wie geltende Tarifvertrage ausdricklich Regelnngher den Gegenstand der
geforderten Tarifverhandlungen getroffen hat@rMit dieser Auffassung steht das Gericht

allerdings allein.

DasLandesarbeitsgericht Sachshat in einer aktuellen und brisanten Entscheidtitgerzu
ebenfalls Stellung genommen. Es hatte im Rahmen der Berufur@@Dlegegen das bereits
ausgefiihrte Urteil desrbeitsgerichts ChemniZ zu entscheiden und erklarte den Spartenar-
beitskampf der Lokomotivfihrer nach einem monatelangen Tarifkoiviéchen der Deut-
schen Bahn AG, ihren Konzerntbchtern und dem Arbeitgeberverband der Mebilitdl
Verkehrsdienstleister e.V. auf der einen und der GDL auf der emdeeite flr zulassig.
Selbst der Grundsatz der Tarifeinheit stehe dem Nebeneinandeererekonkurrierender
Gewerkschaften nicht entgegen. Vielmehr setze er Tarifitredlso den Abschluss mehre-
rer Tarifvertrdge Uber denselben Regelungsgegenstand gerade Dmaiesitsprechend sei
es der Koalition auch unbenommen, sich um den Abschluss eines spdaeiieertrages zu
bemuhen, der einen konkurrierenden Tarifvertrag verdrangen wuiudé. sei keine Stérung
der Tarifparitéat erkennbar. Abgesehen davon, dass die DeutscheA&alnoch gar keine
Kampfmittel ergriffen habe, sei eine Aussperrung zwar scigveer realisieren, jedoch nicht
ausgeschlossen. Zentraler Bewertungsmalstab fiir die Zulassigkestreiks sei daher der
Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit im weiteren SfirBei der Ausgestaltung des Arbeits-
kampfrechts hatten die Gerichte zu beachten, dass jeglichentsgierung zugleich eine
Beschrankung der durch Art. 9 Abs. 3 GG gewahrleisteten Betgsfyerheit darstelle, die
der verfassungsrechtlichen Rechtfertigung bedirfe. Aus der Rededes Art. 9 Abs. 3 GG
als Freiheitsrecht der Koalitionen und der Staatsferne derti$oafreiheit folge, dass die
Wabhl der Mittel, welche die Koalition zur Erreichung des Zwetbis Regelungen fiir geeig-
net hielten, den Koalitionen selbst obliege. Es sei grundséatzlich defveftragsparteien

selbst Uberlassen, ihre Kampfmittel an sich wandelnde Umstande ssenp&ine Bewer-

520 | AG Bremen 05.05.1998 - 2 Sa 127/98, AiB 198&.53

%21 | AG Sachsen 02.11.2007 - 7 SaGa 19/07, NZA 269862).

%22 ArbG Chemnitz05.10.2007, ArbuR 2007, 393 f.

52 | AG Sachser02.11.2007 - 7 SaGa 19/07, NZA 2008, 59, 62;daitiFeudner,RdA 2008, 104 ff.
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tung von Arbeitskampfmal3nahmen durch die Fachgerichte als rechtskodnime deshalb
grundsétzlich nur in Betracht, wenn eine ArbeitskampfmalRnahme affilidi ungeeignet
und unverhéaltnismaRig sei. Das verneinte das Gericht fur dengesrtien Fall. Zur sachli-
chen Reichweite der Friedenspflicht nahm Hasdesarbeitsgericht Sachsenme folgt Stel-

lung:

Das Gericht ist der Auffassung, dass die sachliche ReichdeitEriedenspflicht durch Aus-
legung der tariflichen Regelungen zu ermitteln®é&Boweit die Tarifvertragsparteien eine
bestimmte Sachmaterie erkennbar umfassend geregelt hattdayseiauszugehen, dass sie
diesen Bereich der Friedenspflicht unterwerfen und fur die LaufesitTarifvertrages die
kampfweise Durchsetzung weiterer Regelungen unterbinden wolltem, eileem sachlichen
inneren Zusammenhang mit dem befriedeten Bereich stéh&as Landesarbeitsgericht
Sachserstimmt demArbeitsgericht ChemnitZ® im Hinblick auf die Schwierigkeiten bei der
Beantwortung der Frage, ob ein innerer sachlicher Zusammenhgegoammen werden
konne oder die Friedenspflicht auch noch auf die Forderungen zu beziehdie &eii einer
wirtschaftlichen Betrachtungsweise mit dem noch geltendarfrd@ht zusammenhingen,
ausdriicklich z3?" Auch das Landesarbeitsgericht geht davon aus, dass ein die Friedens-
pflicht auslésender Sachzusammenhang nur dann verlasslich angenevenden konne,
wenn die Parteien dieses ausdriicklich vereinbart hXft€inen VerstoR der Verfiigungsbe-
klagten gegen die relative Friedenspflicht verneinte das Gaallentlings®?° Das Problem

der Bestimmung der sachlichen Reichweite der Friedenspéishein Problem der Ausle-
gung des Tarifvertrages erkennt das Gericht hingegen an. DamitdateGericht im Gegen-

satz zu der Vorinstanz, deArbeitsgericht Chemnit®, klar auf der Seite der Gewerkschaf-
ten, insbesondere der Spartengewerkschaften. Auch wenn es vordergrindig den Grundsatz der
Tarifeinheit noch nicht abschaffen moéchte, so argumentiert dashGdoch vehement fur

eine Tarifpluralitat im Betrieb und ebnet mit diesem Urtelea mdglichen Weg zum Ab-

schied von der Tarifeinheit.

524 | AG Sachser®2.11.2007 - 7 SaGa 19/07, NZA 2008, 59, 62.
525 | AG Sachser®2.11.2007 - 7 SaGa 19/07, NZA 2008, 59, 62.
526 ArbG Chemnit205.10.2007 - 7 Ga 26/07, ArbuR 2007, 393 f.
27 |LAG Sachser®2.11.2007 - 7 SaGa 19/07, NZA 2008, 59, 62.
528 | AG Sachser®2.11.2007 - 7 SaGa 19/07, NZA 2008, 59, 62.
529 | AG Sachser®2.11.2007 - 7 SaGa 19/07, NZA 2008, 59, 62.
530 ArbG Chemnit05.10.2007 - 7 Ga 26/07, ArbuR 2007, 393 ff.
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dd) Zwischenergebnis

Im Ergebnis lassen sich auch anhand der Rechtsprechung der Lbedsgarichte keine
rechtssicheren generellen Kriterien zur Bestimmung derishehl Reichweite der Friedens-
pflicht nachweisen. Die Rechtsprechung hierzu lasst sich zweergleich zu der arbeitsge-
richtlichen Rechtsprechung in dieselben Meinungsspektren einordnen, jetladkh sie ge-
pragt von verschiedensten Auffassungen zur Reichweite der Fridddnsmlie entweder
gegensatzlich sind oder sich nur in Nuancen voneinander unterscheidengdbnis |&sst
sich daher nur ein unklares Meinungsbild konstatieren, dass keineswelgschtssicherheit
beitragt. Ferner lasst sich aus den Entscheidungen der Landesggieite weder eine ein-
deutige ideologische Tendenz erkennen noch kann im Vergleich zuba#sgerichtlichen
Rechtsprechung eine starkere Auspragung der Rechtsprechungeinzgilnen Interessenla-
ger konstatiert werden. Ddsindesarbeitsgericht Frankfurt am Makann als arbeitgeber-
freundliches Gericht angesehen werden, wohingegerlLalelesarbeitsgericlet Hamburg,
Schleswig-Holstein und Rheinland-Pfainer gewerkschaftsnahen Position zuzuordnen sind.
Weiterhin ist die brisante und im Vergleich mit der ersteralmstdesArbeitsgerichts Chem-
nitz gegensatzliche Entscheidung desidesarbeitsgerichts Sachsam berticksichtigen. Die-
ses Urteil vertritt sehr deutlich gewerkschaftsnahe Positiomenn es sich vom Grundsatz
der Tarifeinheit abwendet und Arbeitskdmpfe von SpartengewerkscHéaf zulassig erklart.
Im Ergebnis lasst sich innerhalb der Rechtsprechung der Labdisgerichte etwa ein Zu-
sammenhang zwischen der geographischen Lage eines Gerichts sad mEologischer

Auffassung nicht feststellen.

c) Tendenzen in der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts

Weiterhin ist die Rechtsprechung des BAG auf die Frage nack»dstenz rechtssicherer
genereller Kriterien zur Bestimmung der sachlichen Reichwadeitedriedenspflicht zu unter-
suchen. In diesem Zusammenhang wird der Frage nach der ideolagisadigragung der
Rechtsprechung nachgegangen und untersucht, ob sich das BAG im Hiniblidic 8e-
stimmung der sachlichen Reichweite der Friedenspflicht eindeutig positionie
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Das BAG hat zur Bestimmung der sachlichen Reichweite dedémspflicht seine Recht-
sprechung im Laufe der Zeit weiterentwickelt. Allerdings de BAG in seiner Rechtspre-
chung diese Problematik innerhalb der zu entscheidenden Félle vorramggtiaibezogen
einer Losung zugefuhrt, ohne eine Kasuistik zu entwickeln, die wiedéiudie Tarifver-
tragsparteien und die Instanzgerichte eine allgemeingiltigenieeihatte bilden kénnen. In
seiner Rechtsprechung nimmt das BAG zum ersten Mal 1957 zurvirRgtehder Friedens-
pflicht Stellung®*! Ein VerstoRR gegen die tarifliche Friedenspflicht liege nichtdam vor,
wenn eine vorzeitige Aufhebung oder Abanderung des Tarifvertrages endirdiihrung
gunstigerer Arbeitsbedingungen im Tarifvertrag selbst karipéverstrebt werdeti” Die
tarifliche Friedenspflicht werde vielmehr auch dann verletenmwdurch Streik tbertarifliche
Arbeitsbedingungen auf dem Weg einer Betriebsvereinbarung odekrseitsbedingungen
durchgesetzt werden soll&ft. Bereits diese friilhe Entscheidung stellt einen engen Zusam-
menhang zwischen dem Prinzip der Friedenspflicht und der Funktion déseierges als

Friedensvertrag her.

In einer nachfolgenden Entscheidung zieht das BAG zum ersten Bladludlegung einer
(Schlichtungs-)Vereinbarung zur Bestimmung der Reichweiteatiélidhen Friedenspflicht
heran, ohne jedoch konkrete Kriterien hierfiir zu benentiels stellt klar, dass die Frie-
denspflicht den schuldrechtlichen Vorschriften des Tarifvertragesordnen ser> Fiir das
Gericht sei die Friedenspflicht mit der Kiindigung des Tarifagets beend&t® Damit traf
das Gericht auch zum ersten Mal eine konkrete Aussage Uber tichedReichweite der

Friedenspflicht.

In einem weiteren Urteil nimmt das BAG eingehender zur ZedhcReichweite der Frie-
denspflicht Stellung®’ Die Friedenspflicht bestehe dann nicht mehr, wenn der Tarifgertra
sein Ende erreicht habe und nicht etwa durch entsprechende Bestisimiber seinen ei-
gentlichen Ablauf hinaus noch eine besondere Friedenspflicht stawiEftAllerdings blieb

31 BAG 08.02.1957 - 1 AZR 169/55, AP Nr. 1 zu § 1G ¥riedenspflicht.
%32 BAG 08.02.1957 - 1 AZR 169/55, AP Nr. 1 zu § 1G ¥riedenspflicht.
%33 BAG 08.02.1957 - 1 AZR 169/55, AP Nr. 1 zu § 1G ¥riedenspflicht.
34 BAG 31.10.1958 - 1 AZR 632/57, AP Nr. 2 zu § 1G ¥riedenspflicht.
% BAG 31.10.1958 - 1 AZR 632/57, AP Nr. 2 zu § 1G ¥riedenspflicht.
%% BAG 31.10.1958 - 1 AZR 632/57, AP Nr. 2 zu § 1G ¥riedenspflicht.
37 BAG 14.11.1958 - 1 AZR 247/57, AP Nr. 4 zu § 1G ¥riedenspflicht.
%% BAG 31.10.1958 - 1 AZR 632/57, AP Nr. 2 zu § 1G ¥riedenspflicht.
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das Gericht bei dieser Aussage stehen und nahm zur zentralen Ptébkenararifver-

tragsauslegung als mdgliche Lésung einer Nichtregelung nicht \&ekung.

Daruber hinaus hat das BAG dann viele Jahre spéater in einerkesmsswerkenswerten Ent-
scheidung zur tariflichen Friedenspflicht Stellung genommiegs hat ausgefiihrt, dass die
mit jedem Tarifvertrag seinem Wesen und seiner Funktion nach ohtexegeverbundene
Friedenspflicht dem Schutz des jeweiligen Tarifvertrage®iaksr Friedensordnung fir den
durch ihn gegenstandlich erfassten und geregelten Bereich des Afmsitsidiend’® Die
Befriedungsfunktion des Tarifvertrages fordere keine Ausdehnung tieleRspflicht tGber
die tariflichen Regelungsgegenstande hiratidllein die Zahl der von denselben Tarifver-
tragsparteien abgeschlossenen Tarifvertrage konne kein Ma@stiib Reichweite der tarif-
lichen Friedenspflicht seitf? Aus der Vielzahl der Tarifvertrage und aus dem Umstand, dass
die Prozessparteien schon seit vielen Jahren miteinandeckariflegelungen treffen, lasse
sich auch nicht auf einen Ubereinstimmenden Willen der Parteiee(3sh)iden Umfang der
tariflichen Friedenspflicht Gber die tariflichen Regelungsgeg@ade auszudehnen und sie zu
einer umfassenden Friedenspflicht zu erweitétn.

Zum ersten Mal hebt das BAG in seiner Rechtsprechung hervor, dasgatienspflicht ent-
scheidend vom Willen der Tarifvertragsparteien abhénge. Allesdiagglt wiederum eine
Stellungnahme des Gerichts zur konkreten Bestimmung der sachlieigmwRite der Frie-

denspflicht.

Die Tarifvertragsauslegung bleibt fir das BAG im Verlauf werteren Rechtsprechung das
entscheidende Kriterium zur Bestimmung der sachlichen ReichdaitEriedenspflicht. Das
zeigt sich insbesondere an einer Entscheidung anlésslich der Ausesetzung um die La-
denschlusszeiten im Einzelhandel im Jahr 1989. Das Gericht filwtedass durch Ausle-
gung zu ermitteln sei, ob die Tarifvertragsparteien bewusstufi@erzichtet hatten, diese
Frage im Tarifvertrag zu regeln, so dass auch eine Nichtregeturicarifvertrag eine die

Friedenspflicht begriindende tarifliche Regelung darstelle, dieitskampfe zur Anderung

%39 BAG 21.12.1982 - 1 AZR 411/82, AP Nr. 76 zu AtGG Arbeitskampf; hierbei ging es u.a. um die Erag
ob ein Sympathiestreik zur Unterstitzung einesiiera anderen Tarifbereich gefiihrten Arbeitskampfes
gegen die tarifliche Friedenspflicht verstol3e, assddarauf ein Anspruch auf Unterlassung des Syrepat
streiks gestitzt werden konnte. Das BAG verneiigs fedoch. Vgl. dazu auch BAG 12.1.1988, 1 - AZR
219/86, AP Nr. 90 zu Art. 9 GG Arbeitskampf.

>0 BAG 21.12.1982 - 1 AZR 411/82, AP Nr. 76 zu MGG Arbeitskampf.

> BAG 21.12.1982 - 1 AZR 411/82, AP Nr. 76 zu MGG Arbeitskampf.

42 BAG 21.12.1982 - 1 AZR 411/82, AP Nr. 76 zu MGG Arbeitskampf.

43 BAG 21.12.1982 - 1 AZR 411/82, AP Nr. 76 zu MGG Arbeitskampf.

87



8 4 Reichweite der Friedenspflicht

dieses Rechtszustandes verbrételrotz dieser Konkretisierung benennt das Gericht leider
keine weiteren Kriterien zur Auslegung des Tarifvertrages undtdamLdsung der Proble-
matik.

In einer Entscheidung aus dem Jahr 2002 hat das BA@chst den Eindruck erweckt, als
konnte es einer engen Auslegung der Friedenspflicht zugeneigtsBias Gericht spricht
von erkennbar abschlieRenden verbandstariflichen Kindigungsschutzbestimndiagener
streikweisen Durchsetzung eines firmentariflichen Kindigungssahgizendsatzlich entge-
gen stinden? Allerdings filhrt es im Verlauf der Entscheidung aus, dasssadhliche
Reichweite der Friedenspflicht durch Auslegung zu ermitteli*5efatten die Tarifvertrags-
parteien eine bestimmte Sachmaterie erkennbar umfassendligeseigdavon auszugehen,
dass sie diesen Bereich der Friedenspflicht unterwerfen und fluiadfeeit des Tarifvertra-
ges die kampfweise Durchsetzung weiterer Regelungen unterbindesnwoié in einem
sachlichen inneren Zusammenhang mit dem befriedeten Bereich ¥femEmit schlieRt
sich das Gericht nun doch offensichtlich der herrschenden Meinung in der Literatur an.

Das BAG scheint in seiner jingsten Rechtsprechung nunmehzweleaner sehr weiten Aus-
legung der Reichweite der Friedenspflicht zu tendiéfegs fiihrt aus, dass der gekiindigte
Verbandstarifvertrag mit seinen Bestimmungen Uber unterschiedhge IKiindigungsfristen

fiir Arbeitgeberkiindigungen den gefiihrten Arbeitskampf méglicheevgesperrt hatta®

>4 BAG 27.06.1989 - 1 AZR 404/88, AP Nr. 113 zu AtArbeitskampf; im konkreten Fall hatte das BAG
einen VerstoR gegen die tarifliche Friedenspflaibgelehnt, da ein neuer Tarifvertrag neben den geth
tenden Manteltarifvertrag treten sollte, durch d@éaderum eine Friedenspflicht noch nicht beendet wa
Der Senat brauchte daher nicht die Frage zu eritkaiyeob wéahrend des Bestehens einer tariflichageRe
lung schon Arbeitskampfe zur Herbeiflihrung einett @ach deren Ende in Kraft tretenden Regelung ge-
fuhrt werden durfen.

5 BAG 10.12.2002 - 1 AZR 96/02, NZA 2003, 734 ffn vorliegenden Fall ging es um die Zulassigkein vo
Streiks auf Abschluss von Firmentarifvertragen gegerbandsangehérige Arbeitgeber. Das BAG ent-
schied, dass der verbandsangehdrige Arbeitgebehdlie sich aus den Verbandstarifvertragen ergebend
Friedenspflicht gegen die streikweise Inanspruchralauf den Abschluss von Firmentarifvertrdgen tber
dieselbe Regelungsmaterie geschuitzt sei.

6 BAG 10.12.2002 - 1 AZR 96/02, NZA 2003, 734 ff.

" BAG 10.12.2002 - 1 AZR 96/02, NZA 2003, 734 ff.

48 BAG 10.12.2002 - 1 AZR 96/02, NZA 2003, 734 ffgl. auch BAG 18.2.2003 - 1 AZR 142/02, BeckRS
2003, 40823.

%49 BAG 24.04.2007 - 1 AZR 252/06, NZA 2007, 987 Fier entschied der 1. Senat des BAG, dass Stueiks
Tarifsozialpl&ne grundsétzlich zuléssig sind. In zEtlichen Parallelitat eines Streiks um den Albsss ei-
nes firmenbezogenen Verbandstarifvertrages undarnellingen tber den Abschluss eines Flachentarifver-
trages liege weder ein Versto3 gegen die tarifagliche Friedenspflicht noch gegen das Gebot dengfa
paritat und den Grundsatz der VerhéltnismaRigkeit.

%0 vgl. BAG 24.04.2007 - 1 AZR 252/06, NZA 2007, 987
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Allerdings ist dieser Riickschluss keineswegs als gesichemsahen®! Schlussendlich l&sst
sich dieser Urteilspassage leider nicht entnehmen, ob die ver&gerdigungsfrist im Ver-
bandstarifvertrag auch Forderungen nach einer Fortbeschéaftiguhgtdeifenen Arbeitneh-
mer in einer Qualifizierungsgesellschaft ausgeschlossen hatte.

Die jiingste Entscheidung des BAG zu diesem Thema stammt vom 19.082D@rin an-
derte das Gericht seine bisherige Rechsprechung im Hinbliakieudulassigkeit von Unter-
stutzungsstreiks, indem es den Unterstitzungsstreik grundsatzlizbl&gsig erklarte. Eine
Einflussmdglichkeit innerhalb des Konzerns oder eine wirtschafthédknipfung sollen
bereits ausreichen, um die Einbeziehung eines am HaupttariRtaméiht beteiligten Arbeit-
gebers in den Arbeitskampf zu rechtfertigen. Das Gerichit degi Streik, der nur zur Unter-
stutzung oder Flankierung eines auf den Abschluss eines Tari§esrtegerichteten anderen
Streiks zielt, unter den Grundrechtsschutz des Art. 9 Abs. 3 GG. ler diesdas Arbeits-
kampfrecht bedeutenden Entscheidung beschrankt sich das Gericht inckHabldie Frie-
denspflicht darauf, das Vorliegen eines Verstol3es zu prifen. Dahtdehint unter Hinweis
auf die Relativitat der Friedenspflicht einen VerstoRR gegenbsi&’ ®urch einen Unterstiit-
zungsstreik verletze eine Gewerkschaft regelmanig nichErigeenspflicht gegeniber dem
mit dem Unterstiitzungsstreik tiberzogenen Arbeitgei@urch den lediglich zur Unterstiit-
zung eines Hauptarbeitskampfes gefiihrten Streik werden in dek iRegedie fur die Strei-
kenden geltenden Tarifvertrage in Frage gestellt, sondern andake®teebei ihrer Forde-
rung nach dem Abschluss eines Tarifvertrages Uber tariflatt geregelte Gegensténde un-
terstiitz£>> Auch in Féllen, in denen dem im Hauptarbeitskampf angestrdlzefvertrag
eine gewisse Signalwirkung fir den Abschluss etwaiger spatardvertrage zukomme, lie-
ge allein deshalb in einem Unterstitzungsstreik noch keine Verletemtariflichen Frie-
denspflicht>® Damit unterlieR es das BAG auch in dieser Entscheidung, die-side so-
eben aufgezeigt — intensiv mit einer moglichen Verletzung dedémspflicht auseinander-
setzt, sich durch die konkrete Benennung von Kiriterien zur Bestimrdangsachlichen

Reichweite der Friedenspflicht eindeutig zu positionieren.

1 gchlieRlich hatte die Gewerkschaft im Arbeitskéragplizit verlangerte Kiindigungsfristen gefordest
dass die im Arbeitskampf erhobenen Forderungeniesganit den Bestimmungen des Verbandtarifvertra-
ges deckungsgleich waren.

%52 BAG 19.06.2007 - 1 AZR 396/06, DB 2007, 2038.

%53 BAG 19.06.2007 - 1 AZR 396/06, DB 2007, 2038.

%54 BAG 19.06.2007 - 1 AZR 396/06, DB 2007, 2038.

%% BAG 19.06.2007 - 1 AZR 396/06, DB 2007, 2038.

%56 BAG 19.06.2007 - 1 AZR 396/06, DB 2007, 2038.
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Abschlie3end lasst sich daher feststellen, dass auch in der Rechtsyy des BAG keine
rechtssicheren generellen Kriterien zur Bestimmung derishehl Reichweite der Friedens-
pflicht existieren. Das BAG tendiert zwar in jingster Recleismung zu einer weiten Ausle-
gung der sachlichen Reichweite der Friedenspflicht, jedochshetie in dieser Frage bislang
noch nicht eindeutig positioniert. Dartiber hinaus lasst sich die Resthsing des BAG in

dieser Frage weder eindeutig noch tendenziell dem InteressedigAarbeitgeber oder der

Gewerkschaften zuordnen.

d) Ergebnis

Im Ergebnis hat die Analyse der arbeitsgerichtlichen Rechtspngoergeben, dass hier keine
rechtssicheren generellen Kriterien zur Bestimmung derishehl Reichweite der Friedens-
pflicht existieren. Die 1. Arbeitshypothese hat sich damit teteilweise bestatigt. In den
ersten beiden Instanzen lassen sich die Entscheidungen zwar ibefieBinungsspektren
einordnen und zusammenfassen, jedoch ergibt sich ein insgesamt unel@seMeinungs-
bild, dass gepragt ist von kontraren Auffassungen bis hin zu Ansichtdadijich in Nuan-
cen differieren.

Darlber hinaus spiegeln sich in der Rechtsprechundudieits- und Landesarbeitsgerichte
die ideologisch gepragten Interessenlager der Arbeitgeber undedarikachaften in unter-
schiedlich starker Auspragung teilweise wider. Es ist jedostheweine einheitliche Positio-
nierung noch eine klare ideologische Tendenz in der Rechtsprechungstaer leeiden In-

stanzen feststellbar.

Auch in der Rechtsprechung des BAG fehlen rechtssichere genergaed zur Bestim-
mung der sachlichen Reichweite der Friedenspflicht. In dgyejim Rechtsprechung tendiert
das BAG zwar zu einer weiten Auslegung der sachlichen Reithder Friedenspflicht, je-
doch mangelt es bislang an einer ausdricklichen Positionierung in Hregger. Die Recht-
sprechung des BAG lasst sich nicht in eines der beiden kontridezadsenlager von Arbeit-

gebern und von Gewerkschaften einordnen.
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2. Meinungsstand in der Literatur

Nachfolgend wird untersucht, ob in der Literatur rechtssichere dlen&miterien zur Be-
stimmung der sachlichen Reichweite der Friedenspflicht exastiarm letztlich die 1. Ar-
beitshypothese vollstandig beantworten zu kénnen. Dazu wird der Frelggegangen, ob
sich in der Literatur unterschiedliche Auffassungen zur Bestimmung dercsmchReichwei-
te der Friedenspflicht herausgebildet haben und inwieweit diese gistiiagepragt sind, so
dass sie den sich gegenuber stehenden Interessenlagern der Bebaittpr Gewerkschaften

zugeordnet werden konnen.

a) Arbeitgebernahe Position: Arbeitsrechtlicher Gesamtkompx

Nach einer sehr weiten arbeitgebernahen Auffassung gilt die Frpligmsiber den tarifver-
traglich geregelten Bereich hinaus auch innerhalb eines sog. eetigiishen Gesamtkom-

plexes™’

Muller hielt es fur bedenklich, den Umfang der Friedenspflicht ausschhe8lis
der vertraglichen Regelung der Tarifparteien entnehmen zunyalke auf diese Weise die
Stellung und Aufgabe des Tarifvertragssystems unterbewsiitelew?® Daher spricht er sich
fur eine ,erweiterte Friedenspflicht* ad®. Sie solle zwar auch von der absoluten Friedens-
pflicht zu unterscheiden sein, allerdings dennoch eine starkere Bin@unigarifvertragspar-
teien als die Relative begriind®f Seine Auffassung begriindet er in erster Linie mit der &f-
fentlich-rechtlichen Natur des Tarifvertrages und den Besondenheds Koalitionswesens.
Das offentlich-rechtliche Qualifikationsmoment ordne der Friedeohpfeine noch starkere
Verpflichtungskraft zu, als es bei einer schuldrechtlich-pricatrenen Bindung der Fall
sei*®* Hinzu komme die Erkenntnis, dass das Herbeifiihren und die Sicherseithesg-rie-
denszustandes ein eigenstandiger Rechtswert von besonderem Geviféisediesen bei-
den Grinden erstrecke sich die Friedenspflicht auch auf nicht weitegelte Tatbestande,

sofern ein Tarifvertrag eine oder mehrere Einzelregelungennemebestimmten Gesamt-

57 Muller, DB 1959, 515, 518.
%58 Miiller, DB 1959, 515, 516.
5% Miiller, DB 1959, 515, 518.
%60 Miller, DB 1959, 515, 518.
%61 Muller, DB 1959, 515, 517.
%62 Muller, DB 1959, 515, 517.

91



8 4 Reichweite der Friedenspflicht

komplex getroffen hab&? Etwas anderes gelte nur dann, wenn eine solche umfassende Frie-
denswahrung nach dem Vertragswillen der Tarifparteien eindekegmvar ausgeschlossen
sein soll’® Damit vertritt er offensichtlich arbeitgebernahe Standpunkte.

An die UberlegungeMiillers” zur Bestimmung des sachlichen Umfangs der Friedenspflicht
knupft Gift an. Er legden Schwerpunkt seiner Betrachtungen allerdings auf die Funkison de
Tarifvertrages und die beim Abschluss von Tarifregelungen gegéefpeisehe Interessenla-
565
ge.

rechtlichen UberlegungeMiillers” in Frage stellt®® Das Moment der Friedenssicherung sei

Dabei geht er inhaltlich weiter als Mdller, indem er den Riitlkauf die offentlich-

die entscheidende Funktion jedes TarifvertradeBer Charakter des Tarifvertrages als Frie-
densvertrag spreche zumindest fur eine starke Vermutung, dass die Frieclenspfiweifel

als eine Umfassende gewollt sei, denn der Wert des Tarifgestrals Friedensgarantie und
Kalkulationsgrundlage ware ansonsten praktisch aufge8b@war geht auclGift von ei-
nem ,arbeitsrechtlichen Gesamtkomplex® zur Bestimmung des Wsfdar Friedenspflicht
aus, allerdings sei hierbei die ,wirtschaftliche Betrachtuagse” das entscheidende Kriteri-
um>®° Liege somit ein Abschluss tiber materielle Arbeitsbedingungen vor, so séfiitadie
Laufdauer des Tarifabkommens die kampfweise Durchsetzung jedwederen Forderung
von materieller Auswirkung ausgeschlossen, weil sie die zungdirde Gegenleistung fur
die vereinbarte Arbeit bzw. den vereinbarten Lohn verandern w(ft@h wahrend der Dau-
er eines Tarifvertrages andere Regelungen kampfweise durdcigeseten konnen, beurteilt
sich daher danach, ob sie zu der bestehenden Regelung im Blickpunktieis&haftlichen
Betrachtungsweise in sachlichem Zusammenhang stéh&ehlieRlich spreche auch der
Grundsatz der Sozialgebundenheit der Tarifvertragsparteien fur diem Wibglichst umfas-
sender Friedenssicherufid.Diese Auffassung ist aufgrund der weiten Auslegung ebsnfall

den Interessen der Arbeitgeberseite zuzuordnen.

%63 Muller, DB 1959, 515, 517.
%64 Muller, DB 1959, 515, 517.
%65 Gift, DB 1959, 651, 652.
%66 Gift, DB 1959, 651, 652.
%67 Gift, DB 1959, 651, 652.
%68 Gift, DB 1959, 651, 653.
%69 Gift, DB 1959, 651, 653 f.
570 Gift, DB 1959, 651, 654.
571 Gift, DB 1959, 651, 655.
572 Gift, DB 1959, 651, 655.
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b) Gewerkschaftsnahe Position: Wille der Tarifvertragsparteien

Reimbeflirwortet hingegen eine grundsatzlich enge Auslegung derviRsiehder Friedens-
pflicht®”® und vertritt damit deutlich die Interessen der Gewerkschaften. bty fiir den
Umfang der Friedenspflicht sei der Wille der Tarifvertragsgen, einen Sachverhalt tariflich

zu regeln und ihn damit der Friedenspflicht zu unterstélfeBiese kénne somit nicht weiter
reichen, als es dem beiderseitigen Regelungsinteresse dgrafitagf zum Zeitpunkt des
Vertragsschlusses entspraéh Ein tibereinstimmendes Interesse der Vertragsparteien lasse
sich jedoch Tarifvertrdgen nur insoweit entnehmen, als auch der@ashverhalte eindeutig
abschlieBend geregelt werd®f.Andernfalls fehle es an einem solchen, so dass beziiglich
nicht eindeutig geregelter Fragen keine Friedenspflicht besteheinndrbeitskampf auch
wahrend der Geltungsdauer des Tarifvertrages zuléssiff Reimwendet sich klar gegen
eine Ubertragung der seines Erachtens zu weit praktizierteleghng des Tarifvertrages
auch auf die Friedenspflicht und tritt dabei fur eine den Gewerkschgéringere Bindungen
auferlegende Interpretation ein, die schon Art. 9 Abs. 3 GG erfottfekasgangspunkt einer
genaueren Inhaltsbestimmung und damit Umfangsbestimmung deerigélicht misse die
Feststellung sein, dass die Friedenspflicht ihrem sachlichentGelthl eine Grundrechtsbe-
schrankung sei, die die Austibung des verfassungsrechtlich gewaleleiStreikrechts aus-
schlieRe bzw. begren2€ Eine weitreichende bzw. weit verstandene Friedenspflicht beein
tradchtige immer auch die Wirksamkeit der Kollektivvertraghf# zu dem verfassungsrecht-
lich garantierten Zweck der Férderung der ArbeitsbedinguPfjéformelartig zusammenge-
fasst bedeute daher ,viel Friedenspflicht immer auch ,wenig Gechtsschutz®*! Damit

stehtReimstellvertretend fur das Interessenlager der Gewerkschaften.

Kempen/Zachersprechen sich ebenfalls fir eine enge Auslegung der Friedehspilie und
sind somit auch in das Interessenlager der Gewerkschaften einzudedreei auf den Willen

der vertragsschlieRenden Parteien unter Berlicksichtigung daligew Interessenlage abzu-

73 Reimin: Daubler, § 1 TVG, Rn. 1007.
"% Reimin: Daubler, § 1 TVG, Rn. 1007.
"> Reimin: Daubler, § 1 TVG, Rn. 1007.
576 Reimin: Daubler, § 1 TVG, Rn. 1007.
"7 Reimin: Daubler, § 1 TVG, Rn. 1007.
"8 Daubler, TarifvertragsR, Rn. 536.
"9 Daubler, TarifvertragsR, Rn. 537.
%80 Daubler, TarifvertragsR, Rn. 537.
%81 Daubler, TarifvertragsR, Rn. 537.
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stellen®® Sje verstehen die Friedenspflicht ihrem sachlichen Gehalt alceine Grund-

rechtsbeschrankung, die die Austibung des verfassungsrechtlich gestgtierieStreikrechts
auf Zeit ausschlieRt oder jedenfalls in wesentlichem Umfang hegfé Die Friedenspflicht
erstrecke sich — soweit nichts anderes vereinbart wurde — nureainfi geweiligen Tarifver-
trag konkret getroffene Regelurlf.Generell gelte daher der Grundsatz, dass die Friedens-
pflicht im Zweifel eng zu interpretieren s&. Sie diirfe mangels anderer Anhaltspunkte im
Tarifvertrag nicht weiter gehen, als dies den Ubereinstimmenderessen beider Seiten im
Zeitpunkt des Tarifabschlusses entspre€A&oweit ein Komplex nicht eindeutig abschlie-
Rend geregelt sei, greife die Friedenspflicht nicht*&lfEs seien daher alle Ansichten abzu-
lehnen, die der Friedenspflicht eine aus dem Wesen, Zweck oder aBmangsprinzip des
Tarifvertrages umfassende Geltung zuschreiBema die Gewerkschaften strukturbedingt
ohnehin in der Rolle der fordernden und damit schwacheren Partei seisstem sich
verbleibende Unsicherheiten stets zu ihren Gunsten auswitkéom einen kénne es nicht
der Interessenlage beider Tarifvertragsparteien entspreché&mietienspflicht bis zur fakti-
schen Wirkungslosigkeit zu relativieren, andererseits entspremineeine tberzogene Aus-
dehnung der Friedenspflicht weder dem Willen noch dem Interesseesd@arkschaften als
einer der beiden TarifvertragsparteféhDeshalb kénne sie nicht als stillschweigend verein-
bart gelterr™*

Auch Schumanrvertritt die gewerkschaftsnahe Auffassung, dass mit Rickaidhtlie ver-
fassungsrechtlich geschitzte Kollektivvertragsfreiheit und diesk&cht eine enge Ausle-
gung der Friedenspflicht geboten sei, wobei er folgende dreériérit nennt®® Als Erstes
kénnen grundsatzlich nur eindeutig im Tarifvertrag geregelte Gegelestier Friedenspflicht
erfasst werden” Zweitens stelle das Schweigen der Tarifparteien im @lvkeinen Rege-

lungsverzicht dar, da dies auf die Erweiterung der Friedenspiiici8inne einer absoluten

%82 Kempen/Zacher®§ 1 TVG Rn. 680 ff.

%83 Kempen/Zacher®€ 1 TVG Rn. 680 ff.

%84 Kempen/Zacher§ 1 TVG Rn. 681.

%% Kempen/Zacher®€ 1 TVG Rn. 681.

%% Kempen/Zacher€ 1 TVG Rn. 681.

%87 Kempen/Zacher€ 1 TVG Rn. 679.

%8 Kempen/Zacher€ 1 TVG Rn. 679.

%89 Kempen/Zacher§ 1 TVG Rn. 683.

% Kempen/Zacher®§ 1 TVG Rn. 680 ff.

91 Kempen/Zacher®§ 1 TVG Rn. 680 ff.

%92 gchumantin: Daubler, ArbeitskampfR, Rn. 212.
%93 Schumaniin: Daubler, ArbeitskampfR, Rn. 212.
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hinausliefe>®*

Drittens sei eine vom konkreten Vertragsinhalt losgeltsteeifgmng der
Friedenspflicht ohne eindeutige Regelungen abzulehnen, da dies déxtiikaditragsfreiheit
und dem Prinzip der Rechtssicherheit widerspréth@nderenfalls wiirden nicht geregelte
oder Uberhaupt nicht verhandelte Tarifforderungen einer Uber divedrtedenspflicht hi-

nausgehenden Bindung unterworféh.

Steinmacht es sich recht einfach, indem er die FriedenspflichiralZyyeifel nicht verletzt*
ansieht®’ Seiner Auffassung nach fiihre die herrschende AnSichi einer Ausdehnung der
relativen bis zur absoluten FriedenspflichtDer ,innere sachliche Zusammenhang* sei fiir
praktisch alle tarifichen Regelungen durch die Belastung desitdgebers mit Kosten her-
gestellt®® Entscheidend miisse sein, ob nach dem Gesamtplan der Tarifverteigapauch

ein nicht geregelter Sachverhalt durch das Unterlassen mitgere§ét sei.

Buchnergeht zur Bestimmung der sachlichen Reichweite der Friedergpfiar auch vom
Willen der Tarifvertragsparteien aus, allerdings stellhient klar, ob er auch fur eine ver-
gleichbar restriktive Auslegung der Friedenspflicht eintffttDamit ist er nicht zur Fraktion
der Gewerkschaften zu zahlen, deren Vertreter fir eine restriktislegung der sachlichen
Reichweite der Friedenspflicht eintreten. Er verweist diesbiehitgddiglich auf die allge-
meinen Auslegungsgrundsatze im Tarifvertragsr&hbb ein bestehender Tarifvertrag ei-
nem Streik um neue differenzierende Lohnregelungen entgegenstehsidhssicht allge-
mein, sondern nur jeweils fur den Einzelfall danach entscheiden, olmtsprexhender er-
kennbarer, d.h. im Tarifvertrag zum Ausdruck gekommener, Ubereinstimmenitierdés
Tarifvertragsparteien festgestellt werden k&%mllerdings hat sictBuchnerspéter von die-
ser restriktiven Auslegung erkennbar distanziert. Eine dem obgeitéwi Willen der Tarifpar-
teien entsprechende Tarifauslegung komme nicht daran vorbei, funktearstiuschbare

%9 Schumaniin: Daubler, ArbeitskampfR, Rn. 212.
%95 Schumaniin: Daubler, ArbeitskampfR, Rn. 212.
%% Schumaniin: Daubler, ArbeitskampfR, Rn. 212.
%97 Stein,Rn. 668.

%98 vgl. Ausfiihrungen unter § 4 C 1, 2 c).

%% Stein,Rn. 668.

600 stein,Rn. 668.

601 stein,Rn. 668.

602 Buchner,DB 1970, 2074, 2080.

€03 Buchner,DB 1970, 2074, 2080.

€04 Buchner,DB 1970, 2074, 2080.
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Leistungen mit in die Friedenspflicht einzubezief&rEine Annaherung zu der nachfolgend

dargestellten herrschenden Meinung ist daher evident.

c) Regelungsbereich des Tarifvertrages

Nach der wohl herrschenden Auffassung in der Literatur richtbtdsr sachliche Umfang
der Friedenspflicht nach dem zu ermittelnden Regelungsbereichiadidégertrages. Aller-
dings beantworten selbst die Vertreter dieser Grundmeinung die,Rsée denn der Rege-
lungsbereich im Einzelnen zu bestimmen sei, hdochst unterschiedlese Differenzen resul-
tieren aus einer unterschiedlichen Betrachtungsweise zum eindmioiick auf das Schwei-
gen eines Tarifvertrages zu einem bestimmten Regelungsgaugnsid zum anderen hin-
sichtlich des Versuchs einer Gruppenbildung von Féllen, um gen&réleien zur gegen-

stéandlichen Bestimmung der Friedenspflicht zu entwickeln.

Fur Hromadka/Maschmanrchtet sich der Umfang der Friedenspflicht nach dem konkreten
Inhalt des jeweiligen Tarifvertrages, der durch Auslegung mittetn sei®®® Ob eine Sach-
frage im Tarifvertrag abschliel3end geregelt sei, beudale nach dem Willen der Tarifver-
tragsparteiefi’’ Sie konnten den gegenstandlichen Bereich der relativen Friedenspieht
ter oder enger ziehéf® Schweige jedoch der Tarifvertrag, so seien Arbeitskampfeoten,
wenn zwischen ihnen und den ausdriicklich im Tarifvertrag geregeléger-rein ,innerer
sachlicher Zusammenhang best&fiéleuartige Forderungen seien im Zweifel nicht Gegens-
tand des Tarifvertrage?® Tariflich nicht geregelte Fragen wiirden von der Friedenspflicht
nur erfasst, wenn gerade der Regelungsverzicht zum Vertragsjehadcht wurdé™ Ob das

der Fall sei, ergebe sich haufig aus dem Verlauf derveatiandlungefi*? Allerdings I6se

der Fall, dass eine Forderung gestellt und nicht durchgesetdew konnte, fur sich allein
noch nicht die Friedenspflicht abfS.Sei sie jedoch Bestandteil eines ,Verhandlungspaketes*

%95 Buchner,Anm. zu LAG Schleswig-Holstein 25.3.1987 - 6 S&/87, LAGE Nr. 32 zu Art. 9 GG Arbeits-
kampf.
6% Hromadka/Maschmanig 14 Rn. 55.
07 Hromadka/Maschmanig 14 Rn. 55.
6% Hromadka/Maschmanig 14 Rn. 55.
09 Hromadka/Maschmanig 14 Rn. 55.
1% Hromadka/Maschmanig 14 Rn. 55.
1! Hromadka/Maschmanig 14 Rn. 56.
612 Hromadka/Maschmang, 14 Rn. 56.
1% Hromadka/Maschmang, 14 Rn. 56.
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und einem Kompromiss zum Opfer gefallen, erfasse die Friedehspdién gesamten ur-
spriinglichen Komplex, und damit auch die nicht durchgesetzte Fordéfubgmit ist ihre

Auffassung als gewerkschaftsfreundlich einzustufen.

Gamillschegknupft zur Beurteilung, ob der Tarifvertrag eine Materie abdg8éfid regele und
insoweit ein Kampfverbot beinhalte, an den ,inneren Zusammenhar?§® dnzulassig seien
solche Neuforderungen, durch die das wirtschaftliche Gewichiveigsr geltenden Tarifver-
trages verandert und dieser ,in seinem Kern getroffen wiff&as soll allerdings nur dann
gelten, wenn eine Forderung erhoben, dann aber im Zusammenhang mGesaentrege-
lung wieder fallengelassen wurtfe.Zweifel seien jedoch durch Auslegung und durch Be-
wertung des Verhaltens der Tarifpartner zu beheben, wobei in ersider ,Wille der Ta-
rifparteien” entscheid®® SchlieRlich begriinde das Schweigen des Tarifvertrages itesr ei
regelungsbediirftigen Punkt grundsatzlich kein Kampfvetistendenziell istGamillscheg

daher dem Lager der Gewerkschaften zuzuordnen.

Wendeling-Schrddeorientiert sich an der hdchstrichterlichen Rechtsprechung und verweist
zunédchst auf die mangelnde Rechtssicherheit zur Auslegung démdgsmder Friedens-
pflicht.® Sie macht deutlich, dass es ihr auf eine kumulative Anwendung deriéivon
Gesetzes- und Vertragsauslegung ankommt, sie mithin die héclestiottet Rechtsprechung

zur Auslegung von Tarifvertradgen hierbei zugrunde legt. Die Besutimg der Friedenspflicht
orientiere sich zun&chst am Wortlaut der Normen, der nach den Regehraematik und
nach dem Sprachgebrauch auszudeuteff’séaRgeblich sei hierbei immer der wirkliche
Wille der Tarifvertragsparteieff? Dariiber hinaus sei die Auslegung nach dem Gesamtzu-
sammenhang und der Systematik der Regelungen vorzunéfitvéaiter sei der Zweck der
Regelung und unter Umsténden auch die Entstehungsgeschichte fliskdiguig zu bertck-

sichtigen®* SchlieRlich seien die Regelungen verfassungskonform zu interenéfeAller-

14 Hromadka/Maschmani§, 14 Rn. 56.

®15 Gamillscheg Kollektives ArbeitsR I, S. 1078.
%16 Gamillscheg Kollektives ArbeitsR I, S. 1078.
®17 Gamillscheg Kollektives ArbeitsR I, S. 1078.
®18 Gamillscheg Kollektives ArbeitsR I, S. 1078.
®19 Gamillscheg Kollektives ArbeitsR I, S. 1078.
620 \Wendeling-SchrodeNZA 1988, 624, 629.
621 Wendeling-SchréodeNZA 1988, 624, 629.
622 \Wendeling-SchrodeNZA 1988, 624, 629.
623 Wendeling-SchréodeNZA 1988, 624, 629.
624 Wendeling-SchréodeNZA 1988, 624, 629.
625 Wendeling-SchrodeNZA 1988, 624, 629.
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dings nimmtWendeling-Schrodamicht Stellung zu der Frage, wie denn der Umfang der Frie-
denspflicht beim Schweigen des Tarifvertrages hinsichtlinksebestimmten Regelungsge-
genstandes zu bestimmen sei. In der Tendenz ist aber aunhdsie gewerkschaftsnahe La-

ger einzuordnen.

Nach Sollner/Waltermanmrgibt sich der Umfang der Friedenspflicht aus dem Inhalt des T
rifvertrages, der durch Auslegung zu ermitteln®8tRegele der Tarifvertrag nur bestimmte
Ausschnitte eines Gesamtkomplexes, schweige aber Uber andeder méregelten Materie
in engem Zusammenhang stehende Fragen, so sei nhach allgemeingumgssieundsatzen
festzustellen, ob sich die Friedenspflicht auch auf die mit dgen#ichen Vertragsgegen-
stand zusammenhéngende Gebiete beZféHgei Liicken im Vertrag sei der hypothetische
Parteiwille festzustellen, wobei von den im Vertrag zum Ausdretkaghten Vorstellungen
der Parteien auszugehen ¥&iDie Friedenspflicht erfasse tariflich nicht geregelte Fragen nur,
wenn gerade der Verzicht auf die Regelung zum Vertragsineatacht worden i€t Der
Methodenlehre und dem Tarifvertragsrecht sei ein Auslegungsgrundggagkannt, der das
Schweigen Uber eine bestimmte Frage so auslege, dass gkenfteht geregelt werden soll-
te %% Wurde eine Forderung im Laufe der Verhandlungen zwar ausgesprécimene sie
aber nicht durchgesetzt werden, so gentige das allein nicht zur Begyigdendahingehen-
den Friedenspflicht®! Diese Auffassung lasst sich tendenziell eher in das Inesiesgr der
Gewerkschaften einordnen, da sie im Ergebnis die Auslegungiddefspflicht etwas enger

ziehen mochte.

Wankvertritt die Ansicht, dass Absicht und Wille der Tarifvertragspan nicht fir den Um-
fang der Friedenspflicht, sondern fir den Umfang des abschlieResgklilen Sachbereichs
des Tarifvertrages zu ermitteln seféhSchweige der Tarifvertrag zu einem Regelungsge-
genstand, so sei der Umfang des ,sachlichen inneren Zusammenhastgstenam Arbeits-
und Sozialleben Ublichen Anschauungen abzugrenzen, die sich im Laufesiténdern

konnten®®® Es gentige sicher nicht zur Begriindung der Friedenspflicht, oes§@rderung

626 gpliner/WaltermannRn. 255.
827 3pliner/WaltermannRn. 255.
628 gpliner/WaltermannRn. 255.
629 spliner/WaltermannRn. 255.
830 gliner/WaltermannRn. 255.
81 spliner/WaltermannRn. 255.
632 Wankin: Wiedemann, § 1 TVG Rn. 982 ff.
633 Wankin: Wiedemann, § 1 TVG Rn. 982 ff.
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im Laufe der Tarifvertragsverhandlungen erhoben und diskutiert, abar\Eiragsschluss
nicht durchgesetzt werden konfité.Den Parteien sei schlieRlich ein Denken in ,negativen
Abreden* fremdf® Liege dagegen eine sachumfassende Regelung einer Sachmatesi® vor
wirden sich Kampfmafinahmen zur Erzwingung von ZusatzleistungenEog@&nzungen

verbieten?3®

Die Tarifvertragsparteien kbnnen den ,befriedeten Bereichfiitdeveiter oder
enger ziehen, ebenso wie sie das Gesamttarifwerk in einkehfeertrage aufspalten kon-
nen®’ Aufgrund dieser ausgleichenden Sichtweise lasstWiahknicht eindeutig dem einen

oder anderen Interessenlager zuordnen.

Schaubbestimmt den Umfang der Friedenspflicht nach den Grundsatzen vomridedlau-
ben®® Die Tarifvertragsparteien kénnten den Umfang der Friedenspflicker nébeln, wobei
sie diesen nur in begrenztem Umfang einschranken kdfihafierdings bleibt er in seinen
Ausfuihrungen diesbeziiglich knapp und nennt keine genaueren Kriterien. EiresAmm
der Friedenspflicht vertrage sich nicht mit der FriedensfunktiorTdeiévertrage<*® Diese
Begrindung legt den Rickschluss nahe, dass er auch hinsichtlich deieKrdur Bestim-
mung des sachlichen Umfangs der Friedenspflicht die von ihm aneartetle benannten
allgemeinen Kriterien zur Tarifvertragsauslegtfhcheranziehen mochte. Eine eindeutige

Zuordnung in eines der Interessenlager ist daher kaum maoglich.

Auch Léwisch/Rieblewollen die sachliche Reichweite der Friedenspflicht durch Ausig
des Tarifvertrages ermittefi’ Die kampfweise Durchsetzung all derjenigen Tarifforderungen
sei ausgeschlossen, die mit der tariflich geregelten Matergestalt in einem ,inneren sach-
lichen Zusammenhang® stiinden, dass ihre Erflllung das wirtschaftGewicht der in dem
weiteren Tarifvertrag festgelegten Arbeitsbedingungen veréfitfeEine Sachmaterie sei
nicht nur dann geregelt, wenn sie von dem Tarifvertrag geordnet vairdkso die Frage in-

634 Wankin: Wiedemann, § 1 TVG Rn. 982 ff.

63 Wankin: Wiedemann, § 1 TVG Rn. 982 ff.

836 \Wankin: Wiedemann, § 1 TVG Rn. 982 ff.

837 Wankin: Wiedemann, § 1 TVG Rn. 982 ff.

638 gchaukin: Schaub, ArbR-Hdb., § 201 Rn. 13.

639 gchaukin: Schaub, ArbR-Hdb., § 201 Rn. 13a.

640 gchaukin: Schaub, ArbR-Hdb., § 201 Rn. 13a.

641 gchaukin: Schaub, ArbR-Hdb., § 198 Rn. 22 f.

842 | swisch/Rieble§ 1 TVG Rn. 380.

643 | dwisch/Rieble§ 1 TVG Rn. 380; unter Hinweis auf BAG 14.11.19538AZR 245/5, AP Nr. 4 zu § 1 TVG
Friedenspflicht sowie aulViedemanrin: Wiedemann, 8 1 TVG Rn. 682 ff. mit dem Bei$pdass Mantel-,
Lohn- und Urlaubstarifvertrage verschiedene Mindegzeiten haben und die Anderung des Manteltarifve
trages (z.B. hinsichtlich der Eingruppierungenpdioanziell zu Lasten der Arbeitgeberseite ausiwvirk
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haltlich selbst entscheidé* Eine Arbeitsbedingung kénne auch negativ in dem Sinne geregelt
sein, dass der Tarifvertrag auf ihre Normierung verzichte urgk diewusst der Gestaltung
durch einen Arbeitsvertrag oder eine Betriebsvereinbarung utEtassuch eine solche
negativ geregelte Materie unterliege der relativen FriedBetspf*® Mit dieser relativ weiten

Auffassung stehebhdwisch/Rieblesher den Interessen der Arbeitgeber nahe.

Kisselist der Auffassung, die Friedenspflicht beschranke sich nicht &thiecauf die im
Tarifvertrag selbst unmittelbar ausgewiesenen Gegenstandeyrsamelgehe vielmehr dar-
tber hinau$§*’ Als Tarifforderung stehe sie in einem inneren Zusammentemglass die
Erfillung einer neuen Tarifforderung das wirtschatftliche Gigewicht der in dem Tarifver-
trag festgelegten Arbeitsbedingungen @ndern wiftiBamit ist auchKisseldem Arbeitge-

berinteressenlager zuzuordnen.

Hueck/Nipperdeyestimmen den Umfang der Friedenspflicht ebenfalls nach dem tésalt
Tarifvertrages*® Auf Fragen, die in dem bestehenden Tarifvertrag nicht gersgén,
erstrecke sich auch nicht die FriedenspflfeitEtwas anderes gelte nur dann, wenn ein ent-
sprechender Bindungswille der Parteien im Einzelfall anhand alésertrages positiv nach-
gewiesen werden konfigt Auch aus dem Schweigen der Tarifpartner zu einem bestimmten
Punkt konne sich eine Regelung ergeben, die rein negative Regelunghnéaie wahrend
der Geltungsdauer des Tarifvertrages der betreffende Punkt eicdelt werden sollf&?

Vor allem erstrecke sich die Friedenspflicht auch auflitarinicht geregelte Fragen, soweit
diese mit einer tariflich geordneten Angelegenheit in eineengen inneren Zusammenhang
stehe, dass ihre Regelung mittelbar auf den weiter geltendiévettang einwirken wiirdé&>?
Aufgrund dieser weiten Auslegung sind sie tendenziell den IntereEseArbeitgeber zuzu-

ordnen.

644 | swisch/Rieble§ 1 TVG Rn. 383.

%45 | swisch/Rieble§ 1 TVG Rn. 383.

646 | swisch/Rieble§ 1 TVG Rn. 383.

%47 Kissel,ArbeitskampfR, § 26 Rn. 81 ff.
%48 Kissel, ArbeitskampfR, § 26 Rn. 81 ff.
649 vgl. Hueck/NipperdeyArbR 11/1, S. 313.
%50 Hueck/NipperdeyArbR 11/1, S. 317.

%51 Hueck/NipperdeyArbR 11/1, S. 317.

%52 Hueck/NipperdeyArbR 11/1, S. 317.

%53 Hueck/NipperdeyArbR 11/1, S. 317.
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Junkerteilt prinzipiell diesen Standpunkt, indem er zur Ermittlung des duigg der Frie-
denspflicht gleichfalls an die Auslegung des Tarifvertragesigpft®®* Jedoch geht er noch
einen Schritt weiter und konkretisiert seine Auffassung. DiedEnispflicht ergebe sich be-
reits aus dem Sinn und Zweck der Tarifeinigdtigrir die Tarifparteien folge die Friedens-
pflicht daraus auch dann, wenn diese Pflicht nicht ausdriucklich mfv@idrag niedergelegt
sei®®® Angesichts dieser knappen Ausfiihrungen ist eine eindeutige Zuordnumy Lingeir

kaum maglich.

Das gilt auch fulFuchs/ReicholdSie vertreten ebenfalls den Standpunkt, dass tber den sach-
lichen Umfang der Friedenspflicht der Inhalt eines Tarifeges im Wege der Auslegung
entscheidet®’ Bei Fehlen einer eindeutigen Regelung hinsichtlich einer besém Forde-

rung sei grundsatzlich eine Friedenspflicht zu vernelftRtwas anderes gelte nur, wenn

gerade der Verzicht auf die Regelung zum Vertragsinhalt gemacht wordéh sei.

Stahlhackebetont, dass sich der Umfang der Friedenspflicht erst durcAuwikegung des
Tarifvertrages ergeb8® Wiirden Forderungen auf tarifliche Anspriiche gestellt und kampf-
weise durchgesetzt, die Gegenstande betreffen, die zu digseicAetariflich geregelt seien,

so liege keine Verletzung der Friedenspflicht $drAllerdings lehnt er die Heranziehung der
vom BAG in standiger Rechtsprechung entwickelten Kriterien aislegung von Tarifver-
tragen diesbeziiglich ab, da sie zur Lésung des Problems ,wergpigtgieiert°? Dadurch
konne im Einzelfall die Voraussehbarkeit des Rechts leiden, wofiivex auch keinen Aus-
weg siehf®® Eine eindeutige Zuordnung in eine der Interessengruppen ist lsaumit mog-
lich.

Fur Ruthersergibt sich der konkrete Umfang der Friedenspflicht eberdalisdem Inhalt des

jeweiligen Tarifvertrages, der durch Auslegung zu ermittelif®4eDie relative Friedens-

854 Junker,Rn. 582.

8% Jjunker,Rn. 582.

6% Jjunker,Rn. 582.

7 Fuchs/ReicholdRn. 65.

8 Fuchs/ReicholdRn. 65.

9 Fychs/ReicholdRn. 65.

660 stahlhackeFS K. Molitor, 351, 355 ff.
%1 stahlhackeFS K. Molitor, 351, 356.
%2 stahlhackeFS K. Molitor, 351, 357.
663 stahlhackeFS K. Molitor, 351, 357.
64 Rithersin: Brox/Riihters, ArbeitskampfR, Rn. 222.
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pflicht schiitze nur den Vertragsinhalt seffstEntscheidend fiir den Umfang der Friedens-
pflicht sei daher der konkrete Inhalt und die Geltungsdauer desliggen Tarifvertrage&®
Tariflich nicht geregelte Fragen wirden von der Friedenspflicht fasstr wenn gerade die-
ser Verzicht auf eine Regelung ebenfalls Vertragsinhalt \aesd#éte®®’ Wurde eine Forde-
rung im Laufe der Verhandlungen zwar angesprochen, konnte sie aber nidigesdeatzt
werden, so geniige das allein nicht zur Begriindung einer dahingeheretéensipilicht®®
Sofern allerdings diese Forderung nur ein einzelner Bestanidies gro3eren Verhandlungs-
paketes sei und sie im Ergebnis einem Kompromiss zum Opferdalkrfasse die Friedens-
pflicht den gesamten urspringlichen Komplex, also auch die nicht duethigesForderun-
gen®® Demzufolge sei der konkrete Verlauf der Tarifverhandlungen sowibaiéerseitige
Regelungswille der Tarifvertragsparteien ein maf3gebli¢hesegungsmerkmal fir die Be-
stimmung des Umfangs der FriedenspflitfitEin allgemeiner Grundsatz, dass jedes Schwei-
gen der Tarifvertragsparteien im Zweifel schon einen Regelergsiit bedeute, sei jedoch
abzulehnefi’* Diese Konstruktion komme einer absoluten Friedenspflicht nahe uneé-sei g
eignet, den Parteiwillen zu verfalscHéA Diese Ausfilhrungen sind eher um einen Interes-
senausgleich bemuht, so dass eine eindeutige Zuordnung in eines demlragEhwer mog-

lich ist.

Von Stebuvertritt die Auffassung, dass sich der Umfang der Friedeohpfius dem Tarif-
vertrag ergeb&’® Verstehe man die Regeln, die bei den Auseinandersetzungen unbden A
schluss eines Tarifvertrages zu beachten seien, als Verfatteasg, so liege es nahe, die
Friedenspflicht der Parteien aus einem noch bestehenden Targvaldramegative Verfah-
rensvoraussetzung eines weiteren Regelungsverfahrens und fir lshed®achung eines
neuen Regelungsbegehrens zu verstéfebie Friedenspflicht erklare sich auf diese Weise
als die materielle Rechtskraftwirkung tariflicher Regelumtjé Mit diesen Ausfiihrungen ist

eine Einordnung in eines der beiden Interessenlager kaum moglich.

%5 Riithersin: Brox/Riihters, ArbeitskampfR, Rn. 222.
%% Riithersin: Brox/Riihters, ArbeitskampfR, Rn. 222.
%7 Riithersin: Brox/Riihters, ArbeitskampfR, Rn. 224.
%88 Riithersin: Brox/Riihters, ArbeitskampfR, Rn. 224.
%9 Riithersin: Brox/Riihters, ArbeitskampfR, Rn. 224.
670 Riithersin: Brox/Riihters, ArbeitskampfR, Rn. 224.
671 Rithersin: Brox/Riihters, ArbeitskampfR, Rn. 224.
672 Riithersin: Brox/Riihters, ArbeitskampfR, Rn. 224.
673 v, StebutFS Hilger/Stumpf, S. 657, 669 ff.

674 v StebutFS Hilger/Stumpf, S. 657, 669 ff.

675 v, StebutFS Hilger/Stumpf, S. 657, 669 ff.
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Ferner vertreteBauef’®, Blank’’, Diet?’® Dill®’°, Dut?®°, Hensch®’, Hessel?, v. Hoy-
ningen-Huen®® Kirchnef®® Liebef®, Miller®®®, Nikisclt®’, Schollkopt® und Zoll-
ner/LoritZ® die soeben aufgezeigte Auffassung im Kern ebenfalls, so @agiesh der Lite-

ratur herrschende Meinung darstellt.

Zachertbefasst sich mit der Problematik firmenbezogener Verbanistdrage und zwangs-
laufig dadurch auch mit der Frage der Friedenspflicht von Verbaifdstatgen®® Er
kommt zu dem Schluss, dass eine konkrete Grenzziehung sich als gchwieise, da allge-
mein anerkannte Kriterien zur konkreten Bestimmung der sachlichemvireie der Frie-
denspflicht noch nicht entwickelt worden seféhzachertgeht jedoch noch einen Schritt
weiter und bietet eine konkrete Losungsmoglichkeit an. Er untexbosn Vorschlag die in
anderem Zusammenhang von der hochstrichterlichen Rechtsprechung zZwordeinalt des
§ 87 Abs. 1 BetrVG entwickelte Formel zugrunde zu legen, dassR#grelungsgegenstand
im Tarifvertrag abschlieend aus sich selbst verstandlich und zwingamdert* sein
muss>®? Nur so kénnte seiner Meinung nach eine prazisere Bestimmurigriddenspflicht
realisierbar sein, denn der vielfach in der Lehre verwendetgifBdes ,sachlichen inneren
Zusammenhangs* sei als Kriterium hierzu m.E. zu unséfaBamit lehnt er sich an die

hierzu ergangene hochstrichterliche Rechtspreciitiag.

676 Bauer,S. 82 ff. .

77 Blank,NZA Beil.2/1988, 9, 11.

678 Dietz,JZ 1959, 425, 430.

679 Dill, S. 45.

%80 Diitz, Rn. 490.

%81 HenscheRdA 1971, 9, 15.

%82 Hessel BB 1959, 1310 (1311).

683 v. Hoyningen-Huen&ZfA 1980, 453, 466.

%84 Kirchner, RdA 1980, 129 ff.

%% |ieber, Friedenspflicht im Tarifvertrage, S. 6 ff.

8¢ Miiller, DB 1959, 515 ff.

887 Nikisch,ArbeitsR Il, S. 330 ffNikisch,Friedenspflicht, S. 10 ff.

%8 schéllkopf Friedenspflicht, S. 34 ff.

689 78liner/Loritz, S. 369.

690 zachert,Sonderbeil. zu NZA 24/2000, 17, 23.

691 zachert,Sonderbeil. zu NZA 24/2000, 17, 23.

692 7achert,Sonderbeil. zu NZA 24/2000, 17, 23.

693 zachert,Sonderbeil. zu NZA 24/2000, 17, 23.

94 BAG 17.11.1998 - 1 ABR 12/98, NZA 1999, 662; BAR%.09.1993 — 1 ABR 16/93, DB 1994, 1193 ff;
BAG 03.12.1991 - GS 2/90, DB 1992, 1579 ff.; BAG1Z1985 - 1 ABR 6/85, AP Nr. 5 zu § 87 BetrVG
1972 Tarifvorrang = DB 1986, 914; BAG 04.08.1981 ABR 54/78, AP Nr. 1 zu § 87 BetrVG 1972 Tarif-
vorrang;Klebe in: Déubler/Kittner/Klebe, BetrVG, § 87 Rn. 2Bitting, § 87 BetrVG, Rn. 46Wiesein:
GK-BetrVG, § 87 Rn. 69 ff.
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Jacobsfolgt dem Vorschlag von Zachert. Auch er kommt zu dem Schluss,edaseine all-
gemein anerkannten Kriterien zur Bestimmung des UmfangsriaeleRspflicht gibt, so dass
die von der Rechtsprechung zum Tarifvorbehalt des § 87 Abs. 1 &mysgatz BetrVG ent-
wickelte Formei®® herangezogen werden konfitt Diese Formel miisse als Richtschnur ge-
niigen®®’ Jacobsgeht allerdings noch einen Schritt weiter Zichertund unterstreicht die
Bedeutung der Auslegungskriterien wie Wortlaut, Systematik, Hnisgsgeschichte sowie
den Zweck der Regelung als mégliche Richtschnur zur Lésung vonelsiaiien®®® Ange-
sichts der Bemuhungen va@achertund Jacobsum eine handhabbarere Formel zur Bestim-
mung der Reichweite wird deutlich, dass beide die Auslegung deaerspflicht eher enger

umgrenzen mochten. Sie stehen damit tendenziell den Arbeitgeberinteressen nahe.

Otto folgt im Kern der soeben dargestellten tiberwiegenden Auffassui&ghrifttum, bringt
jedoch als Einziger noch einen neuen, wesentlich weiter reichendekt&sp Losung dieser
Frage eirf® Neben der Auslegung des Tarifvertrages hangt fiir ihn diet@lemng der sach-
lichen Reichweite der Friedenspflicht auch von der dem Tanagr#ugrunde liegenden Ge-
schaftsgrundlage a8° Konnten sich die Parteien nicht auf einen Negativkatalog einigen, las
se er sich auch nicht allein im Wege der Auslegung desagsihhalts findeA® Vielmehr
ergebe sich aus der Lehre von der Geschéaftsgrundlage, die in 8 BLBWRG Niederschlag
gefunden habe, dass deren Beeintrachtigung zur VertragsanpassuragiiozR Ucktritt oder

bei Dauerschuldverhéltnissen zur auRerordentlichen Kiindigung beréfht@eo bezieht
sich im Wesentlichen aubchwarzeder in der Geschéaftsgrundlage eine geschéaftsdhnliche
Einigung der Parteien Uber ihre Wertungsgrundlagen sieht und in di@éssammmenhang
Informationspflichten zur Verstandigung tber die Grundlagen desages entwickelt®®
Dieser Ansatz, s@tto, mache besonders deutlich, warum eine Tarifpartei hinsichtlicleweit
rer Forderungen, die im inneren Zusammenhang mit der Regelungsmségben, zumindest
einen Vorbehalt erklaren miis$é. Zutreffend sei, dass man auch unabhangig von einer
rechtsgeschéaftsahnlichen Einigung unter dem Gesichtspunkt einen hitdechnung“ mit

%95 vgl. FN 692.

6% JacobsZTR 2001, 249, 254.
897 JacobsZTR 2001, 249, 254.
698 JacobsZTR 2001, 249, 254.
6% Otto, FS Wiedemann, S. 402.
00 Otto, FS Wiedemann, S. 402.
01 Otto, FS Wiedemann, S. 410.
02 Otto, FS Wiedemann, S. 410.
03 SchwarzeS. 243-250, 350.
04 Otto, FS Wiedemann, S. 411.
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Blick auf die Geschaftsgrundlage von einer Erweiterung der Vergidmgkpflicht sprechen
muisse’®® Darliber hinaus sei die Riicksichthahme auf die Geschaftsgrumgiageen, wenn
eine Verstandigung Uber einen Vorbehalt gar nicht in Betracht konweieder maogliche
tarifliche Regelungsbedarf erst nachtraglich entstanden se&, aifgrund neuer Vorgaben
des Gesetzgebef¥® In einem solchen Fall hatten beide Parteien das spater entstande
den Vorstellungen der Parteien nicht umfasste Risiko nicht eimm&iner ,Negativklausel®
zum Vertragsinhalt erheben kénn@hEs sei nachvollziehbar, dass keine der Tarifvertrags-
parteien die Geschéaftsgrundlage des abgeschlossenen Tarifvedediggsdurch Arbeits-
kampfmalRnahmen beeintrachtigen durfe, es sei denn, es ergebgssildn dJmstanden, dass
das Risiko weiterer vergleichbarer Forderungen von der Gegems&itaif genommen wor-

den sei’®

Die Anknupfung an die Lehre von der Geschéaftsgrundlage mache damdinderst
lich, warum auch aul3erhalb des eigentlichen Vertragsinhalts lieggnd&nde und Vorstel-
lungen fur die Bestimmung der Friedenspflicht in die Wirdigung eodez werden kdnnten
und miissteA® Auch Otto ist damit um eine exaktere Grenzziehung der Reichweite ger Fr

denspflicht bemiiht und kann daher tendenziell dem Arbeitgeberlager zugeordnet werden.

d) Ergebnis und 1. Arbeitshypothese

Im Ergebnis hat die Analyse der Literatur ergeben, dass aechkdine rechtssicheren gene-
rellen Kriterien zur Bestimmung der sachlichen Reichweite Rlexdenspflicht existieren.
Damit hat sich die zu Beginn aufgeworfene 1. Arbeitshypothesstamtlig bestatigt. Weder
die Rechtsprechung noch die Literatur haben rechtssichere ger€rigdrien zur Bestim-
mung der sachlichen Reichweite der Friedenspflicht entwickelar Zassen sich die in der
Literatur vertretenen Auffassungen in dieselben Meinungsspekinordnen, in die auch
bereits die Entscheidungen der Rechtsprechung zusammengefadsh wennten, jedoch
ergibt sich auch innerhalb dieser Meinungsgruppierungen insgesangikkeitliches Mei-
nungsbild. In der Literatur hat sich bislang keine eindeutige Begrindurigastzu dieser
Frage herausgebildet, da die Kriterien auf verschiedene Art undzWeisent und bewertet

werden. Allerdings kommen innerhalb der Literatur die ideologischemekgengegensatze

% Otto, FS Wiedemann, S. 411 ff.
%% Otto, FS Wiedemann, S. 412.
97 Otto, FS Wiedemann, S. 412.
%8 Otto, FS Wiedemann, S. 412.
% Otto, FS Wiedemann, S. 412.
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zwischen den Gewerkschaften und den Arbeitgebern bei der Fragechikchen Reichweite
der Friedenspflicht starker zum Ausdruck als in der Rechtspngc Festzustellen ist, dass je
enger die Autoren die sachliche Reichweite der Friedenspiiestimmen mdchten, desto
eher sind sie tendenziell dem Lager der Gewerkschaften zuzuordngekéht bedeutet
eine entsprechend weite Auslegung der Reichweite in der Tendenarbeitgeberfreundli-
che Position. Insgesamt scheint die Literatur in dieser Friagezai der Seite der Gewerk-

schaften zu tendieren.

3. Stellungnahme

Die vorstehenden Ausfiihrungen zeigen, dass in Fragen der Bestimmursgctiéchen
Reichweite der relativen Friedenspflicht alles andere ials gefestigte und Uberzeugende
Rechtslage besteht. Es ist die Vielschichtigkeit der im Herein der Rechtsprechung und
in der Literatur vertretenen Auffassungen, die dazu fuhrt, dass ein insgesamnktursttes,
diffuses und daher wenig zielfihrendes Meinungsbild zu dieser Fragehéne uneinheit-
liche Rechtsprechung dérbeits- und Landesarbeitsgerichsewie die fehlende eindeutige
Positionierung des BAG fuhren unweigerlich zu einer erheblichemt&eatsicherheit und
gleichen dadurch die fehlende Kodifikation der Friedenspflicht keingswaus. Allerdings ist
zu beachten, dass die Rechtsprechung stets einzelfallbezogen enitgkshtigung der bei-
derseitigen Interessen zu entscheiden hat, so dass die daratisreesid Vielfaltigkeit der

vertretenen Auffassungen das unklare Meinungsbild wiederum etwas retativie

Die Literatur bietet zwar im direkten Vergleich mit dercResprechung noch detailliertere
und umfassendere Begrindungsansatze zur Losung dieser Frage dnggohat es ihr im
Ergebnis ebenfalls nicht, rechtssichere generelle KriteaignBestimmung der sachlichen
Reichweite der Friedenspflicht konkret und praktisch verwertbar amickein. Grundlage
der weiteren Untersuchung ist daher, eine praktisch handhabbare ltorbitker einzelnen
bereits aufgezeigten Kriterien zu entwickeln, um zugleich eimeckallorientierte Losung
dieser Problematik anbieten zu kénnen. Hierzu werden die einzelnen Redetsprechung
und in der Literatur vertretenen Auffassungen zunachst einer kahs@/urdigung unterzo-
gen bevor die eigene Konzeption dargestellt wird. Im Anschluss der@drdiese Kriterien

vor dem Hintergrund der aktuellen Trendwende in der Tariflandschaft neu zu lrewerte
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a) Kritische Wurdigung

Die Analyse der arbeitsrechtlichen Rechtsprechung hat ergddees an feststehenden Kri-
terien, insbesondere an einer klaren Auslegungslinie der Genghténblick auf die Ausle-
gung der sachlichen Reichweite der Friedenspflicht fehlt. Nafexes Gericht legt seinen
Schwerpunkt auf ein anderes Kriterium oder bewertet dasseitieeilin auf unterschiedliche
Art und Weise. Dadurch entsteht ein mehr als diffuses Meinungsbidkaiae eindeutige
einzelfallbezogene Losung mehr erlaubt. Die AuffassunglLdeslesarbeitsgerichts Frank-
furt’*® tiberzeugt jedenfalls nicht. Eine bloRe Berufung auf allgemeinkt®gundsatze zur
Bestimmung der sachlichen Reichweite der Friedenspflichtasigels sinnvoll handhabbarer
Kriterien nicht zielfihrend. Schlie3lich kann diese Entscheidung gdmidpielhaft fur das
Fehlen konkreter Kriterien zur Losung dieser Problematik heraggezwerden. Im Ubrigen
geht das Gericht mit der bereits ausgefuihrten Entscheidung, inshesdede Abstellen auf
Vertrauensgesichtspunkte, tiber die vom BR@ur die Auslegung des normativen Teils des

Tarifvertrages vorgegebenen Kriterien hinaus.

Der restriktiven Ansicht delsandesarbeitsgerichts Berfitf kann ebenfalls nicht vollumfang-
lich zugestimmt werden. Das Gericht steht im MeinungsspektrunKeorpen/Zachersowie
Daubler, so dass es zur Kritik Anlass gibt. Allerdings greift dasicherin Zweifelsféallen
noch auf weitere Kriterien wie etwa die Tarifgeschichte Zyrias durchaus Zustimmung
findet.

Auch die Sichtweise ddsandesarbeitsgerichts K&if? tiberzeugt nicht. Kritikwiirdig an die-
ser Entscheidung ist, dass das Gericht sich nicht mit der eigentlich zu |6seaged& Aus-
legung des normativen Teils des Tarifvertrages auseinandes®idern sich ausschliel3lich
mit der Auslegung der Friedenspflicht beschéftigt. Es enmstlwsoweit zwar konsequent,
aber im Ergebnis nicht zielfihrend, dass das Gericht sicm allg individualvertragliche
Auslegungsmalistédbe konzentriert, denn diese genugen fur die Auslegungresiven

Teils des Tarifvertrages keinesfalls.

"0 | AG Frankfurt - 30.04.1985, 5 SaGa, LAGE Nr. 1& TVG Friedenspflicht; siehe Kap. § 4, C., ),,dn)
"1 BAG 12.12.2001 - 5AZR 238/00, AP Nr. 179 zu §MG Auslegung; siehe Kap. § 4, B., I., 1.

"2 |AG Berlin 19.05.1988 - 14 Sa 22/88, NZA 198848

"3 LAG K6ln 14.06.1996 - 4 Sa 177/98, AP Nr. 149%7t1 9 GG Arbeitskampf.
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Zuzustimmen ist den Auffassungen debeitsgerichts ChemnitZ, derLandesarbeitsgerich-
te Hamm*® undSachseft® sowie dem BAG", die sich insofern einig sind, dass die Tarifver-
tragsauslegung der entscheidende Ausgangspunkt zur Bestimmunghliehea Reichweite
der Friedenspflicht sei und ergdnzend im Falle eines Schweigeadévertrages auf einen
»sachlichen inneren Zusammenhang* abzustellen sei. Richtigerweideauf diese vielfach
benutzte Wendung zuriickzugreifen sein, wobei auch diese zur besseren Hakeitadhar
Konkretisierung bedarf.

Die Untersuchung der Literatur zu dieser Frage hat ergebss ,edaauch hier kein eindeuti-
ges rechtssicheres Meinungsbild fiir eine sachgerechte elluzsfdierte Losung der Prob-
lematik gibt. Den Literaturvertretern, die die Friedenspflicht ioleer tariflich geregelten Be-
reich hinaus als Teil eines ,arbeitsrechtlichen Gesamtkomglesieerdnen wollen, kann
jedenfalls nicht zugestimmt werden. Diese Auffassung hétte amendest faktische Erwei-
terung der relativen zu einer absoluten Friedenspflicht zur Folgedi& Annahme einer sol-
chen absoluten Friedenspflicht besteht jedoch keine gesetzliche &yentiisbesondere vor
dem Hintergrund der aktuellen tarifpolitischen Entwicklungen, der ilesierung von Ar-
beitsverhaltnissen und der Globalisierung von Arbeit erscheint édiefassung mehr als
Uberholt. Sie stammt aus einer Zeit in der der Faktor ,Artstéttk national, haufig sogar re-
gional, gepragt war und sich nicht in einem globalen Wettbewerbdefainzu kommt, dass
diese Ansicht einen zentralen Zweck der Tarifautonomie, die Ubdfadibtionsfreiheit in
Art. 9 Abs. 3 GG verfassungsrechtlich gewahrleistet ist, vollkomaréertcksichtigt lasst.
Der Zweck der auf der Koalitionsfreiheit beruhenden Tarifauton@shies, das Arbeitsleben
in dem von der staatlichen Rechtsetzung freigelassenen Raum dtfebrirage sinnvoll zu
ordnen und zu befrieden. Diesem Befriedungszweck dient die Friedehspléir Tarifver-
tragsparteien. Durch den blo3en Abschluss eines Tarifvertre@es er jedoch insofern in
Gefahr, als dadurch faktisch alle damit zusammenhangenden Adaitgungen unverén-
derbar waren. Der Streit der Tarifvertragsparteien tbeReiehweite des ,arbeitsrechtlichen
Gesamtkomplexes” sowie konsequenterweise der Abschluss von Tadijesrtmit sehr kur-
zer Laufzeit waren nicht mehr weit. Diese Ansicht ist datiedie Befriedung der Tarifland-

schaft in einem globalisierten Arbeitsmarkt ungeeignet und evidtdnoch mehr anstatt zu

4 ArbG Chemnitz 05.10.2007, 7 Ga 26/07, ArbuR 2(B93.

15 LAG Hamm 24.07.2006 - 8 Sa 741/06, BeckRS 20083

"¢ |AG Sachsen 02.11.2007 - 7 SaGa 19/07, NZA 260#f.

"7 \/gl. insbesondere BAG 10.12.2002 - 1AZR 96/02 ANZD03, 734 ff.
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weniger Tarifkonflikten fihren. Der Sinn der Friedenspflicht, dass diearifvertragspar-
teien vor dem Ausbruch eines Arbeitskampfes miteinander in Verbirgkingn und sich bei
der Anwendung der zu seiner Vermeidung zweckdienlichen Mittel gegenunterstiutzen,
wirde dadurch in sein Gegenteil verkehrt.

Ebenso ist die Gegenposition vkempen/ZachemindReim um nur einige Vertreter zu nen-
nen, abzulehnen. Sie beflrworten eine &ul3erst restriktive Ausleguigietknspflicht. 1h-

nen ist allerdings entgegenzuhalten, dass der blof3e Friedensiofiteder alleinige Gel-
tungsgrund der Friedenspflicht ist. Welkampen/Zacherallein auf den Willen der Gewerk-
schaften abstellen, muss dem entgegengehalten werden, dasediadpflicht als schuld-
rechtlicher Bestandteil des Tarifvertrages nach allgeme@remdsatzen der Vertragsausle-
gung, also nach objektiven Auslegungskriterien, zu bestimmén®iblie Friedenspflicht
muss gegeniiber beiden Tarifvertragsparteien denselben Inhalt ‘haterade das Argu-
ment vonKempen/Zachertdie Gewerkschaften seien ,strukturbedingt die schwéchere Par-
tei*, Uiberzeugt nicht®® Es widerspricht den Grundsétzen des deutschen Tarifvertragsrechts
dass im Sinne der Kampfparitat von zwei gleich starken Tamfigartausgeht. Entgegen der
Ansicht vonReimkann es auch nicht allein darauf ankommen, ob eine Frage in einégm Tar
vertrag tatsachlich ,eindeutig abschlieBend* geregelfisgchlieBlich kann von den Tarif-
vertragsparteien kaum erwartet werden, dass sie sich naelm BWarseinandersetzungen um
eine tarifvertragliche Regelung noch zusétzlich auf einegati&katalog einigen. Es kann
daher auch nicht interessengerecht sein, ausschlief3lich auf den kohknetedes Tarifver-
trages abzustellen und den Sinn und Zweck der Friedenspflicht dabei uniwrtigtksu las-

sen.

Im Ergebnis ist daher der herrschenden Meinung in der Literatur ecddtdprechung zuzu-
stimmen, die den sachlichen Umfang der Friedenspflicht nachddech Auslegung zu er-
mittelnden Regelungsbereich des Tarifvertrages bestimmen mdalfteliese Weise sind
jedenfalls interessengerechte Ergebnisse zu erzielen. Hgpfitht insbesondere die Ver-
knupfung zwischen Tarifvertrag und Arbeitskampf, wie sie sich in Riemdesrepublik

"8 \/gl. SchleuseneZA 1998, 239, 240.
"9 v/gl. SchleuseneZA 1998, 239, 240.
2 giehe Kap. § 4, C., 1., 2., b)
2L Siehe Kap. §4, C., 1., 2., b)
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Deutschland entwickelt h4t? Wenn durch die Beteiligung an einem rechtmaigen Arbeits-
kampf die beiderseitigen Rechte und Pflichten aus einem besteherimsts\ertrag suspen-
diert werden, so kann ein solcher Eingriff in den Grundgadeta sunt servanda‘auf ein-
zelvertraglicher Ebene nicht gleichsam permanent verfassaigich gewahrleistet selR®
Doch auch innerhalb dieser herrschenden Auffassung existieren ehnieebifferenzen zu der
entscheidenden Frage, wie denn der Regelungsbereich des Tagbkeritma Einzelnen zu
bestimmen istWankzieht zur Losung dieses Problems die Begriffe des ,abschlie@ere-
gelten Sachbereichs* sowie die ,im Arbeits- und Soziallebenhgsiidnschauungef her-

an, Gamillschegspricht von einem ,inneren Zusammenhdfy‘und Schaubbenutzt die
,Grundsatze von Treu und Glaubéff: um nur einige Vertreter mit ihren jeweiligen Ansatz-

punkten zu nennen.

Hilfreich sind in diesem Zusammenhang die Ausfihrungen Zacherf?’, Jacob$®® und
Otto’®. Sie alle sind um eine Prazisierung dieser fiir sich genomraeiywussagekréaftigen
Wendung des ,sachlichen inneren Zusammenhangs® bemiiht und bieten gnifkgere
Ansatzpunkte. FUDtto spricht insbesondere, dass das BAG bei schwerwiegenden waitisch
lichen Veranderungen, die nicht den Vorstellungen der Vertragspaxaneder zukinftigen
Entwicklung entsprechen, die Lehre von der Geschaftsgrundlage flradiévertrag in der
Sache akzeptiert h&t° Denn es verlangt, dass die Gegenpartei vor einer auRerordemtliche
Kindigung des Tarifvertrages zunachst Verhandlungen lber eine géan@assung anbie-
te.”*! Allerdings vermag keiner der Vorschlage das Problem zu ldtsess, es fur nicht gere-
gelte tarifliche Fragen nach wie vor an einer konkreten detwn Regelung zur Bestim-
mung des befriedeten Regelungsbereichs des Tarifvertrdgeslfas Schweigen des Tarif-
vertrages kann jedoch nicht gleichbedeutend mit einem generedigeiURgsverzicht sein,

der eine Friedenspflicht auch hinsichtlich des nichtgeregelegreistandes zur Folge hétte.

22 Otto, FS Wiedemann, S. 408.

2 Otto, FS Wiedemann, S. 408.

24 Siehe Kap. § 4, C., I., ¢)

% Siehe Kap. § 4, C., I, ¢)

%6 Siehe Kap. § 4, C., I, ¢)

27 zachert,Sonderbeil. zu NZA 24/2000, 17 ff.

28 JacobsZTR 2001, 249 ff.

29 Otto, FS Wiedemann, S. 401 ff.

30 BAG 18.12.1996 - 4 AZR 129/96, AP Nr. 1 zu § 1GKiindigung unter Il 2.1; BAG 18.06.1997 - 4 AZR
710/96, AP Nr. 2 zu 8 1 TVG Kundigung unter Il 3;1Allerdings hat das BAG bisher eine Festlegumy hi
sichtlich der unmittelbaren Anwendbarkeit des tnsti der Geschaftsgrundlage vermieden, u.U. wegen e
ner daraus folgenden rechtlichen Verpflichtung\Zertragsanpassung, wenn sich die Tarifparteient @ich
nigen kénnen.

31 vgl. BAG 18.12.1996 - 4 AZR 129/96, AP Nr. 1 zd §VG Kiindigung Leitsatz 2 und unter 11 2.3.
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Ein so weitgehendes Verstandnis liefe unweigerlich auf die Eeweiy der relativen Frie-
denspflicht zu einer absoluten hinaus. Diese Sichtweise wirddasiah tiber den Willen der
Tarifvertragsparteien hinwegsetzen und dadurch einen Eingriff ilatiGautonomie des Art.
9 Abs. 3 GG darstellen. Schliel3lich ertffnet gerade die verfgsseehtlich gewahrleistete
Tarifautonomie den Tarifvertragsparteien die theoretische ktilgit eine absolute Frie-
denspflicht zu vereinbaren. Besteht jedoch eine solche unbewusstéackarifiann kann die-
se — wie bereits oben aufgezé&igt unter restriktiven Voraussetzungen durch eine erganzen-
de Tarifvertragsauslegung geschlossen werden. Eine Leitlinidefiidabei zu ermittelnden
Willen der Tarifvertragsparteien kann sodann die RechtsprechungAda@§Bind desBun-
desverfassungsgerichté zu grundlegenden Fragen des Tarif- oder Arbeitskampfrechts bzw.
zu der in Art. 9 Abs. 3 GG gewahrleisteten Koalitionsfreiheit usrddéraus abgeleiteten Ta-
rifautonomie bieten. Grundlegende Fragen des Tarifrechts durbasondere Fragen nach
dem Tarifsystem, der Tarifbindung, sowie der Wirkung héherrandiggmen sein. Die
Rechtmaligkeit von Arbeitskampfen, deren Durchfiihrung sowie ihr Eirdlifsdas Arbeits-
verhaltnis stinden als arbeitskampfrechtliche Fragen zur Bedaunhgoan. An der Schnitt-
stelle zwischen dem Verfassungsrecht und dem Arbeitsreche @icft weiter die vor allem
verfassungsrechtlich zu beantwortende Frage nach den GrenZearifeutonomie sowie der
Sicherung ihrer Funktionsfahigkeit stellen. Das Schliel3en eblehen Tarifvertragsliicke
unter Berlicksichtigung der zuvor aufgezeigten Rechtsprechung den IBedehte erscheint
als sinnvollste Losung dieser Problematik. Schlie3lich kann davon ausgegegrgen, dass
dieser Weg bei den mit den dazu ergangenen Grundsétzen der Resthisgrvertrauten

Tarifvertragsparteien Akzeptanz finden wurde.

Siehe Kap. 84, B., 1., 4., b)

«(...) der Staat kann wegen der besonderen im ditdeh Interesse liegenden Aufgabe und des diegfiez(
chen Zwecks der Tarifautonomie — den von der sthath Rechtsordnung freigelassenen Raum des Arbeits
lebens im Einzelnen durch Tarifvertrage sinnvokzaudtllen und letztlich die Gemeinschaft sozialtms
frieden — nur solche Koalitionen an der Tarifautmi®teilnehmen lassen, die diese Aufgabe sinnwoérz
fullen vermdgen.” Vgl. BAG 14.03.1978 - 1 ABR 2/78P Nr. 30 zu 8 2 TVG.

DasBVerfGhat immer wieder betont, dass es Sache des Gebetagsei, die Tragweite der Koalitionsfrei-
heit dadurch zu bestimmen, dass er die Befugniss&dalitionen im Einzelnen gestalte und naher leege
Der Gesetzgeber habe dabei einen weiten Spielrldaterlasse er eine Regelung, so liege es an ddohzer
ten, tatig zu werden. Dabei hatten sie die Gremderuhalten, die auch der Gesetzgeber einzuhaitba, h
vgl. BVerfGE 58, 233, 248; BVerfGE 88, 103, 115; ®GE 84, 212, 226. Art. 9 Abs. 3 GG sei als vorbe-
haltloses Grundrecht konzipiert, wobei aber allgemeévieinung sei, dass damit nicht jede Regelung im
Schutzbereich ausgeschlossen ist, vgl. zuletzt 8/&ZA 2007, 394, 395 m.w.N.. Nach der Rspr. des
BVerfGist ein Eingriff in das Grundrecht der Koalitioresheit zulassig zum Schutz von Rechtsgiitern und
Gemeinwohlbelangen, denen gleichermal3en verfassetgcher Rang gebihrt, wobei die Verhaltnisma-
RBigkeit zu wahren ist, vgl. BVerfGE 84, 212, 228/@BfGE 94, 268, 284. DaBVerfG hat offen gelassen,
ob auch andere Rechtsgiter eine Einschrankungfeetdtn konnen. In jedem Fall gilt: Je gewichtigier
Schutz, den Art. 9 Abs. 3 GG verleiht, desto schwviggender missen die Grinde sein, die eine Einsehra
kung rechtfertigen sollen, vgl. BVerfGE 84, 21282BVerfGE 94, 268, 285.

732
733

734
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b) Eigene Konzeption

Die Bestimmung der sachlichen Reichweite der Friedenspfiichtet sich nhach dem durch
Auslegung zu ermittelnden Regelungsbereich des Tarifvestr&paveit der Tarifvertrag tat-
sachlich eine Regelung enthélt, ist zu kléaren, ob diese abschlie3end ist. Ergérdanad asif
einen ,sachlichen inneren Zusammenhang" abzustellen, wobei hil&saeisden vom BAG
entwickelten Grundsatz zurickzugreifen ist, nach dem der ,Regelungsgegem Tarif-
vertrag aus sich selbst heraus verstandlich und zwingend noreirennsss“>° Diese re-
striktive Auslegung des ,sachlichen inneren Zusammenhangs* dkt ¢her hier vertretenen
eigenen Konzeption unabdingbar, um diesen Begriff ndher zu konkretisierestaomdfr
die Praxis schlicht handhabbarer zu machen. Bericksichtigung fiadéed hinaus die von
der Literatur entwickelten Kriterien, wie etwa der Wortlaug 8ystematik, die Entstehungs-
geschichte sowie der blo3e Zweck einer Regelung. Auch die defmeFtrag zugrunde lie-

gende Geschaftsgrundlage wird in die Auslegung mit einbezogen.

Enthalt der Tarifvertrag jedoch keine Regelung zu einer besémfiage, dann besteht eine
Friedenspflicht nur fir den Fall, dass angenommen werden kanWikkeder Tarifvertrags-
parteien habe diese Nichtregelung zu einem Teil des Varthedis werden lassen. Hingegen
kann bei Vorliegen einer unbewussten Tarifvertragslicke diese nastektiven Vorausset-
zungen durch eine ergénzende Tarifvertragsauslegung geschlosden.viierzu ist es un-
abdingbar, den konkreten Willen der Tarifvertragsparteien festiarstdlls Leitlinie werden
dazu die von der Rechtsprechung des BAG undBdeslesverfassungsgerictegatwickelten
Grundsétze im Hinblick auf grundlegende Fragen des Tarif- odeitskbmpfrechts sowie
der Koalitionsfreiheit und der Tarifautonomie herangezogen. Sie flief#smn einzelfallbe-
zogen in die Auslegung des Tarifvertrages mit ein.

Zusammenfassend stellt sich die eigene Konzeption daher wie folgt dar:

Zur Bestimmung der sachlichen Reichweite der Friedenspfliclthdduslegung des Tarif-
vertrages werden die Kriterien des Regelungsbereichs, dedlafdsch restriktiv zu be-
stimmenden ,sachlichen inneren Zusammenhangs®, des Wortlautsystem&tik, der Ent-

35 BAG 17.11.1998 - 1 ABR 12/98, NZA 1999, 662; BR®G.09.1993 - 1 ABR 16/93, DB 1994, 1193 ff.; BAG
03.12.1991 - GS 2/90, DB 1992, 1579 ff.; BAG 171885 - 1 ABR 6/85, AP Nr. 5 zu § 87 BetrvVG 1972
Tarifvorrang = DB 1986, 914; BAG 04.08.1981 - 1 ABR/78, AP Nr. 1 zu 8§ 87 BetrVG 1972 Tarifvor-
rang;Daubler/Kittner/Klebe BetrVG, § 87 Rn. 29Fitting, § 87 BetrVG, Rn. 46\Viesein: GK-BetrVG,

§ 87 Rn. 69 ff.
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stehungsgeschichte, des Zweckes sowie der Geschaftsgrundlaggehegen. Soweit keine
Regelung im Tarifvertrag besteht, richtet sich die Frieddéinhpfallein nach dem konkret
feststellbaren Willen der Tarifvertragsparteien. Diksigerien werden als rechtssicher, trag-
fahig und praktisch handhabbar erachtet, um eine sachgerechte und aegenfasssage
Uber die sachliche Reichweite der Friedenspflicht treffen zu kbnnen.

Die eigene Konzeption besteht darin, die zielfhrenden Kriteriehiteratur mit denen der
Rechtsprechung sinnvoll abgestimmt zu kombinieren, um die Bestimhemgachlichen
Reichweite der Friedenspflicht fir den Rechtsanwender praktisch handhablgestatien.

II. Neubewertung der Kriterien in Bezug auf die sich veranderndeTariflandschaft

Ein wesentlicher Aspekt der tariflichen Friedenspflicht ist diadurch gewonnene Berechen-
barkeit und Verlasslichkeit fur Arbeitgeber und Gewerkschafterhrgvi@ die Arbeitnehmer
fur die Dauer des Tarifvertrages eine rechtlich verbindlichen@age fur Gehalt und sonsti-
ge Leistungen der Arbeitgeberseite erhalten, kann siciAudbeitgeber sicher sein, dass die
Berechnungsgrundlagen der Wirtschaftlichkeit seines Betriebe smmstige Regelungsge-
genstande wie etwa Arbeitszeit und Urlaub konstant bleiben. Digsé die tarifliche Frie-
denspflicht gesicherte Verlasslichkeit ist durch den offensitlticwandel der Tarifland-
schaft zunehmend in Gefahr geraten. Es treten vermehrt Konkurresrkgehaften, insbe-
sondere auf der Ebene der ,Funktionseliten®, auf, um die InteresserMhglieder durchzu-
setzen. Halt dieser Trend zuklnftig weiter an, so besteht di&Gafes deutlichen Anstiegs
von Arbeitskampfen. Diese Entwicklung erfordert eine Neujustiedergsachlichen Reich-

weite der tariflichen Friedenspflicht und damit eine Neubewertung derzaidéen Kriterien.

Der Streik einer Gewerkschatft als Vertreterin einemJiionselite* kann das Ziel der Lahm-
legung eines Arbeitgebers durchaus effizient erreiéffarierbei organisieren sich nicht alle
Arbeitnehmer eines Unternehmens, sondern nur diejenigen, welche irrbeédstailigen
Wirtschaft besondere Schlisselfunktionen erfillen, also solche, mit Adpeitsleistung ein
hoher Einsatz von Kapital verbunden ‘&tDie Folge ist eine eklatante Wandlung im Er-
scheinungsbild eines Streiks. Ein Beispiel hierflr ist der Agkampf zwischen der Deut-

schen Bahn AG und der GDL aus dem Jahr 280d@er eine neue Qualitat erreichte. Wer als

3¢ GiesenNZA 2009, 11, 13Hromadka,NZA 2008, 384 ff;Eckert,DStR 2008, 259 ff.
37 GiesenNZA 2009, 11, 13.
% Siehe Kap. § 4, C., I, 1., b), cc)
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Lokomotivfuhrer die Arbeit niederlegte, konnte auf diese Weise verhindass, hohe Inves-
titionen brachlagen und zusétzlich die Arbeitsleistung einer gra3eahl von Kollegen blo-
ckiert wurde’® Lediglich die Rechtsgrundsatze uber die Ableistung von Notstaredtar
konnten hierbei grofte Schaden verhind&trEs ist dann Aufgabe des Arbeitgebers, der
Deutschen Bahn AG, gewesen, ihre Reaktionsmoglichkeiten zu prifen, waleeneasiAus-
sperrung der Mitglieder der betreffenden Berufsgruppe hattégerwkonnen. Ansonsten hat
sie das Recht gehabt, den kompletten Bahnbetrieb zu schifé®ea.SchlieRung des gesam-
ten Unternehmens hatte jedoch erhebliche wirtschaftliche FolgafefiDeutsche Bahn AG
nach sich gezogen. Schlie3lich wirkte sich der Streik der Spawengehaft GDL fur die
Deutsche Bahn AG wie ein Gesamtbelegschaftsstreik aus, wohingegedie Aufwendun-
gen der streikenden Partei auf die Streikunterstiitzung firr die Furetiiertzeschranktef{?
Fur die Deutsche Bahn AG entstanden dadurch erhebliche Kosten sovigichesd&osten
durch Streiks sonstiger Belegschaftsmitglieder. Nur am Ragidau$ die Problematik der
mehrfachen zum Teil auch verheerenden Kollateralschadigungpdstgen Wirtschaftssys-

tems*® hingewiesen, auf die hier nicht naher eingegangen werden soll.

Der Ausgangspunkt der weiteren Untersuchung ist die im Zusammgenhaglem Arbeits-
kampf zwischen der Deutschen Bahn AG und der GDL deutlich heresrtiettendenzielle
Abkehr vom Grundsatz der Tarifeinhéft die unmittelbare Auswirkungen auf die Friedens-
pflicht hat. Bei konsequenter Ablehnung der Tarifeinheit wird diedemspflicht der einen
Gewerkschaft keine Friedenspflicht der anderen nach sich ziehetlicBartsewerkschaften

koénnen daher prinzipiell miteinander konkurrierend strefkrn diesem Fall wirde die

¥ Rieble,BB 2003, 1227.

9 GiesenNZA 2009, 11, 14.

"1 Sjehe zum Recht des Arbeitgebers, bei StreikRiemieb stillzulegen, BAG 17.02.1998 - 1 AZR 386/97
NZA 1998, 896; BAG 22.03.1994, NZA 1994, 1097; BR®.06.1995, NZA 1996, 212; BAG 12.11.1996,
NZA 1997, 393. Nach a.A. steht dem Arbeitgeber zeiarAussperrungsrecht auch gegen Nichtmitglieder
der streikenden Berufsgruppe zu, Vglanzen,RdA 2008, 193, 20&amanabrou ZfA 2008, 241, 260. Je-
doch soll er keine Mdglichkeit haben, im Funktiditeastreik den Betrieb insgesamt stillzulegen.<Daérd
damit begriindet, dass die Stillegung nicht UberRahmen des Streikaufrufs hinausreichen dirfe. Beém
zweierlei entgegenzuhalten. Erstens wirde damifAdi&gsperrung in héherem Mal3e erlaubt als die &tilll
gung und zweitens kann sich der ,Rahmen des Strigikis“ nur zeitlich auf die Dauer des Streiks und
sachlich auf den stillzulegenden Betrieb bezielmar. personliche Geltungsbereich ist nach der Rpohits
chung nur insoweit betroffen, als Nicht-Arbeitnelrderch die Stilllegung nicht erfasst werden. Imridb
gen sind aber jeweils die Gesamtbelegschaften fiestrosgl. BAG 11.7.1995 - 1 AZR 63/95, NZA 1996,
214, 217; vgl. aucksiesen NZA 2009, 11, 18.

2 v/qgl. allg. GiesenNZA 2009, 11, 14.

43 \/gl. hierzuvon Steinau-Steinriick/GlarigZA 2009, 113 ff.

"4 Siehe Kap. § 1, C.

5 GiesenNZA 2009, 11, 14Hromadka,NZA 2008, 384 ffvon Steinau-Steinriick/GlandZA 2009, 113, 114.
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Friedenspflicht obsolet, denn ihre befriedende Funktion ware aufgehobesicBerollzie-
hende Wandel in der Tariflandschaft kann damit als ein Frontalbagfitlie Friedenspflicht

aufgefasst werden, zumindest stellt er ihre Existenz nachhaltig in. Frage

Insbesondere die im Rahmen der Tarifauseinandersetzung zwisashBeudschen Bahn AG
und der GDL bereits im Hinblick auf die Aussagen zur sachlichechReite erlauterte Ent-
scheidung dekandesarbeitsgerichts Sach$&stellt eine deutliche Abkehr vom Grundsatz
der Tarifeinheit dar. Ob die Streiks der GDL zur Erzwingeirges eigenstandigen Tarifver-
trages fur Lokfuhrer unverhaltnismafig sein kénnen, weil der angesifabfvertrag letzt-
lich wegen des Grundsatzes der Tarifeinheit durch den zwisch&edeschen Bahn AG und
den Gewerkschaften Transnet und GDBA abgeschlossenen und auf alilegBgpen der
Bahnbetriebe anwendbaren Tarifverffdgerdrangt wiirde, hat dagichsische LA@ahinge-
stellt sein lassen. Es sei wegen des bei Abschluss daswniahrens zwischen der Deut-
schen Bahn AG und der GDL noch offenen Streits tUber den Inhalt destrabtgn Tarifver-
trages nicht feststellbar, ob der angestrebte Tarifvertagith der speziellere und daher die
Transnet/GDBA-Regelungen verdrangende Tarifvertrag sein wiitde.

Diese Argumentation des Gerichts ist nicht schliissig und kann detnerbefirwortet wer-
den. Nach der Rechtsprechung des BR®at die Priifung der VerhaltnisméaRigkeit und da-
mit auch der Zulassigkeit eines Arbeitskampfes sich an dgesaebten Arbeitskampfziel
und gerade nicht an dem im Nachhinein erreichten Ergebnis zu aeentgchliel3lich beab-
sichtigte die GDL von Anfang an einen eigenstandigen Tarifedrachzusetzen, der zu-
mindest in den Kernforderungen bezuglich Arbeitsentgelt und Arkéitgr Lokfuhrer mit
dem von der Deutschen Bahn AG und den Gewerkschaften Transnet und G&s&tdos-
senen, fur alle ihre Arbeitnehmer geltenden Tarifvertrag kordateriDaher hatte dasichsi-
sche LACeine einzelfallbezogene Entscheidung treffen missen und dieZtrégantworten
gehabt, ob ein Streik zulassig ist, der auf eine freiwilligeifkonkurrenz hinauslauft, d.h.
eine Situation, in der der Arbeitgeber aufgrund eines privatautonomesngéiitschlusses an
zwei Tarifvertrdge mit unterschiedlichen Gewerkschaften gebuntdeBamerkenswert an

dieser Entscheidung ist, dass déashsische LAGich zwar ausfuhrlich mit dem Prinzip der

4% | AG Sachsen, 02.11.2007 - 7 SaGa 19/07, NZA 2698.; siehe Kap. § 4, C., I, 1., b), cc)

47 Dieser Tarifvertrag zwischen der Deutschen BaBnuiid den Gewerkschaften Transnet/GDBA ist am
09.07.2007 abgeschlossen worden. Er ist abruftter www.boeckler.de.

8 | AG Sachsen, 02.11.2007 - 7 SaGa 19/07, NZA 2698,

49 BAG 19.06.2007 - 1 AZR 396/06, AP Nr. 173 zu A1GG Arbeitskampf unter I. 3 (a) bis (c) der Grénd
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8 4 Reichweite der Friedenspflicht

Tarifeinheit auseinandersetzt, dabei allerdings den SchwerpuhklieaGruppeninteressen
der Lokfuhrer legt und die Belange der Arbeitgeberseite und dgemkinheit, etwa die
Friedenspflicht, eine wirtschaftlich verlassliche Kalkulationgbader die vorrangigen Tarif-

regelungen, weitgehend aul3er Betracht bleiben oder untergewichtet werden.

An diesem beispielhaft untersuchten Arbeitskampf I&sst sich nightlie Umbruchsituation

in der Tariflandschaft, sondern auch die Notwendigkeit einer Neuheweder als tragfahig
und rechtssicher erachteten Kritef@rzur Bestimmung der sachlichen Reichweite der Frie-
denspflicht erkennen. Daher werden die Kriterien nun dahingehend untersutibselm Zu-
sammenhang stellen sich aufgrund ihrer grundlegenden Bedeutung \@rzarmggi Fragen,
die unmittelbar miteinander zusammenhéngen: Zum einen ist fraghchje aufgezeigten
Kriterien tendenziell weit oder eher restriktiv auszulegen sfiuin anderen ist zu klaren,
welcher Zusammenhang zwischen einer weit oder eng ausgelagtdict'en Reichweite der

Friedenspflicht und dem Grundsatz der Tarifeinheit besteht.

Eine entsprechend weit verstandene, einzelfallbezogene Anwenduagfgezeigten Krite-
rien wirde die sachliche Reichweite der Friedenspflicht ausdehnedanmt sozusagen als
letztes Korrektiv zur Vermeidung von permanenten Arbeitskampfen]etgbch als Instru-
ment des Arbeitgeberschutzes eingreifen. Die Ausdehnung der baohReichweite der
Friedenspflicht bei gleichzeitiger Abkehr von dem Grundsatz defeirdneit wirde aller-
dings zu widersprtchlichen Ergebnissen fuhren. Im Wesentlichen konnterlsaig&ber
durch einen schnellen Tarifabschluss mit einer Gewerkschaftndmegesiner Anderen ein-
fach umgehen. In dieser Konstellation wéare der Grundsatz derimiaeitemit der kleinen,
aber entscheidenden Anderung gewahrt, dass hier nicht die RegetticgiBarifkonkurrenz,
sondern nunmehr die Regeln der Schnelligkeit Uber den Tarifabschluss mitdider das
Bestehen der Friedenspflicht entscheifférDies erscheint gerade im Hinblick auf das ohne-
hin bestehende Risiko einer Eskalation der Konflikte sowie einemwartenden Anstieg

von Arbeitskdmpfen keine zielfiihrende L6sung zu sein.

Vielmehr bestiinde im Gegenteil auch die Mdglichkeit die Keterzur Bestimmung der

sachlichen Reichweite restriktiv anzuwenden, um die sachlichehweite der Friedens-

0 Siehe Kap. § 4, C., IL.
51 GiesenNZA 20009, 11, 14.
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8 4 Reichweite der Friedenspflicht

pflicht angesichts der dargestellten Veranderungen einzudammedinbick auf die Ab-
kehr vom Grundsatz der Tarifeinheit, in Folge dessen samtliche im &etrieb vertretene
Gewerkschaften konkurrierend streiken kdnnen, bestiinde bei einer zusatxitteinge-
schréankten Friedenspflicht allerdings die Gefahr einer Vedligling von Arbeitskdmpfen.
Im Ergebnis wiirde eine restriktive Anwendung der oben aufgereigtterien' > bei gleich-
zeitigem Abschied vom Grundsatz der Tarifeinheit daher die aregtyde Einbul3e von Ge-
genwehrmdglichkeiten des Arbeitgebers bedeuten. Dieser Losuglggmiéit kann ange-
sichts der wirtschaftlichen Risiken der Arbeitgeber durch di®grUnausgewogenheit bei
der Tragung von Arbeitskampfrisiken, die mit der Umbruchsituation verlpusishel, nicht

gefolgt werden.

Nach alledem zeigt sich, dass an dem eingangs aufgez&gtenisatz der Tarifeinh&it
nicht nur vor dem Hintergrund der aufgezeigten Trendwende in délamdschaft unbedingt
festzuhalten ist, sondern dass zwischen diesem Grundsatz und deendmiedenspflicht

die gerade aufgezeigte Wechselwirkung besteht. Der Grundsafadfminheit wird damit

als eine Grundvoraussetzung einer effektiven relativen Frieder#hachtet. Daher werden
die bereits oben genannten Kritefighdes Regelungsbereichs, des ausschlieRlich restriktiv zu
bestimmenden ,sachlichen inneren Zusammenhangs®, des Wortlautystem&ik, der Ent-
stehungsgeschichte, des Zweckes, der Geschéaftsgrundlage sowienkiet feststellbaren
Willens der Tarifvertragsparteien unter der Voraussetzung aiéseStehens der Tarifeinheit

wie folgt neu bewertet:

Diese Kriterien sind durchweg restriktiv anzuwenden. Die Friedenspdiitigenerell fur alle
im Betrieb vertretenen Gewerkschaften wahrend eines besteh€adivertrages, so dass sie
sich selbst auf Tarifvertrage von Spartengewerkschaften defideerstreckt. In diesem Fall
ist auch eine restriktive Anwendung der sachlichen Reichweitgich, ohne dass die Gefahr
einer Ausuferung von Arbeitskdmpfen besteht. Hieran wird deutlichengedie Wirkung der
sachlichen Reichweite der Friedenspflicht von der Wirkung deréliainéit abhangig ist. Der
Fortbestand der Tarifeinheit starkt die Friedenspflicht und sidmertoefriedende Funktion.
Bei bestehender Tarifeinheit und geltender relativer Friedenspiiesteéht keine Gefahr einer

Unausgewogenheit in der Tragung von Arbeitskampfrisiken und damit verburaleseiti-

2 Siehe Kap. § 4, C., IL.
53 Siehe Kap. § 1, C.
>4 Siehe oben § 4, C., Il.
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8 4 Reichweite der Friedenspflicht

ger Verlagerung des wirtschaftlichen Risikos auf die Arlebigg. Die eng ausgelegte relative
Friedenspflicht wirkt effektiv, so dass es keiner weiten Auslggier Kriterien bedarf. Im
Umkehrschluss bedeutet das, dass je mehr der Grundsatz der Tatitidpeweicht wird,
desto weiter sollten diese Kriterien ausgelegt werden, um dieitdeber sozusagen als letz-

tes Korrektiv vor einem Arbeitskampf wirksam zu schitzen.

Die Kriterien zur Bestimmung der sachlichen Reichweite Rtedenspflicht sind aufgrund
der Vielfaltigkeit tariflicher Auseinandersetzungen in eiglebalisierten Tariflandschaft stets
auf die jeweilige Tarifauseinandersetzung abgestimmt anzuweligiee erganzende Tarif-
vertragsauslegung kann sich sinnvollerweise immer nur am Eithzelfaseinen jeweiligen
Besonderheiten orientieren. Auf diese Weise wird eine flexible uherdachnahe Betrach-
tung des Einzelfalles ermdglicht, die die statische Anwendund<dtarien nicht erzielen
konnte. Des Weiteren sind die Kriterien nach der bereits oben befét@orermittelnden
Auslegund® zu bestimmen, wobei das subjektive Element, der konkret feststeWlitiee
der Tarifvertragsparteien, besondere Berucksichtigung findetdi€wermittelnde Auslegung
mit einem starken Akzent auf dem subjektiven Element, spriaghtUdestand, dass soweit
keine Regelung im Tarifvertrag besteht, sich die Friedenspéitih nach dem im Einzelfall
konkret feststellbaren Willen der Tarifvertragsparteien ricidas bereits auf seine Tauglich-
keit als Auslegungshilfe untersuchte ILO-Ubereinkommen Nr°&@&nn erganzend hilfswei-
se zur Auslegung von Tarifvertrdgen hinzugezogen werden, da ihm eimitsgbAusle-
gungstendenz entnommen werden kann. Dieses ILO-Ubereinkommen untetatiiiztden

subjektiven Auslegungsakzent innerhalb der vermittelnden Auslegungsmethode.

In diesem Zusammenhang stellt sich die AnschlussproblematiW/dergkeit der einzelnen
Kriterien zueinander. Die dargestellten Kriterien werden sénstl mit Blick auf ihre Tragfa-
higkeit und praktische Handhabbarkeit als zielfihrend zur Bestimmungsatdiichen
Reichweite der Friedenspflicht erachtet. Jedes Kriterium kammdgétzlich allein herangezo-
gen werden, um die sachliche Reichweite der Friedenspflicht dwslegung des Tarifver-
trages zu bestimmen, wobei eine Kombination aus mehreren Kriteuég b@&eckmaniger,
plausibler und sachnéher sein dirfte. Somit kann sinnvollerweise keirsgdHiestruktur bei

ihrer Anwendung zugrunde gelegt werden. Eine einzelfallorientBastimmung der sachli-

" Siehe Kap. § 4, B.
"% Siehe Kap. § 4, B., IV., 6.
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chen Reichweite der Friedenspflicht durch den Rechtsanwender kanmusidierart gestal-
ten, dass die entwickelten Kriterien potentiell gleichwertig undid&umulativ anwendbar
sind, soweit dieses der Einzelfall zulasst. Hierfur sprichhadass es gerade nicht moglich
ist, allgemeingultige Kriterien aufzustellen und gleichzeigen Einzellfall angemessen zu
l6sen, so dass auch keine Uber- und Unterordnung dieser anzulegenden MaSgtilmetet
werden kann. Dieser Bewertungsvorschlag verfolgt als priméetsauch nicht das unbe-
dingte Aufstellen allgemeingtiltiger und damit auch statischéeti@n zur Bestimmung der
sachlichen Reichweite der Friedenspflicht, sondern orientierasicten bereits von der Lite-
ratur und Rechtsprechung hierzu entwickelten Kriterien und Ansatzpunktea|ldrdings

stets den Einzelfall im Blick.

Zusammenfassend stellt sich die Neubewertung der Kriterien daheslgtiddr:

Die Kriterien werden unter der Voraussetzung des fortbestehended<atzes der Tarifein-
heit restriktiv, einzelfallbezogen und im Wege der vermitteInderneusag mit dem Schwer-
punkt auf dem konkret festzustellenden Willen der Tarifvertraggparangewendet, um die

sachliche Reichweite der Friedenspflicht angemessen zu bestimmen.

[1l. Bestimmung der personlichen Reichweite der Friedenspitht

1. Begriff

Im Folgenden wird zu untersuchen sein, ob die bereits zu Beginn aufgee 2. Arbeits-
hypothes&’ zutreffend ist oder nicht. Dazu werden die unterschiedlichen Aufigss der
Rechtsprechung und der Literatur zur personlichen Reichweiteriddefspflicht im Einzel-
nen untersucht, um im Anschluss daran im Rahmen der StellungnahnkesistBisgewinn

eine Antwort auf die 2. Arbeitshypothese geben zu kdnnen.

Die auf dem obligatorischen Teil des Tarifvertrages beruhende relatidersglicht ist eine
nur zwischen den vertragsschlielenden Tarifvertragspartestahlbade Rechtspflicht. Sie
besteht beim Verbandstarifvertrag zwischen den Tarifvertragspar zwischen denen der
Tarifvertrag besteht und um dessen Anderung es bei einem moghcheitskampf geht.
Unter der personlichen Reichweite der Friedenspflicht ist daher beimndsthafvertrag der

5" Siehe Kap. § 1 C.
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Umfang der Friedenspflicht jeweils im Verhéltnis des vedsahlielenden Verbandes ge-

geniiber seinen Mitgliedern zu verstefi&h.

2. Meinungsstand in der Rechtsprechung und in der Literatur

Aus dem Abschluss eines Verbandstarifvertrages durch einagitgaberverband und einer
Gewerkschaft resultiert nicht zwangslaufig, dass deren igatgt in der gleichen Art und
Weise wie die vertragsschlieRenden Verbande aus der FriedenspégMerbandstarifver-
trages verpflichtet werden. Es wurde bereits dargelegt, dassirdielnen Mitglieder zwar
unmittelbar aus der Friedenspflicht berechtigt sind, aber nurliaittéiber die Verbands-

pflicht zur Einhaltung der Friedenspflicht verpflichtet siidl.

Es stellt sich daher die Frage nach dem Umfang der Friediehspfir die einzelnen Ver-
bandsmitglieder. Der haufig allgemein gehaltene Verweis auRdiehweite der Friedens-
pflicht genugt in diesem Zusammenhang nicht, um diese Fragechemd zu beantworten.
Zwar werden zu dieser Problematik verschiedene Auffassungietea, es wird allerdings
nicht stets ganz deutlich differenziert, ob die tarifvertragli€niedenspflicht gegentber den
Verbandsmitgliedern wiederum durch die jeweils in den Verbandtarégen geregelten
Gegenstande relativiert wird oder ob sie eventuell — solangeatliévertrag besteht — in per-
sénlicher Hinsicht absolut it° Im Wesentlichen werden hierzu die nachfolgend dargelegten

Auffassungen vertreten.

a) Absolute Friedenspflicht des Verbandstarifvertrages

Wiedemann/Oetkerertreten die Auffassung, dass die Friedenspflicht des Vertzaifidsr-

trages eine Uber die relative Wirkung hinausgehende Schutzwirkung #rgdes einzelnen
Arbeitgeber habé&* Sie verbiete nicht nur Arbeitskampfe iiber die im Tarifvertrelyandel-
ten Gegenstande, sondern auch Arbeitskampfe zum Abschluss von Firiwenitagen, mit

58 \/gl. LAG K6ln 14.06.1996 - 4 Sa 177/96, NZA 1997, 327, 332.
9 Siehe Kap. § 3, B., IV.

%0 v/gl. LAG K6ln 14.06.1996 - 4 Sa 177/96, NZA 1997, 327, 331.
81 Oetkerin: Wiedemann, § 2 TVG, Rn. 177.
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denen Uber- oder auBertarifliche Leistungen gefordert werden <8fi@ar einzelne Arbeit-
geber solle sich darauf verlassen konnen, dass die witlsdied Daten wéhrend der Lauf-
zeit des Vertrages einheitlich bestiinden und nicht abgeandert wetdgir. die Gewerk-
schaft ergebe sich die Verpflichtung, keine Firmentarifvertzgéordern, aus der Konse-
quenz ihres eigenen Verbandstarifabschlu§8eGrundsétzlich gebe ihr das Gesetz in § 2
Abs. 1 TVG eine Wahlmoglichkeit zwischen Verbandstarifvertragen Rimdentarifvertra-
gen. Wahle sie einen Firmentarifvertrag, so werde dieserdeacksrundsatzen der Tarifkon-
kurrenz von einem spéter nachfolgenden Verbandstarifvertrag nichtimgt’®> Wahle sie
indessen einen Verbandstarifvertrag, so musse sie wahrend deeit. digses Vertrages auf
ersetzende oder erganzende Firmentarifvertrage verzidht@ann sei das Vertrauen der
einzelnen organisierten Unternehmen, ausschliel3lich mit den gegeberbandstariflichen
Daten rechnen zu missen, schutzwiirdi§ewiedemann/Oetkesind daher der Ansicht, dem

Verbandstarifvertrag sei in personlicher Hinsicht eine absolute Friedehspfimanent®

Auch Brox/Ritherssind diesem Meinungsspektrum zuzuordfférwenn die Gewerkschaft
wahrend der Laufzeit eines Verbandstarifs von einem organisierteitgeber kampfweise

einen Firmentarifvertrag verlange, was ohnehin unzulassig sei, danoResdds gegen die
Friedenspflicht.”® Jeder Verbandsangehérige miisse sich darauf verlassen kénnen, dass die im
Tarifvertrag festgelegten Vereinbarungen wahrend der gesdratézeit gelten, was ein we-
sentlicher Vorteil der Verbandszugehérigkeit <S&i.

In dieses Meinungsspektrum sind dartiber hinaus niédhhel’’? Boldt”® und Ha-

nau/Adomeit’* einzuordnen. Sie vertreten die Auffassung, dass jede kampfweisbsBur

%2 Oetkerin: Wiedemann, § 2 TVG, Rn. 135; der vOrtkerin diesem Zusammenhang zitierten Entscheidung
BAG 08.02.1957 - 1 AZR 169/55, AP Nr. 1 zu § 1 TW¥@edenspflicht kann diese Auffassung allerdings
nicht entnommen werden, da es dort um die kampéwBigrchsetzung von Ubertariflichen Arbeitsbedin-
gungen, die in Einzelvertragen bzw. Betriebsverainhgen geregelt waren.

83 Oetkerin: Wiedemann, § 2 TVG, Rn. 177.

%4 Oetkerin: Wiedemann§ 2 TVG, Rn. 177.

%5 Oetkerin: Wiedemann, § 2 TVG, Rn. 177.

% Oetkerin: Wiedemann, § 2 TVG, Rn. 177.

57 Oetkerin: Wiedemann, § 2 TVG, Rn. 177.

%8 \/gl. Oetkerin: Wiedemann, § 2 TVG, Rn. 177.

%9 Riithersin: Brox/Riithers, ArbeitskampfR, Rn. 228.

0 Ruthersin: Brox/Riithers, ArbeitskampfR, Rn. 228.

"1 Rithersin: Brox/Riithers, ArbeitskampfR, Rn. 228.

2 Krichel, NZA 1986, 731.

" Boldt, RdA 1971, 257, 261.

" Hanau/AdomeitArbeitsR, Rn. 293.
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zung eines Firmentarifvertrages schon dann untersagt sei, wemetdaffene Arbeitgeber

Mitglied des Arbeitgeberverbandes sei.

b) Keine Friedensfunktion des Verbandstarifvertrages

Kempen/Zacherhingegen billigen dem Verbandstarifvertrag eine Friedensfunktiondgr
satzlich nicht zd”” Tatsachlich wiirden Gewerkschaften, die Arbeits- und Wirtschditsbe
gungen in einem Verbandstarifvertrag geregelt hatten, damgizlighre Bindung an diese
Regelungen des Vertrages auch im Verhéaltnis zu den einzelnenelBigiternehmen des
Arbeitgeberverbandes erklaréfi.Diese Uberlegung greife jedoch dann nicht, wenn die Ta-
rifvertragsparteien im Verbandstarifvertrag durch eine Offnuiagsidl ausdriicklich vorse-
hen, dass zusatzliche Firmentarifvertrage oder firmenbezogertmandstarifvertrage nicht
ausgeschlossen sein solféh.Die Annahme einer solchen vertraglichen Bindung der Ge-
werkschaften durch den Verbandstarifvertrag sei aber nicht eindéU@gwerkschaften wol-
len namlich mit dem Abschluss von Verbandstarifvertragen niematedgesrbeitsbedin-
gungen in betriebsnaheren Firmentarifvertragen ausschliéRem.Hinblick auf die unter-
schiedliche Leistungskraft der von einem Verbandstarifvertragsgdn Unternehmen, die
Ausrichtung des Verbandstarifvertrages an den schwacherenddégii des Arbeitgeberver-
bandes und die Interessenlagen auf Seiten der Gewerkschaften kérolehein\sertragswil-

le nur begrenzt unterstellt werd&.Ein Streik um einen weiteren Firmentarifvertrag versto-
3e selbst dann nicht gegen die Friedenspflicht des Verbandstasifes; wenn sich der In-
halt des Firmentarifvertrages auf Fragen beziehen soll, digsbere Verbandstarifvertrag

geregelt sind®!

> Kempen/Zacher§ 2 TVG Rn. 99.

"% Kempen/Zacher§ 2 TVG Rn. 133.
""" Kempen/Zacher§ 2 TVG Rn. 133.
"8 Kempen/Zacher§ 2 TVG Rn. 133.
"9 Kempen/Zacher§ 2 TVG Rn. 134.
80 Kempen/Zacher§ 2 TVG Rn. 134
81 Kempen/Zacher§ 2 TVG Rn. 133.
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c) Relative Friedenspflicht des Verbandstarifvertrages

Nach Uberwiegender Auffassung sind die organisierten Arbeitgedeerdie Friedenspflicht
des Verbandstarifvertrages in sachlicher Hinsicht in gleichenfiablg vor Arbeitskdmpfen
geschiitzt wie der vertragsschlieRende Arbeitgeberverband.€élbstzulassig sei danach
die kampfweise Durchsetzung eines Firmentarifvertrages gegeeiileen organisierten Ar-
beitgeber, wenn die erstrebten Tarifvertragsinhalte beredem bestehenden Verbandstarif-
vertrag konkret geregelt seiéfi.Danach misste jedes einzelne Streikziel genau gepriift wer-
den, ob es im Verbandstarifvertrag konkret geregelt®8dtine Verletzung der Friedens-
pflicht scheide hingegen aus, wenn es um andere Regelungen innerhB&ibrdagarifver-
trages gehé&® Die Reichweite der Friedenspflicht richte sich daher nachldiait des Ver-
bandstarifvertrage$? Das einzelne Verbandsmitglied sei durch die relative Friedéstgpf
geschutzt, die in den schuldrechtlichen Vorschriften des Tar&gas enthalten sei und
zugleich einen Vergleich zugunsten Dritter ndmlich zugunsten digtidder der Tarifver-

tragsparteien darstell&’

3. Stellungnahme

Der Auffassung vorWiedemann/Oetkesowie den weiteren Vertretern dieses Meinungs-
spektrums kann nicht gefolgt werden. Sie stiitzen sich auf daswdhidige Vertrauen des
einzelnen Arbeitgebers. Vertrauensgesichtspunkte kdnnen jedochBreiagerung der Frie-
denspflicht des Verbandstarifvertrages zu einer absoluten Fridligrtspegrinden. Der
Verband kann aufgrund der bestehenden Friedenspflicht nur darauf veralase der Ver-
bandstarifvertrag selbst nicht veréndert wird. Hinzu kommt, dassskehhaltiges Argument
ersichtlich ist, weshalb der einzelne Arbeitgeber im Gegensatz\Verband vor bislang noch
nicht vereinbarten Regelungen geschutzt sein soll. Die Konsequesez diesicht ware ein

nicht zu rechtfertigender, weiterreichender Schutz des Verbaifstmages zugunsten des

82 gStein,RAA 2000, 129, 139SchleusenenNZA 1998, 239, 240Deeken,S. 88 ff.;HeR, ZfA 1976, 45, 61;
Buchner,DB 1970, 2074, 20783aul, RdA 1966, 172, 176; vgl. auch LAKSIN 14.06.1996 - 4 Sa 177/96,
NZA 1997, 327, 331.

83 gchleuseneiNZA 1998, 239, 240; LAGKSIn 14.06.1996 - 4 Sa 177/96, NZA 1997, 327, 331.

84 | AG KoIn 14.06.1996 - 4 Sa 177/96, NZA 1997, 327, 331.

85 50 wohl auch LAGK6In 14.06.1996 - 4 Sa 177/96, NZA 1997, 327, 331.

86 gchleuseneNZA 1998, 239, 240; LAGK6In 14.06.1996 - 4 Sa 177/96, NZA 1997, 327, 331.

87 |LAG KoIn 14.06.1996 - 4 Sa 177/96, NZA 1997, 327, 331.
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einzelnen Arbeitgebers gegeniber dem benachteiligten Verband €ibdber hinaus ist
hierbei zu beriicksichtigen, dass das BEGinter Zuhilfenahme der Drittwirkung des Tarif-
vertrages die Friedenspflicht des Verbandstarifvertragedeaah Mitglieder ausdehnt. Somit
ergibt sich der Schutz des einzelnen Arbeitgebers nur aus detalizhs@ Drittschutz des
Verbandstarifvertrages. Es ware daher widersprtchlich, wenn dbangstarifvertrag dem
einzelnen Arbeitgeber einen weiterreichenden Schutz vermitteln wélsledlem Verband
selbst. Hinzu kommt, dass es vorliegend an einer Vertrauensschuirteladen objektiven
Grundlage fehlt. Schlief3lich kann Vertrauensschutz nur durch ein zZGese¢ mindliche
Erklarung, eine Urkunde oder durch konkludentes Verhalten begriindet /&t dgiede-
mann/Oetkerziehen hierzu § 2 Abs. 1 TVG heran. Aus der in dieser Norm enthaltene
Gleichstellung von Arbeitgeberverband und einzelnem Arbeitgebeltisxt die Mdglichkeit
der Gewerkschaft, ihren jeweiligen Kontrahenten frei zu wafifeaus dieser Abschlussfrei-
heit ergibt sich je nach gewéhltem Tarifgegner auch die ArfTde$vertrages. Damit sind
Verbands- und Firmentarifvertrag gleichgesteftEs besteht also kein Vorrang des Ver-
bandstarifvertrages gegenuber dem Firmentarifvertrag. Somét lllas Tarifvertragsgesetz
auch keine hinreichende Grundlage fur die Annahme eines Vertrauamssclfuch fehlt es
an einem konkludenten Verhalten der Gewerkschaft, denn der Arbeitgetrenicht aus der
Abschlussfreiheit des § 2 Abs. 1 TVG den Rickschluss ziehen, dasswerkSchaft wéah-
rend der Laufzeit des Verbandstarifvertrages stets mit depniagich ausgewahlten Tarif-

gegner verhandeln mdchte.

Den Gegensatz ZWiedemann/Oetkérildet die Ansicht vorKempen/Zachertlie ebenfalls
abzulehnen ist. Die Friedenspflicht als schuldrechtlicher Besthmidigi Tarifvertrages ist
gemal den allgemeinen Grundsatzen der Vertragsauslegung zuesstider Umfang der
Friedenspflicht muss also anhand des objektiven Empfangerhorizontiesniiewerden. Al-
lerdings ist objektiv nur der Wille der Gewerkschaft erkennbarereiTarifvertrag abzu-
schlie3en. Der - vermeintliche - innere Wille der Gewerksabafticht erkennbar und daher

kann auch nicht auf ihn abgestellt werden.

8 \/gl. BAG 04.05.1955 - 1 AZR 493/5AP Nr. 2 zu Art. 9 GG Arbeitskampf = NJW 1955, 1378letzt
bestatigt in BAG 10.12.2003 - 1 AZR 96/02, RdA 20836, 359.

8 Canaris, Vertrauenshaftung, S. 492.

90 v/gl. Léwisch/RiebleFS Schaub, S. 457, 469.

1 vgl. Séllner,ArbeitsR, S. 131y. Hoyningen-Huen&fA 1980, 453, 466.
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Im Ergebnis wird daher hier der herrschenden Auffassung gefagtak die Friedenspflicht
des Verbandstarifvertrages nicht eine absolute, sondern nur eineer&éicht sei. Dieser
Ansicht ist zuzustimmen, da sie vor Arbeitskampfmalinahmen schitztjctliggegen den
Bestand des Tarifvertrages oder Verdnderungen einzelner saleanbagter Bestimmungen
richten. Daher kann aus der Friedenspflicht des Verbandstarif\eritaigein Verbot solcher
Arbeitskampfmalinahmen resultieren, mit denen eine Verbesserung vits inenéerbands-
tarifvertrag festgeschriebenen Regelungen verbunden ist. Die personliche&te der rela-
tiven Friedenspflicht aus dem Verbandstarifvertrag ist dabeigetsrausdricklicher Rege-
lung im Tarifvertrag, durch Auslegung zu ermittélh Daraus ergibt sich, dass mit der Be-
stimmung des Umfangs der sachlichen Reichweite der Friedems@Wwangslaufig auch die
personliche Reichweite feststeht. Im Hinblick auf inren Umflaesteht also eine Kongruenz

zwischen der sachlichen und der personlichen Reichweite der Friedenspflicht.

4. Zwischenergebnis und 2. Arbeitshypothese

Nach alledem hat sich die 2. Arbeitshypothese nicht bestBigtReichweite der Friedens-
pflicht in personlicher Hinsicht ist kongruent mit der ReichweiteRdeedenspflicht in sachli-
cher Hinsicht. Die Friedenspflicht des Verbandstarifvertragfesuch keine absolute, sondern
eine nur eine relative Pflicht. Sie schitzt den verbandsangehorigertg®ber wahrend der
Geltungsdauer eines Verbandstarifvertrages davor, zu einererftamfivertrag Uber Fragen
gezwungen zu werden, die schon im Verbandstarifvertrag geregeltDendErmittlung der
personlichen Reichweite der relativen Friedenspflicht des Verlaifdsttrages erfolgt wie
bei der Ermittlung der sachlichen Reichweite im Wege der fusig. Aufgrund der Kon-
gruenz beider Reichweiten bedarf es auch keiner rechtlichen Nerbew der bereits zur
Bestimmung der sachlichen Reichweite entwickelten Kriteriendern es wird auf die ent-

sprechenden Ausfiihrungen verwie$&h.

92 | AG KoIn 14.06.1996 - 4 Sa 177/96, NZA 1997, 327, 331.
3 Siehe Kap. §4,C., 1., 3., b)
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8 4 Reichweite der Friedenspflicht

5. Sonderprobleme

a) Streiks um unternehmensbezogene Tarifvertrage

aa) Meinungsstand in der Rechtsprechung und in der Literatur

Untersucht wird im Folgenden die Problematik, ob und ggf. in welchen Grelnzestreik-
weise Einforderung unternehmensbezogener Tarifvertrage zuisissigenn der Arbeitgeber
Koalitionsmitglied und daher an einen Verbandstarifvertrag gebunddiiieszu werden ver-

schiedene Auffassungen vertreten.

Fordert eine Gewerkschaft von einem verbandsangehdorigen Arbeitggbéibdchluss eines
Firmentarifvertrages, stellt sich zunachst die Frage, ob ethesoArbeitgeber Uberhaupt ta-
riffahig ist. Hierzu werden im Wesentlichen zwei Auffassungertreten. Nach einer Ansicht
ist die Tariffahigkeit verbandsangehoriger Arbeitgeber abzuleffidie Gegner der Tarif-
fahigkeit verbandsangehdriger Arbeitgeber begriinden ihre Auffgssiineiner ,teleologi-
schen Restriktion“ des § 2 Abs. 1 TV&.Die eigene Tariffahigkeit sei dem einzelnen Ar-
beitgeber nur deshalb zuerkannt worden, weil man den Gewerkschmaftateresse einer
funktionsfahigen Tarifautonomie unter allen Umstanden einen Vertragspaichern woll-
te.””® Das mit § 2 Abs. 1 TVG verfolgte Ziel habe lediglich darin &egen, dem einzelnen
Arbeitgeber die Flucht in die Tarifunfahigkeit qua Verbandsschutz hauen’®’ Allerdings
sein diese ratio bei verbandszugehorigen Arbeitgebern nicht eingchtdger Tariffahigkeit
bedirfe es daher nicht mehr. Es sei mit Hilfe unternehmensbezdgemmandstarifvertrage
dem Interesse der Gewerkschaften, betriebs- und unternehmensmghengen treffen zu

kdnnen, ohne weiteres Geniige getan.

Die herrschende Meinung in der Literatur und in der Rechtsprechung hingegen Ziedt die

"% LAG Schleswig-Holstei25.11.1999 - 4 Sa 584/99, NZA-RR 2000, 143, 145H&inze,DB 1997, 2122,
2126;Reuter,NZA 2001, 1097Kleinke/Kley/WalterZTR 2000, 499, 500 ffNatzel, SAE 2001, 43, 48ff.

% Matthesin: FS Schaub, 477, 482 fi.pbinger,RdA 2006, 12, 13.

% Reuter,NZA 2001, 1097Kleinke/Kley/WalterZTR 2000, 499, 500 ffNatzel, SAE 2001, 43, 48 ff.

7 Reuter,NZA 2001, 1097Kleinke/Kley/WalterZTR 2000, 499, 500 ff.; Natzel, SAE 2001, 43, #8 f

" LAG Schleswig-Holstei25.11.1999 - 4 Sa 584/99, NZA-RR 2000, 143, 145Hginze,DB 1997, 2122,
2126.
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8 4 Reichweite der Friedenspflicht

riffahigkeit des verbandszugehdrigen Arbeitgebers nicht in ZWeitdas Tarifvertragsge-
setz sieht keinen Verlust der Tariffahigkeit des Arbeitgebeargihem Verbandsbeitritt vor.
Eine dahingehende teleologische Reduktion des § 2 Abs. 1 TVG setzt, \dassislie mit der
Verleihung der Tariffahigkeit verfolgte Zielsetzung gefahmtétde, es etwa zu Unklarheiten
dartiber kame, wer Gegenpartei der Gewerkschaft ist und wdlarérertrag gelten sofi®
Das ist jedoch nicht der Fall. Vielmehr gehdrt die Tariffahigles einzelnen Arbeitgebers
zu dessen durch Art. 9 Abs. 3 GG geschitzter Betatigungsfreiheit amedemgeschrankt,
wenn der Arbeitgeber durch die Verbandszugehdrigkeit seine ardgkeit verloré®® Sie
legitimiert sich also aus der Biindelung von Arbeitsverhaltnisserihei Persof’? Die Ta-
riffahigkeit des einzelnen Arbeitgebers hangt auch nicht davon abaatbder Satzung des
Arbeitgeberverbands der Abschluss von Firmentarifvertragen durch eirfsangsangehdri-
gen Arbeitgeber zulassig &€ Die Satzung begriindet verbandsinterne Pflichten der Ver-
bandsmitglieder und vermag daher nicht deren Aufenverhaltnis zunDrittgestaltefi**
Daher ist auch ein gegen die Satzung des Arbeitgeberverbandd3gadsto Tarifvertrag
wirksam. Es bleibt folglich bei der eigenen Tariffahigkeit auctbaedsangehdriger Arbeit-
geber. Diese Ansicht ist Gberzeugend. Schlie3lich kann der einzddeégiber nicht durch
schuldrechtliche Verpflichtungen tber seine Tariffahigkeit dispomiddge Tariffahigkeit ist
namlich nicht nur ein Recht, sondern zugleich eine dem Arbeitgelobriauinteresse des
sozialen Gegenspielers gesetzlich verliehene, unverzichtbanesEingdét. Nach alledem wird

daher der herrschenden Meinung gefolgt.

Mit der eigenen Tariffahigkeit verbandsangehoriger Arbeitgestejedoch noch nicht die
Befugnis der Gewerkschaften anerkannt, einen Firmentarifvamiragolchen Arbeitgebern
zu erstreiken. Der bekannte Satz ,Was tariflich regelbakasin auch im Wege des Arbeits-

kampfes durchgesetzt werden“ kann hierbei nur eine gewisse Grmitatng bieten.

99 BAG 10.12.2002 - 1 AZR 96/02, NZA 2003, 734 ffAG Koln 14.06.1996 - 4 SA 177/96, NZA 1997, 327,
330; LAG Niedersachse®2.06.2004 - 7 Sa 819/04, AP Nr. 164 zu Art. 9 Gi®eitskampf;Hel3, ZfA
1976, 45, 53Buchner,DB 1970, 2025, 2026Richardi, Jura 1971, 141, 15%, Hoyningen-HueneZfA
1980, 453, 458Thlsing,NZA 1997, 294 Henssler,ZfA 1998, 517, 535Wendeling-SchrodefNZA 1998,
624, 627; Stein, RdA 2000, 129, 136eb, DB 1999, 2058, 205%Rieble,NZA 2000, 225, 229Zachert,
NZA 2000, Sonderbeilage zu Heft 24, Jacobs,ZTR 2001, 249, 250 ffKempen/Zachert§ 2 TVG Rn.
70; Gamillscheg Kollektives ArbR |, S. 524, 100@etkerin: Wiedemann, § 2 TVG Rn. 171 ffL;6-
wisch/Rieble§ 2 TVG Rn. 136.

890 stein,RdA 2000, 129, 136.

81 BAGE 104, 155, 160; BAGE 66, 258, 263; BAGE 3811137;Lieb, DB 1999, 2058, 205Rieble,NZA
2000, 225, 229.

892 Stein,RdA 2000, 129, 136.

803 BAG 04.04.2001 - 4 AZR 237/00, NZA 2001, 108%tkerin: Wiedemann, § 2 TVG Rn. 171.

804 BAG 04.04.2001 - 4 AZR 237/00, NZA 2001, 108%tkerin: Wiedemann, § 2 TVG Rn. 171.
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8 4 Reichweite der Friedenspflicht

Schlie3lich gibt es Stimmen, die trotz Anerkennung der eigenen&ragkieit verbandsange-
horiger Arbeitgeber die Kampfbefugnis der Gewerkschaften grutidsétd.h. noch bevor
zum Forderungsinhalt oder zur Friedenspflicht Stellung bezogen wirehratst® Ihnen

kann jedoch schon deshalb nicht zugestimmt werden, da entscheidendsistiedBrage der
Tariffahigkeit von der Frage der Kampfbefugnis sachlich getreinat Es handelt sich hier-
bei um inhaltlich und gedanklich verschiedene Fragen, die nur differebetesichtet werden

kénnen und nicht voneinander abhangig sind.

Zu der Frage nach der Kampfbefugnis der Gewerkschaften stehetwsi Grundrichtungen
diametral gegeniiber. Zum einen wird sie kategorisch abgéf@Hbie Gegner der Streikbe-
fugnis argumentieren in erster Linie mit der individuellen Kaaigfreiheit des verbandsan-
gehorigen Arbeitgebers. Deren Respektierung fordere nicht numda®itige Verbot, einen
Arbeitgeber mittels Arbeitskampfes zum Austritt aus dem Vertzandewegefi’’ Es resul-
tiere hieraus Uberdies das Recht des Arbeitgebers, nur noch mit vegdratdsten Arbeits-
kampfen Uberzogen zu werden, nicht aber auch mit solchen, die auf Absahks§irmen-
tarifvertrages zieltef’® Neben der individuellen Koalitionsfreiheit des einzelnen Arbeitgebers
berufen sich die Gegner der Kampfbefugnis vielfach auch auf diektket Grundrecht der
Koalitionen selbst, wie es heute ganz tiberwiegend anerkannt®iddbei geht es vor allem
um die Frage, ob die Gewerkschaften im Hinblick auf einen spiitetem Verband zu fuh-
renden Arbeitskampf versucht sein konnten, einzelne Arbeitgeber baréitsrfeld mittels
der aus dem Firmentarifvertrag resultierenden Friedenspflichpkanfahig zu machen, sie
also gleichsam aus der Koalition herauszubrechen und so den Verhaiimttieahn zu schwa-
chen®® Ein weiteres Argument ist die ansonsten unattraktive Verbaitgledschaft, wenn

sie die kampfweise Inanspruchnahme auf einen Firmentarifverchgmndert. Dartber hin-

805 Reuter,NZA 2001, 1097, 1101 ff.; dessen Argumentatioerdings nicht (iberzeugt, da er die eigene Tarif-

fahigkeit des verbandsangehdrigen Arbeitgeberskaneen will, weil die Verbandsmitgliedschaft nicht
transparent sei und die Gewerkschaften mit Zweif@niiber im Hinblick auf Firmentarifvertrage miuA
Renseiterarbeitgebern nicht belastet werden dirB@ses Argument kann dann aber kaum auf die Frage
nach der Tariffahigkeit beschrénkt bleiben. Es rn&igann auch fur die Frage der Kampfbefugnis gelten
fur die erhebliche Haftungsrisiken existieren ungebenfalls von der Verbandsmitgliedschaft abhéangt

86 | AG Schleswig-Holsteir25.11.1999 - 4 Sa 584/99, NZA-RR 2000, 143, 1B&chner,DB 1970, 2074,
2077 ff.;Boldt, RdA 1971, 257, 26Qrichel, NZA 1986, 731, 732SchleuseneMZA 1998, 239, 241Hel,
ZfA 1976, 45, 46 ff.Lieb, DB 1999, 2058, 2059 ff.

87 Allgem. Meinung, vgl. BAG 10.12.2002 - 10 AZR 98/ NZA 2003, 734 ff.

88 | AG Schleswig-Holsteir25.11.1999 - 4 Sa 584/99, NZA-RR 2000, 143, 1R&chner,DB 1970, 2074,
2077 ff.;Boldt, RdA 1971, 257, 26Krichel, NZA 1986, 731, 7325chleuseneM\ZA 1998, 239, 241elR,
ZfA 1976, 45, 46 ff.Lieb, DB 1999, 2058, 2059 ff.

899 BVerfGE 84, 212, 225; BVerfGE 92, 365, 3@eterichin: ErfK., Art. 9 GG, Rn. 38 m.w.N.

810 Boldt, RdA 1971, 257, 26@Reuter,NZA 2001, 1097, 1098.
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aus ist der Einwand der gestorten Kampfparitat eng verbunden sendi#gnwanden aus der
kollektiven Koalitionsfreiheif'* Auch bestreiten die Vertreter dieser Ansicht, dass der ver-
bandsangehorige Arbeitgeber von seinem Verband mit Arbeitskampfma@maimterstitzt

werden kanfi*?

Die Uberwiegende Auffassung in der Literatur sowie das BAG gghemdsatzlich davon
aus, dass ein wirksamer Tarifvertrag auch gegeniber eineeitgaber erstreikt und abge-
schlossen werden kann, der einem Arbeitgeberverband an§éhbies folge daraus, dass
sich seine Tariffahigkeit unmittelbar aus 8 2 Abs. 1 TVG ergetieer seine Tariffahigkeit
auch nicht dadurch verliere, dass die Satzung des Verbandes salcbrtéiifvertrage unter-
sage®™ Sei der Arbeitgeber tariffahig, so mussten entsprechende/diaméfge auch kampf-
weise durchgesetzt werden konfi€hEs sei namlich unstreitig, dadas Streikrecht als un-
abdingbare Voraussetzung der Tarifautonomie wie diese unter dante Skes Art. 9 Abs. 3

GG stehé'®

bb) Stellungnahme

Im Ergebnis ist den Vertretern der Uberwiegenden Auffassung ihitkatur sowie dem
BAG zuzustimmen. Die Einwande aus der individuellen Koalitionsfreifigiten zu der
rechtskonstruktiv nicht zu begriindenden Folge, dass die relative Frieadmnsgés Ver-
bandstarifvertrages gegeniiber dem einzelnen Arbeitgeber eitezgebende, namlich abso-
lute Wirkung entfaltet. Darliber hinaus findet die Konsequenz diesdassuhg auf Seiten
der Arbeitnehmer keine Parallele, denn hier schitzt die Koaltigehorigkeit das einzelne
Gewerkschaftsmitglied ebenfalls nur relativ. AuRerhalb des durch ddmaidstarifvertrag
vorgegebenen Regelungsbereichs kann der Arbeitgeber die Arbeitnaincheeinzelvertrag-

lich in Anspruch nehmen, da der Verbandstarifvertrag aul3erhalb $eagetungsbereichs

811 | AG Schleswig-Holsteil25.11.1999 - 4 Sa 584/99, NZA-RR 2000, 143 (189)dt, RdA 1971, 257, 263;
Krichel, NZA 1986, 731, 736Lieb, DB 1999, 2058, 2062 ff.

812 Reuter,NZA 2001, 1097, 1103yleyer,NZA 2004, 366, 368; offengelassen vRalfs/ClemensNZA 2004,
410, 412.

83 Grundlegend BAG 04.05.1955 — 1 AZR 493/54, AP Neu Art. 9 GG ArbeitskampfienscheRdA 1971,
9, 11;Richardi,Jura 1971, 141, 15%. Hoyningen-HueneZfA 1980, 453, 458Henssler,ZfA 1998, 517,
535;JacobsZTR 2000, 249, 2510etkerin: Wiedemann, § 2 TVG Rn. 172.

814 BAG 04.05.1955 - 1 AZR 493/54, AP Nr. 2 zu AriG@ Arbeitskampf.

815 BAG 04.05.1955 - 1 AZR 493/54, AP Nr. 2 zu AriG@ Arbeitskampf.

816 BVerfGE 18, 18, 30 f.; BVerfGE 84, 212 ff.. BV&E 88, 103, 114; BVerfGE 92, 356 f.; BAG 10.06.1980
1 AZR 822/79, AP Nr. 64 zu Art. 9 GG Arbeitskampf.
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keine unmittelbare und zwingende Wirkung entfaltet. Bei der higesudrfenen Frage nach
der Kampfbefugnis geht es aber allein um solche inhaltlich auBettkalRegelungsbereichs
des Verbandstarifvertrages stehenden Firmentarifvertrage. élinedieses Regelungsbe-
reichs wird der einzelne Arbeitgeber allerdings durch diedEnsgpflicht in gleichem Mal3e
geschutzt wie der einzelne Arbeitnehmer durch § 4 Abs. 1, 3% VDie individuelle Koali-
tionsfreiheit wird folglich von Rechts wegen auf Arbeitnehmer- saauf Arbeitgeberseite in
gleicher Weise und strikter Orientierung am freiheitlichdrai@kter des Assoziationsrechts
geschutzt. Der Verbandsbeitritt ermdglicht solidarisches Handwlrsichert dem Einzelnen
die Vorteile aus eben dieser Solidarisierung, indem sie deitviehmer durch die unmittel-
bare und zwingende Wirkung des Tarifvertrages im Rahmen des Ga@itspiginzips schitzt
und den Arbeitgeber durch die Friedenspflitfit.

Aber auch die Einwande aus der kollektiven Koalitionsfreiheit veemdgcht zu tberzeu-
gen. Insbesondere das Argument die Gewerkschaft wolle den Atdmitg@mpfunfahig ma-
chen ware nur dann bedenklich, wenn die Rechtsordnung dem Verband diezhlitbe-
stands- und funktionssicheren Abwehr entsprechender Vorgehensweisenibstieutionell
vorenthalten wiird&'® Das ist aber nicht der Fall. Auch das Argument der ansonstenaknatt
tiven Verbandsmitgliedschaft ist unzutreffend, denn neben dem Schkitzeéie Friedens-
pflicht sichert nur die Verbandsmitgliedschaft auch verbandlidehrmalinahmen, sollte
ein Arbeitgeber von der Gewerkschaft angegriffen werden. Der Einwandjestorten
Kampfparitat ist schliel3lich ebenfalls nicht zielfihrend, sonderndgetazirkular. Solange
die Frage nach der Kampfparitat als eigenstandige Kategelen der Frage nach der Tarif-
fahigkeit betrachtet wird, kann aus der Tariffahigkeit alleinhngar kein Rickschluss auf das
Bestehen hinreichender Kampfparitat gezogen werden. Sobald nur eisdensffahige Par-

teien aufeinander treffen wirden, gabe es diesen Einwand schlichtngbh Des Weiteren

817 Diese Zusammenhénge werden ®Reuter,NZA 2001, 1097 (1102) iibersehen. Nicht zuzustimisedaher
auch der Gegenargumentation vaeb und Buchner,wonach die ,kollektive* Verhandlungsebene beim
Firmentarifvertrag nicht mit der individuellen Vendlungsebene beim Einzelarbeitsvertrag verglichen
werden kdnne (shieb, DB 1999, 2058, 206 Buchner,DB 2001, Beilage Nr. 9, 13). Unter dem Aspekt der
individuellen Koalitionsfreiheit sind die Ausgangsitionen des Einzelarbeitgebers bei Verhandluritpen
einen Firmentarifvertrag und die des Einzelarbéitners bei Verhandlungen lber einen Einzelarbeitsver
trag identisch. Beide sehen sich faktisch einerrtylaeht ausgesetzt, der sie dadurch begegnen wdbes,
sie sich assoziieren. Nur der Grund fiir diese Ulaehmist ein jeweils anderer. Fur den Einzelarieimer
liegt er in der vorgegebenen Ubermacht des Arbleérs fir den Arbeitgeber in der bereits erfolgisso-
ziation auf Arbeitnehmerseite.

818 v/gl. hierzuRichardi, Jura 1971, 141, 16®. Hoyningen-HueneZfA 1980, 453, 465Rieble, NZA 2000,
225, 230.

819 vgl. Richardi,Jura 1971, 141, 160.
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ist dieser Einwand nicht stichhaltig, da der betroffene Arbeitgedahtliche Mittel besitzt,
eine Gegenwehr des Verbands zu beanspruchen, die das Kraftegleatigzwischen den
Tarifvertragsparteien wiederherstellt. Auch unterliegt debsied keinem Kampfverbot, weil
der Kampf um den Firmentarifvertrag aus Griinden der Friedertgpstmehin nur um Inhal-

te gefiihrt werden darf, die nicht schon im Verbandstarifvertrag geregelemw sind?°

Nach alledem scheitert die Kampfbefugnis der Gewerkschafteleman der Tariffahigkeit
des einzelnen Arbeitgebers noch an den Uberlegungen zur individuelléollaiktiven Koa-
litionsfreiheit oder zur Kampfparitat. Die Grenzen des Arbeitgkasmwerden hierzu ledig-
lich durch den Inhalt der erhobenen Forderungen und durch die Friedensig#idieérbands-
tarifvertrages gezogen. Zu beachten ist, dass die Friedehsgiém einzelnen verbandsan-
gehorigen Arbeitgeber auch hier nur in ihrer relativen Wirkung zuigutemt. Sie bewahrt
den Arbeitgeber vor der streikweisen Einforderung eines Firmimetdrages nur dort, wo

die inhaltlichen Ziele der Gewerkschaft im Verbandstarifvertrag beyeregelt worden sind.

b) Zulassigkeit tarifvertraglicher Offnungsklauseln fiir betriebliche Erganzungstarifver-

trage

Unter Zugrundelegung des soeben Dargestellten, ergibt sich sodarthe fipersonliche
Reichweite der Friedenspflicht folgende Anschlussproblematik:

Nach der herrschenden Meinung liegt eine Grenze in der Fradgersteeikbarkeit solcher
Firmentarifvertrage, wenn die Friedenspflicht einem Arbeitgkaentgegenstefit* Aus-
gangspunkt ist die Feststellung, dass dem Tarifvertrag auch oharécdishe Vereinbarung
eine relative Friedenspflicht innewoh?fé.Sie sei aber nur auf die im Tarifvertrag geregelten
Materien bezogen und untersage nur den Arbeitskampf, der sich degeBestand des Ta-

rifvertrages oder gegen einzelne seiner Bestimmungen fiéhte.

820 gSiehe Kap. § 4, C., III., 3.

821 BAG 27.06.1989 - 1 AZR 404/88, AP Nr. 113 zu A1GG Arbeitskampf; BAG 31.01.199116 Sa 119/91,
DB 1991, 1126.

82 BAG 10.12.2002 - 1 AZR 96/02, AP Nr. 162 zu AGG Arbeitskampf.

823 BAG 10.12.2002 - 1 AZR 96/02, AP Nr. 162 zu A1GG Arbeitskampf; BAGE 62, 171 = NZA 1989, 969.
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Wie bereits oben ausgefiiffft schiitzt die Friedenspflicht den verbandsangehdrigen Arbeit-
geber wahrend der Geltungsdauer eines Verbandstarifverttages zu einem Firmentarif-
vertrag Uber Fragen gezwungen zu werden, die schon im Verbandstagh\geregelt sind.
Die durch 8§ 4 Abs. 1 TVG festgelegte Unabdingbarkeit sicherfTdemormen den Anwen-
dungsvorrang nicht nur gegentber einer arbeitsvertraglichen Abogaere auch gegenuber
einer Betriebsvereinbarung. Allerdings steht dieser Vorranti§e§ 4 Abs. 3 TVG zur Dis-
position der Tarifvertragsparteien. Abweichende Abmachungen vifiicksr Offnungsklau-
seln sind zulassig, soweit sie durch den Tarifvertrag gestatig. Problematisch zu beant-
worten ist daher die Frage, ob anstelle von Offnungsklauseln, diettmfyserganzende Be-
triebsvereinbarungen gemal 8 77 Abs. 3 S. 2 BetrVG ermdglichen sollen, der Absicidsss
die Betriebsvereinbarung ersetzenden Firmentarifvertrages ogendeszwingung gegen die
Friedenspflicht des Verbandstarifvertrages verstol3en wirde. @2wirfgung eines solchen
Firmentarifvertrages durch Streik wegen einer fehlenden verbahtlgreen Regelung und
damit wegen fehlender Friedenspflicht wird fiir zulassig geh&tefwangslaufig stellt sich
daher die Frage, ob solche Offnungsklauseln, die ergdnzende Betrabbarungen gestat-
ten, von der relativen Friedenspflicht des Verbandstarifvertrgggshiitzt werden. Mal3gebli-
cher Orientierungspunkt hierzu ist der mutmalfliche Wille delfvEatragsparteien, wobei es
auch auf die Bewertung des aktuellen und friilheren Verhaltens derefasifsparteien an-
kommt®2® Auslegungsprobleme in diesem Zusammenhang sind grundsatzlich nachtden Kri
rien der Normauslegung zu losen, weil Rechtssicherheit und Rech&sklarfordern, dass
der Tarifinhalt im Wortlaut einen fir die normunterworfenen Arkedigy und Arbeitnehmer
erkennbaren Ausdruck gefunden ffdtlm Rahmen der normativen Auslegung ist zu klaren,
ob erganzende Regelungen durch einen Tarifvertrag den Zweck einensOfhengsklau-
selunterlaufen wirden. Sollte dieses zutreffen, dann wurde ein von derkGehagt initiier-

ter Streik einen Verstol3 gegen die tarifliche Friedenspflictatelien. Andere Stimmen in
der Literatur vertreten hingegen die Ansicht, dass zwei fleg@ilFirmentarifvertrdge auch
mit verbandsangehorigen Arbeitgebern abgeschlossen werden kdnnten, desg aofeer-
trage aber nicht erstreikbar seien, weil dies dem Koalitionssetiderspreche und zu einer

Ungleichbehandlung der einzelnen Verbandsmitglieder fiffire.

824 Siehe Kap. § 4, C., lIl., 3.

825 Schumanrin: Daubler, ArbeitskampfR, Rn. 18@entz,FS Schaub, S. 205, 211.
826 Gamillscheg Kollektives ArbR I, S. 1076, 1077.

827 BAG 31.10.1990 - 4 AZR 114/90, AP Nr. 11 zu §\I@ Tarifvertrage: Presse.
828 Buchner,DB 1970, 2025, 2030 ff.
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Den Stimmen der Literatur, die eine Erstreikbarkeit solchendhntarifvertrage ablehnen,
kann aus den bereits oben genannten Griinden nicht gefolgt &tdenKern handelt es
sich um denselben Streit. Zuzustimmen ist vielmehr den Vertretern die inidfdilertragli-
cher Offnungsklauseln fiir betriebliche Erganzungstarifvertragemstesikbarkeit befuirwor-
ten, weil insoweit ein Verzicht auf die Friedenspflicht anzunehretisGemaR § 77 Abs. 3
S. 2 BetrVG gilt die Regelungssperre nicht, wenn ein Tarifvggdiemn Abschluss erganzender
Betriebsvereinbarungen ausdriicklich zulasst. Die Offnungsklaistetigm Betriebsrat und
dem Arbeitgeber die Mdglichkeit, von der ihnen bereits durch dageBsverfassungsrecht
eingeraumten Regelungsbefugnis im Rahmen der Betriebsautonomie Gebwaoachen.
Sie erweitert den kollektivrechtlichen Kreis der Vertragspart Allerdings unterscheiden
sich Betriebsvereinbarungen und Firmentarifvertrage in ihrem Zdesk@mmen, ihrem Ab-
schluss und ihrer personlichen Reichweite grundlegend. Betriebdvamangen konnen
durch einen gemeinsamen Beschluss der Betriebspartner gemaR § 77 BdisVG oder
durch einen Spruch der Einigungsstelle nach § 77 Abs. 1 und 2 i.V.m. § 7% Absl. 6
BetrVG zustande kommen. 8§ 74 Abs. 2 S. 1 BetrVG verbietet sogdriakkch eine
kampfweise Durchsetzung von Forderunf&nFirmentarifvertrage kénnen grundsatzlich
auch mit Arbeitskampfmal3ihahmen erzwungen werden. Dartber hinaus Beltebsver-
einbarungen gemal § 77 Abs. 4 BetrVG unmittelbar und zwingend, alaiefiwvohingegen
Tarifvertragsnormen nur gemai 8 4 Abs. 1 TVG fir die beiderseiifgdlaundenen gelten.
Sinn und Zweck von Offnungsklauseln ist es, zu einer betriebsnaheluRege gelangen.
Durch die Vereinbarung von Offnungsklauseln gemaR § 77 Abs. 3 S. 2 Beird®bjektiv
zum Ausdruck gebracht, die den Betriebspartnern Utberlassenen Regetaingsb gerade
nicht durch einen Tarifvertrag regeln zu wollen. Das gilt sowoht&ir Abschluss von Ver-

bandstarifvertrdgen als auch von Firmentarifvertragen.

Hervorzuheben ist, dass die tarifliche Friedenspflicht gerade nichbDisposition der Tarif-

vertragsparteien steht. Die anerkannte Mdoglichkeit der Tam&gsparteien, eine weiterrei-
chende Friedenspflicht wie etwa eine absolute Friedenspfliclgreinbaren, zeigt aber, dass
auch hier der Gedanke der Vertragsfreiheit gilt. Eine Varsghg wie eine Abmilderung der

829 Siehe Kap. § 4, C., lIl., 2., a)

80 BAG 10.05.1989 - 4 AZR 80/89, AP Nr. 6 zu § 2 TVKarifzustandigkeit; befiirwortentVendeling-
Schroder NZA 1998, 624, 629.

81 vgl. BAG 17.12.1976 - 1 AZR 772/75, AP Nr. 52 Att. 9 GG Arbeitskampf BI. 2 R.
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Friedenspflicht misse also méglich s&ihVereinbaren die Tarifvertragsparteien also tarifli-
che Offnungsklauseln, so verzichten sie auf eine komplette Regahahgpmit auch auf eine
Beendigung der Aushandlungsprozesse. Damit verzichten sie dafieienspflicht fur die-
sen speziellen Bereidfi® MaRgeblich ist daher, inwieweit gegeniiber dem Verband eine Frie-
denspflicht besteh®* Es ist daher festzuhalten, dass der Firmentarifvertrag keime
gleichwertige Alternative zu einer durch eine Offnungsklausabglichten Betriebsverein-
barung darstellt. Anderenfalls kénnte sich die Gewerkschaft die digichAbschluss eines
die Betriebsvereinbarung ersetzenden Tarifvertrages ausschlid@hidBetriebspartnern vor-
behaltenen Regelungsmadglichkeiten wieder zurtickholen und damit den Sinn ackl dav
Offnungsklausel konterkarieren. Im Ergebnis ist allerdings afteRarifvertraglicher Off-
nungsklauseln fur betriebliche Erganzungstarifvertréage eine Kisr&eit aus den genannten
Griunden zu beflrworten. Es wird daher der Uberwiegenden Ansicht gelfielgton der Zu-
lassigkeit tarifvertraglicher Offnungsklauseln fiir betrieblidBgganzungstarifvertrage aus-
geht®® Hierfur spricht die verfassungsrechtliche Gewahrleistungrin®Abs. 3 GG, wobei
sie nicht denselben engen Schranken unterliegen wie Betriebsvenegdar die aufgrund
tariflicher Offnungsklauseln ermdglicht wurden, weil sich hiein Wechsel der Beteiligten

vollzieht.

c) Beschrankung der Friedenspflicht in persénlicher Hinsicht

Die Beschrénkung der Friedenspflicht in personlicher Hinsicht kanardaafschiedliche Art

und Weise vereinbart werden, und zwar einmal durch eine ausdrickicbabarung oder

moglicherweise auch durch ein bestimmtes auslegungsbediriteybslten der Tarifver-

tragsparteien. Inwieweit die Tarifvertragsparteienktiedenspflicht in personlicher Hinsicht
durch sogenannte Vorbehaltsklauseln, auch tarifliche Offnungsklavesshmmg, in Verbands-
tarifvertragen ausdrucklich beschranken kénnen, wird nachfolgend erdrtert.

832 SoGamillscheg Kollektives ArbeitsR, S. 1078.

833 Kempen/Zacher§ 2 TVG Rn. 99.

834 BAG 10.05.1989 - 4 AZR 80/89, AP Nr. 6 zu § 2 TV@rifzustandigkeit.

835 vgl. Daubler, TarifvertragsR, Rn. 605 ftdenscheRdA 1971, 9, 10 ffRadke,DB 1965, 1176, 118(Ri-
chardi, Jura 1971, 141, 156 KKempen/ZacherfTVG Grundlagen Rn. 102 ffdies.,§ 4 TVG Rn. 420 ff.,
und 558 ff.
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aa) Ausdruckliche Vereinbarung durch Vorbehaltsklauseln

Arbeitgeberverband und Gewerkschaft kbnnen vereinbaren, dass g&sigskingen im
Verbandstarifvertrag unter dem ausdricklichen Vorbehalt einer aeiigen tariflichen Re-
gelung gestellt werden. Insoweit wird die Friedenspflicht aadgessen, damit der Ab-
schluss einer erganzenden Regelung mit den Mitgliedern des getbeiverbandes ermdg-
licht wird, ohne gegen die tarifliche Friedenspflicht des Verbantisterages zu versto-
Ren®® Allerdings bestehen in der Literatur erhebliche Einwandpgelie Zuldssigkeit von

Vorbehaltsklauseln.

(1) Unvereinbarkeit mit dem Immanenzprinzip

In der Literatur wird die Vereinbarkeit von Vorbehaltsklauselh ader dem Tarifvertrag im-
manenten Friedenspflicht vielfach vernéffitEine beachtliche Gruppe von Literaturvertre-

tern zieht zur Begrindung das Immanenzprinzip heran.

Knevelsist der Auffassung, dass die Aufnahme einer Offnungsklausehém darifvertrag
rechtlich nicht zulassig s&® Die Friedenspflicht sei so eng mit dem Wesen des Tariévertr
ges verbunden, dass ohne sie die mit dem Vertrag verfolgteal-seartschafts- und rechts-
politischen Ziele nicht erreicht werden konnt&hDer Tarifvertrag werde durch die Frie-
denspflicht erst sinnvoff’® Die Tarifautonomie habe dort ihre Grenze, wo die Tarifpartner
das von ihnen geschaffene Vertragswerk durch den praktischerhAussseiner schuldrecht-

lichen Pflicht sinnlos machen konnt&H.

Sitzler vertritt ebenfalls eine sehr restriktive Ansiéfft.Er ist der Meinung, dass die Frie-

denspflicht weder ganz noch teilweise ausgeschlossen werden kénnenareden Tarifver-

836 vgl. Oetkerin: Wiedemann, § 2 TVG Rn. 177.

837 KnevelsDer Arbeitgeber, 278, 28@&chéllkopf Friedenspflicht, S. 58Braun, Der Arbeitgeber, S. 34&itz-
ler, FS E. Molitor, 283, 289.

838 KnevelsDer Arbeitgeber, 278, 280.

839 KnevelsDer Arbeitgeber, 278, 280.

840 KnevelsDer Arbeitgeber, 278, 280.

81 KnevelsDer Arbeitgeber, 278, 280; zustimme®dhéllkopf Friedenspflicht, S. 64.

82 Sitzler,FS E. Molitor, S. 283, 289.
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trag nicht innerlich aushohlen und fiir seine wichtige wirtsdobélund soziale Aufgabe un-

tauglich machen woll&*

Auch Richardihalt die Beschrankung der Friedenspflicht durch Vorbehaltsklauselm#ir
lassig®** Durch sie werde die Friedenspflicht weniger in ihrem Inhalt fimeiit, als viel-
mehr mit Blick auf die betroffenen Verbandsmitglieder partiellinrer Geltung einge-
schrank£* Es liege zwar nur eine partielle, aber dennoch unzulassigehlsswy der Frie-
denspflicht vor, die nicht mit dem Grundsatz zu vereinbaren sei, @asbBadfvertrag ein

Friedensabkommen darstelle, soweit er eine Regelung 1féffe.

Den Literaturvertretern, die einen Verstof3 gegen das Immanenppbeghen, kann nicht
zugestimmt werden. Die relative Friedenspflicht ist nicht vomilverein der Vereinbarungs-
befugnis der Tarifvertragsparteien entzo§Eim Ergebnis kénnen die Tarifvertragsparteien
die Friedenspflicht beschranken, sofern sie sie nicht ganz aesssiifi® Selbst wenn man
wie Richardf*® davon ausgeht, es liege nur ein partieller Ausschluss der Fsjstient vor,
so kann daraus nicht die generelle Unzul&ssigkeit von Vorbehaltdklatesultieren.
Schliel3lich waren, wirde man diesem Ansatz folgen, kleinste Vetdrg#er an der personli-
chen Reichweite der Friedenspflicht unmdglich. Nicht nachvollziehdae dann auch, wes-
halb eine Ausdehnung der Friedenspflicht bis zu einer absoluterefsticht rechtlich zu-
lassig sein soll, hingegen Modifikationen der Friedenspflicht, diaiskt vollig ausschlie-
Ben, unzulassig sein sollen. Die Vereinbarung einer Vorbehaltskisubsdiglich Ausdruck
der Tarifautonomie, so dass ein Verstol3 gegen das Immanenzprin&pettemspflicht des
Verbandstarifvertrages nicht vorliegt.

83 Sitzler,FS E. Molitor, S. 283, 289.

84 Richardi, Verbandstarifvertrage, S. 18 ff.

85 Richardi, Verbandstarifvertrage, S. 18 ff.

86 Richardi, Verbandstarifvertrage, S. 18 ff.

7 Siehe § 3, A, 1.

848 Daubler, Das Grundrecht auf Mitbestimmung, S. 48&imin: Daubler, § 1 TVG Rn. 1005 ffSchumann
in: Daubler, ArbeitskampfR, Rn. 20¥el3, Betriebsnahe Tarifpolitik, S. 96;,. Hoyningen-HueneZfA
1980, 453, 469Zachert, Tarifvertrag, S. 113.

89 Richardi, Verbandstarifvertrage, S. 18 ff.
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(2) Unvereinbarkeit mit der Ordnungsfunktion des Tarifvertrages

Allerdings gibt es auch Stimmen in der Literatur, die die émsvertreten, Offnungsklauseln
fur betriebliche Zusatztarifvertrdge seien mit der OrdnungsfunkienTarifvertrages nicht
zu vereinbaren, da die Richtigkeitschance der Tarifvertragelaufien wiirdé™® Die Basis
dieser Auffassung bildet die Ordnungsfunktion, deren Definition zu kigreDanach besteht
der Zweck der Koalitionsfreiheit darin, das Arbeitsleben imzEinen durch Tarifvertrage
sinnvoll zu ordnen, insbesondere die Hohe der Arbeitsvergttung fir didieelesten Be-
rufstatigkeiten festzulegen und so letztlich die Gemeinscbafalszu befriedef>* Ein Teil
der Literatur folgert aus dieser Definition eine mehr oder vernignfassende Ordnungsauf-
gabe der Tarifvertragsparteien, bei deren Verfehlung eine thyeising der Grenzen der
Tarifautonomie anzunehmen §& Es gibt allerdings auch Stimmen in der Literatur, die den
Umfang der Ordnungsfunktion wieder etwas reduzieren mochtevisch/Rieblestwa sehen
den Kern der Ordnungsfunktion in der Schaffung einheitlicher Aliesdisgungen, an der
Arbeitgeber wie Arbeitnehmer ein Interesse habén.

Den Vertretern der Literatur, die die Ordnungsfunktion als Hagptaent gegen diese Art
von Offnungsklauseln vorbringen, kann ebenfalls nicht gefolgt werderOmieungsfunkti-
on der Tarifvertrage bildet keine Grenze der Tarifautonomie, somderginen anderen Aus-
druck fir die innere Legitimation des Tarifvertragssystems. Wiinae einzelne Tarifvertra-
ge einer juristischen Uberprifung auf inre Richtigkeit bzw. Verekaamit der Ordnungs-
funktion der Tarifvertrage unterwerfen, ware damit eine verboteréz&nsur notwendig
verbunderf>® SchlieRlich ist es der Zweck der Tarifautonomie durch eine Konitmnson
demokratischen und privatautonomen Normsetzungsprinzipien die strukiurngdriegenheit
der einzelnen Arbeitnehmer beim Abschluss von Arbeitsvertragenuglacchen und damit
ein annahernd gleichgewichtiges Aushandeln der Léhne und Arbeitsbedingungemaogli-
chen®* Dieser Zweck kann nicht realisiert werden, wenn Gerichte ihre eigeorstelfungen
an die Stelle der Entscheidungen der Tarifvertragsparteieensétrerbei ist also eine sehr

weite Grenze zu ziehen, die erst im Falle eines rechtsraiggbichen Handelns sinnvoll er-

80 vgl. Kempen/Zacher§ 4 TVG Rn. 90 ff.L.6wisch/RiebleGrundl., Rn. 5.

81 BverfGE 18, 18, 28 = NJW 1964, 1267.

82 vgl. Kempen/Zacher§ 4 TVG Rn. 420 ff.

83 Lowisch/RiebleGrundl., Rn. 5.

84 Daubler, TarifvertragsR, Rn. 18empen/Zacher§ 4 TVG Rn. 420 ff.dies.,§ 4 TVG Rn. 232.
85 vgl. BVerfGE 84, 212, 229.
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scheint. Im Ubrigen steht diese Auffassung im Widerspruch zu dgtidhkeit der Dezentra-
lisierung von Regelungen durch die Offnung der Tarifvertrage @iridsvereinbarungen.
Sie ist damit unvereinbar mit dem Tarifvertragsgesetz.

(3) Unvereinbarkeit mit der Koalitionsfreiheit

Andere Vertreter der Literatur diskutieren einen Verstol3 deiebstrahen Tarifpolitik gegen
die Koalitionsfreiheit, einmal im Hinblick auf die Koalitionsfreih des einzelnen Arbeitge-
bers, der mit dem Eintritt in den Arbeitgeberverband dagegen gesselile misse, dass er
daruber hinausgehend von den Gewerkschaften in Anspruch genommen werde; zem ande
in Bezug auf die Koalitionsfreiheit des Arbeitgeberverbandesindeeinem Bestand und in
seiner Betéatigung geféhrdet werde, wenn die Mitglieder sz Werbandsmitgliedschaft

Verhandlungsforderungen der Gewerkschaften gegeniiber $4hen.

Auch der Auffassung in der Literatur, die in betrieblichen Erggagstarifvertrdgen einen
Verstol3 gegen die Koalitionsfreiheit sieht, ist nicht zuzustimrBehliel3lich behalte der ein-
zelne Arbeitgeber seine Tariffahigkeit gemaR 8 2 Abs. 1 BWGh nach einem Beitritt in
einen Arbeitgeberverband selbst dann, wenn die Satzung des Arbeiggbhades ihren
Mitgliedern den Abschluss weiterer Tarifvertrage unter§ag®as folge daraus, dass das
Tarifvertragsrecht gegeniiber dem Satzungsrecht hoherrangi§ W&nn dies fir Firmenta-
rifvertrage gilt, dann muss es erst recht fur Erganzunfystdriage gelten. Schliel3lich ver-
zichten die Tarifvertragsparteien durch tarifliche Offnungsklauaef einen Teil der Aus-
Ubung ihrer Regelungskompetenz. Darlber hinaus entstiinde ein Wertlergpwich, wenn
man Tariféffnungen fir Betriebsvereinbarungen anerkennen wdielenter dem Schutz des
Art. 9 Abs. 3 GG stehenden betrieblichen Erganzungstarifvertrage hmgede. Entspre-
chendes gelte fiir die Koalitionsfreiheit des Arbeitgeberverbdhtles.

86 SoBuchner,DB 1970, 2074, 2077 ff.

87 BAG 04.05.1955 - 1 AZR 493/54, AP Nr. 2 zu ArtG% Arbeitskampf; LAGHamm,08.08.1985 - 8 Sa
1498/85, DB 1985, 2155.

88 BAG 04.05.1955 - 1 AZR 493/54, AP Nr. 2 zu ArtG% Arbeitskampf; LAGHamm,08.08.1985 - 8 Sa
1498/85, DB 1985, 2155.

89 vgl. grundlegendHenscheRdA 1971, 9, 10 ff.; m.w.NKempen/Zacher§ 3 TVG Rn. 243y. Hoyningen-
Huene ZfA 1980, 453, 457 ff.
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(4) Unvereinbarkeit mit dem Gleichheitsgebot des Art. 3 Abs. 1 GG

Nach der Ansicht einiger Literaturvertreter seien Vorbehalisklllm unvereinbar mit dem
verfassungsrechtlichen Gleichheitsgebot aus Art. 3 Abs. °GBie Arbeitgeberverbande
hatten gar kein Recht, eine potentielle betriebliche Differenziemun vereinbareff® Sie

missten vielmehr dafur sorgen, dass alle Verbandsmitgliedeh dlehandelt wirden. Dies
gelte bereits im Falle firmenbezogener Verbandstarifwggir&rst recht aber im Falle von

Firmentarifvertragei®

Ebenso ist ein Verstol3 gegen das Gleichheitsgebot aus Art. 3 Al§3.abZellehnen. Es ist
nicht erkennbar, aus welchen Grunden in der Differenzierung ein sMeh&nl3 liegen soll-
te. Schlie3lich enthalt Art. 3 Abs. 1 GG lediglich ein Verbot unseoéit Differenzierungen
im Sinne eines Willktrverbots und kein generelles Differenzienergst. Ergdnzungstarif-
vertrage stellen aber keinen Willkirakt dar, sondern sind eine notwekdiggequenz der
Tarifautonomie und damit eine maf3geschneiderte betriebsnahe Regelung.

(5) Unvereinbarkeit mit dem verbandsrechtlichen Gleichbehandingsgrundsatz

Zum Teil wird in der Literatur vertreten, dass der verbanddrelc@t Gleichbehandlungs-
grundsatz die Tarifautonomie der Tarifvertragsparteien besahrinkdaher Vorbehaltsklau-
seln im Tarifvertrag unwirksam sei@%.Hierbei sind zunéachst zwei Fragestellungen vonein-
ander zu unterscheiden, namlich zum einen die Frage, wann tatsdahlicri®mndsrechtli-
cher Verstol3 vorliegt und welche Rechtsfolgen dieser im Einzélage. Es ist die allgemein
herrschende Meinung, dass die gleichmalRige Behandlung alleradégkeine grundlegende

Pflicht eines Verbandes i Sie beruhe auf dem stillschweigenden Willen der Griinder und

80 Buchner,DB 1970, 2025, 2030 ffders.,DB 1970, 2074 ff.Kriebel, Zentralisation, S. 159 ff., der allerdings
erst im Zusatztarif eine willkirliche Behandlungdie.

81 Buchner,DB 1970, 2025, 2030 ffders.,DB 1970, 2074 ff.

82 Bychner,DB 1970, 2025, 2030 ffders.,DB 1970, 2074 ff.

83 |Insbesonder@uchner,DB 1970, 2025, 2030 ffgers., DB 1970, 2074 ff. zieht den verbandsrechtlichen
Gleichbehandlungsgrundsatz zur Begrindung heramzgihn aber deutlich zum verfassungsrechtlichen
Gleichbehandlungsgebot ab; Vgl. alRithardi, AR-Blattei D, Tarifvertrag XllI, D 1l 3 b)Hel3,Betriebs-
nahe Tarifpolitik, S. 81 ff.; ders. DB 1975, 54805

84 Reichert/van LookYereins- und VerbandsR, Rn. 58;chner,DB 1970, 2025 (2032Richardi, Kollektiv-
gewalt, S. 352.
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der spater dem Verband Beitreten8&Der Einzelne unterstiitze den Verband, weil auch die
Anderen in entsprechender Weise zur Erreichung des Verbandszweaksalgen verspre-
chen, und jedes Mitglied gehe davon aus, dass es in gleichem Umfaeg &om Verband
gebotenen Vorteilen teilhaben wefi&.Natiirlich kénne der Beteiligungsschliissel unter-
schiedlich sein, so dass einzelnen Mitgliedern Sonderrechte eingenduden konneft’
Das miusse sich allerdings auf die Satzung und damit letztlickhleaufibereinstimmenden
Willen aller Mitglieder zuriickfiihren lasséff. Der verbandsrechtliche Gleichbehandlungs-
grundsatz sei stillschweigender Inhalt des Verbands&f&taher lege auch der in der Sat-
zung festgelegte Verbandszweck fest, inwieweit eine untersicnedBehandlung der Mit-
glieder zulassig s&f° Der Zweck der Arbeitgeberverbénde sei nach ihrer Satzung iReder
gel die Vertretung der gemeinsamen sozialpolitischen Angelegenheitstitgieeder und die
Gewahrleistung des einheitlichen Handelns der Mitglieder inakmtitischen Fragen von
grundsatzlicher Bedeutung zu gewahrleidténNicht jede Differenzierung sei daher
schlechthin ausgeschlossBfBeim Aushandeln von Tarifvertragen muss die Herausnahme
einzelner Arbeitgeber aus dem Geltungsbereich tariflichgelRegen nicht notwendig be-
deuten, dass dies auf Kosten der anderen Mitglieder gehe, etwa dangjiev@ arifvertrags-
parteien auf die Frage ihrer Einbeziehung kein Gewicht legelte S8 Herausnahme jedoch
irgendeinen Einfluss auf das Ergebnis der Tarifverhandlungen fldltigen Mitglieder,
speziell dazu gefiihrt haben, dass fur diese, da die schwachstenetinten als Grenzbetrie-
be ausgeschieden werden, die tariflichen Leistungen hoher fixexden konnten, wirde
damit der Verband seine Gleichbehandlungspflicht verlétZels verbiete nicht nur durch
den Verbandszweck nicht gedeckte Differenzierungen der taeflitdltohnfestsetzung, son-
dern auch die Benachteiligung einzelner Mitglieder dadurch, das¥etband ihre Unter-
nehmen von der Friedensgarantie des Tarifvertrages ausnehme unditéegelvenden For-

derungen der Gewerkschaften auss&tzdloch schwerwiegender sei der VerstoR gegen die

85 Buchner,DB 1970, 2025, 203®ichardi, Kollektivgewalt, S. 351 ff.

86 Buchner,DB 1970, 2025, 2030.

87 Buchner,DB 1970, 2025, 2030.

88 Buchner,DB 1970, 2025, 2030.

89 Reichert/van Lookyereins- und VerbandsR, Rn. 543.

870 Richardi, AR-Blattei D, Tarifvertrag XIII, D Il 3 c).

871 Buchner,DB 1970, 2025, 2031.

872 Buchner,DB 1970, 2025, 2031.

873 G. Hueck,Grundsatz der gleichmaRigen Behandlung im PrivatR259:Richardi, Kollektivgewalt, S. 350;
Buchner,DB 1970, 2025, 203Richardi, Kollektivgewalt, S. 352.

874 Buchner,DB 1970, 2074, 2075.
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Verbandspflichten, wenn die Offnungsklausel Firmentarifvertrageglichen sollé’® Der
Verband entziehe sich damit gegentiber den betroffenen Mitgliedern siictet;y Ruch deren
Interessen im kollektiven Vorgehen zu vertreten, lasse simeiel auf Unternehmensebene
mit den weitergehenden gewerkschaftlichen Forderungen konfrdifiéarin liege nicht
nur eine Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes, sondern dierfiliicimg der vom

Verband tibernommenen Schutzaufgabe schlecfithin.

Der Bevorzugung einzelner Mitglieder durch Ausnahme vom Gelturgjshezines Tarifver-
trages sind also sehr enge Grenzen gesetzt, so dass ddgelrbeierband aus dem Ver-
bandsrecht stark eingeschrankt ist, Vorbehaltsklauseln in Tarégertrzu vereinbaren. Die
Rechtsfolgen von gegen den verbandsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatzenelen
Vorbehaltsklauseln richten sich nicht auf solche Angelegenheitenu@eztelb der Gemein-
schaft stehen, da der verbandsrechtliche Gleichbehandlungsgrunahsaianiel!l auf gemein-
schaftsinterne MaRnahmen beschrani&’fsber Abschluss eines Tarifvertrages gehort aller-
dings zu den Rechtshandlungen, die der Verband als Rechtsgeschaiiferchiédigt, da die
mitgliedschaftliche Rechtsstellung des Einzelnen in dem &atrdgsabschlielenden Verband
durch ihn nicht angesprochen wffd.Der Tarifvertrag gehort also nicht dem verbandsinter-
nen Bereich an auf den allerdings der verbandsrechtliche Gleictddehgsgrundsatz be-
schrankt ist. Daraus ergibt sich, dass gegen den verbandsrechtlialienb&handlungs-

grundsatz verstof3ende Vorbehaltsklauseln nicht gleich unwirksam sein kénnen.

Der verbandsrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz wird von einigenatuitvertretern als
eine Schranke der Tarifmacht eingestuft, infolgedessen Vorbklaaiseln in Tarifvertrdgen
unwirksam sein solleff° Die Tarifvertragsparteien hatten durch den GesetzgebeRefzs
erhalten, gemafd 8 317 BGB die Arbeitsbedingungen zu regeln, wobé\rbieitgeber und
Arbeitnehmer durch ihren Verbandsbeitritt dem Gestaltungsrechfetbande unterwerfen,
sog. mandatarische Thedfie so dass die Verbande fiir ihre Mitglieder nur in den Grenzen

der Unterwerfungserklarung wirksam Recht setzen kénnten. Der verbelitishe Gleich-

875 Buchner,DB 1970, 2074, 2075.

876 Buchner,DB 1970, 2074, 2075.

877 Buchner,DB 1970, 2074, 2075.

878 Richardi, Kollektivgewalt, S. 350.

879 Richardi, Kollektivgewalt, S. 350 ff.

80 Richardi, Kollektivgewalt, S. 357¢lers.,AR-Blattei D, Tarifvertrag XlII, D Il 3 b)HeR,DB 1975, 548, 550;
ders.,Betriebsnahe Tarifpolitik, S. 81 ff.

81 Richardi, Kollektivgewalt, S. 358ders.,AR-Blattei D, Tarifvertrag XIlI, D Il 3 b).
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behandlungsgrundsatz sei Inhalt dieser Unterwerfungserklarung, dYemitol3 gegen sie

und die Vorbehaltsklausel sei unwirks&.

Die herrschende Meinung im Schrifttffih das BAG®* sowie das Bundesverfassungsge-
richt®® vertreten hingegen die Auffassung, dass den Tarifvertragen irméades Stufen-
aufbaus der Rechtsordnung ein Platz in der Nahe der privatautonoméuangegeukommt,
d.h. die Rechtsetzungsbefugnisse seien an die Tarifvertragspatédegiert, sog. Delegati-
onstheorie. Bei gesetzesorientierter Auslegung sei der Reamtisgdes Eintrittes der Tarif-
wirkungen darin zu sehen, dass den Koalitionen in Art. 9 Abs. 3 GG dasi®ectrtagen sei,
die Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen zu regeln und fir die TanfuotiEenen Rechts-
normen aufzustellen, § 1 Abs. 1 T\?&.Ein interner verbandsrechtlicher VerstoR fiihre nicht
zur Unwirksamkeit von Vorbehaltsklauseln, da der Schutz der Mitglegdeh Rickgriff auf
die Grundrechte erfolge und der in Betracht zu ziehende Art. 3 @B die Vorbehaltsklau-

seln nicht verletzt séf’

Einige Vertreter der Delegationstheorie sehen dariiber hinaus iMeéekmal der Unzumut-
barkeit einen zu bericksichtigenden verbandsrechtlichen Grundsatz die darifmacht der
Tarifvertragsparteien einschrarik®. Die Lehre von der Unzumutbarkeit resultiere aus ver-
bandsrechtlichen Uberlegungen und basiere auf dem Gedanken, datis scifunterworfe-

nen Arbeitgeber und Arbeitnehmer mit ihrem Verbandsbeitritt demietzung durch die

82 v/gl. Richardi, Kollektivgewalt, S. 351; ahnlicHeR3, DB 1975, 548, 550.

883 Gamillscheg Kollektives ArbeitsR, S. 5673chaubin: Schaub, ArbR-Hdb., § 198 Rn. 1W/iedemanrin:
Wiedemann§ 1 TVG Rn. 43Hueck/NipperdeyArbR 11/1, S. 346 ff.;Nikisch, ArbeitsR I, S. 45 und 213
ff.

84 BAG 15.01.1955 - 1 AZR 305/54, AP Nr. 4 zu ArtG&; BAG 23.03.1957 - 1 AZR 329/56, AP Nr. 16 zu
Art. 3 GG; BAG 23.03.1957 - 1 AZR 64/56, AP Nr. 28 Art. 3 GG; BAG 20.06.1958 - 1 AZR 245/57, AP
Nr. 2 zu § 1 TVG Rickwirkung; BAG 29.11.1967 - GB7, AP Nr. 13 zu Art. 9 GG.

85 BverfG 18.11.1954 - 1 BVR 629/52, AP Nr. 1 zu.AGG; BVerfG 30.11.1965 - 2 BVR 54/62, AP Nr.W/ z
Art. 9 GG; BVerfG 06.05.1964 - 1 BVR 79/62, AP NE zu § 2 TVG; BVerfG 19.10.1966 - 1 BvL 24/65,
AP Nr. 24 zu § 2 TVG; BVerfG 27.02.1973 - 2 BvL 89/ AP Nr. 7 zu § 19 HAG.

86 BverfG 18.11.1954 - 1 BVR 629/52, AP Nr. 1 zu.AGG; BVerfG 30.11.1965 - 2 BVR 54/62, AP Nr.W/ z
Art. 9 GG; BVerfG 06.05.1964 - 1 BvR 79/62, AP Ni zu § 2 TVG; BVerfG 19.10.1966 - 1 BvL 24/65,
AP Nr. 24 zu § 2 TVG; BVerfG 27.02.1973 - 2 BvL 89/ AP Nr. 7 zu § 19 HAG; BAG 15.01.1955 - 1
AZR 305/54, AP Nr. 4 zu Art. 3 GG; BAG 23.03.1951 AZR 329/56, AP Nr. 16 zu Art. 3 GG; BAG
23.03.1957 - 1 AZR 64/56, AP Nr. 18 zu Art. 3 GGAB 20.06.1958 - 1 AZR 245/57, AP Nr. 2 zu § 1
TVG Riickwirkung; BAG 29.11.1967 - GS 1/67, AP N8 4u Art. 9 GG.

87 \/gl. BAG 27.05.2004 - 6 AZR 132/03, BeckRS 20@882356.

88 BlomeyerZfA 1980, 1, 15Hueck/NipperdeyArbR 11/1, S. 330i6wisch/Rieble§ 1 TVG Rn. 307Gamill-
scheg,Grundrechte, S. 104; ablehneRdchner,DB 1970, 2074, 207®BiedenkopfSinn und Grenzen der
Vereinbarungsbefugnis, S. 123 ff; wohl audénssler ZfA 1994, 487, 497.
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Verbande unterwerfeff® Der Verbandsbeitritt sei nach der Delegationstheorie stetprii
vat-autonomes Element der Tarifmacht, worauf die tarifliche Rettungsbefugnis Ruck-
sicht zu nehmen haf&’ Sie kénne also nicht weiter reichen, als sich die Tarifunterwenfe
konstitutiv unter die tarifliche Regelungsgewalt ihrer Verbande st&lfdts komme also dem
Mitgliedschaftsverhaltnis eine die Tarifmacht begrenzende Bedguunwelche auf § 242
BGB gestiitzt werden konn{& SchlieRlich gingen die Tarifunterworfenen nach Treu und
Glauben davon aus, dass ihre Verbande keine Regelungen treffen, die inmmuotbaz sei-

en.893

Den Vertretern der mandatarischen Theorie kann nicht zugestwerden. Das deutsche
Verbandsrecht kennt keine allgemeine ultra-vires DoR¥filEs sieht nicht nur die Fahigkeit
eines Verbandes, Trager von Rechten und Pflichten zu sein, als ungedailicht durch den
Verbandszweck beschréankt an, sondern es teilt dem Verband auch diekahigechtsver-
bindlichem Handeln ohne generelle Beschrankung auf den Verbandszw&tkHinzu
kommt, dass die mandatarische Theorie keine Begrindung dafur heéstialb eine ver-
bandsinterne Malinahme gleichzeitig auch verbandsexterne Wirkundeentall. Es exis-
tiert jedenfalls keine Rangordnung, wonach etwa die Bindung nach au€emar Bindung
nach innen folgf®® Vergleicht man die Delegationstheorie mit der mandataristheorie,
dann gelangt man unweigerlich zu dem Ergebnis, dass beide Theorieh deckungsglei-
che Ergebnisse hervorbringen mussten. Sicherlich bildet der Verbaukseimen wichtigen
Handlungsrahmen, wobei eine Einschrankung durch den verbandsrechtlichehb&iand-
lungsgrundsatz negative Auswirkungen auf die Rechtssicherheit hdtte8ch kann nach
herrschender Ansicht der Gleichbehandlungsgrundsatz abbedungen werdenechissiR
cherheit kann dann jedoch nicht mehr gesprochen werden, wenn die Wirksaimg®igegen
den Gleichbehandlungsgrundsatz verstoRenden Tarifvertrages am Zustimrfurdganis

eines Betriebes hangt.

89 Blomeyer ZfA 1980, 1, 15.

890 vgl. Blomeyer ZfA 1980, 1, 15.

81 BlomeyerZfA 1980, 1, 15.

892 Blomeyer ZfA 1980, 1, 15.

893 BlomeyerZfA 1980, 1, 15.

894 schmidtVerbandszweck, S. 40 ff.

89 v/gl. SchmidtVerbandszweck, S. 40 ff.
89 Kriebel, Zentralisation, S. 162.
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Hinzu kommt, dass sich die Tarifvertragsparteien gegenseitagkiblen konnten, wenn sie
durch einen in der Satzung festgeschriebenen Verbandszweck itii@atht begrenzen
konnten und jede Partei von der anderen eine entsprechende Berlcksichtepes Ver-

bandszwecks verlangen wirde.

Nach alldem ist den Vertretern der Delegationstheorie zu foldendiags mit einer Ein-
schrankung. Der Unzumutbarkeitsgedanke, den einige Vertreter degaflehstheorie als
weitere Schranke der Tarifmacht ansehen, ist aus mehreig@éd nicht zielfihrend und
daher abzulehnen. Der Individualschutz der Koalitionsmitglieder wirditbetdeirch den
Ruckgriff auf die Grundrechte des Art. 3 Abs. 1 GG und des Art. 9 AGSS gewahrleistet.
Die Lehre von der Unzumutbark&it erdffnet keine neuen Aspekte, weil ein grundrechtlicher
Schutz der Verbandsmitglieder bereits besteht. Der bloRe Einwatthdemutbarkeit birgt
darUber hinaus die Gefahr der Rechtsunsicherheit in sich. Esmtelunweigerlich die Frage
nach einer Konkretisierung, die die Vertreter dieser Ansichgliedidamit beantworten, in-
dem sie auf die Generalklausel des § 242 BGB verweisen. AbedeuGeneralklausel des §
242 BGB vermag diesen unbestimmten Begriff nicht gebrauchlmherachen, so dass letzt-
lich die Gefahr besteht, dass die verfassungsrechtlich gevséétdeTarifmacht selbst Unsi-
cherheiten ausgesetzt wird. Hinzu kommt, dass dieser Begrifuamngassige Zweckmanig-
keitskontrolle der Tarifvertrage durch die Arbeitsgerichte dgza provozieren wirde. Aus

den vorgenannten Grinden wird dem Grundsatz der Unzumutbarkeit nicht gefolgt.

Damit ist ein Verstol3 gegen den Gleichbehandlungsgrundsatgyeaiibedeutend mit einer
Unwirksamkeit der Vorbehaltsklauseln. Der durch einen Verstol3 gagrerGleichbehand-
lungsgrundsatz benachteiligte Arbeitgeber kann gegenuber seindrandeAnspriche auf
Beseitigung oder auf Schadensersatz geltend m&ch&ie Tarifvertragsparteien koénnen

Vorbehaltsklauseln damit wirksam vereinbaren.

Allerdings bleibt die Frage nach der Rechtmaligkeit eineikateésen Durchsetzung von

Vorbehaltsklauseln in Verbandstarifvertragen zu klaren. Hiergegen sprichilerorder vom

897 BlomeyerZfA 1980, 1, 15Hueck/NipperdeyArbR 11/1, S. 3301 6wisch/Rieble§ 1 TVG Rn. 307.
898 Reichert/van Lookyereins- und VerbandsR, Rn. 550.
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BAG entwickelte Begriff der Unzumutbark&® SchlieRlich diirfe innerhalb einer Koalition
nicht der eine vom anderen Partner Unzumutbares verlangen. Wenn aber NsklaeisaIn
unter Verstol3 gegen den verbandsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz erzwudeen wer
sollen, ist von einer Unzumutbarkeit im Verhaltnis der vertragsfdftiden Tarifvertragspar-
teien untereinander auszugehen. Damit wirde sich die Gewerkgelgaft den Willen des
Arbeitgeberverbandes und Uber dessen verbandsrechtliche Gleichbehamdivegsetzen.

Im Ergebnis konnen zwar Vorbehaltsklauseln zwischen den Tardgsparteien wirksam
vereinbart, jedoch nicht erstreikt werden.

bb) Auslegungsbediirftiges Verhalten der Tarifvertragsparteien

Wie bereits oben ausgefultft kommt moglicherweise auch eine Beschrankung der Frie-
denspflicht durch ein bestimmtes auslegungsbedirftiges Verladtemarifvertragsparteien
in Betracht. Hierzu werden in der Rechtsprechung zwei dogrhatigerschiedliche Auffas-

sungen vertreten.

DasLandesarbeitsgericht Frankfurt am Makmiipft an das Verhalten des Arbeitgebers®an.
Es hatte einen F3ff zu entscheiden, in dem ein Arbeitgeber gleichzeitig zwebatetsmit-

gliedschaften inne hatte. Allerdings wendete er Uber viele Jahrdie Tarifvertrdge eines
Verbandes an und trat dann aus diesem Verband aus. Gegenuber detsGmaft, die die
alten Bedingungen mit einem Firmentarifvertrag durchsetzerneydlerief er sich nunmehr
auf die Friedenspflicht aus den von ihm zuvor nicht angewendeten Ta#fien desjenigen

Verbandes, dessen Mitglied er immer noch war.

Das Landesarbeitsgericht Frankfurt am Mafiihrt aus, dass die jahrelange praktische An-
wendung des einen Verbandstarifvertrages nicht dazu fihren kanmieldsgifgeltung der

89 |n seiner Entscheidung vom BAG 29.11.1967 - G&1AP Nr. 13 zu Art. 9 GG hat sich der GroRe Senat
des BAG ganz allgemein gegen die Wirksamkeit voffeBenzierungsklauseln, also tarifvertraglichen Re-
gelungen ausgesprochen, die Leistungen ausschhe@li Gewerkschaftsmitglieder vorsehen. Verfassting
rechtlich verletze eine solche Differenzierung @asndrecht der positiven Koalitionsfreiheit der arglund
der negativen Koalitionsfreiheit der nicht orgaeitén Arbeitnehmer aus Art. 9 Abs. 3 GG. Tarifrécht
stellten Differenzierungsklauseln eine Uberschrejtaler Tarifmacht dar. Eine Differenzierung nach de
Gewerkschaftszugehorigkeit sei fir die Arbeitgebibes unzumutbar. Zuletzt offen gelassen von BAG
09.05.2007 - 4 AZR 275/06, AP Nr. 23 zu 8 3 TVG.

%0 sjehe Kap. § 4, C., Ill, 5., c)

%L | AG Frankfurt a.M.,23.04.1985 - 5 Sa Ga 507/85, BB 1985, 2109 ff.

%2 | AG Frankfurt a.M.,23.04.1985 - 5 Sa Ga 507/85, BB 1985, 2109 ff.

145



8 4 Reichweite der Friedenspflicht

an sich einschlagigen Tarifvertrage beseitigt wird, da dresénren normativen Bestimmun-
gen bei gegebener Tarifbindung und den Betrieb des Arbeitgelfassenden Geltungsbe-
reich gemald 8§ 3 Abs. 1 und 8 4 Abs. 1 TVG unmittelbar und zwingend fir demigs Be-
trieb des Arbeitgebers geltéf?. Daher gelten die Bestimmungen des an sich einschlagigen
Verbandstarifvertrages auch weiterhin. Das Gericht ist dera8sifing, dass ausgehend von
dem Verhalten des Arbeitgebers, keine durchgreifenden Bedenkehdresiass er auf die
ihm zugute kommende Schutzwirkung der Friedenspflicht des nicht andetea einschla-
gigen Verbandstarifvertrages verzichtet hdi&ine Friedenspflicht dieses nicht angewende-
ten Verbandstarifvertrages bestehe also gar nicht mehr. @eeRspflicht komme dem ein-
zelnen Arbeitgeber Uber einen Vertrag zugunsten Dritter odeSchiitzwirkung zugunsten
Dritter, der ebenso wie die Friedenspflicht im schuldrechtlicheih des Tarifvertrages als
vereinbart zu gelten habe, zugute. Der einzelne Arbeitgeber kondeegsefihm zukommen-
de Rechtsposition verzichten, so wie ansonsten der Drittbeglinstigie\é&ertrages zuguns-
ten Dritter das fir ihn begiinstigende Recht gemaR § 333 BGBkmegisen konné® Fir
einen wirksamen Verzicht des Arbeitgebers spreche auch, dasgsbagigeber in der Ver-
gangenheit sogar Arbeitskampfe hingenommen habe, ohne sich auf sieh ainschlagigen
Verbandstarifvertrag und die ihm immanente Friedenspflicht zu reréfech fehle es an
einem inneren Grund, der darin besteht, dass sich der einzelne Aleeittarauf verlassen
konnen solle, dass die wirtschaftlichen Daten wahrend der LaufzeWtestbandstarifvertra-
ges einheitlich bestehen und nicht abgeandert wéPd@ieser Vertrauenstatbestand sei bei
dem Arbeitgeber nicht mehr festzustellen, da er sich viele Jidhetnen Teil seines Betrie-
bes und seiner Arbeitnehmer auf einen nicht einschlagigen Verbaivesteag eingestellt
habe®’ Dariiber hinaus sei das Berufen auf die Friedenspflicht des nichwemdgten Ver-
bandstarifvertrages nunmehr ein Verstol3 gegen Treu und Glauben undistel@zuléassige
Rechtsausiibung d&f

Das Landesarbeitsgericht Kélhingegen knipft nicht an das Verhalten des einzelnen Arbeit-
gebers an, sondern an das der vertragsschlieBenden Vettabade Gericht hatte den F&fl

%3 | AG Frankfurt a.M.,23.04.1985 - 5 Sa Ga 507/85, BB 1985, 21009 ff.

%4 | AG Frankfurt a.M.,23.04.1985 - 5 Sa Ga 507/85, BB 1985, 21009 ff.

%5 | AG Frankfurt, 23.04.1985 - 5 Sa Ga 507/85, BB 1985, 2109 ff.

9% \/gl. LAG Frankfurt, 23.04.1985 - 5 Sa Ga 507/85, BB 1985, 21009 ff.

7 \/gl. LAG Frankfurt, 23.04.1985 - 5 Sa Ga 507/85, BB 1985, 21009 ff.

%8 | AG Frankfurt, 23.04.1985 - 5 Sa Ga 507/85, BB 1985, 2109 ff.

%9 vgl. LAG Kéln, 14.06.1996 - 4 Sa 177/96, AP Nr. 149 zu Art. 9 @Beitskampf.
910 | AG KéIn, 14.6.1996 - 4 Sa 177/96, AP Nr. 149 zu Art. 9 GBekskampf.
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eines verbandsangehorigen Arbeitgebers zu entscheiden, der mit deksabaft Gber Jahre
hinweg freiwillig Firmentarifvertrage abschloss, obwohl ein B&erdstarifvertrag zwischen
der Gewerkschaft und seinem Arbeitgeberverband bestand. Nach Kundegufighentarif-

vertradge weigerte sich der Arbeitgeber einen neuen Firmimetdrag mit der Gewerkschaft
abzuschliel3en. Als die Gewerkschaft einen neuen Firmentadyedtirch Streik erzwingen

wollte, berief sich der Arbeitgeber auf die Friedenspflicht des Weldtarifvertrages.

Das Gericht kritisiert, dass in den Stellungnahmen der Literatupersonlichen Reichweite
der Friedenspflicht nicht differenziert wird zwischen den Félierdenen ein Verbandsmit-
glied erstmals zu einem Firmentarifvertrag gezwungen werméenrsl solchen, in denen ein
Verbandsmitglied trotz jahrelanger Verbandsmitgliedschaft auch stham Firmentarifver-
trage abschloss und anwend&feDie Kammer nimmt daher eine aus ihrer Sicht notwendige
Differenzierung vor, die bereits das in Art. 9 Abs. 3 GG gewadttes Arbeitskampfrecht
gebiete. Solange die relative Friedenspflicht aus dem Firnifget&rag bestehe, kdnnten die
bei diesen Arbeitgebern beschaftigten Mitglieder der Gewerkdobiaeiner Auseinanderset-
zung um den Verbandstarifvertrag von ihrem Streikrecht keinen Gebraacheri? Sie
seien daher nicht in der Lage, die Bedingungen des Verbandstaafes mit zu beeinflus-
sen’’® LieRBe man aber ausnahmslos zu, dass bei einem Streit um efmabskhluss des
Firmentarifvertrages der betroffene Arbeitgeber sich aufFtiedenspflicht aus dem Ver-
bandstarifvertrag beriefe, dann liefe das Arbeitskampfrecht igisowllends leef* Auch

die personliche Reichweite der Friedenspflicht des Verbandsdréges, auf die das Gericht
in seiner Entscheidung abstellt, um ein solches Leerlaufen thegtgkampfrechts zu vermei-
den, misse mangels ausdricklicher Regelung im Tarifvertrag duslegung ermittelt wer-
den®®® Da es sich insoweit um ein vertragliches Recht aus dem scthiitreen Teil des
Tarifvertrages handele, seien hier individualvertragliche und nichhatove Auslegungs-
maRstiabe angebracht.Es komme darauf an, wie das in dem Vertragsabschluss zum Aus-
druck kommende Verhalten der Tarifpartner nach Treu und Glauberea&snpfangersicht
verstanden werden koniE. Daher konne in den Fallen, in denen trotz Verbandsmitglied-
schaft mit einem Verbandsmitglied seit vielen Jahren Habi@drage bestehen, der Ab-

o vgl. LAG Kéln, 14.06.1996 - 4 Sa 177/96, AP Nr. 149 zu Art. 9 @Beitskampf.
912 | AG K6ln, 14.06.1996 - 4 Sa 177/96, AP Nr. 149 zu Art. 9 @Beitskampf.
93 | AG KéIn, 14.06.1996 - 4 Sa 177/96, AP Nr. 149 zu Art. 9 &Beitskampf.
%4 | AG KéIn, 14.06.1996 - 4 Sa 177/96, AP Nr. 149 zu Art. 9 &Beitskampf.
15 vgl. LAG Kéln, 14.06.1996 - 4 Sa 177/96, AP Nr. 149 zu Art. 9 @Beitskampf.
916 | AG KéIn, 14.06.1996 - 4 Sa 177/96, AP Nr. 149 zu Art. 9 &Beitskampf.
917 |LAG KélIn, 14.06.1996 - 4 Sa 177/96, AP Nr. 149 zu Art. 9 &Beitskampf.
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schluss eines Verbandstarifvertrages — flr den Arbeitgebencedskennbar — nicht beinhal-
ten, auf eine Durchsetzung des Fortbestehens dieser Haustageeaatrch mit den grundge-
setzlich gewahrleisteten Mitteln des Arbeitskampfrechtsisieten zu woller?*® Der einzelne
Arbeitgeber musse rechtzeitig vor einem Neuabschluss des Verlidwedtages klargestellt
haben, dass er in Zukunft ebenfalls die Verbandstarifvertrage amvandeeine Haustarif-
vertrage mehr abschliel3en wolle, damit ihm die FriedenspflichilemsVerbandstarifvertrag
wieder zugute komnit® SchlieRe die Gewerkschaft gleichwohl den Verbandstarifveairag
so umfasse die Friedenspflicht des Verbandstarifvertrages audbrwiie Verbandsmitglie-

der, die zuvor Firmentarifvertrage mit der Gewerkschaft abgeschlossen’faben.

cc) Stellungnahme und eigene Konzeption

Die Auffassung detandesarbeitsgerichts Frankfuagm Main ist abzulehnen. Der dogmati-
sche Ansatz des Gerichts, den Wegfall der Friedenspflicht detsamgewendeten Verbands-
tarifvertrages durch einen Verzicht des Arbeitgebers zu begrtkden, nicht Gberzeugen.
Das Gericht begrindet seine Auffassung mit einem Verwei§ 888 BGB. Zwar koénnte die
systematische Stellung des 8 333 BGB im Recht der Schuldveskéltaus Vertragen im
Birgerlichen Gesetzbuch dafiir sprechen, dass dieser hier Anwefitletg Allerdings ist 8§
333 BGB wegen seiner ratio wohl kaum auf den schuldrechtlichen Teilatdsertrages
anwendbar, da die Norm sicherstellt, dass niemandem gegen seinen #ihllendgultiger
Rechtserwerb aufgezwungen werden k#nmie fiir den Arbeitgeber ausschlieRlich vorteil-
hafte Friedenspflicht aus dem nicht angewendeten Tarifveistagicht mit einem aufge-
zwungenen Rechtserwerb vergleichbar, da es sich hierbei auch unmaamésiligen Rechts-
erwerb handeln kann. Hierfur spricht auch, dass die Zuriickweisgsglohe Zutun erworbe-
nen Rechts durch eine einseitige empfangsbedirftige Willeisenkj gegeniiber dem Ver-
sprechenden geschietif. Der Arbeitgeber miisste also gegeniiber dem Arbeitgeberverband,
dessen Tarifvertrage er nicht anwendete, entsprechendes erklbeetings mangelt es im
vorliegenden Fall an einer solchen Erklarung des Arbeitgebers. Auwh ikader blof3en

Nichtanwendung des an sich einschlagigen Verbandstarifvertkages konkludente Erkla-

918 | AG KéIn, 14.06.1996 - 4 Sa 177/96, AP Nr. 149 zu Art. 9 Beitskampf.

919 | AG KélIn, 14.06.1996 - 4 Sa 177/96, AP Nr. 149 zu Art. 9 &Beitskampf.

920 vgl. LAG KélIn, 14.06.1996 - 4 Sa 177/96, AP Nr. 149 zu Art. 9 @Beitskampf.
21 Gruinebergin: Palandt, § 333 Rn. 1.

922 BGH NJW 99, 1110, 111Briinebergin: Palandt, § 333 Rn. 2.
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rung des Arbeitgebers dahingehend liegen, auf die fir ihn vorteilkaedenspflicht ganz-
lich verzichten zu wollen. Ansonsten ware es der vertragsschlieffgaewerkschaft mog-
lich, einen verbesserten Firmentarifvertrag mit dem Agebiér abzuschlieRen, da die Frie-
denspflicht des Verbandstarifvertrages dem nicht mehr entgegenstiicius. &hderes gilt im
Hinblick auf den vom Arbeitgeber Uber Jahre allein angewandten Verbahdstrag, da
auch darin keine konkludente Verzichtserklarung des Arbeitgeberskénverden kann. Das
Landesarbeitsgericht Franfurt am Mafiihrt in seiner Entscheidung nicht aus, wie lange der
Verzicht des Arbeitgebers geltend soll. Durch die Auffassung désl@s besteht die Gefahr,
dass der Arbeitgeber dauerhaft an seinen Verzicht auf dideRgpflicht gebunden ist, so
dass er konsequenterweise flr alle Zeit an den von ihm angeweha®bentarifvertrag ge-
bunden wéare und sich nicht mehr dem an sich einschlagigen Taridvartterstellen kénn-
te % Das kann allerdings fiir beide Tarifvertragsparteien nichtéssengerecht sein. Im Er-
gebnis ist die Auffassung désndesarbeitsgerichts Frankfurt am Magtaher aus den ge-

nannten Griinden abzulehnen.

Der Ansicht ded andesarbeitsgerichts Kdlkann ebenfalls nicht zugestimmt werden. Das
Gericht ist der Auffassung, dass der Abschluss eines Verbahasteages trotz eines seit
vielen Jahren bestehenden Firmentarifvertrages ohne eine gegenfeiteinbarung fur den
Arbeitgeberverband nicht beinhalten konne, dass die Gewerkschaft reeufsteeikweise
Durchsetzung eines neuen Firmentarifvertrages verzichten \Eatlem der Hauptargumente
des Gerichts, ndmlich dem anderenfalls leerlaufenden Arbeitskechpfiwird entschieden
widersprochen. Schliellich ist es die tarifliche Friedenspfldietim Interesse beider Tarif-
vertragsparteien den Bestand des Tarifvertrages schitzt, indesersiTarifvertragsparteien
untersagt wahrend der Laufzeit eines Tarifvertrages Arbeistaal3inahmen durchzufuhren.
Ohne diese Schutzfunktion ware die Friedenspflicht bedeutungslos, ddendie Tarifver-
tragsparteien einschrankenden Wirkung liegt gerade ihr Hauptzexlkriedenspflicht bil-
det zwar auf der einen Seite in gewisser Weise eine Gomzia Art. 9 Abs. 3 GG verfas-
sungsrechtlich gewahrleisteten Tarifautonomie, andererseitsstkesber auch der Sicherung
der Funktionsfahigkeit der Tarifautonomie. Ihr kommt daher eine esker8chutzfunktion
zu. In dem Abschluss eines Tarifvertrages liegt daher zugl@ehEeklarung der Tarifver-

tragsparteien, auf einen Teil ihrer Arbeitskampffreiheit zuggmeines Bestandsschutzes des

93 ygl. LAG KélIn, 14.06.1996 - 4 Sa 177/96, AP Nr. 149 zu Art. 9 @Beitskampf, dessen Hauptkritikpunkt
hier liegt.
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8 4 Reichweite der Friedenspflicht

Tarifvertrages zeitlich begrenzt zu verzichten. Das Arbeitpkiaaoht der Tarifvertragspartei-
en lauft also keinesfalls leer, sondern ist lediglich fir eineneloeten Zeitraum sinnvoll ein-
geschrankt.

Allerdings lautet die entscheidende Frage nun, ob aus dem Verbandsti@ifsabschluss ein
konkludenter Verzicht der Tarifvertragsparteien auf die Friedenhpfim Hinblick auf be-
stimmte Arbeitgeber resultieren kann. Diese Frage kann maenggdsuicklicher Regelung im
Tarifvertrag nur im Wege der Auslegung beantwortet werdergsdsich bei der Friedens-
pflicht um eine schuldrechtliche Pflicht handelt und schuldrechtliclreiMgarungen auszu-
legen sind. Dazu ist aber zunachst zu klaren, welche Auslegungsgrentsizu Anwen-
dung finden. Hier zeigt sich, dass es im Kern um dieselbe Prolitematbei der Auslegung
des obligatorischen Teils des Tarifvertrages geht, die belaigestellt wurdé®* Es sind also
die allgemeinen rechtsgeschéftlichen Auslegungsmethoden hienavgndbar. Insofern
herrscht im Hinblick auf die Auslegungsmethoden ein Gleichlausctven der sachlichen
und der personlichen Reichweite der Friedenspflicht. Zunachst ist daherrkliche Wille
der Tarifvertragsparteien festzustellen. Sofern dieses nidigtich sein sollte, ist auf den
gemeinsamen Willen der Tarifvertragsparteien abzustellen, dektobgrkennbar durch den
Vertragsschluss zum Ausdruck komftft.Der wirkliche Wille der Tarifvertragsparteien ist
allerdings nicht einfach zu unterstellen. Es besteht zumindest @lgdikeit, dass Verband
und Gewerkschaft keinerlei Aussage uber eine Friedenspflicht imilicticsolcher Unterneh-
men treffen méchten, von denen sie erwarten, dass der Tarifvertragrohiehit zur Anwen-
dung kommt. Allerdings kann von der blof3en Nichtberiicksichtigung eines Umieens bei
Tarifvertragsverhandlungen nicht ohne weiteres ein Ruckschluss rerf dahingehenden
Willen der Tarifvertragsparteien gezogen werden. Anderenfadigibée die Gefahr, dass auf
diese Weise bei den Verhandlungen unbertcksichtigte Unternehmen nichtdierrFrie-
denspflicht des Verbandstarifvertrages geschiitzt waren. Es kanmiaht im Interesse der
Tarifvertragsparteien sein, die Friedenspflicht des Verbandsgridiges derart leicht umge-
hen zu kénnen. Auch mit einem Verbandstarifvertragsabschluss untertig@tichen An-
nahme der Tarifvertragsparteien der Arbeitgeber werde nacduiAdés Firmentarifvertrages
umgehend einen neuen Firmentarifvertrag abschlie3en, ist kedlchar Verzichtswille zu

begrinden.

94 Siehe Kap. § 4, B., Il.
925 \/gl. Diitz, Rn. 574;Heinrichsin: Palandt, § 133 Rn. 14ffEranzenin: ErfK, § 1 TVG Rn. 97 ff.
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8 4 Reichweite der Friedenspflicht

Im Ergebnis ist das Verhalten der vertragsschlieBenden Verbéhdasadas Gericht abstellt,
insoweit gerade nicht eindeutig in dieser Weise auszulegenvitkiicher Verzichtswille der
Tarifvertragsparteien, der die Auffassung desdesarbeitsgerichts Kdlstlitzen kénnte, ist

daher nicht feststellbar.

Mithin ist es notwendig, den gemeinsamen objektiv erkennbaren Vidlefmarifvertragspar-
teien zu untersuchen. Hierzu misste an sich zunachst vom Wortlaggtasfenen Bestim-
mungen ausgegangen werden sowie der Gesamtzusammenhang des esdibsgenen
Vertragswerks Beriicksichtigung find&3.Fur die personliche Reichweite der Friedenspflicht
steht in Tarifvertragen aber gerade keine entsprechender norniaileur Verfligung, der
eine zielfuhrende Auslegung ermdglichen konnte. Die personliche Rstehder Friedens-
pflicht ist haufig nicht einmal ansatzweise im Tarifverteagiahnt, so dass eine der sachli-
chen Reichweite der Friedenspflicht analog verlaufende Auslegeiight mangels entspre-
chender Anhaltspunkte unmdglich ist. Das Gericht |6st dieses Rrplldem es maf3geblich
auf den Vertragsschluss als solchen abstellt und allein darin éereicht der Tarifvertrags-
partner auf die Friedenspflicht nach Treu und Glauben aus Empfihgerkennen mdchte.
Der Vertragsschluss als solcher bietet zwar einen konkreten urfthdarsinnvollen Ansatz-
punkt fur die Ermittlung eines objektiv erkennbaren Willens der Vertifagsparteien, er
vermag jedoch keinen Verzicht auf die Friedenspflicht als sadahieegriinden. Dafir man-
gelt es auch dem Vertragsschluss an objektiv erkennbaren Anhaltspumktethin sind bei
der Feststellung eines objektiv erkennbaren Willens die Interessaer Tarifvertragspartei-
en zu beachten. Der Arbeitgeberverband wird wohl kaum ein Interesse likgben, durch
den bloRen Ausschluss eines Mitgliedsunternehmens gegen seine inrdandgsatzung
normierten verbandsrechtlichen Pflichten zu verstoRen und sich dadurctiilgegdiesem
Verbandsmitglied unter Umstanden erheblichen Schadensersatzanspaiiszesetzerf.’
Daher musste ein dahingehendes Interesse des Arbeitgeberveragesshts dieser recht-
lichen Risiken auch im Vertragsschluss deutlich zum Ausdruck kommerstysdfiern nicht
objektive Anhaltspunkte hierfir gegeben sind, abzulehnen. Daflr spricht audlerdies
ober??® ausfiihrlich dargestellte einzelfallorientierte Auslegung déedenspflicht. Zu be-
ricksichtigen ist dariber hinaus, dass das BAG die Friedenspflichéimdiger Rechtspre-

chung dahingehend definiert, dass eine Tarifvertragspartei Kebwitskdmpfe gegen den

9% Siehe Kap. § 4, B., I., 4., b)
927 \/gl. Reichert/van Lookyereins- und VerbandsR, Rn. 543.
98 Siehe Kap. § 4, C., IL.
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8 4 Reichweite der Friedenspflicht

Tarifvertrag fuhren durfé?® Bestehen nun zwei wirksame Tarifvertrage fiir das Arbeitsver
haltnis eines tarifgebundenen Arbeitnehmers im Betrieb destgebeirs, also ein Verbands-
tarifvertrag und ein Firmentarifvertrag, dann lost sich diesegedende Tarifkonkurrenz nach
den Grundsatzen der Spezialitat in Verbindung mit dem Prinzip akéfeifiheit im Zweifel
zugunsten des sachnaheren TarifvertrdfeBer Firmentarifvertrag geht daher dem Ver-
bandstarifvertrag vor, wobei dies nur zu einer Suspendierung, nichtreuirkdamkeit des
Verbandstarifvertrages fiHt: Dieser Grundsatz der Tarifkonkurrenz gilt auch fiir den
schuldrechtlichen Teil des Tarifvertrages und damit auch furadittiche Friedenspflicht,
wobei lediglich eine einzige Friedenspflicht, namlich die des saelneé Tarifvertrages An-
wendung findet. Lauft nun der Firmentarifvertrag eines verbawgg$erigen Arbeitgebers
aus, hat er keine Verdrangungswirkung mehr, denn nach den Regetheibarifkonkurrenz
hat ein Tarifvertrag nur so lange Vorrang, wie er als vollvainker Tarifvertrag existiert, so
dass in diesem Fall der Verbandstarifvertrag Wirkung erf8Agtin Streik um den Abschluss
eines neuen Tarifvertrages wére darauf gerichtet, den Verbaahastrag zu verdrangen und
wirde somit einen rechtswidrigen Arbeitskampf gegen den Bes@sd/ erbandstarifvertra-
ges darstellen. Schliel3en nun die Tarifvertragsparteien untéckdehtigung dieser Recht-
sprechung zur Friedenspflicht einen Tarifvertrag ab, ohne eine besdelgelung zur Zulas-
sigkeit von Streiks bei bestimmten, bisher Firmentarifvertidggchlie3enden Arbeitgebern
zu treffen, dann spricht einiges daflr, dass der Tarifvertrag duechrigidenspflicht umfas-
send in seinem Bestand (iberall dort, wo er gilt, geschiitzt wealeli® Dieses muss dann
auch fur diejenigen Mitglieder gelten, die zwar bisher den Verbamigsttrag nicht ange-
wendet haben, sich zukinftig jedoch weigern werden, neue Firmentaé§esdbzuschlie-
934

Ren?®" Es kann daher der Nichtregelung nur entnommen werden, dass dierfragiartei-

en gerade keinen Verzicht erklaren wollten.

Im Ergebnis lasst sich also aus dem Verbandstarifvertragsats&eimskonkludenter Ver-
zicht der Tarifvertragsparteien auf die Friedenspflicht imbtck auf bestimmte Arbeitgeber

29 BAG 08.02.1957 - 1 AZR 169/55, AP Nr. 1 zu § 1G ¥riedenspflicht; BAG 21.12.1982 - 1 AZR 411/80,
AP Nr. 76 zu Art. 9 GG Arbeitskampf; BAG 12.09.1984 AZR 342/83, AP Nr. 81 zu Art. 9 GG Arbeits-
kampf.

%0 vgl. BAG 14.06.1989 - 4 AZR 200/89, AP Nr. 16 £14 TVG Tarifkonkurrenz Bl. 4; BAG 20.03.1991 - 4
AZR 455/90, AP Nr. 20 zu § 4 Tarifkonkurrenz BIl.Niiller, NZA 1989, 449, 452.

%L Muller, NZA 1989, 449, 452.

932 vgl. BAG 04.12.1974 - 5 AZR 75/74, AP Nr. 2 zBFVG; Daubler, TarifvertragsR, Rn. 1496.

33 Thiising,NZA 1997, 294, 295.

94 Thiising,NZA 1997, 294, 295.
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8 4 Reichweite der Friedenspflicht

feststellen — und zwar weder aus dem wirklichen Willen, nocldenmsobjektiv erkennbaren

Parteiwillen.

Die eigene Konzeption sieht daher nach alledem wie folgt aus:

Die Friedenspflicht ist im Wege der Auslegung weder durch dasteflen auf bestimmte
Verhaltsweisen des Arbeitgebers noch durch das Anknlipfen am Vertefteertragsschlie-
Renden Verb&nde einschrénkbar. Allerdings ist bei Letzterem irtseimei Einschrankung
vorzunehmen als sich bei Tarifvertragsschluss objektiv erkennbare gphdtte dafir erge-
ben, dass ein konkludenter Verzicht der Tarifvertragsparteien abfideenspflicht im Hin-
blick auf bestimmte Arbeitgeber tatsachlich erklart werdehiesoAn das Erfordernis dieser
Anhaltspunkte sind allerdings aufgrund der rechtlichen Risiken denemsioisondere der
Arbeitgeberverband aussetzen wirde, sehr hohe Anforderungen zu stellengsvé&ber
besonderen Handlung des Arbeitgeberverbandes zur Erhaltung dezeSatertt Friedens-
pflicht bedarf. Diesen Anforderungen kénnen konsequenterweise nur wenigkspahlate
wie beispielsweise konkrete dahingehende Hinweise in den Verhangilotay®llen der Ta-
rifvertragsparteien oder entsprechende 6ffentliche AuRerungen deandéungsfiihrer wah-
rend der Tarifvertragsverhandlungen gerecht werden. Allerdingsnk@®s auch hier immer
auf eine einzelfallbezogene Betrachtung der mafigeblichendddestan, die im Zweifel re-

striktiv gehandhabt werden sollte.

6. Ergebnis

Es ist zulassig, dass die Gewerkschaft unternehmensbezogeiverirage streikweise ein-
fordert, soweit die inhaltlichen Ziele der Gewerkschaft noch nith¥erbandstarifvertrag
geregelt worden sind. Die Kampfbefugnis der Gewerkschattigst weder an der Tariffa-
higkeit des einzelnen Arbeitgebers noch an Einwanden zur individuellerkaliettiven
Koalitionsfreiheit oder zur Kampfparitat. Allerdings bilden dmmaltlich erhobenen Forde-
rungen sowie die relative Friedenspflicht des Verbandstarifgedrdie Grenzen des Arbeits-
kampfes.

Des Weiteren sind tarifvertragliche Offnungsklauseln firidlgliche Erganzungstarifvertrage
zulassig. Das ergibt sich aus der verfassungsrechtlichenn@eistung in Art. 9 Abs. 3 GG.
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8 4 Reichweite der Friedenspflicht

Durch ihre Vereinbarung erkléaren die Tarifvertragsparteien enkssigen Verzicht auf die

Friedenspflicht fir einen speziellen eng umgrenzten Bereich.

Dartiber hinaus konnen die Tarifvertragsparteien auch Vorbehakskiain Tarifvertrdgen
wirksam abschliel3en, jedoch nicht streikweise erzwingen. Zwgirkdean Verstol3 gegen das
Immanenzprinzip der Friedenspflicht, gegen die Ordnungsfunktion desvértnafges, gegen
die Koalitionsfreiheit oder gegen das Gleichheitsgebot des A&hs3 1 GG vor. Allerdings
verstoRen solche Vorbehaltsklauseln gegen den verbandsrechtlichen Gleidhbeis
grundsatz, wobei dies keine Auswirkungen auf ihre Wirksamkeit hat. €esljedoch fur
den Arbeitgeber vorteilhaft ist, kann nur im konkreten Einzelfall lréduwerden. Zumindest
besteht die theoretische Moglichkeit, dass der Arbeitgeber durdmeNaltsklauseln Rege-
lungen treffen kann, die fir ihn glnstiger sind, als diejenigen des Nastaaifvertrages. Fur
den Arbeitgeberverband ist die Vereinbarung von gegen den verbanlisteohGleichbe-
handlungsgrundsatz verstof3enden Vorbehaltsklauseln besonders nachteiligictiadeamit
Schadensersatzansprichen der einzelnen benachteiligten Arbeitggd®tria Das kann nicht

im Interesse des Arbeitgeberverbandes sein.

Schlief3lich ist die Friedenspflicht durch auslegungsbedirftigesaifen der Tarifvertrags-
parteien, und zwar weder durch das Abstellen auf bestimmte Yardakisen des Arbeitge-
bers noch durch Anknipfen an das Verhalten der Verbénde, einschrankleatr sgdwkeine
konkreten Anhaltspunkte fir einen konkludenten Verzicht der Tarifvertragsgpagrgeben.
An diese Anhaltspunkte sind angesichts der Risiken des Arbeitgdimnds erheblichen
Schadensersatzanspriichen ausgesetzt zu sein, sehr hohe Anforderungen zu stellen.
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8 5 Geltungsdauer der Friedenspflicht

Die zeitliche Geltung der Friedenspflicht erstreckt sich diefLaufzeit des Tarifvertrages,
sofern die Tarifvertragsparteien nichts anderes vereinbagnh&be Geltungsdauer der Frie-
denspflicht und des Tarifvertrages sind damit untrennbar miteinandmmeim, wobei vor-
rangig die Frage nach der Laufzeit des Tarifvertragég@nd der dem Tarifvertrag imma-
nenten Friedenspflicht zu beantworten ist. Besondere Bedeutungterlargi die Frage
nach der Geltungsdauer der Friedenspflicht im Hinblick auf diehEldes Arbeitgebers in
und hinsichtlich dessen Austritts aus dem Arbeitgeberverband,nddolgenden Kapitel
nachgegangen wird. Die hierzu vertretenen divergierenden Auffasswegden im Einzel-
nen dargestellt, um eine konkrete Aussage Uber die zeitlichen@eler Friedenspflicht tref-
fen zu konnen. Im Rahmen der Nachwirkungsproblematik des 8§ 4 Abs. 5 TdGunter-
sucht, ob die Vereinbarung eines nachwirkenden Tarifvertrages ammd-eedenspflicht
zulassig ist. Dieser Frage ist nachzugehen, um als Erkenntmsgeive Antwort auf die zu

Beginn aufgeworfene 3. Arbeitshypothese geben zu kénnen.

A. Beginn der Friedenspflicht

Die Friedenspflicht beginnt mit dem Abschluss des Tarifvges®” Sie ist, wie bereits aus-
gefihrt, jedem Tarifvertrag immanent und daher abhangig von dessemB2gingende
Voraussetzung fur den Beginn der Friedenspflicht ist der Beginialéwirkung, also der
unmittelbaren und zwingenden Wirkung des Tarifvertrages auf dieitéwbehaltnisse.
Schlief3lich entsteht nur auf diese Weise eine Rechtsbeziehuragpewidem Arbeitgeber und
dem Tarifvertrag und damit auch die Friedenspflicht. Bevor degeFnach dem Beginn der
Friedenspflicht nachgegangen werden kann, ist daher die Fralgedean Beginn der Tarif-

wirkung zu erértern.

|. Beginn der Tarifwirkung

Der Tarifvertrag entfaltet Rechtswirkungen fur Arbeitsvarigse nur, wenn er selbst

rechtswirksam ist, die zu regelnden Arbeitsvertrage rechtsamrisnd, die Parteien des Ar-

935 Schaulin: Schaub, ArbR-Hdb., § 201 Rn. 136eber, Friedenspflicht im Tarifvertrage, S.8.
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beitsvertrages tarifgebunden sind und die Arbeitsvertrage dem Gsheneich der Tarifver-

trage unterfallef*®

Zunéchst ist zwischen dem Beginn des Tarifverhéltnisses, weldhelem schriftlichen Ab-
schluss des Tarifvertrages beginnt und dem Beginn der Tarifwirkurdifferenzieren. Der
Beginn der Tarifwirkung richtet sich zwar auch nach dem Tatif¥gr es kann jedoch ver-
einbart werden, dass sie mit Abschluss des Tarifvertrages miesueeinem spateren Zeit-
punkt einsetzen solf’ Die Tarifwirkung setzt sich zusammen aus der Tarifgebundenheit und
dem Geltungsbereich des Tarifvertrages. Zwischen ihnen ist feueditieren. Bei der Frage
nach der Tarifbindung wird entschieden, welche Personen UberhauNbdesetzungsbe-
fugnis der Tarifpartner unterliegéff Ihr Umfang ist gesetzlich geregelt. Bei der Frage nach
dem Geltungsbereich des Tarifvertrages geht es darum, fir wetblegsverhaltnisse der
Tarifgebundenen ein bestimmter Tarifvertrag gelten *8dIEr wird durch die Tarifpartner

bestimmt.

1. Tarifgebundenheit

Die beiderseitige Tarifgebundenheit der beiden am Arbeitsverh@igteiligten Parteien, also
des Arbeitgebers und des Arbeitnehmers, ist die erste Vorawsgdtir die Geltung der In-
haltsnormen des Tarifvertrages. Sie verlangt, dass ArbeitnebinterArbeitgeber jeweils
Mitglied ihrer tarifschlieenden Verbande sind, 8 3 Abs. 1 TVG. Taiefgebundenheit be-
ginnt daher mit dem Eintritt in die Gewerkschaft bzw. in debekgeberverband. Ihr Erfor-
dernis versteht sich daraus, dass ein Verband nur gegentiber seinen Mitglieddacht hat,
deren Rechtsverhaltnisse zu gestalf8iEs ist gleichgiiltig, ob die Tarifpartei bereits bei dem
Abschluss des Tarifvertrages Mitglied des Verbands war odewélsend der Laufzeit des
Tarifvertrages in den Verband eintfift Die Unterwerfung unter die Geltungswirkung der
vom Verband im Tarifvertrag mit dem gegeniberstehenden Verbaedztgn Normen tritt
kraft Gesetzes eiff? Sie kann nicht ausgeschlossen werden, weder durch eine Abrede zwi-

93¢ Schaukin: Schaub, ArbR-Hdb., § 199 Rn. 32.

%37 Schaukin: Schaub, ArbR-Hdb., § 201 Rn. 13&wisch/Rieble§ 4 TVG Rn. 39.
938 Schaukin: Schaub, ArbR-Hdb., § 206 Rn. 1 ff.

939 gchaukin: Schaub, ArbR-Hdb., § 206 Rn. 1 ff.

%0 Dietz, FS Nipperdey, S. 141 ff.

%1 Dietz,FS Nipperdey, S. 141 fiKonzen ZfA 1975, 401, 424.

%2 Dietz,FS Nipperdey, S. 141 ff.
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schen dem Mitglied und dem Verband, dem es beitritt, noch durch eiabrgegung der Ta-

rifvertragsparteien untereinandéf.

Die Rechtswirksamkeit der Mitgliedschaft beurteilt sickimdem Vereinsrecht des BGB, da
die Verbande als rechtsfahige Vereine (Arbeitgeberverbandeptsdeicht rechtsfahige Ver-
eine (Gewerkschaften) organisiert stdiTritt ein Arbeitgeber oder ein Arbeitnehmer riick-
wirkend einem Verband bei, so tritt die Tarifbindung nur mit dem ZeitpdegtBeitritts und
nicht riickwirkend eiff*> Der riickwirkende Beitritt hat damit im AuRenverhaltnis keine

Rechtswirkungen melif®

2. Personlicher Geltungsbereich

Mit der Feststellung, dass jemand tarifgebunden ist, ist nochent$thieden, ob die im Ta-
rifvertrag niedergelegten Normen auch tatsachlich ihm gegengdélezn. Das jewelilige
Rechtsverhaltnis muss also auch in den Geltungsbereich dachanflNormen fallen. Die
Tarifnormen gelten geman 8 4 Abs. 1 TVG nur fir diejenigen Tarifgebundeeramtdr den
rdumlichen, zeitlichen, betrieblichen und fachlichen GeltungsbereicH at#fsertrages fal-

|en 947

a) Sonderproblem: Flucht in den Arbeitgeberverband

Im Rahmen des personlichen Geltungsbereichs des Tarifverstgiesich daher die Frage,
inwieweit dieser sich auf einen bisher nichtorganisierten Ardm#gerstreckt, der nach Ab-
schluss des Tarifvertrages in den Arbeitgeberverband eintrittFi2ige wird insbesondere
dann relevant, wenn die Gewerkschaft zun&chst versucht hat, einemt&nifuertrag mit

dem Arbeitgeber abzuschliel3en, denn einen solchen kann die Gewerkadhadtje des Ar-

%3 Nikisch,ArbeitsR I, S. 263Dietz, FS Nipperdey, S. 141 ff.

%4 Schaukin: Schaub, ArbR-Hdb., § 199 Rn. 46 figwisch/Rieble§ 3 TVG Rn. 14.

%5 BAG 20.12.1988 - 2 ABR 6/86, AP Nr. 9 zu § 87 & 1972 Auszahlung = NZA 1987, 564; BAG
22.11.2000 — 4 AZR 688/99, AP Nr. 20 zu § 3 TVG h&erdszugehorigkeit; BAG 01.12.2004 - 4 AZR
55/04, AP Nr. 12 zu § 3 TVG Verbandsaustritt = NZ@05, 645Schaulin: Schaub, ArbR-Hdb., § 199 Rn.
46 ff.; ders.,8 206 Rn. 1 ff.

%46 gchaulin: Schaub, ArbR-Hdb., § 199 Rn. 46 fiers.,§ 206 Rn. 1 ff.

%7 Schaukin: Schaub, ArbR-Hdb., § 203 Rn. 47 ff.
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beitskampfes durchsetzen, sofern sie nicht im Zeitraum der N&cimgi des friheren Fir-
mentarifvertrages durch die Friedenspflicht daran gehindert wirdli@gsem Phanomen, das
auch unter dem StichwoygElucht in den Arbeitgeberverbanddiskutiert wird, werden im
Hinblick auf den Geltungsbereich des Tarifvertrages im Waskatl zwei Auffassungen

vertreten, die beide Einschrankungen des Geltungsbereichs des Tagéshtedlirworten.

Radkeist der Auffassung, dass der personliche Geltungsbereich diégefieages den Be-
trieb eines eintretenden Arbeitgebers, der wahrend der Laufne# @iarifvertrages einem
Verband beitrete, nur dann erfasse, wenn die vertragsschlieRemderkSchaft der Erstre-
ckung des Geltungsbereiches nicht widerspréthEs bediirfe dazu aber keiner ausdriickli-
chen WillensduRerung der Gewerkschatft, die Erstreckung dam@sereiches trete an sich
schon aus der Tarifbindung ein, wenn die Gewerkschaft durch konkludentetiérednken-
nen lasst, dass sie den Geltungsbereich auf den Betrieb des neuMardand eintretenden

Arbeitgebers stillschweigend ausdeftit.

Hoffmannvertritt die Ansicht, dass ein Tarifvertrag grundsatzlich nurimieZeitpunkt des
Tarifabschlusses vorhandenen Verbandsmitglieder erfassetiwllerdings mochte er die-
sen Grundsatz insoweit einschranken, als von beiden Parteien desrifages sowohl mit
eintretenden als auch mit austretenden Mitgliedern im Rahmenidihenen Fluktuation zu
rechnen sei>! Hiervon seien seiner Meinung nach jedoch nur relativ unbedeutendaifalle
fasst, bei denen es jedenfalls nicht um eine systematisabbkt fth den Arbeitgeberverband

gehe®™?

Die Vertreter der herrschenden Auffassung in der Litetathingegen bejahen die Geltung
der Tarifnormen auch fir neu beitretende Mitglieder. Sie arguarentivor allem mit dem
TVG, denn ihrer Ansicht nach seien solche Einschrankungen ein WiddrspmcTVG. Es
wirde mit derartigen Abgrenzungen des personlichen Geltungsbedeictisundsatz aufge-
hoben, wonach die den Tarifvertragsparteien angehérigen Mitgliedgebamden sind. Die

einheitlich umschriebene Tarifgebundenheit werde durch eine wittkiigesetzte Abgren-

8 RadkeBB 1964, 1490, 1492.

%49 Radke BB 1964, 1490, 1492.

90 Hoffmann AuR 1964, 169 ff.

%1 Hoffmann AuR 1964, 169, 171.

%2 \/gl. Hoffmann AuR 1964, 169, 171.

%3 Dietz, FS Nipperdey, S. 141, 14Gaul, RdA 1966, 172, 174y. Hoyningen-HueneZfA 1980, 453, 469;
KnevelsDB 1964, 1663 ff.KonzenZfA 1975, 401, 425.
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zung des personlichen Geltungsbereichs ersetzt. In Wahrheit waaddial Tarifgebunden-

heit manipuliert.

Das BAG”* bejaht ebenfalls die Geltung der Tarifnormen fiir neu beittetede Mitglieder,
allerdings zeigt das Gericht auch Einschrankungen auf. Schlie$litiuie Tarifvertragspar-
teien bei der Bestimmung des Geltungsbereichs des Tardgestin den Grenzen ihrer Tarif-
zustandigkeit grundsatzlich ungebunden und kénnen dariiber frei disporieden unterlie-
gen bei der Vereinbarung des personlichen GeltungsbereichsTaini®rtrages keiner un-
mittelbaren Bindung an Art. 3 Abs. 1 G8.Vielmehr sind sie wegen ihres insoweit vorran-
gigen Grundrechts der Koalitionsfreiheit bis zur Grenze der Wilildiy in eigener Selbstbe-
stimmung den persoénlichen Geltungsbereich ihrer Tarifregelumgezufegeri>’ Die Grenze
der Willkdr ist erst dantiberschritten, wenn die Differenzierung im persénlichen Geltungsbe-
reich unter keinem Gesichtspunkt, auch koalitionspolitischer Art, pldusikkirbar ist>®
Allerdings ist die Herausnahme von beigetretenen Arbeitgeberdesmspersonlichen Gel-
tungsbereich des Tarifvertrages grundsatzlich mogfitBeziehen Tarifvertragsparteien eine
bestimmte Arbeitnehmergruppe nicht in den Geltungsbereich eines solaifearirages ein,
verzichten sie auf eine ihnen mogliche NormsetZlihdas ist Teil der grundrechtlichen
Gewabhrleistung des Art. 9 Abs. 3 GG. Ein solcher Regelungshienzerstoldt nicht gegen
Art. 3 Abs. 1 GG, wenn bei typisierender Betrachtung der jewailigeippen sachbezogene
Gruppenunterschiede erkennbar sind, die eine Nichteinbeziehung der bd@efiérbeit-
nehmergruppe in den personlichen Geltungsbereich eines solchen riragie® rechtferti-
gen®®! Die Koalitionsfreiheit sichert dem einzelnen Arbeitgeber nurRksht zum Beitritt in
den Arbeitgeberverband, nicht aber das Recht auf sofortige Edhioery in den Tarifver-

trag’®?

%4 BAG 30.08.2000 - 4 AZR 563/99, NZA 2001, 613; BR®.05. 2004 - 6 AZR 129/03, RdA 2005, 177 ff.
95 BAG 30.08.2000 - 4 AZR 563/99, NZA 2001, 613.

96 BAG 30.08.2000 - 4 AZR 563/99, NZA 2001, 613.

%7 BAG 30.08.2000 - 4 AZR 563/99, NZA 2001, 613.

%8 BAG 30.08.2000 - 4 AZR 563/99, NZA 2001, 613.

%9 BAG 27.05. 2004 - 6 AZR 129/03, RdA 2005, 177 ff.

%0 BAG 27.05. 2004 - 6 AZR 129/03, RdA 2005, 177 ff.

%1 BAG 27.05. 2004 - 6 AZR 129/03, RdA 2005, 177 ff.

%2 BAG 27.05. 2004 - 6 AZR 129/03, RdA 2005, 177 ff.
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b) Stellungnahme

Radkekann nicht zugestimmt werden. Seine Auffassung widerspricht denvV{&zwingend
festgelegten Grundsatz, wonach die den Tarifvertragsparteien aiggehifitglieder tarifge-
bunden sind. Die Erstreckung des persénlichen Geltungsbereichs desrifagésauf den
Betrieb des einzelnen Arbeitgebers kann nicht von der Zustimmungesiegrkschaft abhan-
gig gemacht werden. Im Ergebnis wirde damit die in 8§ 3 Abs.G Bgtgelegte Tarifgebun-
denheit samtlicher Verbandsmitglieder unter dem Vorwand der Bagrg des personlichen

Geltungsbereichs des Tarifvertrages unterlaufen.

Auch Hoffmannkann trotz der von ihm vorgenommenen Einschrankung nicht gefolgt werden.
Es ist gerade die Fluktuation der Mitglieder, die fur die Varifagsverbande wesentlich ist,
d.h. es gehdort unverkennbar zum Kern einer Tarifvertragsparteieohaséitgliederwechsel
stattfinden kann. Diesbezuglich ist nicht der Wille der Tarifegdparteien entscheidend, da
sonst konsequenterweise auch die Geltung des Tarifvertrages Birap#etende Mitglieder
ausgeschlossen werden konfiteAllerdings ist das mit dem TVG unvereinbar, da demjeni-
gen, der wahrend der Laufzeit eines Tarifvertrages in den Nerbatritt, der in Art. 9 Abs.

3 GG verankerte Koalitionsschutz nicht fir die Laufzeit des Veatifages versagt werden

kann.

Im Ergebnis ist daher der herrschenden Ansicht in der LiteratudemdBAG zuzustimmen.
Die Tarifnormen wirken auch fir neu eintretende Mitglieder, welbe@ Begrenzung des per-
sonlichen Geltungsbereichs des Tarifvertrages grundsatzligdbsaylist. Die Arbeitgeberver-
bande sind ebenso wie die Gewerkschaften als Trager der kollektoaditidgfsfreiheit fur
die Funktionsfahigkeit der Tarifautonomie mitverantwortlich, bei deawch darum geht, in
einem hierflr geeigneten Verfahren zu beiderseits interessmigen und angemessenen
Regelungen zu kommen. Aus diesem verfassungsrechtlich angestredismarsziel kon-
nen sich fir jede der an der Wahrung und Forderung der Arbeits- utetNeftsbedingun-
gen beteiligten Koalitionen Grenzen fur die Austbung ihrer autonorergBisse ergeben.
Zu bericksichtigen ist allerdings, dass zuvor im Wege der guistedes Tarifvertrages fest-
gestellt werden muss, ob die Tarifvertragsparteien eine sBesehrankung des personlichen

Geltungsbereichs auf die Mitglieder im Zeitpunkt des Veregsisses tberhaupt beabsich-

%3 Dies haltHoffmannfiir durchaus zuléssig, vgloffmann,AuR 1964, 169, 171.
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tigt haben. Es ist nicht von Rechts wegen geboten, dass der Arbeiggbbed, der Gewerk-
schaft mit seinem konkreten Mitgliederbestand als Verhandlungspaethalten bleibt?
Jeder, der mit einem Verband kontrahiert, muss damit rechnen,iclaskessen Mitglieder-
bestand &ndern kann. Wenn also eine solche Beschrankung auf dendstibgisgand des
Verbandes im Zeitpunkt des Vertragsschlusses vorgenommen werdetasallist dies nur
im Wege einer ausdriicklichen Vereinbarung moglich. Anderergplieht eine Vermutung
dafir, dass der Tarifvertrag auch fir die spater in den Verbartetenden Arbeitgeber
gilt.”®® Fehlt eine solche Vereinbarung, dann haben die Tarifvertragepanieht nur die im
Zeitpunkt des Vertragsschlusses vorhandenen Verbandsmitglieder,rsantkrhiebend be-
dingt auch alle eventuell wahrend der Laufzeit des Tarifvedrage eintretenden Arbeitge-
ber in den persénlichen Geltungsbereich des Tarifvertragesnbézegeri® Die Tarifnor-
men des Tarifvertrages gelten daher auch fir die neu eintratdtitiieder, sofern nichts

Gegenteiliges zwischen den Tarifvertragsparteien ausdricklicimbarewird.
Il. Beginn der Friedenspflicht

Im Rahmen der Erérterung des Beginns der Friedenspflicht sigtiterneut die Frage, in-
wieweit sie sich auf einen bisher nichtorganisierten Arbeitgeiséneekt, der nach Abschluss
des Tarifvertrages in den Arbeitgeberverband eintritt. Difgsblematik ist konsequenterwei-
se ein Folgeproblem, das bereits unter dem Stichyi#utht in den Arbeitgeberverband®

ausgefuhrt worden ist. Hierzu werden im Wesentlichen folgende Auffassungieterer

Reimist der Ansicht, dass die aus dem Verbandstarifvertrag e®uitle Friedenspflicht
nicht auch Arbeitgeber erfasst, die dem Arbeitgeberverband erst beitratbdem sie bereits
mit der Gewerkschaft Verhandlungen lber einen Firmentarifgerdtggenommen haben
bzw. diese zur Durchsetzung ihrer Forderungen einen Arbeitskampf begoni¥izietifel-

los stehe es einem bisher nichtorganisierten Arbeitgeberuafgler Koalitionsfreiheit des
Art. 9 Abs. 3 GG frei, einem Verband beizutretf&hSoweit dieser Tarifvertrage abgeschlos-
sen habe, schiitze die sich aus diesen ergebende Friedenspflicatlthiadémitglieder aller-

%4 BAG 20.02.2008 - 4 AZR 64/07, AP Nr. 134 zu A1tGG.

%5 Gaul, RdA 1966, 172, 174.

%6 v/gl. Léwisch/RiebleFS Schaub, S. 457, 4/Bauer,FS Schaub, S. 19 ff.
%7 Reimin: Daubler, § 1 TVG Rn. 1035 ff.

%8 Reimin: Daubler, § 1 TVG Rn. 1035 ff.
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dings nur vor Arbeitskampfen um Gegenstande, die in ihnen geregelt%sbids gelte nicht
nur flr Arbeitgeber, die zum Zeitpunkt des Abschlusses der Tdrdgerbereits Mitglied des
betreffenden Verbandes waren, sondern auch fur Arbeitgeber, die diesespater beitre-
ten®’® Anderenfalls bestiinde die Gefahr, dass der Arbeitskampf inicBeren Firmentarif-

vertragen weitgehend leer laufen kontite.

Auch Hagemeier/Kempen/Zachert/Zilli§ méchten dem Fluchtverhalten des Arbeitgebers
mit einem vortbergehenden Ausschluss der Tarifgebundenheit begegneeli&ieirst Ge-
gensatz zbaublerdogmatisch auf den Grundgedanken des 8§ 3 Abs. 3 TVG ab. Nach Beginn
eines rechtmafigen Streiks sei der Beitritt zum Arbeitgeldsamer zwar nicht ausgeschlos-
sen, eine Tarifgebundenheit an den Verbandstarifvertrag einsatilieBl Friedenspflicht fir

den Arbeitgeber diirfe aber erst nach Kampfende einttéten.

Nach der Uberwiegenden Auffassung im Schrifttum soll die aus eWerbandstarifvertrag
resultierende Friedenspflicht auch Arbeitgeber erfassen, die Atbeitgeberverband erst
beitreten, nachdem sie bereits mit der Gewerkschaft Verhamdluitger einen Firmentarif-
vertrag aufgenommen haben bzw. diese zur Durchsetzung ihrer Foreteringn Arbeits-
kampf begonnen haf? Die Tarifvertragsparteien seien stets darauf bedacht, difgdkaun-

denheit auch auf kiinftige Mitglieder zu beziehen, zumal ein Verband jedee Verein —

stets einem Mitgliederwechsel unterli€ge.

Es kann weder der Auffassung vBeini’® noch dem dogmatischen Ansatz vidagemei-
er/Kempen/Zachert/zilid§’ gefolgt werden. SchlieRlich schiitzt die verbandstarifvertragliche
Friedenspflicht lediglich die im Verbandstarifvertrag gehege Sachmaterien, so dass ein
Arbeitskampf um nicht darin geregelte Inhalte mit dem Ziel dexibsses eines Firmenta-
rifvertrages nach wie vor moglich ist. Fur eine Beschragkder Tarifgebundenheit durch
eine direkte oder analoge Anwendung des 8 3 Abs. 3 TVG ist jedoch &em,Rla es nicht

%9 Reimin: Daubler, § 1 TVG Rn. 1035 ff.

70 Reimin: Daubler, § 1 TVG Rn. 1035 ff.

"1 Reimin: Daubler, § 1 TVG, Rn. 1035 ff.

972 Hagemeier/Kempen/Zachert/Zilig3 TVG Rn. 8.

3 Hagemeier/Kempen/Zachert/Ziliug3 TVG Rn. 8.

94 Oetkerin: Wiedemann, § 2 TVG Rn. 13Btanau/AdomeitRn. 292 f.v. Hoyningen-Huen&fA 1980, 453,
469;Buchner,DB 1970, 2074, 2075 fBoldt, RdA 1971, 257, 266.

975 v. Hoyningen-Huen&fA 1980, 453, 469.

9% Reimin: Daubler, § 1 TVG Rn. 1035.

9" Hagemeier/Kempen/Zachert/Ziliu§ 3 TVG Rn.8.

162



8 5 Geltungsdauer der Friedenspflicht

darum geht, dass sich der Arbeitgeber den Wirkungen des Tarifventhaigéseinen Austritt
aus dem Verband entziehen will. § 3 Abs. 3 TVG soll aber geradeatigisdern. In der hier
vorliegenden Konstellation beabsichtigt der Arbeitgeber das Galyenit dem Eintritt in den
Verband, da er sich an die Wirkungen des Verbandstarifvertrages binden méchte.

Im Ergebnis ist daher der herrschenden Meinung im Schrifttufalgen. Die Fluktuation im
Mitgliederbestand bedingt auch zwangslaufig eine permanentmdfenung der Berechtigten
und Verpflichteten der Friedenspflichf Die neueintretenden Verbandsmitglieder sind ab
ihrem Eintritt in den Verband nicht nur, wie bereits ausgefiihrt, amatiénormen durch die
Tarifwirkung gebunden und fallen in den personlichen Geltungsbereici atdgertrages,
sondern sie sind auch an die verbandstarifvertragliche Friedenspiiactem Eintritt in den
Verband gebunden. Schlie3lich macht es keinen Sinn, die Geltung déenispéicht von
einem gemeinsamen Vertragswillen abhéangig zu machen, um im téegkuslegung des
Tarifvertrages festzustellen, ob die Tarifvertragsparteiea solche Beschréankung der Frie-
denspflicht auf die Mitglieder im Zeitpunkt des Vertragsschlugibeshaupt beabsichtigt ha-
ben. Die Friedenspflicht ist nicht vergleichbar mit dem perséatidBeltungsbereich des Ta-
rifvertrages, der, wie bereits ausgefihrt, durchaus beschranktnnede. Die Veranderung
der Friedenspflicht aufgrund der natirlichen Mitgliederfluktuationeisie zwangslaufige
Folge der bereits beschriebenen Tatsache, dass zwingende Vatag$ét den Beginn der
Friedenspflicht der Beginn der Tarifwirkung ist. Ein vertragicErweiterung oder Beschran-
kung der Friedenspflicht auf den Mitgliederbestand im Zeitpunkt desageschlusses ist

daher UberflUssig.

Auch stellt der Beitritt des Arbeitgebers in einen Verbkaohen Verstol3 gegen die aus der
Tarifautonomie gemal Art. 9 Abs. 3 GG resultierende AbschlusstrelaeiGewerkschaft
dar. Schliel3lich hat sich die Gewerkschatft fir den Verbandstardgeuind damit gegen in-
haltlich widersprechende Regelungen im Hinblick auf diesellcarBaterie in einem Firmen-
tarifvertrag entschieden. Abgesehen davon kann die Gewerkschd#ahwirkungszeitraum
des Verbandstarifvertrages den Abschluss eines Firmentarifyesteauch im Wege des Ar-
beitskampfes durchsetzen. Die zeitliche Beschrankung der Abschhesisfiaer Gewerk-
schatft ist, wenn tUberhaupt von einer ,Beschrankung” in diesem Zusdmange gesprochen

werden kann, eine natirliche Konsequenz aus dem Tarifvertragssgistetiiesem zugrunde-

978 Uberzeugen®alentin, Friedenspflicht, S. 114 ff.
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liegenden Friedenspflicht und dem Grundsgtcta sunt servanda“Daher kann darin kein
Verstol3 gegen die Tarifautonomie geman Art. 9 Abs. 3 GG liegen, sondinehr im Ge-
genteil die durch die Friedenspflicht bereits mehrfach ausgefghrhvolle Schutzfunktion.
Die Gewerkschaft kann auch keine Schadensersatzforderungen fiis katetandene und
aus ihrer Sicht nutzlos gewordene Streikaufwendungen gerichtlich dteehsHierfur fehlt
es bereits mangels rechtswidriger Handlung des dem Verbainetémilen Arbeitgebers an

einem ersatzfahigen Schaden.

Im Ergebnis lasst sich daher Folgendes festhalten: Diedrggdicht des Verbandstarifver-
trages beginnt mit dem Eintritt in den Verband, also mit Beginnrdafwirkung, auch zu-
gunsten der Arbeitgeber zu wirken, die erst nach Abschluss dbandstarifvertrages in den

Verband eingetreten sind.
B. Ende der Friedenspflicht

Die Friedenspflicht endet mit dem AufRerkrafttreten des Taritvges’'® Der Tarifvertrag
endet mit Ablauf der Zeit flr die er eingegangen ist, mit em#iosenden Bedingung, mit
seiner Aufhebung, seiner ordentlichen oder aul3erordentlichen Kindigung oderwgin e
genstandslos wirtf® Umstritten ist, ob wahrend einer bestehenden Friedenspflichitsbere
Vorbereitungen fir den nach Ablauf der Friedenspflicht geplanten Akbempf getroffen
werden konnen, oder ob dadurch bereits eine Drucksituation entsteht, ahiedtuFriedens-
pflicht gerade ausgeschlossen werden soll. Im Wesentlichen werden imeder Literatur

zwei Auffassungen vertreten.

Nach einer in der Literattft* verbreiteten Ansicht kénnen Vorbereitungen fiir einen Arbeits-
kampf nach Ablauf der Friedenspflicht, wie beispielsweise eirmddimmung, wahrend ei-
ner bestehenden Friedenspflicht nicht gegen dieselbe verstol3deridaienspflicht verbiete
nur solche Maflinahmen, die zu einer Stérung des Arbeitsfriedena fidee zur wirtschaftli-

chen Schadigung des Gegners.

7% GamillschegKollektives ArbeitsR, S. 1082.
980 Schaulin: Schaub, ArbR-Hdb., § 199 Rn. 36 ff.
%1 GamillschegKollektives ArbeitsR, S. 1084¢empen/Zacher§ 1 TVG Rn. 346.
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Die Vertreter einer anderen Auffassung im Schriffttfraowie das BA& bejahen hingegen
einen Verstol3 gegen die Friedenspflicht im Falle von derartigebhev&itungshandlungen.
Die Friedenspflicht beinhalte, dass wahrend der Geltung des Taafyes auch Arbeits-
kampfmafinahmen verboten seien, mit denen der Inhalt fir die ZeiteiaemsAblauf gean-

dert oder verbessert werden solle.

Im Ergebnis ist der letztgenannten Auffassung zuzustimmen. ArfdBsewirde die Frie-
denspflicht wahrend der Laufzeit des Tarifvertrages standidngifeiund damit ihr eigentli-
cher Befriedungszweck konterkariert. Dafiir spricht im Ubrigen alietbereits erorterté®
zulassige Moglichkeit der Tarifvertragsparteien, die datespflicht entsprechend durch Off-
nungsklauseln vertraglich zu begrenzen oder in seltenen Fallenzsogaveitern. Hiermit ist
den Tarifvertragsparteien ein wirksames Instrument gegebeiimbee Fragen aus der Wir-
kung der Friedenspflicht auszuklammern und damit jeweils — einen Komeenssgesetzt —

auch mehr Freiraum flr etwaige Vorbereitungshandlungen auszuhandeln.

In diesem Zusammenhang stellt sich sodann die Anschlussproblematik, letiedenspflicht
nach Beendigung des Tarifvertrages gemal 8§ 4 Abs. 5 TVG nach@egentber Tarifge-
bundenen entfallt mit dem Ende des Tarifvertrages noch nicht jede@ngirNach § 4 Abs. 5
TVG gelten seine Rechtsnormen weiter, bis sie durch eine aAlbderachung ersetzt werden.
Allerdings entfallen die schuldrechtlichen Pflichten des Tarifages’>> Mit der zwingenden
Wirkung des Tarifvertrages endet auch seine Wirkung als Stiliiztommeri®® Im Nach-
wirkungsstadium des § 4 Abs. 5 TVG besteht keine Friedenspflicht¥{ebas gilt auch
dann, wenn die Nachwirkung erst wahrend des Arbeitskampfes einsetdnterechtmaliig

fortgesetzt werden karfi®

%2 Thiisingin: Wiedemann, § 1 TVG, Rn. 88lLéwisch/Rieble§ 1 TVG Rn. 378Nikisch,ArbeitsR Il, S. 331;
ebensoAnthes,NZfA 1931, 81, 90; diese Rechtsauffassung liegthadem § 3 Abs. 1 des Professoren-
Entwurfs vonBirk/Konzen/Léwisch/Raiser/Seiteines Arbeitskampfgesetzes von 1988 zugrundefodier
genden Wortlaut enthalt: ,Wéahrend des Laufs eirnasfiertrages sind Kampfmaflinahmen mit dem Ziel ei-
ner Anderung der Neuregelung der tariflich geregeltGegenstande unzulassig.” a.Magemei-
er/Kempen/Zachert/Ziliug§ 1 TVG Rn. 351.

%3 BAG 31.10.1958 - 1 AZR 632/57, AP Nr. 2 zu § 1G ¥riedenspflicht.

%4 Siehe Kap. § 4, C., Ill., 5., b)

%85 Schaulin: Schaub, ArbR-Hdb., § 199 Rn. 46.

%6 Thisingin: Wiedemann, § 1 TVG, Rn. 881.

%7 BAG 14.11.1958 - 1 AZR 247/57, AP Nr. 4 zu § 1G WriedenspflichtThisingin: Wiedemann, § 1 TVG,
Rn. 881;GamillschegKollektives ArbeitsR, S. 108Daubler, 8 1 TVG Rn. 1025Kempen/Zachert§ 1
TVG Rn. 350;Herschel ZfA 1976, 89, 104.

8 Thisingin: Wiedemann, § 1 TVG, Rn. 881.
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Im Schrifttum werden allerdings vereinzelt Uberlegungen vorgetradie auf eine Nach-
wirkung der Friedenspflicht hinauslauf®.Die jahrzehntelange Zusammenarbeit im Tarif-
wesen begrinde vergleichbar der nachwirkenden FursorgepflichtWgiterwirkung der
Friedenspflicht. Diese Argumentation wird von der Rechtsprechitingd der tiberwiegen-
den Literatut®* mit Recht abgelehnt. Den Vertretern, die eine selbsttatigingsrung der
Friedenspflicht aufgrund langjahriger partnerschaftlicheradusenarbeit befiirworten, kann
schon deshalb nicht zugestimmt werden, da anderenfalls keine lgrenung zur freien

Arbeitskampffiihrung mehr besttinde.
I. Flucht aus dem Arbeitgeberverband

Im Rahmen der Erdrterung des Endes des Friedenspflicht schtb#onsequenterweise die
Frage an, welche Auswirkungen auf die Friedenspflicht entstehen, weAnbaégtgeber aus
dem Arbeitgeberverband austritt, um dadurch vor der Tarifbindung und daaf vor den
Wirkungen der Friedenspflicht zu fliehen. Anknipfungspunkt ist hierbekFdige nach der

Tarifbindung, da diese die Grundvoraussetzung fir das Bestehen der Friedenspflicht

1. Fortwirkung des normativen Teils des Verbandstarifvertrages

Die beiderseitige Tarifgebundenheit der beiden am Arbeitsverh&ksesligten Parteien ist
die erste Voraussetzung fir die Geltung der Inhaltsnormen dégeftaages und verlangt,
dass Arbeitnehmer und Arbeitgeber jeweils Mitglied ihrer tenlfsBenden Verbande sind, §
3 Abs. 1 TVG. Damit spricht zunachst einiges daflr, dass diebiraiifng an sich mit dem
Ende der Mitgliedschaft des Arbeitgebers im Arbeitgeberverbaderemisste. Im Einzelnen

stehen sich hier zwei kontrare Auffassungen gegenuber.

%9 Heinze, Anm. SAE 1983, 224Scholz SAE 1985, 33 ff.Lieb, NZA 1985, 265, 266.

%0 BAGE 41, 209, 211; BAGE 46, 322, 330; LABremen23.11.1983, BB 1984, 1230; ArbGtuttgart
10.12.1981, DB 1982, 331; ArbBiisseldorf30.10.1981, DB 1982, 387; ArbBonn09.03.1989, AfP 1989,
783.

%1 Otto, SAE 1991, 45, 48Bobke/GrimbergDB 1984, 1143, 1145\ohlgemuthAuR 1982, 201, 205; L6-
wisch/Rieble, Bem. 263 zu § 1 TVG, erkennen zwaigei Warn- und Hinweispflichten an, nennen aber die
Erweiterung der Friedenspflicht als Folge langjgériZusammenarbeit eine ,Uberdehnung* des Gedan-
kens.
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Es gibt einige Vertreter in der Literafth, die mit dem Verbandsaustritt des Arbeitgebers
auch das Ende der Tarifbindung des Arbeitgebers befirworten. Swewsich gegen die
Wirksamkeit von 8 3 Abs. 3 TVG und erheben vor allem verfassungsceehitinwande,
weil die Grenzen der Tarifautonomie tberschritten seien, diebiratiing allein auf § 3 Abs.
3 TVG beruhe und dafiir keine Legitimation vorhanden sei. Schliel3liekserf§ 3 Abs. 3
TVG lediglich den normativen Teil des Tarifvertrages und nicht aliehschuldrechtlichen
Verpflichtungen der Tarifvertragsparteigl.Zum anderen habe der Arbeitgeber durch den
Verbandsaustritt ausdriicklich bekundet, dass er den Schutz des vom Mggbehidssenen

Tarifvertrages nicht mehr in Anspruch nehmen wdtfe.

Fur die Vertreter der Gegenmeindiigsteht hingegen fest, dass die Tarifbindung jedoch ge-
rade nicht mit dem Austritt aus dem Verband endet, sondern fotibesteder Tarifvertrag
selbst endet, 8 3 Abs. 3 TVG. Die fehlende Verbandszugehorigkeie veeifdZeit fingiert
und stelle damit eine atypische Tarifgebundenheifavlit dieser Regelung soll verhindert
werden, dass sich der Arbeitgeber dem Tarifvertrag und deniVirkung der Tarifnormen
einfach durch Austritt entzieht. Dieser sog. “Flucht aus demitiyddgerverband” wird inso-
weit entgegengetreten, als die Mitgliedschaft gesetzlictavgeirt wird. Damit gelte die Ta-
rifbindung flr den normativen, nicht dagegen fur den schuldrechtlicherd@®iTl arifvertra-
ges zwingend weiter, so dass die Normen des Verbandtarifyestianmittelbar und zwin-
gend fortwirker®®’ § 3 Abs. 3 TVG sei mithin eine Schutzvorschrift fir Arbeitgeber- und

Arbeitnehmerverband&®

%92 pjublerin: Daubler, § 1 TVG Rn. 103Kempen/Zacher§ 3 TVG Rn. 41 ff.

993 Daublerin: Daubler, § 1 TVG Rn. 103Kempen/Zacher§ 3 TVG Rn. 41 ff.

%% Daublerin: Daubler, § 1 TVG Rn. 1032.

9% GamillschegKollektives ArbeitsR, S. 724 u. S. 1083wisch/Rieble§ 3 TVG Rn. 300Stumpfin: Wiede-
mann Bem. 33 zu § 3 TVGjueck/NipperdeyArbR 11/2, S. 1011 Anm. 37Bauer/Diller, DB 1993, 1085,
1086; a.A. LAGHamm31.01.1991, DB 1991, 112Baublerin: Daubler, 8 1 TVG Rn. 1032.

9% BAG 04.08.1993 - 4 AZR 499/92, AP Nr. 15 zu § 8@ GamillschegKollektives ArbeitsR, S. 724; Zum
.Blitzaustritt zuletzt BAG 20.02.2008 - 4 AZR 64/0RZA 2008, 946 und BAG 04.06.2008 - 4 AZR
419/07, NZA 2008, 1366, wobei das BAG die Auffagpuertritt, dass ein kurzfristiger Statuswechsehwa
rend laufender Tarifverhandlungen die Koalitionsfed beeintrachtigen und daher nach Art. 9 Ab&G
nichtig sein kann, wenn der Arbeitgeber die Gewank#t nicht Uber den Statuswechsel informiert; Vgl.
hierzu kritischWillemsen/Mehren$ylJW 2009, 1916 ff.

%97 GamillschegKollektives ArbeitsR, S. 724 u. S. 1083wisch/Rieble§ 3 TVG Rn. 300Stumpfin: Wiede-
mann, Bem. 33 zu § 3 TVGjueck/NipperdeyArbR 11/2, 1011 Anm. 37Bauer/Diller, DB 1993, 1085,
1086; a.A. LAGHamm31.01.1991, DB 1991, 112@/ankin: Daubler, 8 1 TVG Rn. 1032.

%% BAG 04.04.2001 - 4 AZR 237/00, AP Nr. 26 zu §MQ Tarifkonkurrenz;Schaukin: Schaub, ArbR-Hdb., §
199 Rn. 47.
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2. Stellungnahme

Den Vertretern, die eine Fortwirkung der Tarifbindung nach dem Audas Arbeitgebers
aus dem Verband ablehnen, kann nicht zugestimmt werden. Ihre Arguorergainsbeson-
dere im Hinblick auf die Uberschreitung der Tarifautonomie nicht zZéogiend. Bei den
Grenzen der Tarifautonomie geht es im Kern um die Frage, wo liisti®gelung der eige-
nen Angelegenheiten durch die Tarifvertragsparteien, jedocldegeaht die Befugnis zur
Selbstregelung durch die normative Regelung des TarifvertragesGrereze findet. Die
sachliche Reichweite der Tarifautonomie aus Art. 9 Abs. 3 Q@ aurch den Aufgabenbe-
reich bestimmt, der den Koalitionen im Einzelnen Uberlassen ish Ng. 9 Abs. 3 GG ist
den Koalitionen das Recht zur Regelung von Arbeits- und Wirtschaftsbedemguiertra-
gen. Was im Rahmen der Tarifautonomie ausgehandelt und vereinbdenviann, ist daher
im Hinblick auf den Koalitionszweck der Wahrung und Forderung der Arbeitd Wirt-
schaftsbedingungen zu bestimmen. Tritt nun der einzelne Arbaitgigtee Koalition bei und
nimmt er damit auf den Abschluss durch die Wahrnehmung seiner ReclaieOrganisation
Einfluss, muss er sich auch die Tarifvertrage entgegenhaltem)atie wahrend seiner Mit-
gliedschaft abgeschlossen werd&hSchlieRlich ist es der Grundsatz der Vertragstrpae-

ta sunt servandg’der den Arbeitgeber weiter an den Tarifvertrag bindet.

Es ist Uberzeugend, wenn der Arbeitgeber nicht auf diese einfaclpealnteimlose Weise die
Tarifbindung abschutteln kann. Anderenfalls kame ein Streik, desserossgkelit auf der
Hand liegt, nicht mehr zustande. Das BAG nennt dies konsequentenmase,Mil3brauch
privatrechtlicher Gestaltungsmitté?®®°. Zu den Grenzen der Tarifautonomie z&hlt es dann
auch etwaige wirtschaftliche Grinde, die den ArbeitgeberreneVerbandsaustritt bewogen
haben kdnnen, um den Belastungen des Tarifvertrages zu entgehen, isséntiene Funkti-
onsfahigkeit der Tarifautonomie unbertcksichtigt zu lassen. Es imagrfen Verbandsaus-
tritt durchaus betriebswirtschaftlich nachvollziehbare Griinde gebea, dgn Fall, dass der
Tarifvertrag schwachere Unternehmen von der Geltung ausnimmt, die muimnméarten
Wettbewerb dem austretenden Unternehmen Marktanteile kosten. Regseghtfertigt je-
doch nicht eine Fortwirkung des normativen Teils des TarifvertrageBalle eines Ver-

bandsaustritts des Arbeitgebers abzulehnen.

99 v/gl. Schaukin: Schaub, ArbR-Hdb., § 206 Rn. 8 ff.
1000 BAG 15.10.1966 - 4 AZR, AP Nr. 4 zu § 3 TVG.
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Im Ergebnis ist daher der zweiten Auffassung zuzustimmen. Ditbihdung des Arbeitge-
bers endet jedenfalls nicht mit dem Verbandsaustritt, sondern di¢ hlenindest fir den
normativen Teil bestehen bis der Tarifvertrag endet. Bis neseEnde gilt der Tarifvertrag
mit unmittelbarer und zwingender Wirkung auch Uber den VerbandsadssiArbeitgebers

weiter, ohne dass die Grenzen der Tarifautonomie Uberschritten werden.

3. Fortwirkung des schuldrechtlichen Teils des Verbandstarifverages

Es bleibt die noch offene Frage zu klaren, ob die Tarifgebundenheifiawtén schuldrecht-
lichen Teil des Tarifvertrages fortgilt und damit auch fur Eliedenspflicht des Verbandsta-

rifvertrages weiterhin gelten soll. Auch hierzu werden verschiedene Auffgen vertreten.

Nach einer in Teilen der Rechtsprechtfyund der Literatuf®? vertretenen Ansicht be-
schranke sich die Fortgeltung der Tarifbindung geméar 8 3 Abs. 3 Ti¥Gea normativen

Teil des Tarifvertrages. Die schuldrechtliche Friedenspflichvee § 3 Abs. 3 TVG nicht
erfasst, denn der systematische Zusammenhang dieser Bestimmt@§fy4 Abs. 1 und § 3
Abs. 1 TVG zeige auf, dass es jeweils um die Fortgeltung veht®®rmen des Tarifvertra-
ges gehé® Schuldrechtlich begriindete Pflichten setzen indessen die tathachitglied-
schaft im Verband voradé® Eine weitergehende, auch die schuldrechtlichen Pflichten des
Tarifvertrages umfassende Tarifgebundenheit trotz Verbandsaustiirde die verfassungs-
rechtlich geschutzte positive bzw. negative Koalitionsfreiheittati®9 Abs. 3 GG unzulassig
beschrankeh’® Die gesetzlich angeordnete Rechtsfolge in § 3 Abs. 3 TVG kénne die schuld-
rechtlichen Bindungen nicht ersetzZ8 Soweit es um die Fortgeltung der normativen Be-
stimmungen des Tarifvertrages bis zum Ablauf seiner Geltungsdiugey, sei auch er sicher,

nicht mit der gewerkschaftlichen Forderung einer sofortigen Amdeder Arbeitsbedingun-

1001 ) AG Hamm,DB 1991, 1126, 1127; LAGheinland-Pfal20.12.1986 - 7 Sa 1247/96, LAGE Nr. 8 zu § 1
TVG Friedenspflicht, S. 1.

1002 willemsen/Mehrend\ZA 2009, 169, 171Hagemeier/Kempen/Zachert/Ziliu§,3 TVG Rn. 35Daubler,
ZTR 1994, 448, 452:ieb, ArbeitsR, Rn. 529Konzen ZfA 1975, 401, 420Zachert,FS Kehrmann, S. 335,
341.

1003 | AG Hamm,DB 1991, 1126, 1127.

1004 | AG Hamm,DB 1991, 1126, 1128.

1005 | AG Hamm,DB 1991, 1126, 1128.

1006 | AG Hamm,DB 1991, 1126, 1128.
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gen konfrontiert zu werden, da in diesem Zusammenhang der Grupuksetez sunt servan-

da” zum Tragen komm#&®’

Nach anderer Auffassung umfasse § 3 Abs. 3 TVG auch die Hartwirdes schuldrechtli-
chen Teils des Verbandstarifvertrages — und damit auch der m3pdtieht — bei einem Aus-
tritt des Arbeitgebers aus dem Arbeitgeberverb8ftTrete der Arbeitgeber aus dem Ver-
band aus, so bliebe seine Tarifbindung bestehen, § 3 Abs. 3 TVG. Soladgmskibeitge-
ber auch die Angriffsaussperrung versagt und gelte ihm gegenighéiriddenspflicht der

Gewerkschaft®®

Der Arbeitgeber kdnne nicht zu mehr gezwungen werden als die anderen
Mitglieder seines friiheren Verbandes und insoweit wirke die Bpanlg der Friedenspflicht

“Frieden gegen Zugestandnis” auch zu seinen Gun&t&n.

4. Stellungnahme

Im Ergebnis kann der zuerst genannten Auffassung, nach der sichridjelttag der Tarif-
bindung gemal § 3 Abs. 3 TVG auf den normativen Teil des Tarifvertragelisréieken soll,
nicht zugestimmt werden. Schliel3lich bestiinde sowohl fiir die Geweflsschls auch fur
die Arbeitgeberseite die Mdglichkeit den normativ fortgeltenden Vesdtanfyertrag durch
Arbeitskampfmaflnahmen, d.h. durch Streik bzw. die Arbeitgeberseite durehAe-
griffsaussperrung anzugreifen. Der ausgetretene Arbeitgebetewiar diesem Fall den
Schutzzweck des 8§ 3 Abs. 3 TVG unterlaufen. Das wird von den Vertretern diesesudfas
jedenfalls nicht in Frage gestelftt* Soweit sie jedoch die Méglichkeit von Arbeitskampf-
malinahmen seitens der Gewerkschaften gegen den ausgetretenegeldebdiejahen, die-
sem aber jegliche KampfmalRnahmen verwehren, entsteht ein anmgitsehtliches Un-
gleichgewicht, so dass nicht mehr von einem Kréftegleichgewesprgchen werden kann.
Diese Disparitat ist nicht tberzeugend und widerspricht dem &dwmiggrechtlichen Grund-

satz der Kampfparitat. Auch die Argumentation mit dem Grundgateta sunt servanda”

1007 | AG Hamm,DB 1991, 1126, 1128.

1008 Oetkerin: Wiedemann§ 3 TVG Rn. 79:Gamillscheg Kollektives ArbeitsR, S. 108Bauer/Diller, DB
1993, 1085 ff.;Bauer, FS Schaub, S. 19 (23); wohl auch, wenn auch unBAG 04.05.1955 - 1 AZR
493/54, AP Nr. 2 zu Art. 9 GG Arbeitskampf Bl. S¢hleuseneBB 1999, 684, 686; aktugHouben,NJOZ
2008, 2170, 217MDahlbenderS. 9 ff.

1099 Oetkerin: Wiedemann, § 3 TVG Rn. 76 fiGamillscheg Kollektives ArbeitsR, S. 108Bauer/Diller, DB
1993, 1085 ff.Bauer,FS Schaub, S. 19, 23; BAG 04.05.1955 - 1 AZR 493K Nr. 2 zu Art. 9 GG Ar-
beitskampf Bl. 3SchleuseneBB 1999, 684, 68&1oubenNJOZ 2008, 2170, 2177.

1010 GamillschegKollektives ArbeitsR I, S. 1083.

1011 vgl. dazuKonzen ZfA 1975, 401, 420Zachert,FS Kehrmann, S. 335, 342.
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vermag nicht zu Uberzeugen. Danach misste der ausgetretene eldretgyar nicht sofort
mit Arbeitskampfmal3inahmen seitens der Gewerkschaft rechnen, somstenach Ablauf
des Verbandstarifvertrages. Im Ergebnis kdme dies aber einer umglescbn Friedens-
pflicht gleich, denn der Unterschied bestiinde lediglich in der dogmatischieitiiey.

Es wird daher der Ansicht gefolgt, nach der § 3 Abs. 3 TVG auch die Fortwirkunghiegd-s

rechtlichen Teils des Verbandstarifvertrages — und damit auchriéeiefspflicht bei einem

Austritt des Arbeitgebers aus dem Arbeitgeberverband umfasstiiHspricht zunachst das
Argument der negativen Koalitionsfreiheit des Arbeitgebers. Dstséurch die zwingende
Fortgeltung der Tarifnomen gemald § 3 Abs. 3 TVG bereitentlksh eingeschrankt. Noch
deutlicher wird dies, wenn man berucksichtigt, dass die fortwirkeotaldrechtliche Wir-

kung der Friedenspflicht das ehemalige Verbandsmitglied nichtziiakdbelastet, sondern
im Gegenteil eher beginstigt. Lehnt man sie jedoch ab, dann stlinalesdetretene Arbeit-
geber ohne den Schutz der Friedenspflicht schlechter als dietibaM verbliebenen Mit-
glieder. Seine negative Koalitionsfreiheit ware in diesemrieadh starker beeintrachtigt und
er konnte einem Arbeitskampf zur Erzwingung eines Firmentarifverttageszogen werden.
Eine solche Interpretation steht daher auch im Einklang mit dem Gesetz, da sie den ge-

ringstmaoglichen Grundrechtseingriff darstellt.

Ein weiteres Uberzeugendes Argument ist der Wortlaut des § 3 AN& 3Wie bereits fest-
gestellt wurde, bedeutet § 3 Abs. 3 TVG, dass der Tarifveniaginmittelbarer und zwin-
gender Wirkung auch utber den Verbandsaustritt hinaus weiter gdt.TBiifgebundenheit
bezeichnet also die Bindung der Verbandsmitglieder an den Tandfyént seiner Gesamtheit,
also sowohl an den normativen als auch an den schuldrechtlichen Tdibxe®rtrages.
Damit spricht der Wortlaut eindeutig fiir eine Einbeziehung des schbttiochen Teils des
Tarifvertrages und damit auch der Friedenspflicht in die Tarifgemingie Dem Wortlaut ist
jedenfalls nichts anderes zu entnehmen. Der Gesetzgeber Iggraide keine Einschrankung
des 8§ 3 Abs. 3 TVG auf den normativen Teil des Tarifvertrages wie bevspisdsin § 4 Abs.
5 TVG vorgenommen®*? Unterstiitzung findet das Wortlautargument bei genauerer Betrach-
tung des eigentlichen Normzwecks von § 3 Abs. 3 T¥&Die Vorschrift soll die Flucht aus

dem Tarifvertrag verhindern und ist mithin eine SchutzvorschriftAflireitgeber- und Ar-

1012 v/gl. Valentin,Friedenspflicht, S. 125 ff.
1013 v/gl. Valentin,Friedenspflicht, S. 125 ff.
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beithehmerverbande. Aus diesem Schutzzweck ergibt sich somit @dasdh,die Friedens-
pflicht ein “Preis fiir die Normenwirkung des Tarifinhalf# ist und als traifvertragsimma-
nenter Bestandteil auch konsequenterweise bis zum Ende des Tag®egelten sollte. Im
Ergebnis ist damit die Fortwirkung des schuldrechtlichen Teils dabavidstarifvertrages
und damit auch die Friedenspflicht bei einem Verbandsaustritt deggiibers von 8§ 3 Abs.
3 TVG umfasst.

In diesem Zusammenhang stellt sich das Folgeproblem, dass der austfetaitieber nach
dem Verbandsaustritt gegentber der Gewerkschaft durch eingiges@irtgeltung der Frie-
denspflicht u.U. sogar privilegiert wirde. Schlief3lich sind mit damstt des Arbeitgebers
aus dem Arbeitgeberverband die verbandsinternen Einwirkungspflichtefrlosisggeberver-
bandes gegeniuber dem einzelnen Arbeitgeber weggefallen, da diesmeoibestehenden
Mitgliedschaft des Arbeitgebers abhangig sind, die Friedbadspfgilt jedoch zu seinen
Gunsten weiter. Er ware wahrend der Nachbindungsphase daher nictamukdm Verbands-
tarifvertrag gebunden, dirfte jedoch im Gegenzug aber auch keineeitskampf zur Er-
zwingung eines Firmentarifvertrages unterzogen wetféin diesem Zusammenhang ist zu
beriicksichtigen, dass die Pflicht der Verbandsmitglieder, Friedemwahren, allein be-
schrankt ist auf die korperschaftliche Verpflichtung gegeniber demmezig€erband, die
Durchfilhrung des Tarifvertrages nicht zu gefahrd&hErst wenn der Verband seiner Ein-
wirkungspflicht gegentber dem einzelnen Mitglied nicht nachkommite¢r die tarifliche
Friedenspflicht des Verbandstarifvertrad®<. Filhrt der verbandsangehérige Arbeitgeber
Kampfhandlungen gegen den Bestand des Verbandstarifvertrageshdurdélt er im Innen-
verhaltnis zwar verbandswidrig, aber im Aul3enverhdltnis gegenib&eteerkschaft nicht
rechtswidrig®*® Folglich trifft die Friedenspflicht den verbandsangehérigen Arbeitggbe
genuber der Gewerkschatft lediglich mittelbar. Daher kann die Friedehspltis Verbandsta-
rifvertrages den ausgetretenen Arbeitgeber ab seinem Aumsirithtoch unmittelbar treffen,
um eine Privilegierung zu vermeiden. Hierfur spricht, dass deyetrasene Arbeitgeber die
veranderte Wirkung der Friedenspflicht letztlich als KonseqdeszAustritts selbst zu tragen
hat. Die Friedenspflicht bestand wahrend seiner Mitgliedschafbesieits dargestellt gegen-

Uber dem Verband unmittelbar und besteht nunmehr fir den Nachwirkireggneunmittel-

1014 Zugestehendonzen ZfA 1975, 401, 421.

1015 Wwillemsen/MehrengyZA 2009, 169, 172.

1016 Reimin: Daubler, § 1 TVG, Rn. 972 ff.

1017 Reimin: Daubler, § 1 TVG, Rn. 972 ff.

1018 Konzen ZfA 1975, 401, 418Reimin: Daubler, § 1 TVG, Rn. 972 ff.
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bar gegentber der Gewerkschaft. Im Grunde ergeben sich daher #irbé#geber im Hin-
blick auf die Einhaltung des tariflichen Friedens durch den Verband#iakesine wesentli-
chen Unterschiede. Nach alledem ist die Fortwirkung des schuldcbent|Teils des Ver-
bandstarifvertrages und mithin die Friedenspflicht bei einem Verbasitisades Arbeitge-
bers von 8 3 Abs. 3 TVG umfasst. Die Friedenspflicht wirkt unmittetlaaschen dem Ar-

beitgeber und der Gewerkschatft.

5. Ergebnis

Im Ergebnis ist daher Folgendes festzuhalten: Die Tarifbindusighdeeitgebers endet nicht
mit dem Verbandsaustritt, sondern sie bleibt fir den normativen und fisctiefdrechtli-
chen Teil mit unmittelbarer und zwingender Wirkung bestehen bisTaéivertrag endet.
Damit gilt auch die Friedenspflicht, die dem schuldrechtlichehdes Verbandstarifvertra-
ges immanent ist, ebenfalls gegeniber der vertragsschlieRendenk&shaft weiter, ohne

dass die Grenzen der Tarifautonomie Uberschritten werden.
[I. Schlichtungsvereinbarungen und Friedenspflicht

Mit dem Ende des Tarifvertrages endet auch die tarifliche é&mgaflicht. Ab diesem Zeit-
punkt sind ArbeitskampfmalRnahmen mdglich. Es bleibt jedoch der Frage nelcbaugn-
wieweit die Friedenspflicht des Tarifvertrages zeitlich dueme sog. Schlichtungsvereinba-

rung verlangert werden kann.

Bevor eine Antwort auf diese Frage gegeben werden kann, ist zunachswelgk von
Schlichtungsvereinbarungen zu untersuchen. Dieser erschlief3t sich vochekbibgr ihre
Geschichte, die gepréagt ist vom lange nicht geklarten Verhaltnschen staatlicher Inter-
vention und autonomer Konfliktidsung durch die Verbald&Mit dem Kontrollratsgesetz
Nr. 45°°%° iber die Einrichtung einer nur freiwillig zu nutzenden staatticBehlichtung wur-
de der staatlichen Zwangsschlichtung eine Absage erteilt und di@nhiéhren aus deren ver-
hangnisvoller Rolle in der Weimarer Republik gezoféhAllerdings blieb der Gedanke der

1019 v/g. Kittner, Arbeitskampf, S. 630 ff.
1020 Amtsblatt des Kontrollrats 1947, S. 256.
1021 v/gl. Kittner, Arbeitskampf, S. 630 ff.; siehe Kap. § 3, A,, |.
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staatlichen Zwangsschlichtung in der deutschen Arbeitsverwaltucy laage virulent®?
Der Entwurf eines Schlichtungsgesetzes, der in direkter Anknuafiuraie Zeit vor 1933 die
staatliche Verbindlicherklarung von Schlichtungssprichen vorsah, stheite den Arbeit-
geberverbanden, die ihrerseits einen ,Entwurf eines Gesetzeffdred die Schlichtung von
Arbeitsstreitigkeiten” vorlegten, in dem die Moglichkeit von ZAgstarifen nicht vorgesehen
war1°?® Dennoch schwenkten sie einvernehmlich um in Richtung freiwilligvésiragliche
Schlichtungsvereinbarungé?f* Im Verlauf der ,Hattenheimer Gesprache* vom 09. bis 12.
Januar 1950 zwischen den Spitzen der Arbeitgeber und Gewerkschaftés miangsich auf
den Entwurf einer Schlichtungsvereinbarung, dem sog. ,Hattenheimeeithommen$°®
Aufgrund der geringen Resonanz legte das Arbeitsministerium Endei®@&iufige Grund-
satze fur den Entwurf eines Schlichtungsgesetzes” vor, die emictte Zwangsschlichtung
fur den Fall vorsahen, ,dass lebenswichtige Interessen dezmdimpheit oder dringende so-
ziale Griinde die unverziigliche Regelung der Gesamtstreitig®itendig machen'®?® Al-
lerdings blieb es bei einer Initiative, die darauf hindeutete, diévErtragsparteien zu eige-
nen Aktivitaten anzuhaltef{?” Mit zunehmender Normalisierung des ,Tarifgeschafts* und
alarmiert durch die innerhalb der Bundesregierung wieder andigkuisage eines Schlich-
tungsgesetzes, vereinbarten BDA und DGB am 07. September 1954 igessthenhof” bei
Bonn das ,Muster einer Schlichtungsvereinbardffd deren vier wichtigste Elemente wa-
ren: 1. Einrichtung tariflicher Schlichtungsstellen mit pasgiter Besetzung ohne neutralen
Vorsitzenden, 2. die automatische Befassung der Schlichtungsstieieem Konflikt nach
Scheitern von Tarifverhandlungen, 3. eine Verlangerung der aus deangelten Tarifver-
trag herrihrenden Friedenspflicht bis zum ergebnislosen Ende desh&cigsverfahrens
und 4. die Unverbindlichkeit des Schlichtungsspruchs aul3er bei vorheriger austréckl
klarter Unterwerfund®®® Bei ihrer Umsetzung wurde durchweg kein Schlichtungsmechanis-
mus vereinbart, sondern eine Schlichtung nur nach Anrufung durch neinsleshe Partei,
jedoch mit der Verpflichtung der anderen Seite, sich auf das Verfatimzulassetf*° In der

Metallindustrie wurde erstmals 1955 eine Schlichtungsvereinbarungdibgesen, die der

1022 Kittner, Arbeitskampf, S. 630 ff.

1023 ittner, Arbeitskampf, S. 630 ff.; Zum Entwurf, vgl. RdA49, 177.
1024 ittner, Arbeitskampf, S. 630 ff.

1025 yittner, Arbeitskampf, S. 630 ff.; Zum Entwurf, vgl. RAA3®, 63.
1026 kittner, Arbeitskampf, S. 631; RdA 1951, 15.

1027 /g Kittner, Arbeitskampf, S. 631.

1028 \/gl. RAA 1954, 383; Siehe Anhang A 5.

1029 ittner, Arbeitskampf, S. 631 ff.

1030 Kittner, Arbeitskampf, S. 632.
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.Margarethenhof-Vereinbarung® mit wenigen Ausnahmen, wie bdspeise einer Zusatz-
regelung zur Friedenspflicht, entsprd@ff. Diese Vereinbarung bereitete den Weg fiir den
Abschluss von Schlichtungsverfahren in allen wichtigen Wirtschaéstbem, wobei ihr
Hauptziel die Vermeidung einer Neuauflage staatlicher Zvsamdjshtung war. Mit der
Schlichtungsvereinbarung vom 12.05.1882wurde die Abhangigkeit eines Schlichtungs-
verfahrens von der Anrufung durch eine — wie in der ,Margaretenhofi\eneing“ — vorge-
sehene Schlichtungsautomatik ersetzt und sehr lange FristenefiDudchfiihrung eines
Schlichtungsverfahrens festgelédt Allerdings konnte die neue Schlichtung ihre eigentliche
Funktion nicht erfillen, da keine Partei vor Eintritt in die Schlichtphgse wirklich verhan-
delte. Daher erfuhr sie eine weitere Anderung, wodurch ein Schlicverighren nur nach
Anrufung durch mindestens eine Partei mit Einlassungszwangdiandiere in Gang gesetzt
wurde’®®* Auch diese Modifikation brachte nicht den gewiinschten Erfolg, denn sie filhr
zum gleichen taktischen Verfahren wie bei einer Schlichtungsatikprda jede Seite immer
mit der Anrufung durch die andere rechnen muSstedinzu kam der Arger tiber die Verlan-
gerung der Friedenspflicht, wodurch verhandlungsbegleitende Streisvielcht illegaler
~wilder* Streiks gerieten, was wiederum zur Notwendigkeit Abschlusses von Malirege-
lungsklauseln fiihrté”*® Nach der Kindigung der Schlichtungsvereinbarung durch die IG
Metall und schwierigen Neuverhandlungen erfolgte am 01.01.1980 eine Negtd¥sutie
zwei fundamentale Anderungen enthielt: Zum einen wurde der Einlagswargs aufgeho-
ben, so dass Schlichtungsverhandlungen fortan nur noch im Einvernehmen brafestatt-
fanden, zum anderen wurde die Friedenspflicht vom Schlichtungsverfahgekoppelt und
lediglich um vier Wochen nach Ablauf des Tarifvertrages veri@n®® Durch die Festle-
gung von Fristen fur die Einreichung von Forderungen und die Verpflichtungufoahme
von Verhandlungen wurde ein mindestens sechswdchiger ,Konfliktlosungsmeftreinge-
richtet!*® Damit trat an die Stelle der fir die Dauer der Tarifvediangen und eines
Schlichtungsverfahrens geltenden Friedenspflicht ein zeitlich §ittikttes Streik- und Aus-
sperrungsverbot, das von dem jeweiligen Stand der KonfliktidsungsbemUhumeggmingig

war und dennoch ein Schlichtungsabkommen zulieR. Diese Anderung eréffnedewerk-

1031 Kittner, Arbeitskampf, S. 632; Siehe Anhang A 6.
1032 y/gl. RAA 1964, 216.

1033 Kittner, Arbeitskampf, S. 635.

1034 yittner, Arbeitskampf, S. 635; Vgl. RdA 1973, 387.

1035 Kittner, Arbeitskampf, S. 635.

1036 ittner, Arbeitskampf, S. 635 ff.

1037 Kittner, Arbeitskampf, S. 636; RdA 1980, 165; Siehe Anharg
1038 Kittner, Arbeitskampf, S. 636.

1039 Kittner, Arbeitskampf, S. 636.
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schaften die Moglichkeit verhandlungsbegleitender Warnstreikdenin einerseits die Kon-
fliktbereitschaft der eigenen Mitglieder getestet und andate®ruck auf die Gegenseite auf
niedrigem Niveau ausgelibt werden konfiféDie |G Metall rief 1981 zum ersten Mal offi-
ziell zu Warnstreiks in allen Tarifgebieten der Metallindestif. Diese Warnstreiks wurden
unter dem Begriff der ,neuen Beweglichkeit* zum Bestandtedrilitampfstrategie und wa-
ren von Beginn an Gegenstand gerichtlicher Auseinandersetzungen. Dragez&rgument
lautete, dass die Warnstreiks gegen den ultima-ratio-Grundsatiefers Im ersten Warn-
streikurteit®! stellte sich das BAG noch auf den Standpunkt, der ultima-ratio-Grzrgisige
nicht fir verhandlungsbegleitende Warnstreiks. In einer zweitemdsatzentscheidutf§?
anderte das BAG seine Argumentation, kam aber zum gleichen ErgBlasisiltima-ratio-
Prinzip gelte auch fir Warnstreiks, es sei jedoch nicht jabeti ob eine Gewerkschaft Ver-
handlungen ohne begleitende Streiks fiir gescheitert fi&i®amit blieb die Frage, ob denn
nicht das bestehende Schlichtungsabkommen verlange, vor einem Wardasrédormliche
Scheitern der Verhandlungen zu erklaren. Hierdurch hétten diedPabigieits in einem sehr
frihen Stadium Uber ein Schlichtungsverfahren befinden missen. Das V&h Metall an-
gerufene Schiedsgericht entschied, dass das schriftliche Erkése®cheiterns der Verhand-
lungen keine Zulassigkeitsvoraussetzung fur Streiks ist, die varl@rabstimmung durchge-
fuhrt werden'®** Diese Entscheidung beendete die Warnstreikauseinandersetzungem in d
Metallindustrie.

Mit Blick auf die historische Entwicklung von Schlichtungsvereinhgan ist der Frage
nachzugehen, ob sie tatsachlich Arbeitskampfe verhindern kénnen, so wie &chlerh-
tungsrecht der Weimarer Republik zugrunde lag. Betrachtet manedaliMdustrie, so ergibt
sich eine Zweiteilung der Zeit seit 1955: Die ersten 25 Jaitrden GewilRheit der Schlich-
tung am Ende der Tarifverhandlungen und die zweiten mit volligewiigkeit, sich auf
eine Schlichtung einzulass&f® Zwar fallen in die erste Periode mit sechs Arbeitskampfen
doppelt so viele wie in die zweite mit drei. In den ersten 25dadpab es aber nur drei Mal
eine Schlichtung am Ende gescheiterter Tarifverhandlungen, vaiimreler zweiten Periode
alle drei Schlichtungen Erfolg hatten und der drohende Arbeitskanyewandet werden

1040 kittner, Arbeitskampf, S. 637 und 695.

1041 BAG 12.09.1984 - 1 AZR 342/83, AP Nr. 81 zu A1GG.
1042 BAG 21.06.1988 - 1 AZR 651/86, AP Nr. 108 zu A1GG.
1043 Kittner, Arbeitskampf, S. 698.

1044 ittner, Arbeitskampf, S. 698.

1045 Kittner, Arbeitskampf, S. 680.
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8 5 Geltungsdauer der Friedenspflicht

konnte!®*® Betrachtet man die Erfahrungen in der Druckindustrie, in der eubisErliegen
des Schlichtungsverfahrens durch Nicht-Bestellung eines VorsitzetadeSystem der Anru-
fung mit Einlassungszwang gab, so lassen sich in der Zeit von 1976 bigvi@9RBhanome-

ne beobachten: Mit Ausnahme von drei Tarifbewegungen wurde am Eed&ahandlun-
gen die Schlichtung eingeschaltet und trotzdem fanden in diesefinf regulare Arbeits-
kdmpfe nach Urabstimmungen der Gewerkschaft statt. Die Konsequear Eigwicklungen
zeigt, dass die These von der streikpraventiven Wirkung dercBhigsvereinbarungen sich
nicht bestatigen lasst. Vielmehr besteht die Gefahr, dass$ieides Parteien durch Automa-
tik oder Einlassungszwang notorische Schlichtung ihr Verantwortufigggentergrabt und
die Hemmschwelle fiir Arbeitskampfe siftft’ Zu beriicksichtigen ist, dass eine gescheiterte

Schlichtung die Differenzen zwischen den Parteien noch grof3er werden I&sst.

AbschlieRend wird daher untersucht, inwieweit die Friedenspflicht defvdrtrages zeitlich
durch eine sog. Schlichtungsvereinbarung verlangert werden kannabieeftragsparteien
kénnen im Tarifvertrag selbst oder in einem weiteren selbsts&mdigrifvertrag Schlich-
tungsverfahren zur Abwendung oder schnelleren Beilegung von Arbeitskawepémnbaren.
Inhalt einer solchen Schlichtungsvereinbarung ist ein befriskateypfverbot, d.h. eine Frie-
denspflichtabsprache zwischen den Tarifvertragsparteien bis zheite8n der Schlichtung
keine ArbeitskampfmaRnahmen durchzufiifféf.Die Schlichtungsverfahren kénnen ent-
sprechend dem Grundsatz der Vertragsfreiheit unterschiedlichszalsefewerden® Es ist
zwischen tarifvertraglich vereinbarten und gesetzlichen Schlightagelungen zu differen-
zieren, wobei die tarifvertraglich vereinbarte Schlichtdrfggegentiber der staatlicHét
vorrangig ist:°>? Schlichtungsvereinbarungen fithren daher zu einer Verlangerunarifier t
chen Friedenspflicht, wobei es auf den Wortlaut der Vereinbarurgirizelfall ankommt®>?
Einige Vereinbarungen bestimmen, dass nicht nur wahrend des Schlicketdiaigsens, son-

dern schon vorher, also schon vom Ablauf des Tarifvertrages an und wahrddaude der

1046 Kittner, Arbeitskampf, S. 680.

1047 Kittner, Arbeitskampf, S. 681.

10%8 Kissel/SchickRdA 1991, 321, 32Diitz, ArbeitsR, Rn. 631.

1049 Kissel/SchickRdA 1991, 321, 322.

1050 Grundlage der vereinbarten Schlichtung ist diestduSchlichtungsvereinbarung vom 07.09.1954 (sog.
,Margarethenhof-Abkommen®), die DGB und BDA ihrenitiiedern zur Ubernahme empfohlen hatten;
Siehe Anhang A 5.

1051 pie staatliche Schlichtung ist im KontrollratsgesNr. 35 vom 20.8.1946 geregelt, welches heutd wdt.

1092 gehaukin: Schaub, ArbR-Hdb., § 197 Rn. 1.

1053 Brox/RiithersArbeitskampfR, Rn. 69%Kirchner, RdA 1980, 129 ff.
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Tarifverhandlungen, die Friedenspflicht zu beachten’#8tSelbst ohne eine ausdriickliche
Abrede sei aus der Tatsache, dass ein solches Verfahren miuAgsmivang vereinbart wor-
den ist, zu schliel3en, dass ein Arbeitskampf vom Ablauf des Tardges bis zum Scheitern
des Verfahrens nicht gefiihrt werden ditff8.Dies ergebe sich bereits aus dem Sinn und
Zweck der Schlichtungsvereinbarutfg® Somit wird die tarifliche Friedenspflicht durch eine
Schlichtungsvereinbarung wirksam zeitlich verlangert. Bei Schinggverfahren, die keinen
Anrufungszwang beinhalten, kann bestimmt werden, dass die Friedemspii zum Ablauf
der Anrufungsfrist der Schlichtungsstelle nach dem Scheitern aefiv@rhandlungen be-
steht'®’ Selbst in Ermangelung einer Regelung tber die Dauer der Frdtihtsist der
ultima-ratio-Grundsatz zu beachten, d.h. dass der Streik dasNetigkeder tariflichen Aus-
einandersetzung sein soll und vorhandene Schlichtungsstellen zu nutzEh®shtiérdings
konnen die Tarifvertragsparteien innerhalb von Schlichtungsvereinbarunderialmonkre-
tes ArbeitskampfmalRnahmenverbot flr einen bestimmten festgelbgteaum vereinbaren,
wie beispielsweise in 8 3 Abs. 1 des Schlichtungs- und Schiedsabkomimeis fMetallin-
dustrie vom 01.01.1988%° Das Grundgesetz iiberlasst gemaR Art. 9 Abs. 3 GG den tariffahi
gen Verbanden die Regelung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungbrend das BetrVG
die Normierung von Arbeitsbedingungen durch den Arbeitgeber und dielBstertretung
zulasst. Wenn es allerdings bei dem bestehenden Interessemgegedst zu einem Aus-
gleich kommt, dann bedarf es rechtlicher Mdéglichkeiten, einen lAigkgentweder zu er-
zwingen oder einer Hilfestellung zu seiner Beilegung zu géb&mrend im tariflichen Be-
reich der Arbeitskampf als Zwangsmittel anerkannt istetisauf betrieblicher Ebene unter-
sagt, 88 74 BetrVG, 66 Abs. 2 BPersVG. Zur Forderung bzw. zur Erangngines Interes-
senausgleichs dient sodann die Schlichtung, die von der Tarifautononfie.d@#\bs. 3 GG
umfasst ist’®° Die Kollektivpartner sind daher befugt, freiwillige Schlichtengzu vereinba-
ren und deren Verfahren selbst zu bestimmen. Somit kénnen Schlicht@mngisaaigen die
Friedenspflicht des Tarifvertrages zeitlich verlangern, indenveikngerte Friedenspflicht
an die relative Friedenspflicht zeitlich nahtlos anknupft.

1054 y/gl. die Schlichtungsvereinbarungen in der Métalistrie, RdA 1980, 165 und in der chemischen $bdu
rie, RdA 1982, 119.

1055 Brox/RiithersArbeitskampfR, Rn. 69Kissel/SchickRdA 1991, 321, 322.

105 Brox/RithersArbeitskampfR, Rn. 69%Kirchner, RdA 1980, 129 ff.

1057 Brox/RiithersArbeitskampfR, Rn. 697; wohl auttissel/SchickRdA 1991, 321, 322.

1058 7utreffendKirchner, RdA 1980, 129 ff.;Brox/Riithers ArbeitskampfR, Rn. 697; bereiBttticher, BB
1957, 621 ff.

1059 Sjehe Anhang A 7.

1080 v/gl. Scholzin: Maunz/Diirig, Art. 9 Abs. 3 GG, Rn. 154 fBrox/Riithers ArbeitskampfR, Rn. 68&is-
sel/SchickRdA 1991, 321, 322; wohl au@cthauklin: Schaub, ArbR-Hdb., § 195 Rn. 1.
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8 5 Geltungsdauer der Friedenspflicht

lll. Nachwirkungsstadium gemal3 8 4 Abs. 5 TVG und Friedenspflicht

Scheidet ein Arbeitsverhéltnis aus dem tariflichen Geltungsiheagis, so entfallt die unmit-
telbare und zwingende Wirkung des Tarifvertrages. Eine unmitéelbder entsprechende
Anwendung von 8§ 3 Abs. 3 TVG kommt nicht in Betracht, da die Tarifzustésitider Ver-
bande im Allgemeinen entfallen #&€* Die Tarifvertrage entfalten jedoch nach § 4 Abs. 5
TVG entsprechende Nachwirkung, da sichergestellt werden muss, dasdelitsverhaltnis-
se auch nach Beendigung des Tarifvertrages nicht inhaltsledenveder durch dispositives

Recht erganzt werden muiss8ff.

Mit der zwingenden Nachwirkung des Tarifvertrages endet seimkeulg als Stillhalteab-
kommen. Im Nachwirkungsstadium des § 4 Abs. 5 TVG besteht daher kezderfspflicht
mehr, auch dann nicht, wenn die Nachwirkung erst wahrend des Arbeitgisaenpdetzt, der
dann rechtmaRig fortgesetzt werden k&fifAus einem zwischen den Tarifvertragsparteien
allgemein bestehenden Dauerrechtsverhdltnis folgt keine Verlimgeler Friedenspflicht,
denn diese Rechtsbeziehung wird auch wéahrend eines Arbeitskampfegamelth aufge-

hobent%*

1. Vereinbarung eines nachwirkenden Tarifvertrages ohne Friedengicht

Es stellt sich daher die Frage, ob die Tarifvertragsparteiedachwirkungsstadium des § 4
Abs. 5 TVG einen neuen Tarifvertrag lediglich als “nachwirkenti@nfvertrag”, also ohne
Friedenspflicht, vereinbaren konnen. Es wird die zu Beginn aufgeveo8eArbeitshypothe-

se untersucht. Als Mehrwert soll an ihrem Ende eine Antwort aufrdige gegeben werden,

1061 BAG 29.09.1979 - 4 AZR 819/77, AP Nr. 17 zu § 8 B8GB; BAG 14.06.1994 - 9 AZR 89/93, AP Nr. 2 zu
8§ 3 TVG Verbandsaustritt.

1062 BAG 18.03.1992 - 4 AZR 339/91, AP Nr. 13 zu §\3@: BAG 02.12.1992 — 4 AZR 277/92, AP Nr. 14 zu
§ 3 TVG; BAG 05.10.1993 - 3 AZR 586/92, AP Nr. 42 & 1 BetrAVG Zusatzversorgungskassen; BAG
28.05.1997 - 4 AZR 546/95, AP Nr. 26 zu § 4 TVG Naitkung; BAG 10.12.1997 - 4 AZR 247/96, AP
Nr. 20 zu § 3 TVG Nachwirkung; BAG 10.12.1997 - ZRA193/97, AP Nr. 21 zu § 3 TVG; vdbaubler,
NZA 1996, 225, 227.

1963 Thisingin: Wiedemann, § 1 TVG, Rn. 881.

1064 BAG 26.10.1971 - 1 AZR 113/86, AP Nr. 44 zu AGG Arbeitskampf; BAG 21.12.1982 - 1 AZR 411/80,
AP Nr. 76; BAG 12.09.1984 - 1 AZR 342/82, AP Nr., &AG 29.01.1985 - 1 AZR 179/84, AP Nr. 83 zu
Art. 9 GG ArbeitskampfGamillschegKollektives ArbeitsR, S. 1082;6wisch/Rieble§ 1 TVG Rn. 263;
weitergehendLieb, NZA 1985, 265, 266Seiter,ZfA 1989, 283, 298.
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8 5 Geltungsdauer der Friedenspflicht

ob der Immanenzgrundsatz die Existenz der Friedenspflicht hlitsd@bsichert und ihre

Existenz dauerhaft gewahrleistet.

Zu dieser Problematik stehen sich im Kern zwei unterschiedlicliagsungen gegenuber.
Ein Teil der Literatur ist der Ansicht, dass es den Tarifaggparteien durchaus maoglich sein
miisse nachwirkende Tarifvertrage zu vereinbd?®rDer Tarifvertrag andere im Nachwir-
kungszeitraum weder seinen Rechtscharakter noch seine Gultsgkelern er verliere ledig-
lich seine Starke als zwingendes Recht und entbinde die Tawdygparteien von der Frie-
denspflichtt®®® Die Tarifvertragsparteien konnten den Zustand fehlender Friediehsjbfe-
liebig aufrecht erhalten, da fur sie ohnehin kein Zwang zum Abschiois Tarifvertragen
bestehe und der Satz “einen Tarifvertrag ohne Friedenspflicht kamchesyeben” das Er-
gebnis zu einem normativ nicht abgesicherten Rechtssatz tbéfAbbée Friedenspflicht

werde jedenfalls dadurch nicht gefahrdet oder ausgeti8hit.

Das BAG® in standiger Rechtsprechung und ein anderer Teil des neuerefit@uokii"
hingegen lehnen einen nachwirkenden Tarifvertrag ohne FriedenspHicBteagehen davon
aus, dass die Nachwirkung von Tarifnormen nur fur solche Arbeitswaids@tgelte, die be-

reits vor Eintritt der Nachwirkung vom Tarifvertrag erfasst waren undiganecht die Ar-

1085 Beplerin: Daubler, § 4 TVG, Rn. 895 hiisingin: Wiedemann, § 1 TVG, Rn. 88&amillscheg Kollekti-
ves ArbeitsR |, S. 87%erschel ZfA 1976, 89, 102.

1086 Thijsingin: Wiedemann, § 1 TVG, Rn. 883.

1067 Beplerin: Daubler, § 4 TVG, Rn. 89%5amillscheg Kollektives ArbeitsR |, S. 87%erschel, ZfA 1976,
89, 104.

1968 GamillschegKollektives ArbeitsR I, S. 873erschel ZfA 1976, 89, 104.

1989 Hintergrund dieser Entscheidungen war die Kiinaigder Manteltarifvertrage des offentlichen Diesste
zum 31.12.1969, die von den Tarifvertragspartershiende 1973 wieder voll wirksam in Kraft gesetz-
ren. In dem dazwischen liegenden Nachwirkungszeitrhatten die Tarifvertragsparteien die gektindigten
und nachwirkenden Tarifvertrage durch eine Vielza Anderungstarifvertragen geandert. Allerdings h
ten sie diese Anderungstarifvertrage nicht seliistiy nach § 4 Abs. 1 TVG in Kraft gesetzt, sondais-
dricklich festgelegt, dass sie nur in gleicher Weige die gednderten, also nur noch nachwirke nigeifs
vertraglichen Bestimmungen gelten sollten. Einets®IRegelungsmdglichkeit lehnte das BAG mit folgen-
der Begriindung ab: ,Das Tarifvertragsgesetz erghadtne Bestimmung, die den Tarifvertragsparteien d
Moglichkeit gebe, Rechtsnormen zu setzen, die vamnherein ihrer rechtlichen Qualifikation nach $ac
seien, wie diejenigen, die nach Ablauf eines Tarifiages nur noch kraft Gesetzes weiter gelten.RSpr.,
vgl. BAG 06.06.1958 - 1 AZR 515/57, AP Nr. 1 zu 8T¥G Nachwirkung; BAG 14.02.1973 - 4 AZR
176/72, AP Nr. 6 zu § 4 TVG Nachwirkung; BAG 29475 - 4 AZR 218/74, AP Nr. 8 zu § 4 TVG Nach-
wirkung; BAG 10.12.1997 - 4 AZR 247/96, AP Nr. 20 & 3 TVG; BAG 10.12.1997 - 4 AZR 193/97, AP
Nr. 21 zu § 3 TVG; BAG 22.07.1998 - 4 AZR 403/9'R Ar. 32 zu § 4 TVG Nachwirkung.

1970 swisch/Rieble§ 4 TVG Rn. 411Koberski/Clasen/Menze§ 4 TVG Rn. 202Frélich, NZA 1992, 1105,
1109.
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beitsverhaltnisse umfasse, die erst im Nachwirkungszeitragribdet werdet?’* Die Ta-
rifvertragsparteien konnten nachwirkende Tarifnormen allein durchn eneeen, ,echten”
Tarifvertrag abandern, der auch dispositiv ausgestaltet sein K8Amariiber hinaus kénne
man mit der Festlegung einer kurzen Laufzeit die Friedenkpfteitlich begrenzen und auf

diese Weise unverziglich lediglich nachwirkende Anderungsregelungen scfi4tfe

2. Stellungnahme

Im Ergebnis ist dem BAG und dem Teil der Lehre zuzustimmen,iden enachwirkenden
Tarifvertrag ohne Friedenspflicht ablehnen. Es ist Uberzeugend, wenvedreter dieser
Auffassung mit der Flexibilitat bei der Festlegung der kaiifvon Tarifvertragen argumen-
tieren. Dies lauft praktisch auch auf einen lediglich nachwirkeddeiivertrag hinaus, so
dass es sich im Grunde um ein Scheinproblem hatfd&mlie Vertreter der Ansicht, ein
nachwirkender Tarifvertrag ohne Friedenspflicht kdnne vereinbartlemeribersehen den
Immanenzgrundsatz der Friedenspflicht und damit den sie tragendedp®iler schlecht-
hin. Die Friedenspflicht ist schlie3lich jedem Tarifvertragnamenter Bestandteil, so dass sie
in dieser grundlegenden und heute unstreitigen Funktion erheblich geféfirdetvenn man
letztlich die vertragliche Abdingbarkeit dieser Immanenzkonzeptigahbe wirde. Ansons-
ten stinde die vertragliche Abdingbarkeit der Friedenspflicht &elieem Verzicht im Wi-
derspruch zu dem Immanenzgrundsatz, der letztlich eine Auspragumgrdautonomie des
Art. 9 Abs. 3 GG ist. Es ist nicht ersichtlich, weshalb die Konstsakbachwirkender frie-
denspflichtfreier Tarifvertrdge fir neubegrindete Arbeitsvtrisde Uberhaupt notwendig
sein sollte, wenn die Dauer eines Tarifvertrages durch disadragliche Gestaltung, wie
z.B. durch Kindigungsregeln oder einer generellen Laufzeitregelumghwhzeitlich wirk-
sam begrenzt werden kann. Schlief3lich ist es das Ziel beider Auffassliagaredenspflicht
durch lediglich nachwirkende Tarifnormen gemaR 8 4 Abs. 5 TVG zettlichegrenzen.

Dieses Ziel wird durch die mogliche tarifliche Vertragsgitshg dogmatisch nachvollziehba-

1071 st. Rspr., vgl. BAG 06.06.1958 - 1 AZR 515/57, NP 1 zu § 4 TVG Nachwirkung; BAG 10.12.1997 - 4
AZR 247/96, AP Nr. 20 zu § 3 TVG; BAG 10.12.199% AZR 193/97, AP Nr. 21 zu § 3 TVG; BAG
22.07.1998 - 4 AZR 403/97, AP Nr. 32 zu § 4 TVG Natkung; Loéwisch/Rieble§ 4 TVG, Rn. 411Ko-
berski/Clasen/Menze§ 4 TVG Rn. 202Frélich, NZA 1992, 1105, 1109.

1072 | swisch/Rieble§ 4 TVG, Rn. 411Koberski/Clasen/Menze$, 4 TVG, Rn. 202.

1073 st Rspr., vgl. BAG 06.06.1958 - 1 AZR 515/57, NP 1 zu § 4 TVG Nachwirkung; BAG 10.12.1997 - 4
AZR 247/96, AP Nr. 20 zu § 3 TVG; BAG 10.12.1994 AZR 193/97, AP Nr. 21 zu § 3 TVG; BAG
22.07.1998 - 4 AZR 403/97, AP Nr. 32 zu § 4 TVG Naitkung.

1074 v/gl. Valentin,Friedenspflicht, S. 130.
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rer gelost, da der Immanenzgrundsatz der Friedenspflicht beadlteAuf diese Weise tritt
die besondere Bedeutung des Immanenzgrundsatzes als das die piliedetsgende und
absichernde System noch einmal deutlich hervor. Die tarifvédneglmmanenz der Frie-
denspflicht gewahrleistet ihre besondere Stellung im Tambgssystem als Huter des tarifli-

chen Friedens flr beide Tarifvertragsparteien.

IV. Zwischenergebnis und 3. Arbeitshypothese

Nach alledem hat sich die 3. Arbeitshypothese bestétigt. Deah®nzgrundsatz ist das die
Friedenspflicht tragende Prinzip. Durch ihn ist die Friedengpfimtwendiger Bestandtell
eines jeden Tarifvertrages, d.h. der Tarifvertrag enthaltivegeenald eine Friedensordnung,
die keiner besonderen Vereinbarung bedarf. In dieser Funktion ismdesnenzgrundsatz,
insbesondere in Zeiten des Umbruchs der Tariflandschatft, fir dseeBxider Friedenspflicht
unverzichtbar. In Ermangelung einer gesetzlichen Normierung dtefigpflicht sichert kein
anderes Prinzip die Funktion der Kollektivvereinbarung als Friedensvebinadaragt daher

zumindest mittelbar zur Befriedung des Arbeitslebens bei.
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Die tarifliche Friedenspflicht ist nicht zuletzt durch derbéitskampf zwischen der Deut-
schen Bahn AG und der GDL im Jahr 2007 von grol3er Aktualitat. Der Tmeder Tarif-
landschaft geht zu kleinen und durchsetzungsstarken Sparten- und Spegelsrkschaf-
ten, die fUr die von ihnen vertretenen Berufsgruppen eigene Tariffoggergtellen und Ar-
beitskampfe fluihren. Diese Entwicklung hat weitreichende Auswirkufigetie Bestimmung
der Reichweite der Friedenspflicht.

Im Hinblick auf die Umbruchsituation stellt sich vorab die Probleknd#is Abschieds vom
Grundsatz der Tarifeinhéff> der sich in Teilen der Literatur und der Rechtsprechung ab-
zeichnet. Das BAG hat diesen Grundsatz in jungeren Entscheidungergestarkt, es gibt
allerdings deutliche Anzeichen dafiir, dass das BAG seine Restiising hierzu &ndern
wird. Das zeigt die jungste Divergenzanfrage des Vierten Sanatken Zehnten Senat des
BAG.1076

Zwischen dem Grundsatz der Tarifeinheit und der tariflicherdéngpflicht besteht ein un-
mittelbarer Zusammenhang, da im Falle einer Abkehr von diesezig?und der damit gel-
tenden Tarifpluralitdt der Friedenspflicht ihre Hauptfunktion, dieriBeting des Arbeitsle-
bens fir die Laufzeit des Tarifvertrages zu gewéhrleisteningent wéare. Das Prinzip der
Tarifeinheit besagt, dass in einem Betrieb generell nur emfvértrag gilt. An diesem
Grundsatz, so die hier vertretene Auffassung, ist zuklnftig unbddstgtihalten. Art. 9 Abs.
3 GG enthélt einen Verfassungsauftrag, ein funktionierendes Tarif\asysigm vorzuhalten,
wobei die Betatigungsfreiheit der Koalitionen Schranken unteriggtEingriff in die Koali-
tionsfreiheit ist zuldssig zum Schutz von Rechtsgitern, denerhgilmiallen verfassungs-
rechtlicher Schutz gebuhrt. Der Grundsatz der Tarifeinheit ¢etstid Betatigung der Koali-
tionen aus, so dass es sachlicher Grinde bedarf, die gegenctahnem Systemwechsel spre-
chen. Diese liegen in der zu erwartenden Zunahme von Arbeitskaonpdeginer damit eng
zusammenhangenden erheblichen wirtschaftlichen Schwachung detgébeeseite, der
kaum effektive Gegenwehrmdglichkeiten zur Verfiigung stehen. RérBgibehaltung dieses

Grundsatzes sprechen die fehlende Aussperrungsmaglichkeit dat-dimbatanten” durch

1075 Sjehe Kap. § 1 C.
1076 BAG 27.10.2010 - 4 AZR 549/08 (A), PressemittedNr. 9/10, http://www.bundesarbeitsgericht.de
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die Arbeitgeber, die Subvention der Funktionselitenstreiks durch dieitdvbrwaltung, die
ungleiche Verteilung des Arbeitskampfrisikos sowie der drohendeistesozialen Friedens
innerhalb der Belegschaft. Der monatelange Arbeitskampf zwist#dreDeutschen Bahn AG

und der GDL hat dieses Konfliktpotential Realitat werden lassen.

Angesichts der divergierenden Rechtsauffassungen der beiden'%éniteoffen, ob das
BAG seine Rechtsprechung zum Grundsatz der Tarifeinheit &ndetnSuilite sich das Ge-
richt tatsachlich von dem Grundsatz der Tarifeinheit verabschieddéllteweder die Frie-
denspflicht noch ist ihre Funktion entwertet. Vielmehr behaltsebedeutende Wirkung flr
ein funktionierendes Tarifvertragssystem. Das zeigt die fuebBaifvertragsparteien durch-
aus zumutbare und vor dem Hintergrund der Tarifautonomie als zudiaslgete Konstella-
tion, in der die Gewerkschaften bei ihren Tarifforderungen inidsgtt Hinsicht kooperieren
und den Zeitpunkt des Ablaufs ihrer im Geltungsbereich Uberschneiderfdetetem Tarif-
vertrage einheitlich zu gestalten hatten. Die relative Frigdiects wiirde quasi als letztes
Korrektiv vor der Aufnahme von Arbeitskampfmafinahmen ihre befriedendeiéiutehal-
ten, ohne entwertet zu werden und damit zur Aufrechterhaltung eindgofi@renden Tarif-

vertragssystems auch zukinftig einen wichtigen Beitrag leisten.

Die Friedenspflicht ist ein unverzichtbarer Bestandteil eiedsrj Tarifvertrages, obwohl sie
bis heute nicht kodifiziert worden ist. Die rechtsdogmatische Gruadiag Friedenspflicht
erschlief3t sich nur kumulativ, indem Wesen und Vertragscharalderatdvertrages sowie
die gefestigte gewohnheitsrechtliche Geltung der Friedenspflichchsechtigt werden. Die-
se entspricht zum einen der Tradition des deutschen Tarifrechtsarmenen steht sie mit
den historischen Entwicklungen in der Weimarer Republik in unmittelbZresammenhang.
Die Friedenspflicht, die eine Auspragung des Grundsagfzasta sunt servandadarstellt,
verstol3t trotz ihrer die Tarifvertragsparteien einschrankendekuwgr nicht gegen das
Streikrecht gemaf Art. 9 Abs. 3 GG. Soweit keine besondere Vemangpder Tarifvertrags-
parteien vorliegt, ist die Friedenspflicht relativer Natur. S&reckt sich damit nur auf die im
Tarifvertrag geregelten Bestimmungen im Gegensatz zu der absdiuedenspflicht, die
jeglichen Arbeitskampf untersagt, auch wenn die konkrete Strattigied auf im Tarifver-

trag nicht geregelte Punkte bezieht.

1077BAG 18.10.2006 - 10 AZR 576/05, NZA 2007, 1111 BAG 15.01.2006 - 10 AZR 665/05, NZA 2007, 448
ff.; a.A.: BAG 27.10.2010 - 4 AZR 549/08 (A), Presstteilung Nr.9/10, http://www.bundesarbeitsgetida
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8 6 Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse

Unmittelbar bindend ist die tarifliche Friedenspflicht allein die Tarifvertragsparteien. Al-
lerdings besteht diese Bindung nicht fur die einzelnen MitgliederTdrifvertragsparteien,
denn sie werden nur im Innenverhaltnis zur Unterlassung einer Kampudima® verpflichtet.

Beim Verbandstarifvertrag unterliegen die einzelnen Mitglieder kertragsschliel3enden
Verbande ebenfalls nicht unmittelbar der Friedenspflicht, sondemhewdediglich mittelbar

zur Einhaltung des tariflichen Friedens aufgrund ihrer Verbandspiffictrin Verband gegen-
Uber verpflichtet. Aus der Friedenspflicht berechtigt ist damififertragspartner, der sowohl
Unterlassung als auch Schadensersatz gemal § 280 BGB verlangen kann.

Der Umfang der tariflichen Friedenspflicht richtet sichmndem durch Auslegung zu ermit-
telnden Regelungsbereich des Tarifvertrdj&sDie Auslegung des normativen Teils des
Tarifvertrages richtet sich nach der vertretenen vermdesl Auslegungsmethode, die so-
wohl subjektive als auch objektive Gesichtspunkte berlcksichtigt und d&heerdchiede-
nen Interessen der Tarifvertragsparteien in ein ausgewogemkaliiis zueinander setzt. Im
Hinblick auf die Auslegung des schuldrechtlichen Teils des Tanibgas finden die in den
88 133, 157 BGB enthaltenen Auslegungsgrundsatze Anwendung. Im Ubrigem djelte
Ausfihrungen zum normativen Teil des Tarifvertrages fir den sclehttiohen Teil entspre-
chend. Bewusste Regelungsliicken im Tarifvertrag lassen sichimidfgge der ergdnzenden
Tarifvertragsauslegung schliel3en, wohingegen sie bei unbewusstdorigetieken restrik-

tiv angewandt werden kann.

Internationale Normen sind auch fir die Auslegung von Tarifvertragasedicksichtigen.
Hierzu sind die ILO-Ubereinkommen Nr. 87, 98 und 154 untersucht wotdeis wird die
Auffassung vertreten, dass es sich hierbei um volkerrechtligmedge handelt, die in der
Bundesrepublik Deutschland durch Ratifikation innerstaatliche VerbindliceRaengen und
damit zum einfachen Bundesrecht gehoren. Als solches werden sie A@minBdessen
Rechtsprechung bertcksichtigt. Fur die Auslegung von Tarifvertriagsen sich aus den
ILO-Ubereinkommen Nr. 87 und Nr. 154 keine Auslegungskriterien oder dursiistenden-
zen erganzend hilfsweise entnehmen. Lediglich auf das von der Bundesré&puischland
ratifizierte ILO-Ubereinkommen Nr. 98 kann erganzend hilfsweiseAuslegung von Tarif-

vertragen zuriickgegriffen werden. Hierbei wird die Auffassungeterir dass es zwar nicht

1078 Sjehe Kap. § 4, B.
1079 Sjehe Kap. § 4, B., IV.
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8 6 Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse

direkt herangezogen werden kann, jedoch sich mittelbar eine subjéslegungstendenz
zur Auslegung von Tarifvertragen erkennen lasst. Damit unterstitie esubjektive Theorie
und setzt daher einen Akzent auf die Berlicksichtigung des fiestete Willens der Tarif-

vertragsparteien.
Die zu Beginn aufgeworfene 1. Arbeitshypothese hat sich best&figt.

Die Untersuchung der arbeitsgerichtlichen Rechtsprechung sewiatdratur hat er-
geben, dass keine rechtssicheren generellen Kriterien zumBastig der sachlichen

Reichweite der Friedenspflicht existieren.

In der Rechtsprechung ergibt sich insgesamt ein uneinheitidaiesingsbild'°%! Zwar spie-
geln sich die ideologisch gepragten Interessenlager auch iReddtsprechung wider, eine
ideologische Tendenz ist jedoch nicht erkennbar. Dartiber hinaus fefufigoeshe klare Posi-
tionierung des BAG zu dieser Problemdfi In der Literatur hat sich ebenfalls ein differen-
ziertes uneinheitliches Meinungsspektidth zu dieser Frage herausgestellt. Die ideologi-
schen Interessengegensatze treten im Vergleich zu der gebeitslichen Rechtsprechung
insgesamt deutlicher hervor, wobei die Literatur tendenziell elreBeite der Gewerkschaf-
ten neigt. Aus alldem resultiert eine erhebliche Rechtsunsichestheder sich die Notwen-
digkeit einer Neubewertung der Kriterien zur Bestimmung der isaeim Reichweite der

Friedenspflicht ermessen l&asst.

Im Ergebnis wird daher die Auffassung vertreten, dass der clagHlimfang der Friedens-
pflicht durch Auslegung des Regelungsbereichs des Tarifvertmgesmitteln ist. Hierzu
werden als eigene KonzeptiSff die folgenden Kriterien herangezogen: Der ,sachliche inne-
re Zusammenhang®, der Wortlaut, die Systematik, die Entstegesgsichte, der Zweck so-
wie die Geschéaftsgrundlage. Soweit der Tarifvertrag keine Begednthalt, richtet sich die
Friedenspflicht nach dem konkret feststellbaren Willen der Tatibgsparteien. Diese Krite-
rien werden als tragfahig und rechtssicher erachtet, um exféhzende Aussage Uber die

sachliche Reichweite der Friedenspflicht treffen zu kdénnen. Oieiaser Grundlage entwi-

1080 gjehe Kap. § 4, C., 1., 2., d)
1081 Sjehe Kap. § 4, C. 1., 1., d) und Kap. § 4, G2l, d)
1082 gjehe Kap. § 4, C. 1., 1., d)
1083 gjehe Kap. § 4, C., 1., 2., d)
1084 7ur eigenen Konzeption, siehe Kap. § 4, C.,.|.bB
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8 6 Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse

ckelte Neubewerturt@®® der Kriterien zur Bestimmung der sachlichen Reichweite der F

denspflicht stellt sich damit wie folgt dar:

Vor dem Hintergrund der sich verandernden Tariflandschaft sind #ieterien unter der
Voraussetzung des fortbestehenden Grundsatzes der Tarifeinhédtivegtinzelfallbezogen
und im Wege der vermittelnden Auslegung mit dem Schwerpunkt aukdeknet festzustel-
lenden Willen der Tarifvertragsparteien anzuwenden, um die daeReichweite der Frie-
denspflicht zu bestimmen. Zwischen den Kriterien besteht keinareieestruktur, so dass

sie potentiell gleichwertig und damit auch kumulativ angewendet werden kénnen.
Die 2. Arbeitshypothese hat sich letztlich als nicht zutreffend herauligEfe

Der Umfang der sachlichen und der personlichen Reichweite deleRspflicht ist

kongruent.

Die Friedenspflicht des Verbandstarifvertrages ist keine alesadondern nur eine relative
Pflicht. Sie schiitzt den verbandsangehdrigen Arbeitgeber davonetu Eirmentarifvertrag
Uber Fragen gezwungen zu werden, die bereits im Verbandstaafveeregelt sind. Die
Ermittlung der personlichen Reichweite erfolgt ebenfalls im &vdgr Auslegung, so dass
sich aus der Bestimmung des Umfangs der sachlichen Reictueeiteiedenspflicht konse-
guenterweise auch die personliche Reichweite ergibt. Insofermflzsdauch keiner Neube-
wertung der zur Bestimmung der sachlichen Reichweite reddnspflicht entwickelten Kri-

terien.

Die Friedenspflicht bewahrt den Arbeitgeber in ihrer relatMérkung vor einer streikweisen
Einforderung eines unternehmensbezogenen Tarifvertrages nur dort, wo tielhamaZiele
der Gewerkschaft im Verbandstarifvertrag bereits geregmiden sind. Anderenfalls besteht
eine Kampfbefugnis der Gewerkschatft, die weder an der Tagkéhides einzelnen Arbeit-
gebers noch an Einwénden zur individuellen und kollektiven Koalitionsireduer zur
Kampfparitat scheitert. Die Grenzen des Arbeitskampfes bddéemhaltlich erhobenen For-

derungen sowie die relative Friedenspflicht des Verbandstarifvertrages.

1985 Sjehe Kap. § 4, C., Il.
1086 Sjehe Kap. § 4, C., I, 4.
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8 6 Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse

Ferner konnen tarifvertragliche Offnungsklauseln fir betribbli€rganzungstarifvertrage
zulassig erstreikt werdéfi®’ Das ergibt sich aus Art. 9 Abs. 3 GG. Die Tarifvertragsjmrte
kénnen Vorbehaltsklauseln in Tarifvertragen wirksam abschlieBerghjedoht streikweise
erzwingen. Es handelt sich zwar nicht um einen Verstol3 gegef Alis.3 GG oder Art. 3
Abs. 1 GG, jedoch liegt ein Verstol3 gegen den verbandsrechtldkanbehandlungsgrund-
satz vor. Hierdurch stehen dem benachteiligten Verbandsmitglieald&csersatzanspriiche
gegen seinen Verband zu. Schlielilich ist die Friedenspflicht duklegangsbedurftiges
Verhalten der Tarifvertragsparteien nicht einschrankbar, sevwbitkeine konkreten Anhalts-

punkte fur einen konkludenten Verzicht ergeben.

Die Geltungsdauer der relativen Friedenspflicht ist gruntisiitzieckungsgleich mit der
Laufzeit des Tarifvertraged®® Sie beginnt mit dem Abschluss des Tarifvertrages. Tritt ein
Arbeitgeber oder ein Arbeitnehmer rickwirkend bei, so tritt diefdiadung mit dem Zeit-
punkt des Beitritts und nicht riickwirkend ein. Personlich gelten diéndamen auch fur neu
eintretende Mitglieder, sofern nichts Gegenteiliges ausdricklickiniart worden ist. Eine
Begrenzung des personlichen Geltungsbereichs des Tarifvertsaggandsatzlich zulassig.
Die Friedenspflicht des Verbandstarifvertrages beginnt mit Bentnitt in den Verband. Dies
gilt auch fur die Arbeitgeber, die erst nach Abschluss des Vedr#udttrages in den Ver-
band eintreten.

SchlieRlich endet die Friedenspflicht mit dem AuRerkrafttretenTaeifvertrages®®® Aller-
dings wirkt sie nicht gemal? 8 4 Abs. 5 TVG nach. Die TarifbindungAdesitgebers endet
nicht mit dem Verbandsaustritt, sondern bleibt fir den normativen und dedredhdichen
Teil bestehen bis der Tarifvertrag endet. Die Friedenspflictidt wunmehr unmittelbar zwi-
schen dem Arbeitgeber und der Gewerkschaft. Allerdings konnen [8ahlysvereinbarun-

gen die Friedenspflicht verlangern.

187 Sjehe Kap. § 4, C., llI., 5., b)
1088 gjehe Kap. § 5
1089 Sjehe Kap. § 5, B.
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8 6 Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse

SchlieRlich hat sich die 3. Arbeitshypothese best#igt.

Der Immanenzgrundsatz ist das die Friedenspflicht tragendeifrdas sie absichert

und ihre Existenz nachhaltig gewahrleistet.

Die Vereinbarung eines nachwirkenden Tarifvertrages ohne Repflieht wird als unzulas-
sig erachtet® Gerade in Zeiten der Instabilitat und des Umbruchs derldadichaft ware
die dem Tarifvertrag immanente Friedenspflicht erheblich irr iBseéstenz gefahrdet, wenn
man die vertragliche Abdingbarkeit der Immanenzkonzeption beflimveritiede. In diesem
Fall entstinde ein Widerspruch zu dem Immanenzgrundsatz, derckeiitie Auspragung
der in Art. 9 Abs. 3 GG verfassungsrechtlich gesicherten Taoiiauntie ist. In Ermangelung
einer Kodifikation der Friedenspflicht sichert kein anderes Prinzip ihitdfxa und damit die
Funktion des Tarifvertrages als Friedensvertrag ab. Auf diesseWgewéahrleistet der Imma-
nenzgrundsatz mittelbar die effektive Befriedung des Arbeitskelhmd ist daher fur eine

funktionierende Volkswirtschaft unverzichtbar.

109 gjehe Kap. § 5, B., IV.
1091 Sjehe Kap. § 5, B., Ill., 1.
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Nachtrag

Nach Abschluss der vorliegenden Arbeit hat sich der Zehnte Senatiddsdarbeitsgerichts
der vom Vierten Senat des Bundesarbeitsgerichts im Anfragebesebiusg27.01.2011°
dargelegten Rechtsauffassung zur Tarifeinheit angeschif§8exuch nach der Rechtsauf-
fassung des Zehnten Senats gelten die Rechtsnormen eirfesrirages, die den Inhalt, den
Abschluss und die Beendigung von Arbeitsverhéltnissen ordnen, fur Bagieh@faft Koali-
tionsmitgliedschaft nach § 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1 TVG unmittelbags Dvird nicht dadurch
ausgeschlossen, dass fur den Betrieb kraft Tarifbindung des Arbegd¥leebandsmitglied-
schaft oder eigener Abschluss des Tarifvertrages) mehrralBaeivertrag Anwendung fin-
det, wenn fur den einzelnen Arbeitnehmer jeweils nur ein Tatigilt, sog. Tarifplurali-
tat!%* Es gebe keinen tbergeordneten Grundsatz, dass fiir verschiedensvarbginisse
derselben Art in einem Betrieb nur einheitliche TarifregelungenArwendung kommen

konnent®®®

Mit dieser Entscheidurt®® hat sich das Bundesarbeitsgericht von dem seit Jahrzehnten ver-
tretenen Grundsatz der Tarifeini&if verabschiedet und die diesbeziigliche Rechtsprechung
seiner fur Tarifvertragsrecht zustandigen beiden Senatenkerticht. Damit tritt an die Stel-

le der Tarifeinheit kiinftig die Tarifpluralitat im Betrieb. ®Rrinzip ,ein Betrieb — ein Tarif-

4098 gilt nicht mehr. Welche Auswirkung&li® diese Rechtsprechungsanderung auf

vertrag
die Tariflandschaft in der Bundesrepublik Deutschland haben wird, insbesortules tat-
sachlich zu einer Zersplitterung der Gewerkschaftslandschaft komvireeand ob die bishe-
rige Balance zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseiteiralaué ein unterschiedliches
Kréafteverhaltnis ausgelegtes Tarifsystem gestort oder gegstort wird, kann zum aktuellen

Zeitpunkt noch nicht beurteilt werden.

1092 BAG 27.01.2010 - 4 AZR 549/08 (A), PressemitteiNr. 9/10, http://www.bundesarbeitsgericht.dehgi
Kap. § 2, A.

1093 BAG 23.06.2010 - 10 AS 2/10 und 10 AS 3/10, Rresteilung Nr. 46/10, http://www.bundesarbeits-
gericht.de

1094 BAG 23.06.2010 - 10 AS 2/10 und 10 AS 3/10, Rresteilung Nr. 46/10, http://www.bundesarbeits-
gericht.de

109 BAG 23.06.2010 - 10 AS 2/10 und 10 AS 3/10, Rresteilung Nr. 46/10, http://www.bundesarbeits-
gericht.de

109% BAG 23.06.2010 - 10 AS 2/10 und 10 AS 3/10, Rresteilung Nr. 46/10, http://www.bundesarbeits-
gericht.de

1097 Sjehe Kap. § 2, A.

199 Noch am Grundsatz der Tarifeinheit festhaltenfiGB18.10.2006 - 10 AZR 576/05, NZA 2007, 1111 ff;
BAG 15.01.2006 - 10 AZR 665/05, NZA 2007, 448 ff.

109 sjehe zu den Auswirkungen im Einzelnen die D#tstg unter Kap. § 2, B.

190



Literaturverzeichnis

Akcayli, Nurhan Die Auswirkung der tariflichen Friedenspflicht auf
das Einzelarbeitsverhaltnis nach dem Recht der Tr-
kei und nach deutschem Recht, Miinchen 1964

Ananiadis, Antonios Die Auslegung von Tarifvertragen,
Berlin 1974, (zitiertAnaniadis,Auslegung)

Anthes, Hans Georg Inhalt und Umfang der tariflichen Friedenspflicht,
NZfA 1931, S. 81 ff.

Bartolomei de la Cruz, Héctor The International Labor Organization. The Interna-
von Potobsky, Geraldo tional Standards System an Basic Human Rights,
Swepston, Lee Oxford 1996.

Bartz, Alexander Die Friedenspflicht der Gewerkschaft bei Verbands-

wechsel des Arbeitgebers,
Frankfurt am Main 2002

Ders. Reichweite und Grenzen gewerkschaftlicher Frie-
denspflicht aus Tarifvertragen,
ZTR 2004, S. 122 ff.

Bauer, Hans Arbeitskampf und Friedenspflicht,
Wirzburg 1975

Bauer, Jobst-Hubertus Flucht aus Tarifvertragen: Konigs- oder Irrweg ?
in: Monika Schlachter, Reiner Ascheid, Hans-Wolf
Friedrich (hrsg.), Festschrift fir Gunter Schaub zum
75. Geburtstag, Minchen 1998, S. 19 ff.

Ders. Betriebliche Biundnisse fir Arbeit vor dem Aus ?
NZA 1999, S. 957 ff.

191



Literaturverzeichnis

Ders.

Diller, Martin

Bayreuther, Frank

Becker, Florian

Belling, Detlev

Hartmann, Christian

Berg, Peter

Platow, Helumt

Bettermann, August

Boehmer, Gerhard

B6hmert, Sabine

Biedenkopf, Kurt Hans

Ders.

192

Flucht aus Tarifvertragen,
DB 1993, S. 1085 ff.

Tarif- und Arbeitskampfrecht in der Neuorientie-
rung, NZA 2008, S. 12 ff.

Volkerrechtliche Vertrage und parlamentarische Ge-
setzgebungskompetenz, NVwZ 2005, S. 289 ff.

Die Unzumutbarkeit als Begrenzung der Bindung an
den Tarifvertrag, ZfA 1997, S. 87 ff.

Unterlassungsanspruch der Gewerkschaften gegen
tarifwidrige betriebliche Regelungen,
DB 1999, S. 2362 ff.

Verpflichtungsermachtigung und Vertrag zu Lasten
Dritter, JZ 1951, S. 321 ff.

Der volkerrechtliche Vertrag im deutschen Recht,
Koéln, 1965

Das Recht der ILO und sein Einfluss auf das deut-
sche Arbeitsrecht im Zeichen der europdischen In-
tegration, Baden-Baden 2002.

Grenzen der Tarifautonomie,
Karlsruhe 1964,
(zitiert: Biedenkopf Tarifautonomie)

Sinn und Grenzen der Vereinbarungsbefugnis der
Tarifvertragsparteien, Gutachten fir den 46. Deut-
schen Juristentag,

in: Verhandlungen des 46. Deutschen Juristentages
in Essen 1996, Band 1, Teil 1, Berlin 1966, S. 99 ff.,
(zitiert: BiedenkopfSinn und Grenzen der Vereinba-
rungsbefugnis)



Literaturverzeichnis

Birk, Rolf

Konzen, Horst,
Loéwisch, Manfred,
Raiser, Thomas

Blank, Michael

Blanke, Thomas

Bleckmann, Albert

Blomeyer, Wolfgang

Ders.

Bobke, Manfred

Grimberg, Herbert

Boldt, Gerhard

Botticher, Eduard

Gesetz zur Regelung kollektiver Arbeitskonflikte,
Entwurf und Begriindung,
Tlbingen 1988

Die Warnstreikprozesse in der Metall-Tarifrunde
1987, NZA 1988, Beilage 2, S. 9 ff.

Wechsel in eine OT-Mitgliedschaft im Arbeitgeber-
verband, Zur Auskunftspflicht des Arbeitgebers und
des Arbeitgeberverbands,

AiB 2000, S. 260 ff.

Grundgesetz und Vdlkerrecht,
Berlin, 1975

Die Auswirkung der tariflichen Friedenspflicht auf
das Einzelarbeitsverhaltnis nach dem Recht der Ver-
einigten Staaten von Amerika und nach deutschem
Recht, Minchen 1963.

Besitzstandswahrung durch Tarifvertrag - Zugleich
ein Beitrag zu den Grenzen der Tarifmacht,
ZfA 1980, S. 1 ff.

Rechtsfragen der ,Neuen Beweglichkeit’, Warn-
streiks, Ultima-ratio-Prinzip und Friedenspflicht,
DB 1984, S. 1143 ff.

Zur Zulassigkeit von Firmentarifvertrdgen mit ver-
bandsangehdrigen Unternehmen,
RdA 1971, S. 257 ff.

Zur Rechtswidrigkeit von Arbeitskdmpfen,
BB 1957, S. 621 ff.

193



Literaturverzeichnis

Braun, Wilhelm

Brox, Hans
Ruthers, Bernd

Buchner, Herbert

Ders.

Ders.

Ders.

Ders.

Ders.

Ders.

Buchs, Gaby

194

Koordinierung oder Balkanisierung ? - Zur gegen-
wartigen tarifpolitischen Diskussion,

Der Arbeitgeber 1961, S. 344 ff.,

(zitiert: Braun, Der Arbeitgeber)

Arbeitskampfrecht,

2. Auflage, Stuttgart, Berlin, Kéln, Mainz 1982,
(zitiert: Bearbeiterin: Brox/Ruthers,
ArbeitskampfR)

Moglichkeiten und Grenzen betriebsnaher Tarifpoli-
tik (Teil ), DB 1970, S. 2025 ff.

Moglichkeiten und Grenzen betriebsnaher Tarifpoli-
tik (Teil Il), DB 1970, S. 2074 ff.

Abschied von der Einwirkungspflicht der Tarifver-
tragsparteien, DB 1992, S. 572 ff.

Inhalt des Tarifvertrags, AR-Blattei, Tarifvertrag V,
2001

Unternehmensbezogene Tarifvertrage - tarif-, ver-
bands- und arbeitskampfrechtlicher Spielraum,
DB 2001, Beilage Nr. 9, S. 1 ff.

Der ,Funktionselitenstreik” - Streik - Zu den Gren-
zen der Durchsetzbarkeit von Spartentarifvertragen,
BB 2003, S. 2121 ff.

Tarifpluralitat und Tarifeinheit - einige Uberlegun-
gen zur Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts,
in: Hartmut Oekter, Ulrich Preis, Volker Rieble
(hrsg.), Festschrift 50 Jahre Bundesarbeitsgericht,
Minchen 2004, S. 631 ff.

Die unmittelbare Anwendbarkeit voélkerrechtlicher
Vertragsbestimmungen, Baden-Baden 1993



Literaturverzeichnis

Canatris, Claus-Wilhelm

Couturier, Gérard

Dahlbender, Frank

Dammann, Klaus

Daubler, Wolfgang

Ders.

Ders.

Ders.

Ders.

Die Vertrauenshaftung im deutschen Privatrecht,
Minchen 1971,
(zitiert: Canaris, Vertrauenshaftung)

Droit du travail, 2/Les relations collektives de tra-
vail, Paris 1991,
(zitiert: Couturier, Droit du travail)

Der Austritt des Arbeitgebers aus seinem Verband
zwecks Loslsung von Tarifvertragen,
Kéln 1995

Tarifvertrag und Arbeitskampf, Rechtliche Rahmen-
bedingungen aktiver Lohnpolitik,
Ko6ln 1977

Das Grundrecht auf Mitbestimmung und seine Reali-
sierung durch tarifvertragliche Begrindung von Be-
teiligungsrechten, Frankfurt am Main 1973,

(zitiert: Daubler, Das Grundrecht auf Mitbestim-
mung)

Gewerkschaftliches Klagerecht gegen tarifwidrige
Betriebsvereinbarungen,
BB 1990, S. 2256 ff.

Tarifvertragsrecht,
3. Auflage, Baden-Baden 1993

Die Anpassung von Tarifvertrdgen an veréanderte
wirtschaftliche Umstéande,
ZTR 1994, S. 241 ff.

Tarifflucht - eine aussichtsreiche Strategie zur Redu-
zierung von Lohnkosten ?
ZTR 1994, S. 448 ff.

195



Literaturverzeichnis

Ders.

Ders.

Ders.

Ders.

Ders.
Colneric, Ninon
Schumann, Manfred

Ders.
Kittner, Michael
Klebe, Thomas

Deeken, Klaus

Deinert, Olaf

Dieterich, Thomas

Dietz, Rolf

196

Tarifausstieg — Erscheinungsformen und Rechtsfol-
gen,
NZA 1996, S. 225 ff.

Das neue Klagerecht der Gewerkschaften bei Tarif-
bruch des Arbeitgebers,
AiB 1999, S. 481 ff.

Das unbekannte Arbeitsrecht,
NJW 1999, S. 3537 ff.

Tarifvertragsgesetz,
2. Auflage, Bremen 2006,
(zitiert: Bearbeiterin: Daubler, TVG)

Arbeitskampfrecht,
2. Auflage, Baden-Baden 1987,
(zitiert: Bearbeiterin: Daubler, ArbeitskampfR)

Betriebsverfassungsgesetz,
Kommentar fir die Praxis,

11. Auflage, Frankfurt am Main 2008,
(zitiert: Daubler/Kittner/Klebe BetrVG)

Betriebsnahe Tarifpolitik durch Zusatztarifvertrage
fur einzelne Firmen,
Kdln 1995

Arbeitsrechtliche Herausforderungen einer verander-
ten Gewerkschaftslandschatft,
NZA 2009, S. 1176 ff.

Flexibilisiertes Tarifrecht und Grundgesetz,
RdA 2002, S. 1 ff.

Friedenspflicht und Arbeitskampfrecht,
JZ 1959, S. 425 ff.



Literaturverzeichnis

Ders.

Dill, Manfred

Dutz, Wilhelm

Eckert, Michael

Enderlein, Wolfgang

Faupel, Rainer

Feudner, Bernd

Fitting, Karl

Engels, Gerd

Schmidt, Ingrid
Trebinger, Yvonne
Linsenmaier, Wolfgang

Franzen, Martin

Tarifrechtliche Fragen aus Anlal3 des Beitritts eines
Arbeitgebers zu einem Arbeitgeberverband,

in: Rolf Dietz, Heinz Hubner (hrsg.),

Festschrift fir Hans Carl Nipperdey zum 70. Ge-
burtstag, Band Il, Minchen, Berlin 1965, S. 141 ff.,
(zitiert: Dietz, FS Nipperdey)

Probleme der Friedenspflicht,
Kdéln 1962

Arbeitsrecht
13. Auflage, Miinchen 2008

Blick ins Arbeitsrecht,
DStR 2008, S. 259 ff.

Zur Richtigkeitsgewahr der tarifvertraglichen Eini-
gung als Leitgedanken des Arbeitskampfrechts,
RdA 1995, S. 264 ff.

Tarifhoheit und vdlkerrechtliche Vertragserfullungs-
pflicht, Baden-Baden 1969

Zum Arbeitskampfrecht von Berufsgruppengewerk-
schaften - Zugleich Besprechung zum Urteil des
Séachsischen LAG v. 2.11.2007, 7 SaGa 19/07 zum
Tarifkonflikt bei der Deutschen Bahn,

RdA 2008, S. 104 ff.

Betriebsverfassungsgesetz,
Handkommentar,
24. Auflage, Minchen 2008.

Das Ende der Tarifeinheit und die Folgen,
RdA 2008, S. 193 ff.

197



Literaturverzeichnis

Fried, Egbert

Frolich, Armin

Fuchs, Maximilian
Reichold, Hermann

Gamillscheg, Franz

Ders.

Gaul, Dieter

Ders.

Geiger, Rudolf

Gentz, Manfred

198

Rechtsvereinheitlichung im Internationalen Arbeits-
recht - eine Untersuchung zur Methode der Rechts-
vereinheitlichung am Beispiel der internationalen
Arbeitsorganisation,

Frankfurt a.M. 1965.

Eintritt und Beendigung der Nachwirkung von Tarif-
normen,
NZA 1992, S. 1105 ff.

Tarifvertragsrecht,
2. Auflage, Baden-Baden 2006

Die Grundrechte im Arbeitsrecht,
Berlin 1989,
(zitiert: GamillschegGrundrechte)

Kollektives Arbeitsrecht,

Band |, Grundlagen/Koalitionsfreiheit/Tarifver-
trag/Arbeitskampf und Schlichtung,

Minchen 1997

Tarifliche Friedenspflicht und Firmentarifvertrag,
RdA 1966, S. 172 ff.

Rechtsprobleme der Akkordentlohnung,
BB 1990, S. 1549 ff.

Grundgesetz und Vdlkerrecht,
4. Auflage, Minchen 2009

Werden die geltenden Tarifvertrage der betrieblichen
Praxis gerecht ?

in: Monika Schlachter, Reiner Ascheid, Hans-Wolf
Friedrich (hrsg.),

Festschrift fir Glnter Schaub zum 65. Geburtstag,
Minchen 1998, S. 205 ff.,

(zitiert: Gentz,FS Schaub)



Literaturverzeichnis

Gernigon, Bernard
Odero, Alberto
Guido, Horacio

Giesen, Richard

Gift, Emil

Greiner, Stefan

Gusy, Christoph

Ders.

Hagemeier, Christian,
Kempen, Otto Ernst
Zachert, Ulrich

Zilius, Jan

Hanau, Peter
Adomeit, Klaus

Ders.
Kania, Thomas

Heinze, Meinhard

ILO principles concerning collective bargaining, ILR
139 (2000), S. 33 ff.

Tarifeinheit im Betrieb,
NZA 2009, S .11 ff.

Probleme der Friedenspflicht,
DB 1959, S. 651 ff.

Der Arbeitskampf der GDL - Uberlegungen zur Pari-
tat im Sparten- und Spezialistenarbeitskampf,
NZA 2007, S. 1023 ff.

Die Entstehung der Weimarer Reichsverfassung,
JZ 1994, S. 753 ff.

Die Weimarer Reichsverfassung,
Tldbingen, 1997

Kommentar zum Tarifvertragsgesetz,
4. Auflage, Koéln, Frankfurt am Main 2006,
(zitiert: Hagemeiner/Kempen/Zachert/Ziliusy G)

Arbeitsrecht,
14. Auflage, Neuwied 2007.

Anmerkung zu BAG, Urteil vom 20.03.1991 - 4
AZR 455/90, AP Nr. 20 zu § 4 TVG Tarifkonkur-
renz,

(zitiert: Hanau/Kania,Anm.)

Anmerkung zu BAG, Urteil vom 21.12.1982 - 1
AZR 411/80, SAE 1983, S. 224 ff.,
(zitiert: Heinze, Anm. SAE)

199



Literaturverzeichnis

Ders.

Ders.

Ricken, Oliver

Hensche, Detlef

Henssler, Martin

Ders.

Ders.

Herschel, Wilhelm

Ders.

Ders.

Ders.

200

Tarifzustandigkeit von Gewerkschaften und Arbeit-
gebern/Arbeitgeberverbanden,
DB 1997, S. 2122 ff.

Verbandsaustritt und Verbandsauflosung im Span-
nungsfeld von Tarifeinheit und Tarifpluralitét,
ZfA 2001, S. 159 ff.

Zur Zulassigkeit von Firmentarifvertrdgen mit ver-
bandsangehdrigen Unternehmen,
RdA 1971, S. 9 ff.

Flexibilisierung der Arbeitsmarktordnung,
ZfA 1994, S. 487 ff.

Tarifautonomie und Gesetzgebung,
ZfA 1998, S. 1 ff.

Firmentarifvertrdge und unternehmensbezogene
Verbandstarifvertrage als Instrumente einer ,flexib-
len“, betriebsnahen Tarifpolitik,

ZfA 1998, S. 517 ff.

Die Auslegung von Tarifvertragsnormen,

in: Hans-Carl Nipperdey (hrsg.)

Festschrift fur Erich Molitor zum 75. Geburtstag,
Berlin 1962, S. 161 ff.,

(zitiert: Herschel FS E. Molitor)

Zur Entstehung des Tarifvertragsgesetzes,
ZfA 1973, S. 183 ff.

Der nachwirkende Tarifvertrag, insbesondere seine
Anderung,
ZfA 1976, S. 89 ff.

Tarifautonomie und Betriebsautonomie,
AuUR 1985, S. 321 ff.



Literaturverzeichnis

Ders.

Hel3, Harald

Ders.

Ders.

Hesse, Konrad

Hoffmann, Reinhard

Hofling, Wolfram
Engels, Andreas

Houben, Christian-Armand

von Hoyningen-Huene, Gerrick

Hromadka, Wolfgang

Anmerkung zu BAG, Urteil vom 12.09.1984 - 1
AZR 342/83, AP Nr. 81 zu Art. 9 GG Arbeitskampf,
(zitiert: Herschel, Anm.)

Zulassigkeit, Inhalt und Erstreikbarkeit betriebsnaher
Tarifvertrage,

Frankfurt am Main 1973,

(zitiert: Hel3,Betriebsnahe Tarifpolitik)

Die Zulassigkeit betriebsnaher Tarifvertrage,
DB 1975, S. 548 ff.

Rechtsfragen zum ,betriebsnahen Tarifvertrag” unter
Beriicksichtigung von Tarifpluralitaten,
ZfA 1976, S. 45 ff.

Grundztige des Verfassungsrechts,
20. Auflage, Heidelberg, 1999

Tarifwirkung fur spater eintretende Verbandsmit-
glieder,
AuR 1964, S. 169 ff.

Der ,Bahnstreik” - oder: Offenbarungseid des Ar-
beitskampfrichterrechts,
NJW 2007, S. 3102 ff.

Nachbindung und Nachwirkung im Tarifrecht — Zu
Struktur und Anwendungsbereich von 88 3 Abs. 3
und 4 Abs. 5 TVG,

NJOZ 2008, S. 3102 ff.

Die Rolle der Verbande bei Firmenarbeitskampfen,
ZfA 1980, S. 453 ff.

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung Kkollektiver
Arbeitskonflikte,
NZA 1989, S. 379 ff.

201



Literaturverzeichnis

Ders.

Ders.

Ders.

Ders.
Maschmann, Frank

Hueck, Alfred
Nipperdey, Hans Carl

Dies.
Stahlhacke, Eugen

Ders.
Nipperdey, Hans Carl

Hueck, Gotz

202

Zum Unterlassungsanspruch gegen tarifwidrige
BlUndnisse,
ZTR 2000, S. 253 ff.

Tarifeinheit bei Tarifpluralitat,

in: Alfred Soéllner, Wolfgang Gitter, Raimund Wal-
termann, Richard Giesen, Oliver Ricken (hrsg.),
Gedachtnisschrift fur Meinhard Heinze, Miunchen
2005, S. 383 ff.,

(zitiert: Hromadka,FS Heinze)

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Tarifkolli-
sion,
NZA 2008, S. 384 ff.

Kollektivarbeitsrecht und Arbeitsstreitigkeiten,
Band 2, 4. Auflage, Berlin u.a. 2007.

Lehrbuch des Arbeitsrechts,

2. Band, 5. Auflage,

Mannheim, Berlin, Leipzig 1932

(zitiert: Bearbeiterin: Hueck/Nipperdey, Lehrbuch
des Arbeitsrechts)

Tarifvertragsgesetz,
Minchen 1964,
(zitiert: Hueck/Nipperdey/Stahlhacke

Lehrbuch des Arbeitsrechts,

7. Auflage,

Zweiter Band: Kollektives Arbeitsrecht,
Erster Halbband, Berlin, Frankfurt 1967
Zweiter Band, Erster Halbband (11/1),
Berlin, Frankfurt 1966,

(zitiert: Hueck/NipperdeyArbR [1/1)

Der Grundsatz der gleichmafRligen Behandlung im
Privatrecht,
Munchen 1958.



Literaturverzeichnis

Ipsen, Knut Volkerrecht,
6. Auflage, Miinchen 2008,
(zitiert: Bearbeiterin: Ipsen, Volkerrecht)

Isensee, Josef Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik
Kirchhof, Paul Deutschland,

Band VII, Heidelberg 1992,

(zitiert: Bearbeiterin: Hdb. StaatsR)

Jacobi, Walter Grundlehren des Arbeitsrechts,
Leipzig 1927,
(zitiert: Jacobi,Arbeitsrecht)

Jacobs, Matthias Tarifeinheit und Tarifkonkurrenz,
Berlin 1999.
Ders. Die Erkampfbarkeit von firmenbezogenen Tarifver-

tragen mit verbandsangehdrigen Arbeitgebern,
ZTR 2001, S. 249 ff.

Ders. Tarifpluralitdt statt Tarifeinheit - Aufgeschoben ist
nicht aufgehoben,
NZA 2008, S. 325 ff.

Junker, Abbo Grundkurs Arbeitsrecht,
8. Auflage, Minchen 2009

Kahn-Freund, Otto Das soziale Ideal des Reichsarbeitsgerichts,
in: Hermann Dersch, Hugo Sinzheimer, Fritz Sitzler
(hrsg.), Abhandlungen zu Arbeitsrecht, Mannheim,
Berlin, Leipzig, 1931,
(zitiert: Kahn-Freund das soziale Ideal des RAG)

Ders. Labour and the law,
London 1972

203



Literaturverzeichnis

Kamanabrou, Sudabeh

Dies.

Kaskel, Walter

Kempen, Otto Ernst

Ders.

Ders.

Zachert, Ulrich

Kimminich, Otto,
Hobe, Stephan

Kirchner, Dieter

Kissel, Otto Rudolf

204

Die Auslegung und Fortbildung des normativen Teils
von Tarifvertragen auf der Grundlage eines Ver-
gleichs der Auslegung und Fortbildung von Gesetzen
mit der Auslegung und Erganzung von Rechtsge-
schaften,

Berlin 1997,

(zitiert: KamanabrouDie Auslegung)

Der Streik durch Spartengewerkschaften - Zulassig-
keit und Grenzen,
ZfA 2008, S. 241 ff.

Koalitionen und Kampfmittel,
Arbeitsrechtliche Seminarvortrage, Berlin 1925,
(zitiert: Kaskel,Koalitionen)

Kollektivautonomie contra Privatautonomie: Ar-
beitsvertrag und Tarifvertrag,
NZA-Beilage 2000, S. 7 ff.

Aktuelles zur Tarifpluralitat und zur Tarifkonkur-
renz,
NZA 2003, S. 415 ff.

Tarifvertragsgesetz,
4. Auflage, Kdln 2006,
(zitiert: Kempen/ZacheriTVG)

Einfihrung in das Volkerrecht,
9. Auflage, Tubingen 2008

Die neue Schlichtungs- und Schiedsvereinbarung fur
die Metallindustrie,
RdA 1980, S. 129 ff.

Arbeitskampfrecht,
Minchen 2002



Literaturverzeichnis

Ders.
Schick, Gerd

Kittner, Michael

Kleinke, Gisela
Kley, Wilfried
Walter, Sylvia

Knevels, Peter

Ders.

Koberski, Wolfgang
Clasen, Lothar
Menzel, Horst

Konzen, Horst

Ders.

Ders.

Methoden der Beilegung kollektiver Interessenstrei-
tigkeiten,

RdA 1991, S. 321 ff,,

(zitiert: Kissel/Schick

Arbeitskampf,
Minchen 2005.

Personaltiberleitungstarifvertrage von Mitgliedern
kommunaler Arbeitgeberverbéande,
ZTR 2000, S. 499 ff.

Ist die tarifliche Offnungsklausel zulassig ?
Der Arbeitgeber 1961, S. 278 ff.,
(zitiert: Knevels Der Arbeitgeber)

Der Beginn der tariflichen Friedenspflicht beim Ein-
tritt eines Betriebes in den Arbeitgeberverband,
DB 1964, S. 1663 ff.

Tarifvertragsgesetz,

Loseblattsammlung, 11. Erganzungslieferung, Neu-
wied, Kriftel, Berlin, November 1997,

(zitiert: Koberski/Clasen/Menzel,VG)

Tarifbindung, Friedenspflicht und Kampfparitat
beim Verbandswechsel des Arbeitgebers,
ZfA 1975, S. 401 ff.

Die Tarifeinheit im Betrieb,
RdA 1978, S. 146 ff.

Grundlagen und Grenzen des vorbeugenden Rechts-
schutzes unter Tarifparteien,

in: Meinhard Heinze, Alfred Sdllner (hrsg.), Fest-
schrift fir Otto Rudolf Kissel zum 65. Geburtstag,
Minchen 1994, S. 571 ff.,

(zitiert: Konzen FS Kissel)

205



Literaturverzeichnis

Kraft, Alfons

Krause, Rudiger
Jacobs, Matthias
Oetker, Hartmut

Krichel, Ulrich

Kriebel, Volkhart

Larenz, Karl

Lieb, Manfred

Ders.

Ders.
Jacobs, Matthias

Lieber, Fritz

206

Tarifkonkurrenz, Tarifpluralitat und das Prinzip der
Tarifeinheit,
RdA 1992, S. 161 ff.

Tarifvertragsrecht,
Miinchen 2008.

Ist der Firmentarifvertrag mit einem verbandsange-
horigen Arbeitgeber erstreikbar ?
NZA 1986, S. 731 ff.

Zentralisation und Dezentralisation im Tarifsystem,
Moglichkeit und rechtliche Zulassigkeit einer de-
zentralisierten Tarifpolitik,

Berlin 1984,

(zitiert: Kriebel, Zentralisation)

Erganzende Vertragsauslegung und dispositives
Recht,
NJW 1963, S. 737 ff.

Zum Verhaltnis von Rechtsordnung und Arbeits-
kampf - kritische Bemerkungen zur sog. zweiten
Warnstreikentscheidung des BAG,

NZA 1985, S. 265 ff.

Erkampfbarkeit von Firmentarifvertragen mit ver-
bandsangehdrigen Arbeitgebern,
DB 1999, S. 2058 ff.

Arbeitsrecht,
9. Auflage, Heidelberg 2006.

Die Friedenspflicht im Tarifvertrage,
Berlin 1931



Literaturverzeichnis

Liedmeier, Norbert

Lobinger, Thomas

Lowisch, Manfred

Ders.

Ders.

Ders.

Rieble, Volker

Dies.

Matthes, Hans-Christoph

Die Auslegung und Fortbildung arbeitsrechtlicher
Kollektivvertrage,

Berlin 1991,

(zitiert: Liedmeier,Auslegung und Fortbildung)

Streiks um unternehmensbezogene Tarifvertrage bei
Verbandstarifgebundenheit des Arbeitgebers - Zur
Wiedergeburt der ,betriebsnahen Tarifpolitik” im
modernen Standortkampf,

RdA 2006, S. 12 ff.

Reichweite und Durchsetzung der tariflichen Frie-
denspflicht am Beispiel der Metalltarifrunde 1987,
NZA 1988-Beilage Nr. 2, S. 3 ff.

Arbeitskampf- und Schlichtungsrecht,
Heidelberg 1997,
(zitiert: Léwisch,ArbeitskampfR)

Deliktsschutz gegen abtriinnige Mitglieder,
BB 1999, S. 2080 ff.

Tarifvertragsrechtliche und arbeitskampfrechtliche
Fragen des Ubergangs vom Haustarif zum Verbands-
tarif,

in: Monika Schlachter, Reiner Ascheid, Hans-Wolf
Friedrich (hrsg.),

Festschrift fir Guinter Schaub zum 65. Geburtstag,
Minchen 1998, S. 457 ff.,

(zitiert: Lowisch/RiebleFS Schaub)

Tarifvertragsgesetz,
2. Auflage, Miinchen 2004,
(zitiert: LOwisch/RiebleTVG)

Der Arbeitgeber als Tarifvertragspartei,

in: Monika Schlachter, Reiner Ascheid, Hans-Wolf
Friedrich (hrsg.), Festschrift fir Gunter Schaub zum
65. Geburtstag, Minchen 1998, S. 477 ff.,(zitiert:
Matthes,FS Schaub)

207



Literaturverzeichnis

Maunz, Theodor

Durig, Glnther

Mayer-Maly, Theo

Mecke, Christian Walter

Melot de Beauregard, Paul

Meyer, Cord

Ders.

Ders.

Morhard, Thilo

Miller, Bernd

Miller, Gerhard

208

Grundgesetz Kommentar,
53. Auflage, Minchen 2009,
(zitiert: Bearbeiter in:Maunz/Durig, GG)

Erganzende Tarifvertragsauslegung und Tarifauto-
nomie,
RdA 1988, S. 136 ff.

Zur rechtlichen Verbindlichkeit kollektiver Verein-
barungen in England, Frankfurt a.M., Berlin 1997

Die Rechtsprechung zum Arbeitskampfrecht in den
Jahren 2004-2006,
NZA-RR 2007, S. 393 ff.

Das Regelungsverhaltnis von Verbands- und firmen-
bezogenem Verbandstarifvertrag im Vergleich zum
Haustarifvertrag,

NZA 2004, S. 366 ff.

Aktuelle Fragen zum Grundsatz der Tarifeinheit,
DB 2006, S. 1271 ff.

Rechtliche wie praktische Unzutraglichkeiten einer
Tarifpluralitat,
NZA 2006, S. 1387 ff.

Die Rechtsnatur der Ubereinkommen der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation,
Wirzburg, 1987.

Tarifkonkurrenz und Tarifpluralitat,
NZA 1989, S. 449 ff.

Probleme der Friedenspflicht,
DB 1959, S. 515 ff.



Literaturverzeichnis

Miller-Gloge, Rudi
Preis, Ulrich
Schmidt, Ingrid

Natzel, Ivo

Nikisch, Arthur

Ders.

Nipperdey, Hans Carl

Norr, Knut Wolfgang

Ojeda Avilés, Antonio

Otto, Hansjorg

Erfurter Kommentar zum Arbeitsrecht,
8. Auflage, Miinchen 2009,
(zitiert: Bearbeiterin: ErfK)

Anmerkung zum BAG, Beschluss vom 14.12.1999 -
1 ABR 74/98, SAE 2001, S. 43 ff.,
(zitiert: Natzel, Anm. SAE)

Friedenspflicht, Durchfiihrungspflicht und Realisie-
rungspflicht, Ein Beitrag zur Lehre von schuldrecht-
lichen Wirkungen des Tarifvertrags,

Leipzig 1932,

(zitiert: Nikisch,Friedenspflicht)

Arbeitsrecht Band Il, Koalitionsfreiheit, Arbeits-
kampf und Tarifvertragsrecht,

2. Auflage, Tubingen 1959,

(zitiert: Nikisch,ArbeitsR II)

Zur Abgrenzung der tariflichen Friedenspflicht,

in: Theo Mayer-Maly, Albert Nowak, Theodor To-
mandl (hrsg.),

Festschrift fir Hans Schmitz zum 70. Geburtstag,
Band 1, Wien, Miinchen 1967, S. 275 ff.,

(zitiert: NipperdeyFS Schmitz)

Zwischen den Muihlsteinen, eine Privatrechtsge-
schichte der Weimarer Republik,

Tlbingen 1988,

(zitiert: Norr, Privatrechtsgeschichte)

Derecho Sindical,
6. Auflage, Madrid 1992

Zur Abwehr rechtswidriger Arbeitskampfmalf3nah-
men durch die Verbande und zu den Rechtsgrundla-
gen der Abwehraussperrung,

SAE 1991, S. 45 ff.

209



Literaturverzeichnis

Ders.

Palandt, Otto

Peruzzo, Guido

Ramm, Thilo

Radke, Olaf

Ders.

Ders.

Ders.

Rebmann, Kurt
Rixecker, Roland
Sacker, Franz Jurgen

210

Relative Friedenspflicht, tariflicher Regelungsge-
genstand und Geschéaftsgrundlage,

in: Rolf Wank, Heribert Hirte, Kaspar Frey, Holger
Fleischer, Gregor Thusing (hrsg.),

Festschrift fur Herbert Wiedemann zum 70. Ge-
burtstag, Miinchen 2002, S. 401 ff.,

(zitiert: Otto, FS Wiedemann)

Kommentar zum Burgerlichen Gesetzbuch,
68. Auflage, Minchen 2009,
(zitiert: Bearbeiterin: Palandt)

International Labour Organisation,
NJW 1981, S. 496 ff.

Die Parteien des Tarifvertrages,
Stuttgart 1961

Rechtsbeziehungen zwischen einer Tarifvertragspar-
tei und den Mitgliedern der gegnerischen Tarifver-
tragspartei,

AuR 1956, S. 273 ff.

Nochmals: Rechtsbeziehungen zwischen einer Tarif-
vertragspartei und den Mitgliedern der gegnerischen
Tarifvertragspartei, AuR 1957, S. 257 ff.

Tarifbindung und Geltungsbereich des Tarifvertrags,
BB 1964, S. 1490 ff.

Was ist betriebsnahe Tarifpolitik,
DB 1965, S. 1176 ff.

Minchener Kommentar zum Burgerlichen Gesetz-
buch,

5. Auflage, Minchen 2009,

(zitiert: Bearbeiterin: MUinchHdb. z. Birgerl. Recht)



Literaturverzeichnis

Reichert, Bernhard

van Look, Frank

Reichold, Hermann

Reuter, Dieter

Rieble, Volker

Ders.

Ders.

Ders.

Richardi, Reinhard

Ders.

Ders.

Handbuch des Vereins- und Verbandsrechts,
6. Auflage, Neuwied, Kriftel, Berlin 1995,
(zitiert: Reichert/van Lookyereins- und VerbandsR)

Abschied von der Tarifeinheit im Betrieb und die
Folgen,
RdA 2007, S. 321 ff.

Konnen verbandsangehorige Arbeitgeber zum Ab-
schluss von Haustarifvertragen gezwungen werden ?
NZA 2001, S. 1097 ff.

Anmerkung zu BAG, Beschluss vom 22.03.1994 -
1 ABR 47/93, EzA 8§ 4 TVG Geltungsbereich Nr. 10

Die Burda-Entscheidung des BAG,
ZTR 1999, S. 483 ff.

Der Fall Holzmann und seine Lehren,
NZA 2000, S. 225 ff.

Die Zulassigkeit des Lokfuhrer -,Funktionseliten®-
Streiks,
BB 2003, S. 1227 ff.

Kollektivgewalt und Individualwille bei der Gestal-
tung des Arbeitsverhéltnisses,

Munchen 1968,

(zitiert: Richardi, Kollektivgewalt)

Verbandstarifvertrage - Firmentarifvertrage, Manu-
skript eines Vortrages vor der Akademie fur Erwach-
senenbildung,

Kdéln 28.10.1970,

(zitiert: Richardi, Verbandstarifvertrage)

Rechtsprobleme einer betriebsnahen Tarifpolitik,
Jura 1971, S. 141 ff.

211



Literaturverzeichnis

Ders.

Ders.

Ders.

Ders.
Wilotzke, Otfried

Rolfs, Christian
Clemens, Fabian

Rudolf, Walter

Ruthers, Bernd

Sacker, Franz Jurgen

Oetker, Hartmut

Salje, Peter

212

Der Firmentarifvertrag und Besonderheiten des fir-
menbezogenen Verbandstarifvertrages,
AR-Blattei D, Tarifvertrag XIII, 1973

Die Grenzen der Zulassigkeit des Streiks,
Bielefeld 1980, (zitiertRichardi, Grenzen der Zul&s-
sigkeit des Streiks)

Kollektives Arbeitsrecht,
Miinchen 2007

Munchener Handbuch zum Arbeitsrecht,
3. Auflage, Miinchen 2009,
(zitiert: Bearbeiterin: MinchHdb.)

Entwicklungen und Fehlentwicklungen im Arbeits-
kampfrecht,
NZA 2004, S. 410 ff.

Volkerrecht und deutsches Recht,
Tldbingen, 1967

Das Recht der Gewerkschaft auf Information und
Mitgliederwerbung im Betrieb,
RdA 1968, S. 161 ff.

Tarifeinheit im Betrieb - ein Akt unzul&ssiger rich-
terlicher Rechtsfortbildung ?
ZfA 1993, S. 1 ff.

Anmerkung zum BAG, Urteil vom 20.03.1991 - 4
AZR 455/90, SAE 1993, S. 79 ff.,
(zitiert: Salje,Anm. SAE)



Literaturverzeichnis

Scelle, Georges

Schaub, Gilnter

Ders.

Koch, Ulrich

Linck, Rudiger,
Vogelsang, Hinrich

Schlachter Monika

Schleusener, Axel Aino

Ders.

Schlosser, Hans

Le phénomene juridique du dédoublement fonction-
nel,

in: Walter Schéatzel (Hrsg.),

Rechtsfragen der Internationalen Organisationen,
Festschrift fir Hans Wehberg zum 70. Geburtstag,
Frankfurt a.M. 1956, S. 323 ff.,

(zitiert: Scelle,FS Wehberg)

Auslegung und Regelungsverkehr von Tarifvertra-
gen,
NZA 1994, S. 597 ff.

Arbeitsrechthandbuch,
13. Auflage, Miinchen 2009,
(zitiert: Bearbeiter inSchaubArb.-Hdb.)

Gleichheitswidrige Tarifnormen,

in: Monika Schlachter, Reiner Ascheid, Hans-Wolf
Friedrich (hrsg.),

Festschrift fir Glnter Schaub zum 65. Geburtstag,
Minchen 1998, S. 651 ff.,

(zitiert: Schlachter FS Schaub)

Rechtmaligkeit kampfweiser Durchsetzung von
Firmentarifvertragen gegeniber verbandsangehori-
gen Arbeitgebern,

NZA 1998, S. 239 ff.

Die Erzwingung von Firmentarifvertragen nach Ver-
bandsaustritt des Arbeitgebers,
BB 1999, S. 684 ff.

Grundziige der neueren Privatrechtsgeschichte,
Rechtsentwicklungen im europaischen Kontext,
9. Auflage, Heidelberg 2001,

(zitiert: SchlosserPrivatrechtsgeschichte)

213



Literaturverzeichnis

Schmidt, Karsten

Schnorr, Gerhard

Schollkopf, Susanne

Scholz, Rupert

Schregle, Johannes

Schwarze, Roland

Schweitzer, Michael

Seiter Hugo

Siebrecht, Fritz

Siegers, Josef

214

Verbandszweck und Rechtsfahigkeit im Vereins-
recht: Eine Studie Uber Erwerb und Verlust der
Rechtsfahigkeit nichtwirtschaftlicher und wirtschaft-
licher Vereine, Heidelberg, 1984,

(zitiert: SchmidtVerbandszweck)

Das Arbeitsrecht als Gegenstand internationaler
Rechtssetzung,

Minchen 1960,

(zitiert: Schnorr,Arbeitsrecht)

Tarifvertragliche Friedenspflicht,
Regensburg 1984, (zitieschdllkopfFriedens-
pflicht)

Koalitionsrecht und ,Neue Beweglichkeit* im Ar-
beitskampf,
SAE 1985, S. 33 ff.

Internationales Arbeitsrecht und Tarifvertrag,
RdA 1952, S. 161 ff.

Vorvertragliche Verstandigungspflichten,
Tubingen 2001

Staatsrecht Ill, 9. Auflage, Heidelberg 2008

Dauerrechtsbeziehungen zwischen Tarifvertragspar-
teien,
ZfA 1989, S. 283 ff.

Das Recht im Arbeitskampf, 3. Auflage, Koln 1964

Die Auslegung tarifvertraglicher Normen,
DB 1967, S. 1630 ff.



Literaturverzeichnis

Singer, Reinhard

Sinzheimer, Hugo

Ders.

Sitzler, Friedrich

Sollner, Alfred
Waltermann, Raimund

Stahlhacke, Eugen

Ders.

Hueck, Alfred
Nipperdey, Hans Carl
Tophoven, Ernst

von Stebut, Dietrich

Tarifvertragliche Normenkontrolle am Mal3stab der
Grundrechte,
ZfA 1995, S. 611 ff.

Der korporative Arbeitsnormenvertrag,
2. Auflage, 1. Teil, Berlin 1907, 2. Teil, Berlin 1908

Ein Arbeitstarifgesetz, Die Idee der sozialen Selbst-
bestimmung im Recht,
Munchen 1916

Ubertarifliche Léhne und Friedenspflicht,

in: Hans Carl Nipperdey (hrsg.),

Festschrift fir Erich Molitor zum 75. Geburtstag,
Minchen, Berlin 1962,

(zitiert: Sitzler,FS E. Molitor)

Arbeitsrecht,
14. Auflage, Miinchen 2007

Aktuelle Probleme tariflicher Friedenspflicht,

in: Franz Gamillscheg, Bernd Ruthers, Eugen Stahl-
hacke (hrsg.),

Festschrift flr Karl Molitor zum 60 Geburtstag,
Minchen 1988, S. 351 ff.,

(zitiert: StahlhackeFS K. Molitor)

Tarifvertragsgesetz,
4. Auflage, Minchen, Berlin 1964

Der Arbeitskampf als Prozel3,

in: Thomas Dieterich, Franz Gamillscheg, Herbert
Wiedemann (hrsg.),

Festschrift fuir Marie Luise Hilger und Hermann
Stumpf, Miinchen 1983, S. 657 ff.,

(zitiert: v. StebutFS Hilger/Stumpf)

215



Literaturverzeichnis

Stein, Axel

Ders.

von Steinau-Steinrtick, Robert

Glanz, Peter

Swepston, Lee

Thising, Gregor

Ders.

Ders.

von Medem, Andreas

Triepel, Heinrich

Urmoneit, Alexander

Valentin, Jan

216

Tarifvertragsrecht,
Stuttgart, Berlin, Koln 1997

Der Abschluss von Firmentarifvertragen,
RdA 2000, S. 129 ff.

Dauerarbeitskampfe durch Spartenstreiks - Die ver-
bliebenen Kampfmittel der Arbeitgeber,
NZA 2009, S. 113 ff.

Human rights law and freedom of association: De-
velopment through ILO supervision, ILR 137, 1998,
S. 169 ff.

Die Erstreikbarkeit von Firmentarifvertragen ver-
bandsangehdriger Arbeitgeber,
NZA 1997, S. 294 ff.

Der Schutz des Tarifvertrags vor den tarifvertraglich
Geschitzten,
DB 1999, S. 1552 ff.

Tarifeinheit und Koalitionspluralismus: Zur Zulas-
sigkeit konkurrierender Tarifvertrage im Betrieb,
ZIP 2007, S. 510 ff.

Volkerrecht und Landesrecht,
Aalen, 1958

Internationale Kontrolle mitgliedsstaatlicher Ver-
pflichtungen im Bereich des Sozialrechts,
Bonn 1998.

Friedenspflicht in sachlicher, personlicher und zeitli-
cher Hinsicht als (fehlender) Gegenstand tarifver-
traglicher Vereinbarung,

Bonn 1999,

(zitiert: Valentin,Friedenspflicht)



Literaturverzeichnis

Walker, Wolf-Dietrich

Wank, Rolf

Ders.

Ders.

Wendeling-Schréder, Ulrike

Wiedemann, Herbert

Ders.

Oetker, Hartmut
Thising, Gregor
Wank, Rolf

Wiese, Ginther
Kreutz, Peter
Oetker, Hartmut
Raab, Thomas
Weber, Christoph
Franzen, Martin

Willemsen, Heinz Josef
Mehrens, Christian

Der tarifvertragliche Einwirkungsanspruch,

in: Monika Schlachter, Reiner Ascheid, Hans-Wolf
Friedrich (hrsg.), Festschrift fir Gunter Schaub zum
65. Geburtstag, Minchen 1998, S. 743 ff.,

(zitiert: Walker,FS Schaub)

Zum Vorschlag einer Kodifizierung des Arbeits-
kampfrechts,
RdA 1989, S. 263 ff.

Anmerkung zu BAG, Urteil vom 26.01.1994 - 10
AZR 611/92, EzA § 4 TVG Tarifkonkurrenz Nr. 9,
S. 17 ff.

Die Auslegung von Tarifvertragen,
RdA 1998, S. 71 ff.

Betriebliche Erganzungstarifvertrage,
NZA 1988, S. 624 ff.

Anmerkung zu BAG, Urteil vom 14.11.1973 — 4
AZR 44/73, AP Nr. 16 zu 8 1 TVG Tarifvertage Bau
sowie zu BAG, Urteil vom 14.11.1973 — 4 AZR
78/73, AP Nr. 17 zu 8 1 TVG Tarifvertrage Bau

Kommentar zum Tarifvertragsgesetz mit Durchfiih-
rungs- und Nebenvorschriften,

7. Auflage, Minchen 2007,

(zitiert: Bearbeiterin: Wiedemann, TVG)

Betriebsverfassungsgesetz,
Gemeinschaftskommentar, Band Il, 88 74-132 mit
Kommentierung des BetrVG 1972,

8. Auflage, Neuwied, Kriftel 2005,

(zitiert: Bearbeiterin: Wiese, BetrVG)

Die Friedenspflicht im Zeitraum der Nachbindung,
NZA 2009, S. 169 ff.

217



Literaturverzeichnis

Dies.

Wohlfarth, Hans-Dieter

Wohlgemuth, Hans

Zachert, Ulrich

Ders.

Ders.

Ders.

Zollner, Wolfgang

Ders.
Loritz, Karl-Georg

218

Die Rechtsprechung des BAG zum ,Blitzaustritt*
und ihre Auswirkungen auf die Praxis,
NJW 2009, S. 1916 ff.

Starkung der Koalitionsfreiheit durch das Bundesar-
beitsgericht,
NZA 1999, S. 962 ff.

Probleme des Warnstreiks,
AuR 1982, S. 201 ff.

Tarifvertrag, eine problemorientierte Einflihrung,
Koln 1979, (zitiertZachert, Tarifvertrag)

Auslegung und Uberpriifung von Tarifvertragen
durch die Arbeitsgerichte,

in: Deutscher Arbeitsgerichtsverband (hrsg.),
Die Arbeitsgerichtsbarkeit, Festschrift zum
100jahrigen Bestehen des Deutschen Arbeitsge-
richtsverbandes, Neuwied, Kriftel, Berlin 1994,
(zitiert: Zachert,Auslegung von Tarifvertragen)

Firmentarifvertrag und Arbeitskampfrecht gegentuiber
dem Verbandsaul3enseiter,

in: Ursula Engelen-Kefer, Michael Schoden, Ulrich
Zachert,

Arbeitsrecht in der Bewahrung, Festschrift fir Karl
Kehrmann zum 65. Geburtstag, Koln 1997, S. 335
ff., (zitiert: Zachert,FS Kehrmann)

Firmentarifvertrag als Alternative ?
Sonderbeilage zu NZA 24/2000, S. 17 ff.

Das Wesen der Tarifnormen,
RdA 1964, S. 443

Arbeitsrecht,
6. Auflage, Minchen 2008



Anhang

A 1 Auszug aus der Tarifvertragsverordnung vom 23.12.1918

§28

Ist ein Schiedsspruch zustande gekommen, so ist er beiden Tdildarmufforderung zu

er6ffnen, sich binnen einer zu bestimmenden Frist dariber zu erktivesie sich dem

Schiedsspruch unterwerfen. Wird binnen der bestimmten Frist keineutrigglabgegeben, so
gilt die Unterwerfung als abgelehnt.

(Quelle: Reichsgesetzblatt 1918, Nr. 287, S. 1456, Kittner Arbeitskampfrecht, S. 455)

A 2 Auszug aus der Demobilmachungsverordnung vom 03.09.1919

§21
Fur Streitigkeiten, die aus der Anwendung dieser Verordnung leetstest der im 8 15 der
Verordnung Uber Tarifvertrage, Arbeiter- und Angestelltenaussehirsg Schlichtung von

Arbeitsstreitigkeiten vom 23.12.1918 vorgesehene Schlichtungsausschuss zustandig...

§22
Der Demobilmachungskommissar kann bei Streitigkeiten nach § 21 ddithBungsaus-

schuss anrufen...

§23
Der Demobilmachungskommissar kann einen nach § 21 ergangenen Schadésprer-

bindlich erklaren...

§ 26

Bei Streitigkeiten Uber Lohne, Gehélter oder sonstige Arbelispengen stehen dem Demo-
bilmachungskommissar ebenfalls die Befugnisse aus den 8§ 22-25 dieser Verordnung zu...
(Quelle: Reichsgesetzblatt 1919, S. 1500, Kittner Arbeitskampfrecht, S. 456 ff.)
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A 3 Auszug aus der Schlichtungsverordnung vom 30.10.1923

§3
Schlichtungsausschiusse und Schlichter haben zum Abschluss von Gesamtusrganba
(Tarifvertragen, Betriebsvereinbarungen) Hilfe zu leisten, doeiee vereinbarte Schlich-

tungsstelle nicht bestent...

§5

(1) Schlichtungsausschisse und Schlichter werden auf Anruf einer &dat von Amts we-
gen tatig...

(4) Kommt vor der Schlichtungskammer keine Einigung zustande, so aiadkammer den
Parteien einen Vorschlag fur den Abschluss einer Gesamtvereini{&ahmgdsspruch). Wird
er von beiden Parteien angenommen, so hat er die Wirkung einetlisblenf Gesamtverein-
barung. Das gleiche gilt, wenn der Spruch auf Grund gesetzhschrift oder einer Ver-

einbarung bindend ist.

§6

Wird der Schiedsspruch nicht von beiden Parteien angenommen, so kanivesbiiidlich
erklart werden, wenn die in ihm getroffene Regelung bei gereébtedgung der Interessen
beider Teile der Billigkeit entspricht und ihre Durchfiihrung aussehaftlichen und sozialen
Griunden erforderlich ist...

(Quelle: Reichsgesetzblatt | 1923, Nr. 111, S. 1043, Kittner Arbeitskampfrecht, S. 459)

A 4 Auszug aus der Verordnung tber das Schlichtungswesen vom 29.12.1923

§21

(5) Fur das Zustandekommen des Schiedsspruchs genugt einfacheei@tiehrheit. Kein

Mitglied der Kammer darf sich der Stimme enthalten oder digiibsung tber eine Frage
deshalb verweigern, weil es bei der Abstimmung Uber eine akdage in der Minderheit
geblieben ist. Bilden sich bei der Abstimmung mehr als zweniMaen, von denen keine

mehr als die Halfte der Stimmen auf sich vereinigt, sousversuchen, die Mehrheit der
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Stimmen auf eine Meinung zu vereinigen. Gelingt dies nicht, so erdsthige Stimme des
Vorsitzenden...
(Quelle: Reichsgesetzblatt | 1924, Nr. 1, S.9, Kittner Arbeitskampfrecht, S. 460)

A 5 Auszug aus der ,Margarethenhof-Vereinbarung“ vom 07.09.1954

§1

Zur Hilfeleistung beim Abschluss (Verlangerung, AnderungABegng) von Tarifvertragen
vereinbaren die Vertragsparteien ein Schlichtungsverfahren, dasrmendung kommen
soll, wenn die vorerst durchzufihrenden freien Verhandlungen zwischenadiérefrags-
parteien zu keiner Verstandigung gefuhrt haben.

8§87

KampfmalRhahmen, die dem Zweck des § 1 entgegenstehen, sind wahrenklideti&gs-
verfahrens zu unterlassen (Friedenspflicht). Kampfmalinahmen diigfieargriffen werden,
wenn das Schlichtungsverfahren gescheitert ist...

(Quelle: RdA 1954, 383, Kittner Arbeitskampfrecht, S. 632)

A 6 Auszug aus der Schlichtungsvereinbarung der Metallindustrie vom 14.06.1955

§6

(1) Kampfmaflinahmen, die dem Zweck des § 1 entgegenstehen, sind wahr&uthldés
tungsverfahrens zu unterlassen (Friedenspflicht). Kampfmalinahmem diisfe ergriffen
werden, wenn das Schlichtungsverfahren gescheitert ist...

(2) Wird die Schlichtungsstelle erst angerufen, nachdem entweslébdtimmung zwecks
Durchfihrung von Kampfmaflnahmen oder KampfmalRnahmen selbst beschlossen worden
oder schon im Gange sind, so findet Absatz 1 Satz 1 und 2 keine Anwendiaag), jiirfen
Beschlisse tber Durchfiihrung von KampfmalRnahmen erst 5 Tage nach lustarsder
Verhandlungen gefasst werden.

(Quelle: Protokoll Sitzung d. Beirats d. IG-Metall-Bundesvorstands am3L210li 1955 in:
Der Deutsche Gewerkschaftsbund, S. 598 ff.; Kittner, Arbeitskampf, S. 633)
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A 7 Auszug aus der Schlichtungsvereinbarung in der Metallindustrie von®1.01.1980

§ 1 Ubermittlung von Forderungen
Hat eine Tarifvertragspartei einen Tarifvertrag gekindigtsseie verpflichtet, Forderungen
fur den Neuabschluss der anderen Tarifvertragspartei spateseNg8oghen vor Ablauf des

Tarifvertrages zu tbermitteln.

§ 2 Aufnahme von Verhandlungen
Ist ein Tarifvertrag gekindigt, so sind die Tarifvertragspameerpflichtet, Verhandlungen
Uber den Neuabschluss des Tarifvertrages spatestens zwei Wochlawdrdes Tarifver-

trages aufzunehmen.

8 3 Verhalten nach Ablauf des Tarifvertrages

Die Tarifvertragsparteien verpflichten sich, nach Ablauf einasfertrages wahrend einer
Frist von vier Wochen nicht zu streiken und auszusperren.

Hat die gekuindigte Partei die Ubermittlung von Forderungen innerhalbh 8et bestimmten

Frist unterlassen, so verlangert sich die im vorstehenden Absasarhiée Frist um so viele

Werktage, wie die Forderung spater Ubermittelt worden sind...

8 4 Voraussetzungen fur ein Schlichtungsverfahren

(4) Nach gescheiterten Verhandlungen kénnen die Tarifvertraggmatt@éinen einer Frist
von zwei Werktagen gemeinsam die Schlichtungsstelle anrufen. Geastieehicht, so kann
die Schlichtungsstelle binnen einer weiteren Frist von einem Vexlda jeder Tarifver-
tragspartei einseitig angerufen werden. Die andere Tarigspartei kann binnen einer wei-
teren Frist von zwei Werktagen nach Zugang erklaren, ob sie ssérdinrufung anschlief3t.
Schliel3t sie sich der Anrufung nicht an, findet ein Schlichtungsverfahren nitht stat
(Quelle: RdA 1980, 165, Kittner Arbeitskampfrecht, S. 636 ff.)
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Die Tarif- und Arbeitskampfpraxis befindet sich zurzeit in einer Umbruchsituation.
Es treten kleine, durchsetzungsstarke Spezialistengewerkschaften auf, die eige-
ne Tarifforderungen fiir die von ihnen vertretenen Berufsgruppen erheben, da sie
sich von den DGB-Gewerkschaften nicht mehr hinreichend vertreten wahnen. Das
effiziente Vorgehen dieser Spezialistengewerkschaften bringt in komplex arbei-
tenden Wirtschaftszweigen die Gefahr einer Vervielfachung von Arbeitskdmpfen
mit erheblichen Auswirkungen fiir die Volkswirtschaft mit sich. Diese Entwicklung
zwingt zu einer rechtlichen Neubewertung der tariflichen Friedenspflicht, da sie
weitreichende Auswirkungen flr die Bestimmung der Reichweite der Friedens-
pflicht hat. Einen Schwerpunkt der Arbeit bildet daher die Untersuchung, ob in der
Rechtsprechung und in der Literatur rechtssichere, generelle Kriterien zur Bestim-
mung der sachlichen Reichweite der Friedenspflicht existieren.

ISBN 978-3-86219-024-9



	Front page

	Titelseite

	Impressum

	Vorwort

	Inhaltsverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis
	§ 1 Einleitung
	A. Gegenstand der Untersuchung und Zielsetzung der Arbeit
	B. Gang der Untersuchung
	C. Ausgangspunkt, methodischer Ansatz und Arbeitshypothesen

	§ 2 Abschied vom Grundsatz der Tarifeinheit ?
	A. Problemaufriss
	B. Stellungnahme

	§ 3 Friedenspflicht als Bestandteil des Tarifvertrages
	A. Begriff und Geltungsgrund
	I. Historische Entwicklung
	II. Gesetzliche Grundlage und Einordnung der Friedenspflicht
	III. Rechtsdogmatische Grundlage

	B. Inhalt der tariflichen Friedenspflicht
	I. Negativer Inhalt
	II. Positiver Inhalt
	III. Ersatzmaßnahmen
	IV. Relative und absolute Friedenspflicht

	C. Verpflichtete und Berechtigte der Friedenspflicht
	I. Verpflichtete
	II. Berechtigte

	D. Rechtsfolgen beim Verstoß gegen die tarifliche Friedenspflicht
	I. Ansprüche der Tarifvertragsparteien
	II. Ansprüche der Verbandsmitglieder


	§ 4 Reichweite der Friedenspflicht
	A. Auslegung als Mittel zur Bestimmung der Friedenspflicht
	B. Auslegung des Tarifvertrages
	I. Normativer Teil des Tarifvertrages
	II. Obligatorischer Teil des Tarifvertrages
	III. Zwischenergebnis
	IV. Ergänzende Auslegung durch Standards der Internationalen Arbeitsorganisation(ILO)

	C. Bestimmung der Reichweite der Friedenspflicht im Wege der Auslegung
	I. Bestimmung der sachlichen Reichweite der Friedenspflicht
	II. Neubewertung der Kriterien in Bezug auf die sich verändernde Tariflandschaft
	III. Bestimmung der persönlichen Reichweite der Friedenspflicht


	§ 5 Geltungsdauer der Friedenspflicht
	A. Beginn der Friedenspflicht
	I. Beginn der Tarifwirkung
	II. Beginn der Friedenspflicht

	B. Ende der Friedenspflicht
	I. Flucht aus dem Arbeitgeberverband
	II. Schlichtungsvereinbarungen und Friedenspflicht
	III. Nachwirkungsstadium gemäß § 4 Abs. 5 TVG und Friedenspflicht


	§ 6 Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse
	Nachtrag
	Literaturverzeichnis
	Anhang
	Back cover


